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„Jeder, der wie Referent vor nunmehr länger als 
dreissig Jahren seine Studien des englischen Civilprozess- 
rechts begann, wird stets in dankbarer Erinnerung die werth- 
volle Anleitung und Belehrung behalten haben, welche ihm 
das 1851 erschienene Werk von Rüttimann, „Der englische 
Civilprozess" gewährte. Es war in der That der erste Ver- 
such, deutschen Freunden des englischen Rechts einen zu- 
verlässigen Leitfaden diirch die im Laufe der Jahrhunderte 
immer verschlungener und krauser gewordenen Irrgäng-e 
eines ebenso originell wie äusserst formalistisch entwickelten 
Verfahrens zu geben. Wer aber an der Hand des Rütti- 
mann'schen Werkes den heutigen englischen Civilprozess 
studiren wollte, würde Gefahr laufen, ein unrichtiges und 
zum grossen Theil veraltetes Bild desselben zu empfangen. 
Denn seit dem Erscheinen jenes Buchs hat in England — 
unerachtet des hier gewohnheitsmässig geübten zähen, kon- 
servativen Festhaltens an althergebrachten, liebgewordenen 
Formen und Normen — eine von den Bemühungen hervor- 
ragender Staatsmänner und Juristen beider herrschenden 
Parteien getragene, stetig fortschreitende Reformgesetzgebung* 
mit dem Schutte historisch hoch interessanter, zugleich aber 
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Das Immobiliarsachenrecht ist deshalb der wichtigste 
Theil des englischen Privat -Rechts, weil es die An- 
schauungsweise und Denkart der Juristen in so hohem 
Grade beeinflusst hat, dass eine Kenntniss desselben 
für denjenigen, welcher sich mit den Rechtsregeln auf 
anderen Gebieten vertraut machen will, ganz uner- 
lässlich ist Kein anderer Theil des Privatrechts steht 
ausserdem in so augenfälliger Beziehung zu der ge- 
sellschaftlichen und wirthschaftlichen Entwickelung 
des Landes, keiner gibt in seiner heutigen Gestalt so 
viel Aufschluss über das Leben und Streben der Ver- 
gangenheit So wird der Jurist, den die praktischen 
Fragen des heutigen Verkehrs beschäftigen, wenn er 
im englischen Recht Umschau halten will, den Gegen- 
stand ebenso unentbehrlich finden, wie der Rechts- 
historiker, der Nationalökonom ebenso wie der ver- 
gleichende Rechtsforsoher. 

Unter diesen Umständen schien mir eine Ueber- 
setzung des vorliegenden Werks in hohem Grade 
wünschenswerth. Die englischen Lehr- und Hand- 
bücher sind im Allgemeinen als erste Einleitung nicht 
zu empfehlen. Sie stehen erstens zum grossen 
Theile unter dem Einfluss verkehrter historischer Hy- 
pothesen und es fehlt ihnen ferner das Gefühl für die 
relative Bedeutung der dargestellten Gegenstände. 
Auch die Arbeit von Gundermann — die übrigens 
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Fragment geblieben ist — ist von diesen Fehlem 
nicht frei. Sir Frederick Pollock*s Werk ist die Arbeit 
des Meisters, der knapp und dennoch genau zu sein 
versteht Das Buch ist der Form nach historisch; es 
gibt aber ein weit klareres Bild über den jetzigen Zu- 
stand, als die meisten dogmatischen Werke. 

Wenn das englische Recht ebenso wie das ältere 
deutsche Recht die unbeweglichen und die beweglichen 
Sachen scharf auseinanderhält, so ist dies einem tief 
liegenden inneren Grunde zuzuschreiben. Die Herr- 
schaft über das liegende Gut ist ihrer Natur nach 
durchaus verschieden von der Herrschaft über die 
fahrende Habe. Dieser Unterschied wird nach seiner 
privatrechtlichen Seite hin von Heusler (Institutionen 
des deutschen Privatrechts I 331) sehr treffend ge- 
kennzeichnet; es ist aber wohl zu beachten, dass der 
Gegensatz damit keineswegs erschöpft ist imd dass 
vielmehr das Hauptelement desselben in seiner öfifent- 
lich-rechtlichen Bedeutung zu jBnden ist. Alle Ver- 
hältnisse des Grund u nd Bodens gehören in hervor- 
ragender Weise zu den Interessen 3es GeiheinWesens, 
und das natürliche Gefühl für diese Wahrheitnat es 
stets bewirkt, dass das sogenannte Eigenth um an un- 
beweglichen Saclien nie — auch nioKT" unter der 
Herrschaft des römischen Rechts — denselbe n Inhalt 
hatte, w ie das Eigenthu m an Mobilien. Die englische 
Auffassung, nach welcher der Einzelne nur gewisse 
bald umfassendere, bald geringere Rechte an dem von 
ihm besessenen Grundstücke, nie aber das eigentliche 
Eigenthum hat, entspricht den Thatsachen vielmehr 
als die Fiktion einer allgemeinen, durch Legalservituten, 
Nachbarrechte, Regalien und andere Beschränkungen 
gekürzte Herrsohaftsbefugniss. 
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Die Unterordnunff des Einzelnen unter eine Mehr- 
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heit in. Be^zsiig.auf sein Verhältniss zum Grund und 
Boden spricht sich in der englischen Rechtsgesohichte 
nach drei verschiedenen Richtungen in ausgeprägtester 
Weise aus. Die noch heute bestehenden sogenannten 
rights of common, Nutzungsrechte verschiedener Art 
an den freigebliebenen Strecken der Qutsherrschaft 
sind Ueberbleibsel der Bewirthschaftung durch die 
Dor%emeinschaft. Das Lehnswesen, das die äussere 
Form des Rechts noch jetzt in hohem Grade beein- 
ilusst, brachte den einzelnen Besitzer in unmittelbare 
oder mittelbare Beziehung zu dem Landesherm. Als 
Grundbesitzer war er ein Glied in dem hierarchisch 
aufgebauten SysteuL Die Einrichtung von Familien- 
stiftungen macht endlich den gegenwärtigen Inhaber 
nur zum augenblicklichen Träger von Rechten, die 
einer Gesammtheit gehören. Die englischen Juristen 
nennen jeden Inhaber von Grund und Boden t^anf._ 
und fügen dann den besonderen Besitzstand bei, zu 
welchem er berechtigt ist — tenant in fee, tenant in 
tau, tenant for years. Damit spricht sich die ganze 
Auffassungsweise in höchst bezeichnender Weise aus. 
Die englische Rechtsgeschichte ist auch nach einer 
anderen Seite hin lehrreich. Sie widerlegt in der un- 
verkennbarsten Art den auffallender Weise gerade von 
Engländern — namentlich von Bentham und Austin 
— in schroffster Form ausgesprochenen Satz, dass 
das Recht nur der Befehl des Gesetzgebers ist. Der 
Kampf der Gesetzgebung gegen die Gewohnheiten des 
Volks und der immer wiederkehrende Sieg der letzteren 
bildet einen grossen Theil ihres Inhalts. Das von 
Edward L erlassene Gesetz De Donis sollte die Un- 
veräusserlichkeit der Stammgüter einführen. Dies 
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Erstes Kapitel. 

Einleitung. 

Die Rechte und Gebräuche, welche den Grundbesitz 
in England betreffen, sind als Ganzes angesehen, 
einzig in ihrer Art Man bezeichnet das englische 
System gewöhnlich als ein feudales, und viele wenden 
diese Benennung in einem schmähenden Sinne an, 
ohne genau zu wissen, was ihre Bedeutung ist Die 
Bezeichnung ist an und für sich nicht unrichtig, aber 
sie erzeugt einen höchst unvollkommenen Begriff von 
der Zahl und der Mannigfaltigkeit der Einflüsse, welche 
dem englischen Immobiliarrecht seine heutige Gestalt 
gegeben haben. Die Angabe und die Anschauungen, 
welchen die Bezeichnung Ausdruck gibt, sind un- 
genügend und daher irreführend. Fast jede mögliche 
Form des Eigenthums und fast jede mögliche Be- 
ziehung der Eigenthümer und der Bewirthschafter 
des Landes untereinander und zu dem Staate haben 
in E}ngland zu einer oder der andern Zeit existirt, 
und in dem mannigfach zusammengesetzten Gebäude 
des Immobiliarrechts eine mehr oder weniger deutliche 
Spur hinterlassen. Wir müssen einer langen Erzählung 
folgen, ehe wir verstehen können, wie viel und wie 
wenig heute vom Lehnswesen übrig geblieben ist 
Noch heute giebt es Ortsgebräuohe und Rechte, die 
anerkanntermassen aus einer Zeit stammen, in welcher 
das Lehnswesen unbekannt war, und in welcher Privat- 
; eigenthum im heutigen Sinne eine im Entwickelungs- 

Pollock, Grundbesitz in England. 1 
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kämpf begriffene Neuerung war. Dieser alte Ursprung 
kann in allen Fällen durch das Wesen der Einrichtung 
und in vielen durch die thatsächliche Entstehungs- 
geschichte nachgewiesen werden. Der Haupttheil der 
technischen Ausdrücke des Rechts und der technischen 
Denkweisen, welche in ihnen verkörpert sind, stammt 
aus dem Lehnswesen; aber es handelt sich um eine 
eigenartige Gattung desselben, welche durch die 
Eigenthümlichkeit der englischen Verhältnisse wesent- 
lich umgestaltet worden ist. In Schottland hatte 
das Feudalsystem eine ungehinderte, von der Ge- 
setzgebung gar nicht, oder wenig berührte, Ent- 
wickelung, und die Formen des schottischen Rechts 
haben dieses System noch heute in relativer Reinheit 
erhalten. In England hat die Gesetzgebung beständig 
eingegriffen und radikale Aenderungen bewirkt. Diese 
Veränderungen waren nicht immer die, welche die 
Gesetzgeber beabsichtigten. In einigen sehr wichtigen 
Fällen war die Wirkung der beabsichtigten diametral 
entgegengesetzt. Eine berühmte Massregel, der unter 
Heinrich VIII. erlassene Statute of Uses^ sollte nach 
der Absicht seiner Urheber die ursprüngliche Ein- 
fachheit und den offenkundigen Karakter der Be- 
rechtigung an Immobilien wieder herstellen, allerdings 
mehr im Interesse der Krone und der grossen Grund- 
herren als zu Gunsten der Gesammtheit. Der Zweck 
des Gesetzes wurde fast sofort durch die Auslegung 
der Richter vereitelt. Trotzdem blieb dasselbe kein 
todter Buchstabe, es hatte andere ganz unerwartete 
Wirkungen. Die erste bestand darin, dass die Ver- 
äusserung eines Grundstückes ohne jegliche die öffent- 
liche Bekanntwerdung sichernde Solennität bedeutend 
leichter gemacht wurde, als dies je früher der Fall 
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war. Die zweite, welche zur Zeit der Republik und 
der Restauration durch die Findigkeit einiger Ad- 
vokaten erreicht wurde, bestand in der Einführung 
der Familienstiftungen, welche noch heute bei einer 
grossen Anzahl von Orundeigenthümem in Gebrauch 
sind. So wurde, wie wir später genauer ausführen 
werden, eine Massregel, welche Oeffentlichkeit und 
Einfachheit erzwingen sollte, das Hauptwerkzeug zur 
Erzeugung von Heimlichkeit und Verwickelung. Wen- 
den wir uns anderseits von den Besitztiteln und Besitz- 
ständen der Eigenthümer zu den Beziehungen zwischen 
Eigenthümem und Bewirthschaftem, so finden wir, 
dass dieselben heute in grossem Massstabe auf einer 
Anschauung beruhen, welche zu der feudalen in ent- 
schiedenem Widerspruch steht — wir meinen die A 
jetzige Auffassung des Grund und Bodens als eines// 
Gegenstandes des Handels, der zu Preisen, welche! 
durch die Konkurrenz bestimmt werden, veräussert! 
und gekauft, vermiethet und gemiethet wird. Bei{ 
städtischen Wohnhäusern und bei Gebäuden, welch 
für Handel und Gewerbe benutzt werden, kommt dies 
Auffassung zur vollen Geltung, und das Verhältnis^ 
zwischen Vermiether und Miether ist ein rein geschäft-\ 
hohes. In Bezu g auf Landgüter ist es noch in vielen \ 
Fällen — jedoch keineswegs in allen — anders, weil \ 
sich Gebrauche und Gewohnheiten erhalten haben, \ 
welche wir, wenn wir wollen, in ungenauöE-ßedajEfiise ] 
feudale Gebräuche nennen können. ^ 

So ist das englische InilfiölSiliarrecht ein Gebäude 
von verworrener Bauart, aus Bausteinen der ver- 
schiedensten Gattung zusammengesetzt. Die technische 
Verwickelung und die Schwierigkeit der Rechtsbe- 
stimmungen ist so gross, dass unter den SpezialStudien, 

1* 



4 ERSTES KAPITEL. 

welche die Rechtswissenschaft bilden, das Immobiliaiv 
recht ein SpezialStudium für sich ist Selbst unter gut- 
geschulten Juristen bilden diejenigen, welche im Im- 
mobiliarrecht wohl bewandert sind, eine geringe 
Minderzahl; imd die Zahl derer, welchen die Ge- 
schichte dieses Rechtszweiges bekannt ist, ist eine 
noch geringere. Noch vor einem Menschenalter gab 
es Gelehrte wie der verstorbene Lord St Leonards^ 
welche ernsthaft behaupteten, dass diese verwickelte 
Natur des Rechts unvermeidlich sei, und in Wahrheit 
nur ein Merkmal der Vollkommenheit, welche der 
Reohtsmechanismus erreicht habe. Jetzt möchten sich 
nur wenige Personen finden, welche eine solche Be- 
hauptung aufzustellen geneigt wären. Es muss darauf 
hingewiesen werden, dass gerade diese Verwickelung, 
welche eine Reform wünschenswerth macht, eines der 
Haupthindemisse im Wege einer solchen Reform ist. 
Der ganze Gegenstand ist ein solches Geheimniss für 
Laien, dass sie, trotzdem sie erkennen mögen, dass 
Etwas nicht in der Ordnung ist, .nicht sagen können, 
wo die Abhülfe beginnen sollte, und nicht wissen, 
was sie eigentlich verlangen möchten. Unter Juristen 
ist die Zahl derer, welche einer Veränderung feindlich 
gegenüber stehen, beträchtlich, und eine noch grössere 
Zahl ist gleichgültig. Die Schuster fühlen nicht, dass 
der Schuh drückt, und die Leute, welche fühlen, dass 
der Schuh drückt, wissen nicht wie Schuhe gemacht 
werden. Es ist oft gesagt worden, dassni ^ends die 
Grundeigen&üm^ übör-ih^ rechtlich§'"'-Stellung_ so 
wenig wissen und so abhängig vom RaÜi ihrer An- 
n^älte sind als in England, und ich glaube, man 
kann dieser Behauptung nicht widersprechen. Eb 
scheint deshalb einer ernstlichen Bemühung werth^ 
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sich an die Ueberwindung oder Zerstörung der 
Schranken zu wagen, welche zwischen den Anschau- 
ungen der Juristen und denen der Laien sich erheben, 
und welche eine Erörterung zwischen den Beiden zu 
einer Komödie der Irrungen machen. Wie dies am 
besten bewerkstelligt werden kann, ist eine heikle Frage. 
Angaben, welche unter Anwendung der geeigneten 
technischen Ausdrücke gemacht werden, laufen Gefahr, 
nicht verstanden, oder — was schlimmer ist — miss- 
verstanden zu werden; anderseits ist es für Leute, 
welche einmal die Gewohnheit einer derartigen Aus- 
drucksweise erworben haben, keineswegs leicht, die 
gleichen Thatsachen selbst in den allgemeinsten Um- 
rissen in gemeinverständlicher und möglichst genauer 
Sprache wiederzugeben. Eine gewöhnliche Methode 
der populären' Darlegung, nicht nur bei der Rechts- 
wissenschaft, sondern auch bei anderen Spezialwissen- 
schaften besteht darin, die Kunstausdrücke in loser 
und ungenügender Weise zu erklären, und dann die- 
selben anzuwenden, als ob der Leser bereits im Stande 
sei, sie zu verstehen. Dies ist der gefährlichste Weg 
von allen: er ist um so viel schlimmer als diejenigen, 
welche nur zur Rathlosigkeit führen, als falsches 
Wissen schlimmer ist als Unwissenheit. Unterweisung 
dieser Art ist vermuthlich verantwortlich für das lose 
Gerede über Erstgeburtsrecht und dauernde Be- 
stimmung der Erbfolgeordnung (entail)^ welches noch 
jetzt aus dem Munde von Leuten zu hören ist, die sich 
leicht besser imterrichten könnten. Ernsthafte und 
fähige Schriftsteller, George Brodrick unter Anderen, 
haben dazu beigetragen, eine Abhülfe zu schaffen. 
Aber die Erörterung volkswirthschaftlicher Fragen hat 
ihn^i in der Regel kaum Raum genug gelassen, um 
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den juristischen Aufbau des englischen Immobiliar- 
rechts klar und deutlich auseinander zu setzen. Der 
ganze Bau ist, wie wir eben gesagt haben, und wie 
Brodrick an einer bemerkenswerthen Stelle seines 
Buches darlegt, das Resultat verschiedener aufeinander 
gefügter Aufschichtungen, deren Anordnung keine 
natürliche, sondern eine zufällige ist Weder über- 
legte Gesetzgebung, noch das spontane Wachsthum 
der Gewohnheit haben ihn aufgebaut. Er kann daher, 
allein betrachtet, nicht verstanden werden. Das eng- 
lische Immobiliarrecht hat keinen innem Zusammen- 
hang, keinen Drang zu einheitlichem Wachsthum. 
Aus einer Reihe geschichtlicher Zufälle ist es ent- 
standen und nur im Lichte seiner geschichtlichen Be- 
dingungen ist es verständlich. Dies gilt nicht in ge- 
ringerem sondern noch in höherem Grade, wenn die 
Personen, welche eine Kenntniss des Systems zu er- 
langen wünschen, dasselbe nur von der Aussenseite 
betrachten und mit den Einzelheiten nicht vertraut 
sind. Unser Ziel wird es deshalb sein, so weit unser 
Können ausreicht, und die Sache sich in so kleinem 
Massstabe bewerkstelligen lässt, den Knäuel der ver- 
schiedenen geschichtlichen Bestandtheile zu entwirren, 
aus welchen das heutige englische Immobiliarrecht 
zusammengesetzt ist. 

Denken wir uns, wir^tehen auf irgend einem Aus- 
sichtspunkt innerhalb der Grenzen eines grossen eng- 
lischen Landguts, mit dem Blick auf Herrenhaus und 
Parkanlagen, Felder und Wiesen, Holz imd Haide. 
Uns gegenüber erhebt sich ein offener Hügel, bedeckt 
mit goldenem Ginster und purpurfarbenen Haideblumen, 
umsämnt und gekrönt von wilder Waldung. Das ist 
offenes Gemeindeland: viele Personen haben die Be- 
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fugniss, eine gewisse Anzahl Thiere darauf zur Weide 
zu schicken, Torf und Unterholz für ihren Haus- 
gebrauch dort zu nehmen, oder andere Rechte auszu- 
üben, je nach der Sitte des Bezirks und des Ortes. 
Derartige Rechte sind von englischen Lehrbüchern 
noch bis vor kurzer Zeit so erklärt worden, dass sie 
in eine vollständige lehnsrechtliche Theorie des Grund- 
besitzes hineinpassten. Man nahm an, der Grundherr 
habe sie seinen Vasallen freiwillig gewährt, oder sie 
seien innerhalb seiner Besitzungen durch Gebrauch 
imd Duldung entstanden, bis die lang fortgesetzte 
Billigung aufeinanderfolgender Grundherren aufhörte 
eine Gunst zu sein und zur rechtlichen Verpflichtung 
wurde. Dies oder etwas Aehnliches mag manchmal 
sich ereignet haben. In Wirklichkeit aber war der 
Verlauf in der Regel gerade der entgegengesetzte. 
Die Leute, welche Gemeindenutzungsrechte ausüben, 
üben dieselben kraft eines Rechtsanspruchs aus, der, 
wenn wir ihn nur bis zu seinem Ursprung hinauf 
verfolgen könnten, sich als weit älter erweisen würde, 
als das Recht des Grundherrn. Ihre Rechte sind die, 
welche den Mitgliedern der Dorfgemeinschaft lange 
zustanden, ehe man von Grundherrlichkeit und Grund- 
herren etwas wusste. 

Vielleicht ist auch ^^Lammas Land^ in einzelnen 
Parzellen in der Nachbarschaft zu finden — das sind 
Felder, welche während eines Theils des Jahres be- 
baut und eingehegt werden, und während des Restes 
des Jahres den verschiedenen Besitzern oder (was 
wahrscheinlicher ist) einer grösseren Klasse von Per- 
sonen zu gemeinschaftlicher Nutzung übergeben werden. 
Solche Einrichtungen sind Ueberbleibsel einer Zeit, 
in welcher das Sondereigenthum an Grundstücken in 
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seiner Kindheit war. Die erwähnten und anderen 
ähnlichen Gemeindereohte stehen häufig den Bewohnern 
eines Kirchspiels zu; das Kirchspiel ist aller Wahr- 
scheinlichkeit nach an die Stelle einer noch älteren 
Einheit getreten, und bewahrt in derartigen noch 
lebendig erhaltenen Gebräuchen einige Spuren der 
ursprünglichen Verfassung. Die Fälle, in welchen 
derartige Gebräuche sich erhalten haben, sind seit 
einigen Menschenaltem nicht so zahlreich wie früher, 
indem die Einhegung von Grundstücken stetige Fort- 
schritte gemacht hat, aber sie sind noch heute keines- 
wegs selten. 

Zwischen unserem vorgestellten Aussichtsposten und 
dem unbebauten Lande liegt eine bebaute Strecke, 
welche ein Pächter oder mehrere Pächter innehaben. 
Möglicherweise erstrecken sich ihre Pachtverträge 
über eine beträchtliche Anzahl von Jahren, möglicher- 
weise erneut sich die Pacht von Jahr zu Jahr; auch 
im letzten Falle mag, wenn die Umstände günstig 
sind, die Fortdauer des Verhältnisses thatsächlich 
ziemlich gesichert sein. Jedenfalls ist die rechtliche 
Stellung derartiger Pächter verhältnissmässig neueren 
Ursprungs und einfach in ihrer Art. Sie war im 
Mechanismus des Feudalsystems kaum vorgesehen 
und ist frei von den Geheimnissen des Immobiliar- 
rechts. Die Rechte des Pächters aus seinem Pacht- 
vertrage gehen nach seinem Tode, falls er kein 
Testament gemacht hat, an dieselben Personen über, 
wie das Recht am Vieh in den Ställen, am Gelde in 
der Bank, oder an beweglicher Habe irgend welcher 
Art In der Sprache des Rechts sagen wir, sie ge- 
gehören zum beweglichen Vermögen i) (personal pro- 

1) Es ist am zweckmässigsten die Ausdrücke real und 
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perty), nicht zum unbeweglichen Vermögen (real pro- 
perty). Die Verwickelungen, von welchen wir ge- 
sprochen haben, berühren den Pächter nur insofern, 
als sie dem Verpächter die freie Verfügungsgewalt 
entziehen, und ihn dadurch verhindern, diejenigen 
Abmachungen mit dem Pächter und diejenigen Kapital- 
verwendungen für das Gut zu machen, welche an und 
für sich wünschenswerth wären. 

Noch näher an unserem Aussichtspunkt liegt ein 
kleiner Herrschaftshof (home farm)^ durch einen Ver- 
treter des Gutsherrn für dessen unmittelbare Rechnung 
bewirthschaftet. Die Bewirthschaftung für Rechnung 
des Gutsherrn war während einer beträchtlichen Zeit- 
dauer im Mittelalter die gebräuchlichste. Jetzt be- 
gegnen wir ihr nur ausnahmsweise: manchmal ist sie 
ein kostspieliges Vergnügen des Gutsherrn, manchmal 
ein Experiment und manchmal die nothwendige Folge 
einer schlechten Ernte. 

Wenden wir uns jetzt nach den Parkanlagen tmd 
dem Herrenhause, welches den Mittelpunkt unserer 
Landschaft bilden soll. Der Gutsherr ist selbst ein 



personal property mit „bewegUches und unbewegUches Ver- 
mögen" zu übersetzen. Es ist dies freilich nicht genau richtig; 
z. B. die sogenannten hetrlooms sind bewegliche Sachen, welche 
durch Rechtsfiktion als Pertinenzen des Grund und Bodens 
angesehen und zur real property gerechnet werden ; im Allge- 
meinen decken sich aber die Ausdrücke. Der deutsche Leser 
darf bei den Ausdrücken y^rtaV* und „personal property'^ nicht 
an jttra in rem und jura in personam denken. Das Recht des 
Pächters ist nach der englischen Auffassung ein dingliches 
Hecht, gehört aber zur personal property ebenso wie alle be- 
wegUchen Sachen mit Ausnahme der soeben erwähnten. 
Der Unterschied ist von Wichtigkeit in Bezug auf die In- 
testaterbfolge. 
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Untereigenthümer,^ wenn dies auch thatsächlich seine 
Stellung nicht beeinflusst. Er ist Untereigenthümer 
unter der Krone, vielleicht sogar unter einem Ober- 
herm, welcher wiederum sein Recht als Kronvasall 
ausübt Seine Vorgänger vor den Zeiten der Republik 
hatten Zins oder Dienstleistungen oder beides zu ent- 
richten und waren ausserdem einer Anzahl gelegent- 
licher Abgaben und Zahlungen ausgesetzt, von welchen 
einige sehr lästiger Natur waren. Sie hatten dem 
Könige oder dem anderweitigen Lehnsherrn zu folgen, 
wenn er zum Kriege auszog, und bewaffnete Mannen 
in bestimmter Anzahl mit sich zu bringen oder durch 
eine entsprechende Geldzahlung zu ersetzen. Die 
lehnsrechtlichen Dienstleistungen sind jetzt abgeschafft; 
aber die ursprüngliche Zinspflicht, welche mit ver- 
schiedenen Kunstausdrücken bezeichnet wird und in 
Folge der Veränderungen im Gewicht der Münzen 
und im Werth der Edelmetalle zu ganz unbedeutenden 
Beträgen herabgesunken ist, hat sich an vielen Orten 
bis heute erhalten. Vielfach sind auch noch Natural- 
abgaben gebräuchüch. Die Stadt London entrichtet 
noch heute der Krone jährlich eine bestimmte Anzahl 
von Hufeisen und Nägeln als Zins für ein Grundstück 
im Kirchspiel St. Clement Danes, das der König einst 
einem Hufschmied überliess, und ein Holzscheit als 



I 



^) Das Wort „tenant^ bezeichnet im englischen Recht jede 
erson, welche die Nutzung eines Grundstücks, aber nicht 
las vollständige Eigen thum hat, also den Vasallen sowolü 
ils den Niessbraucher und den Pächter. Da das volls tändig e 
ligenthum in England auSÄM:.der,KrimeNiemÄ'äen 
ind alle Inhaber genau genommen nur tenants^ Im gewöhn- 
icheii Sprachgebrauch wird indessen der Ausdruck owner für 
asallen und beschränkte Eigenthümer gebraucht; nur die 
Pächter werden stets als tenants bezeichnet. 
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Zins für gewisse unbebaute Ländereien in der Graf- 
schaft Shrewsbury.3) In manchen Fällen ist die Krone 
berechtigt, ein Wafifenstück oder eine im Kriege ver- 
wendbare Sache zu erhalten — ein Schwert, ein 
Banner, ein Paar Handschuhe oder Sporen. Diese 
alten Formen der Verleihung von Grundbesitz, welche 
als besonders ehrenvoll angesehen wurden, sind einige 
Male in neuerer Zeit nachgeahmt worden, wenn der 
Staat für ausgezeichnete Leistungen im Kriege Zu- 
wendungen von Grund und Boden machte. In dieser 
Weise sind Ueberbleibsel der Beziehungen zu einem 
Lehnsherrn heutzutage fiir den englischen Grund- 
eigenthümer keine Last sondern höchstens eine male- 
rische Zugabe zu seiner Berechtigung; es sind aber 
andere neuere und feiner ausgedachte Wege vor- 
handen, durch welche er in seiner Befugniss einge- 
schränkt werden kann. Der Herr dieses Schlosses 
wird von Jedermann sein Eigenthümer genannt; man 
sagt, es gehört ihm; der Park, die Felder, die Höfe 
werden als sein Park, seine Felder, seine Höfe be- 
zeichnet. Dennoch können wir fast mit Sicherheit 
annehmen, dass er nicht der vollberechtigte und un- 
beschränkte Eigenthümer irgend eines Theils des 
Gutes ist. Er ist ein beschränkter Eigenthümer 
(limited owner)^ indem er nur auf Lebenszeit berechtigt 
ist. Er hätte vollberechtigter Eigenthümer werden 
können — allerdings unter einer grösseren oder ge- 
ringeren Bürde von Reallasten und Pfandrechten, 
welche von seinen Vorgängern herrührten — , wenn 

^) Dieser Zins wird jetzt an den Queens Bemembrancer wenige 
Tage vor Michaeli entrichtet. Schon seit Langem wird die 
Leistung nur als Feierlichkeit aufgefasst, und dieselben Huf- 
eisen und Nägel werden stets wieder benutzt. 
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^r die nöthigen Mittel gehabt hätte, seine Zeit abau- 
warten, wenn er genügende Unabhängigkeit des 
Denkens und des Willens gehabt hätte, um mit den 
Ueberlieferungen seines Standes, der Richtung seiner 
Erziehung zu brechen, wenn er die Entschlossenheit 
gehabt hätte, in seiner Meinungsverschiedenheit gegen 
die Rathschläge und das Gefühl seiner Verwandten 
zu beharren. Er hatte jedoch alle möglichen Beweg- 
gründe, die Dinge ihren gewöhnlichen Weg gehen zu 
lassen; diejenigen, welchen er immer vertraut hatte, 
hatten ihm gesagt — wahrscheinlich in aufrichtigem 
Glauben — der gewohnte Weg sei der beste für die 
Familie, für das Land, für die Pächter und für Eng- 
land. Zweifelsohne war er im entscheidenden Zeit- 
punkt der angenehmste für ihn selbst. 4) Sobald er 
das Alter der Handlungsfähigkeit erreicht hatte, be- 
theiligte er sich bei einem Abkommen zur Errichtung 
einer neuen Familienstiftung, durch welche seine eigene 
Berechtigung, ebenso wie die seines Vaters einge- 
schränkt wurde, indem er zum Niessbraucher auf 
Lebenszeit bestellt und seinen Nachkommen die 
Nachfolge so weit hinaus gesichert wurde, als die 
Bestimmungen des Rechts es gestatteten. 5) Der 
Mechanismus, durch welchen ein derartiges Abkommen 
mit bindender Wirkung ermöglicht wird, ist nur etwa 
zwei Jahrhunderte alt, und obwohl er in seinen Einzel- 
heiten durch die Findigkeit der Advokaten von 



*) Dem Anwärter wird gewöhnlich, wenn er bei der Be- 
gründung einer neuen Famüienstiftung sich betheiligt (was 
er thun kann, sobald er das 21. Lebensjahr vollendet hat), 
eine jährliche Rente ausgesetzt. Der sofortige Erwerb selbst- 
ständigen Einkommens ist natürlich ein starker Bewegg^nuid. 

*) Näheres hierüber findet sich in Kapitel V. 
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Menschenalter zu Menschenalter yerfeinert und ver- 
bessert wurde, ist er seit seiner ersten Erfindung* 
nicht wesentlich geändert worden. Von der Gesetz- 
gebung ist er, von zufälligen Wirkungen derselben 
abgesehen, unbeeinflusst geblieben. So ist der schein- 
bare Eigeäthümer des Qutes in der Ausübung seiner 
VertüguB^:^ ^ ußd. - .YfiIW|(.ltnT)gpbfifiignia« ftbfinSftJL^mg 
unbeschränkt als ein König in einer besg^^i;i^ten 
M onatratf el 'TJTr tgfl.Tin^Tiur Wenig» aus eigenem Antrieb 
thun, und was er thut, geschieht zum Vortheü von 
Nachfolgern, welche er nicht selbst gewählt hat 
Höchst wahrscheinlich hat er keinen klaren BegrifiT 
über seine Befugnisse und ihre Grenzen. Eine eng- 
lische Familienstiftung ist im Ganzen weniger ver- 
ständlich und gewiss weniger verstanden als die Ver- 
fassung des englischen Staates. Der beschränkte 
Inhaber des Gutes muss sich in der Praxis meistens 
den Händen Sachverständiger anvertrauen, und oftmals 
möchte er gerne den Familienanwait zu seinem stän- 
digen Premierminister machen. Der Rath, der ihm 
eirtheilt wird, ist voraussichtlich ein vorsichtiger. Ein 
Familii^ianwalt hat, im Gegensatz zu demjenigen^ 
welcher die Verwaltung eines Staates zu leiten hat, 
keinen Beweggrund irgend welcher Art, in den An- 
gelegenheiten seiner Klienten unternehmend zu sein. 
Zahlreiche Triebfedern treiben ihn nach der entgegen- 
gesetzten Richtung. Durch übertriebene Vorsicht 
kann er sich nicht schaden; durch Voreiligkeit kann 
er sich grossen Schaden zufügen. Er geht daher in 
der Regel vom Grundsatze aus, so wenig als möglich 
zu thun^ — ein Grundsatz, welcher auf allen Pfaden 
sehr zweckmässig erscheint, wenn das Hauptziel des. 
Lebens die eigene Gemüthsruhe und BehagUchkeit ist 
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Vielleicht ist der Herr des Gutes „Herr" (Lord) 
in der strengen juristischen Bedeutung des Worts, 
d. h. „als Herr der Gutsherriichkeit" (Lord of the 
Manor); wir haben dies, in unserer bisherigen Be- 
schreibung sogar vorausgesetzt. In dieser Eigenschaft 
ist er gewissermassen ein kleiner souveräner Fürst, 
der seine eigenen Gerichtshöfe hat, und nach eigenem 
Verfahren und eigenen Gebräuchen Recht spricht. 
Aber seine Macht und seine Gerichtsbarkeit sind durch 
die Wandlungen imd Wechselfalle der Jahrhunderte 
zu einem Nichts zusammengeschrumpft, und nur ihre 
•Namen haben sich erhalten. 

In der umfangreichen Urkunde, welche ihm und 
seinen Nachkommen die Berechtigung an diesen Län- 
dereien überträgt, sind die Gerechtigkeiten der Guts- 
herrlichkeit in einer Anzahl sonderbar klingender 
Bezeichnungen aufgezählt: viele der Ausdrücke sind 
selbst dem Juristen unklar, wenn er nicht zugleich 
ein Geschichtsforscher ist; es finden sich unter ihnen 
englische Wörter von unvordenklichem Alter, welche 
Jahrhunderte vor der normannischen Eroberung ihre 
Bedeutung als Kimstausdrücke hatten, und welche die 
normannischen Juristen nur halb verstanden, und des- 
halb vorsichtigerweise nicht übersetzten. Sie haben 
das Eindringen der normannisch-französischen wie der 
lateinischen Rechtssprache überlebt, und die wieder 
in ihr Recht eingesetzte englische Sprache erkennt 
sie kaum wieder, da sie ihnen aufs Neue begegnet. 
Der Gutsherr selbst kennt weder die Worte noch ihre 
Bedeutung, wenn er nicht selbst ein Alterthumsforscher 
ist. Für praktische Zwecke braucht er sie auch nicht 
zu kennen. Die früheren Gerechtigkeiten und Bann- 
rechte sind seit Jahrhunderten veraltet. Der Gerichts- 
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hof der Qutsherrlichkeit besteht der Form nach, und 
die Qeriohtsprotokolle werden in ihrer ursprünglichen 
Art weitergeführt, aber die Zahlung, durch welche der 
Dieb, der innerhalb der Grenzen gefangen wurde, sein 
Leben einlöste, ist nicht mehr eine Quelle des Ein- 
kommens für die Qutsherrlichkeit, auch kann die Herr- 
schaft über „die Prüfung der Frei-Bürgschaft^) imd 
Alles dessen was zu dieser Prüfung gehören thut" 
den Reichthum oder die Würde eines Gutsherrn in 
unserer Zeit nicht in bemerkbarer Weise erhöhen. 
Der Herr einer Gutsherrlichkeit zu sein, heisst Herr 
einer Ruine sein, aus welcher der Kundige, der die 
wunderliche Runenschrift entziffern kann, die Geister 
einer geschwundenen Weltordnung herauszubeschwören 
vermag. 

Wir haben jetzt einen flüchtigen Ueberblick über 
die Rechtsverhältnisse des englischen Grundbesitzes, 
welche wir in der Folge einer genaueren Betrachtung 
unterziehen werden. Es ist eine in ihrer Art einzige 
Uebereinanderschichtung verschiedenartigen Baumate- 
rials. Lehnsverhältniss und Vertrag, Gewohnheit imd 
freie Konkurrenz, Gesetzgebung und Gebrauch; das 
rauhe gemeinschaftliche Leben der freien teutonischen 
Kriegerstämme, ein aristokratisches Müitärsystem, ent- 
sprungen aus der harten Nothwendigkeit gegenseitiger 
Vertheidigung, verhüllt in der Ausdrucksweise und 
der Begründung einer romanisirenden Rechtswissen- 
schaft; die spitzfindigen Schlüsse der in scholastischen 



«) Der Ausdruck frairik pledge, der im Text mit „Freibürg- 
schaft** übersetzt ist, ist seinerseits eine imgenaue normannische 
Wiedergabe des angelsächsischen „frithbork*' . Das Institut 
wird in der deutschen Literatur vielfach besprochen. Vgl. 
die Angaben bei Gneist, Engl Verfassungsgeschichte auf S. 24. 
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Wettkämpfen geübten Advokaten, die Versuche eines 
ungeduldigen Parlaments, das, was es krumm gemacht, 
wieder gerade zu machen; die nicht weniger spitz- 
findigen und dehnbaren Auskunftsmittel der Juristen 
in neuerer Zeit, die bruchstücksweise eingeschichteten 
Neuerungen, und die schüchternen Verbesserungen 
der neueren Reformatoren: alle diese Bestandtheile 
haben dazu beigetragen, eine gewaltige tmd unent- 
wirrbare Anhäufung von Rechtsbestimmungen über 
den Grundbesitz zu schaffen, und alle müssen einzeln 
von dem Forscher in Betracht gezogen werden, wenn 
er verwegen genug ist, die Geschichte und Bedeutung 
des englischen Immobiliarrechts ergründen zu wollen. 
Ehe wir zur Einzeldarstellung übergehen, dürfte 
es nicht unzweckmässig erscheiuen, auf einige allge- 
meine Karakterzüge aufmerksam zu machen, welche 
die juristische Auffassung des Grundeigenthums und 
der auf das Grundeigenthum bezüglichen Rechte, von 
der gewöhnlichen Auffassung unterscheiden. Es wird 
gewöhnlich angenommen, dass ein Grundstück dem 
Eigenihümer gehört, wie Geld oder eine Uhr. Die 
Theorie des englischen Rechts ist seit der normannischen 
Eroberung eine andere, ja zu keiner Zeit war die er- 
wähnte Auffassung in ihrer vollen Bedeutung eine 
richtige. Unbedingteg Eigenthum an Grundstücken 
hat nach denjBnglisclienjR e^p.hT.Rh lLi^^ ausser 

der^ Krone. Es wird angenommen, dass jedes Grund- 
stück mittelbar oder unmittelbar als Lehn von der 
Krone besessen wird, wenn auch weder Zins noch 
Dienstleistungen zu entrichten sind, und wenn auch 
eine Einweisung von Seiten der Krone nirgends be- 
urkundet ist. Die juristischen Urheber des Lehns- 
rechts sind dem Wesen nach bis zu einem gewissen 
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Grade, der Form nach in hohem Grade, dem heu- 
tigen Traum der Sozialisten, welcher den Staat zum 
allgemeinen Grundeigenthümer machen will, zuvor- 
gekommen. Es gilt dies, wie wir bald sehen werden, 
noch in höherem Grade von den uralten germanischen 
Gebräuchen, welche unsere Vorfahren nach Britannien 
gebracht haben. 

Es gibt somit in England kein unbedin gtes^ jPriyat- 
e igenthum an I m mobilien , aber anderseits geben die 
ü^estimmungen des Rechts keinen Anlass zu der Mei- 
nung, dass es Land gibt, welches Niemandem gehört 
und der ganzen Welt offen steht. Eine derartige Mei- 
nimg findet sich wohl bei den meisten Nichtjuristen. 
Die äussere Erscheinung der Dinge begünstigt sie, 
auch kannte das römische Recht Sachen (mit Ein- 
schluss von Immobilien), welche Niemandem gehörten, 
und es gibt deren noch in vielen Rechtssystemen des 
Kontinents. Im en^schen Recht ist für dieselben 
kein Raum. Auf einem Grundstück können öffent- 
liche Wegegerechtigkeiten, Weidegerechtigkeiten und 
andere Dienstbarkeiten in grosser Anzahl lasten. Es 
mag, abgesehen von Erholungszwecken, überhaupt 
werthlos sein, und der Eigenthümer mag nicht zu finden 
sein. Ein Eigenthümer muss aber irgendwo sein; 
wenn kein anderer vorhanden ist, ist es die Krone. 
Es ist mir kein Ort bekannt, der Jedermann offen ist, 
mit Ausnahme der öffentlichen Strassen und der schiff- 
baren Flüsse, derjenigen Grundstücke, welche durch 
ihre früheren Eigenthümer, oder durch die Gesetz- 
gebung ausdrücklich dem allgemeinen Nutzen und 
Vergnügen gewidmet worden sind, und des Meeres- 
strandes vom äussersten Punkte, welcher durch die 
Fluth berührt wird, bis zum äussersten Punkte, welcher 

Pollock, Grundbesitz in England. 2 
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durch die Ebbe frei wird. Genau genommea ist selbst 
das Recht, eine öffentliche Strasse zu betreten, auf die 
Befugxdss des Kommens und Gehens beschränkt. Eine 
Strasse ist ein Ort des Verkehrs, nic^t ein Ort des 
Verweilens. Ebenso weiss man nicht genau, wie weit 
das Recht, den Meeresstrand zu betreten, gehl EjS 
existirt eine Entscheidung, nach welcher der Zutritt 
nur für die Zwecke des Fischfangs oder der Schififfahrt 
gestattet ist, aber die Richtigkeit der betreffenden Ent- 
scheidung wurde von beachtenswerther Seite b^rwei- 
felt, imd die Ansicht würde vielleicht jetzt nicht mehr 
von den Gerichten aufrecht erhalten werden. Es gibt 
eine im Volke verbreitete Ansicht, Jedermann habe das 
Recht nicht nur am Strande entlang zu gehen, sondern 
auch am Rande der Klippen, wenn die Küste steil 
abfällt und daher kein Strand vorhanden ist — mit 
andern Worten, es sei Jedermannes Recht, irgendwie 
der Küste entlang zu wandern: am Strande, wenn ein 
solcher vorhanden, anderswo, wenn dies nicht der Fall 
sd. Soweit ich finden kann, fehlt es an Belegen für 
diese Anschauung. Als eine andere Erläuterung für 
den Gegensatz zwischen der volksthümlichen und der 
juristischen Auffassung, möge der Unterschied in Be- 
zug auf die Rechtsverhältnisse zwischen Wimbledon 
Common und Dartmoor*^) dienen. Für den gewöhn- 



"^ Wimbledon Common ist eine der zahlreichen mit Haide 
und Ginster bewachsenen offenen Flächen in der Nähe von 
London, welche znr Erholung der Bewohner von London dienen; 
Dartmoor ist ein wüdes Hochplateau im Südwesten der Graf- 
schaft Devon, das nur an einzelnen Stellen bepflanzt ist. Die 
sumpfige dunkle Erde, auf welcher die Schatten der "Wolken 
wunderbare Lichtwirkungen erzeugen, die Einsenkungen mit 
ihren reissenden Bächen, die Erhöhungen gekrönt von Felsen 
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liehen Beschauer erscheinen die beiden als wüste 
Flächen, die Niemandem gehören, und ich brauche 
kaum zu erwähnen, dass Dartoioor viel wüster und 
wüder ist als Wimbledon Common. Ein kluger Be- 
obachter könnte in Anbetracht der Lage der letzteren 
Strecke Landes errathen, dass sie wohl kaum bis 
zum heutigen Tage frei und offen geblieben wäre, 
wenn nicht Etwas geschehen wäre, um sie dem öfifent- 
Mchen Zutritt zu erhalten. Gewiss aber würde kein 
Nichtjurist errathen, dass wir ein besseres Recht haben, 
Wimbledon Common zu betreten als Dartmoor. Dennoch 
ist dies der FalL Wimbledon Common ist durch Ge- 
setz dem öffentlichen Gebrauch gewidmet worden. Auf 
Dartmoor kann thatsächlich jedermann ebenso unbe- 
schränkt gehen und reiten, aber die Anzahl von Leuten, 
welche genau genommen das Recht haben Dartmoor 
zu betreten, ist wahrscheinlich eine höchst geringe. 
Dartmoor gehört zum grössten Theil in das Eigen- 
thum des Herzogthums Comwall®), und dies ist im 
Ganzen besser, als wenn es einer Anzahl von Privat- 
Eigenthümem gehörte. Das einzige rechtliche Hinder- 
uiss gegen eine Einhegung von Dartmoor ist die That- 
sache, dass Weidegerechtigkeiten und Rechte auf 
die Gewinnung von Torf auf diesem Gebiete lasten, 
aber diese Rechte können natürlich nicht von Jeder- 



in den fantastischsten Gestalten, die unwegsame Einsamkeit 
vereinigen sich zu einem höchst gewaltigen Eindruck. 

^) Das Herzogthum Oomwall ist nicht etwa eine Abtheilung 
des englischen Staates (wie dies z. B. das Fürstenthum Wales 
ist) und hat auch zu der Grafschaft Cornwall keine besondere 
Beziehung. Es ist vielmehr ein Güterkomplex, welcher den 
jemaligen Duke ofComwall gehört. Duke of Cornwall ist der 
jemalige Prinz von Wales. 

2* 
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mann ausgeübt werden, sondern nur von einer be- 
stimmten, freilich beträchtlichen Anzahl von Gemein- 
berechtigten (commonera). Es würde sich wahrscheinlich 
bei Dartmoor, wie im Falle von Epping Forest^^) er- 
geben, dass das alte Forstrecht Mittel geschaffen hat, 
welche noch heute gegen die Uebergrifife der Eigen- 
thümer angewandt werden können, aber einen öffent- 
lichen auf dem Rechtswege erzwingbaren Anspruch 
gibt es nicht. Ebenso verhält es sich mit irgend 
einem offenen Grundstück (Common)^ welches nicht 
durch Gesetz von Einhegimg bewahrt ist. In der 
Praxis hat Jedermann Zutritt zu jedem Grundstücke 
in England, das nicht eingehegt und nicht bebaut ist, 
und zwar aus zwei Gründen. Erstens haben die Eigen- 
thümer kein Interesse daran, den Zutritt zu verhindern, 
und zweitens würden sie sich durch den Versuch dies 
zu thun eine gehässige und lästige Aufgabe schaffen. 
Gegen einen Eindringling, der nicht auf der Jagd nach 
Wild begriffen ist, giebt es keine Rechtshülfe als die 
Anstellung einer Klage auf Schadensersatz, imd keine 
Jury würde dem Kläger eine in Betracht kommende 
Summe zuerkennen, kein Richter würde den Beklagten 
in die Kosten verurtheilen, wenn es sich um das un- 
berechtigte Betreten wilder Strecken auf Moorland 
oder Düne handelt, und wenn der Eindringling den 
Eigenthümer nicht belästigt, seinen Titel nicht bestritten, 
imd sein Eigenthum nicht beschädigt hat. Niemand 
würde sich den Kosten eines Prozesses unterziehen, 
um am Ende einen Pfennig Schadensersatz zugesprochen 
zu bekommen, vom Richter zu hören, dass ihm Recht 
geschehen ist, und sich gehässig und lächerUch zu 



«) Ueber I^tping Forest vgl. Kapitel VII. 
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maohen. Wir hören in der Regel nur von Klagen 
wegen widerrechtlichen Betretens eines Grundstückes, 
wenn es sich um ein bestrittenes Recht handelt, das 
auf diese Weise festgestellt wird. Es ist dies ein Bei- 
spiel eines Grundsatzes, der durch die Rechtspflege 
im Allgemeinen geht, und im englischen Recht be- 
sonders in die Augen fällt. Es ist immöglich, die Be- 
rechtigung der Eigenthümer so einzuschränken, dass 
sie nicht manchmal in harter und rücksichtsloser Art 
ausgeübt werden könnte. Es ist aber möglich, dem 
Berechtigt^! die Ausübimg seiner Rechte, wenn sie 
seinen Mitmenschen unerträglich wird, so beschwerlich 
zu machen, dass er meistens den Versuch nicht wagen 
wird. In England wird dies theilweise durch eine 
rege öffentliche Meinung erreicht, theilweise dadurch, 
dass dem freien Ermessen der Richter und der Juries 
ein weites Feld offen gelassen wird. Die Engländer 
sind damit zufrieden, in vielen wichtigen Dingen, so 
z. B. bei der ganzen neueren Entwicklung ihres Ver- 
fassungsrechts, sich mehr auf ein stillschweigendes 
Einverständniss, als auf positive Rechtsbestimmungen 
zu verlassen. Der Tag mag kommen, in welchem 
gesetzliche Normen die Stelle solcher formloser Ab- 
kommen einnehmen wird. In Bezug auf das Ver- 
fahren des Parlaments ist er bereits gekommen, ebenso 
in Bezug auf das Verhältniss zwischen Verpächtern 
und Pächtern. 10) Das Bedauern über derartige Ver- 
änderungen ist Angesichts ihrer Nothwendigkeit nutzlos, 
aber es wird immer Männer geben, und nicht die 
schlechtesten, welche sich nach der alten vertrauens- 
volleren Art zurücksehnen. 



i<^) AgricukureU Holdmgs Act; vgl. Kapitel VI. 
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Es mag sonderbar ersobeinen, dass in dem Lande, 
in welchem mehr als anderswo, die persönlichen und 
politischen Rechte des schlichtesten Bürgers sich im- 
b^nihrt erhalten haben, wie immer auch Fürsten und 
Dynastien gewechselt haben, — dass in England so 
wenig Raum ist für den freien und unbeschränkten 
Gebrauch, selbst der Elemente. 

Sogar die Luft ist nicht frei, denn der Grundsatz 
gilt, dass das Recht des Grundeigenthümers aufwärts 
bis zur Himmelshöhe und abwärts bis in die tiefste 
Tiefe geht. Es scheint mir imbestreitbar zu sein, dass 
Jemand, der in einem Luftballon ein Grundstück über- 
segelt, ohne vom Eigenthümer oder Besitzer ermächtigt 
zu sein, streng genommen sich eines widerrechtlichen 
Eingriffs schuldig macht. Aus den früher erwähnten 
Gründen führt der Rechtssatz zu keinen grossen Un- 
zuträglichkeiten. Wäre dies der Fall, so würde seine 
historische Erklärung wenig zur Lösung der Frage 
beitragen, wie er abgeändert werden soll, noch weniger 
seine Fortdauer rechtfertigen. Die Erklärung ist in- 
dessen nicht schwer zu finden; und es geziemt sich, 
dass wir uns, so weit dies möglich ist, in den Stand 
setzen, alle Einrichtungen und Rechtssätze unbefangen 
zu beurtheilen, und zwar nicht nur mit Rücksicht auf 
ihre gegenwärtige Zweckmässigkeit, sondern auch im 
Hinblick auf ihren Ursprung und ihre Geschichte und 
auf die Ursachen, welche bewirkt haben, dass man 
sich in der Vergangenheit mit ihnen zufrieden gab. 
In dem eben erwähnten Falle lehrt uns die Geschichte, 
dass der Begriff von Rechten, welche Jedermann ohne 
Unterschied zustehen, erst in neuerer Zeit entstanden 
ist. Selbst die persönliche Freiheit der älteren Zeit 
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war das Recht einer bevorzugten Klasse; denn dem 
Freien unterg^eordnet waren Unfreie, an die Scholle 
gebundene Hörige und Sklaven, die besiegten Feinde 
vergangener Geschlechter und die Qefongenen seiner 
eigenen Zeit. Das römische Bürgerrecht, das Schritt 
für Sehritt sich aus dem Vorrecht eines siegreichen 
Stammes zu d^n gemeinen Rechte jedes Freien im 
Reiche entwiekelte, wurde in jäh^ Weise seines all- 
gemeinen Karakters beraubt, als die deutschen Stämme 
eindrangen. Bis weit in das Mittelalter hinein war 
das Recht in vieler Beziehung kein allgemeines, auch 
nicht das Recht eines Landes, sondern ein persönliches 
Recht Auch abgesehen von der tiefgehenden Unter- 
scheidung zwischen Freien und Unfreien gab es Unter- 
schiede j e nach der Stammeseigenschaft des Betreffenden : 
der freie Mann im Reiche der Karolinger konnte ein 
Franke, ein Langobarde oder der Bürger einer römi- 
schen Provinz sein, und in jedem Falle unterstand er 
seinem persönlichen Rechte. So ist noch heute im 
britischen Indien Familienrecht und Erbrecht ganz 
verschieden, je nachdem das Subjekt der Rechte, ein 
Hindu, ein Muselmann oder ein Parse ist, und wiederum 
bestdit ein, wenn auch nicht so tiefgehender Unter- 
schied zwischen dem Recht der Hindus von Bengal, 
und dem der Hindus von Madras. In Europa konnte 
dieser Unterschied nicht fortbestehen. Der Sieg des 
Christenthums imd das Wiederaufleben des römischen 
Ideals der Oleichb^echtigung, welches zuerst den Ein- 
richtungen der Kirche ihre Form gegeben, und später 
in ihnen seinen letzten Zufluchtsort gefunden hatte, 
zerstörte alle persönlichen auf die Religion beruhende 
Unterschiede, indem er bewirkte, dass die Eorche den 
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ganzen Staat umfasste.^^) Die Unterscheidungen, welche 
auf der Stammeseigenschaft beruhen, wurden gleich- 
falls bald beseitigt Normannen und Engländer, und 
später Engländer und WaUiser wurden ein Volk. 
Trotzdem standen dem Einzelnen seine Rechte zum 
grössten Theile nicht in seiner Eigenschaft als Eng- 
länder zu, er hatte dieselben vielmehr als Mitglied 
einer bestimmten Klasse des Gemeinwesens. Die Ge- 
bräuche, welche sein Leben regelten und die Vorrechte, 
welche er genoss, waren möglicherweise dem Bezirk 
oder dem Kirchspiel, in dem er geboren war, eigen- 
thümlich. Im Mittelalter gab es wenige Inhaber von 
Grundstücken, welche, wie untergeordnet auch das 
Rechtsverhältniss war, das ihren Besitz kennzeich- 
nete, nicht Weidegerechtigkeiten, oder andere Ge- 
meinderechte als Inhaber des betreffenden Grundstückes 
genossen. Jedes Dorf und jede Stadtgemeinde waren 
zweifelsohne in ebenso hohem Grade bestrebt. Fremde 
von Gehölz und Wiese fem zu halten, als die Rechte 
der regelmässigen Gemeindemitglieder gegen die Ein- 
griffe der Mitberechtigten oder des Gutsherrn zu ver- 
theidigen. Wir wissen in der That, dass die Grenz- 
steine der alten deutschen Gemeinden durch eine ge- 



^^) Noch in Cokes Zeit, d. h. in der ersten Hälfte des sieb- 
zehnten Jahrhunderts, lehrten die englischen Juristen, dass 
ein Ungläubiger oder Heide keine bürgerhchen Rechte haben 
kann. Die Juden hatten zweifelsohne keine Rechte vor ihrer 
Vertreibung diu'ch Edward L Die Bestimmungen über ihr 
Verhalten und zuletzt ihre Vertreibung gingen ausschliesslich, 
von der Krone aus : in den Urkunden jener Zeit werden sie 
ausdrücklich die Leibeigenen des Königs genannt. Nach der 
Anschauung des Mittelalters konnte nur ein Christ wirkUch 
ein Bürger des Staates sein, und das Christenthum war eine 
untheilbare Gesammtheit 
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wisse heilige Scheu hesohützt wurden, und dass die 
schrecklichsten Strafen über den verhängt wurden, 
welcher die „Mark" verletzte. Durch die Gemeinde- 
rechte des Engländers im Mittelalter wurde für seinen 
Bedarf und seine Erholung gesorgt. Damals reiste 
man nicht zum Vergnügen, und die Erholung war 
kein Gegenstand des Studiums. 

Die Lehre des Rechts, welche die Möglichkeit all- 
gemeiner Eigenthumsrechte an Grundstücken leugnete, 
war nur der formelle Ausdruck der Neigungen und 
Gewohnheiten der damaligen Gesellschaft. Da diese 
so beschaffen waren, konnten die Gebräuche, durch 
welche allgemeine Rechte erworben wurden, nur inner- 
halb besonderer Gegenden und für bestimmte Zwecke 
entstehen, nur in der Thätigkeit kleiner Ortsgemeinden 
sich äussern. 



Zweites Kapitel. 

Das alte englische Gewohnheitsrecht. 

Wir haben gesehen, dass wir am ehesten hofFen 
können, den gegenwärtigen Aufbau des englischen 
Immobiliarrechts verständlich zu machen, wenn wir 
die verschiedenen Bestandtheile, welche jetzt mit der 
Gesammtmasse vermischt sind, von einander sondern 
und einzeln betrachten. Der Anfang soll mit dem 
Bestandtheü gemacht werden, welcher der älteste, dies 
volksthümliehste und in gewisser Beziehung der dauer- 
hafteste ist — mit dem germanischen Gewohnheits- 
recht, welches die Vorfahren der jetzigen Engländer 
bei ihrer ersten Niederlassung auf englischem Boden 
vom Festlande mitbrachten imd in ihrer eigenen Weise, 
von aussen wenig beeinflusst — sei es zum Guten, 
sei es zum Schlimmen, bis zur Zeit Edwards des Be- 
kenners fortbildeten. 

Was man auch immer sonst über das alt-englische, 
in den angelsächsischen Urkunden erhaltene, von der 
Wissenschaft unserer Tage ausgelegte Immobiliarrecht. 
sagen möge, einen Vorzug entbehrt es: den Vorzug 
der Einfachheit. Das geltende Recht ist zwar keines- 
wegs einfach, aber doch bestimmt und im ganzen 
gleichmässig. Die sogenannten copyhold lands (vgl. 
S. 58) unterstehen Abgaben eigenthümlicher Art und 
werden auf eine eigenartige Weise veräussert; einige 
alterihümliche Formen des Grundbesitzes haben sich 
insofern am Leben erhalten, als an gewissen Orten 
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eine besondere Erbfolge besteht.^) Von diesen Aus- 
nahmen abgesehen, ist das Recht wesentlich dasselbe 
für jedes Grundstück in England. Vor der normanni- 
schen Eroberung gab es ebensowenig ein gleichmässi- 
ges Recht für Grundstücke, als es ein gleichmässiges 
Recht für die Personen der Einwohner gab. Am Grund 
und Boden, wie am einzelnen Menschen hafteten be- 
sondere rechtliche Eigenschaften und Verhältnisse, wenn 
auch die Rechtsverhältnisse eines Grundstückes nicht 
unveränderlich waren. Getrennter Besitz war wohl- 
bekannt, aber vollkommen freies Privateigenthum nach 
unserer jetzigen Auffassung war eine Neuerung und 
'war während langer Zeit die Ausnahme, wenn auch 
eine beharrliche Tendenz, die neue Form an die Stelle 
der früheren Besitzformen zu setzen, sich bereits da- 
mals bemerklich machte. 

Es gab nicht weniger als vier Arten des Grund- 
besitzes. Erstens, und getrennt vom Rest, kam das 
Volksland (folk land), we lches nicht einzelnen Per- 
sonen oder üememaen gehörte, sondern dem ganzen 
Volke. Sowohl dem Namen als dem Wesen nach 
entspricht es dem /y/?r puhUi^iR ^ ^r Römer : man 
nimmt an, es habe ursprünglich aus den Strecken 
bestanden, welche überblieben, nachdem bei der ersten 
Niederlassung des Stammes, den freien Männern des 
siegreichen Heeres Land in genügendem Umfang zu- 
getheilt worden war. Die Volksländer der verschiedenen 



^) Es gehört hierher der Gebrauch des gaveUänd, der 
namentlich in der Grafschaft Kent sich erhalten hat; (gleich^ 
massige Yertheüung des Grundstücks unter die Söhne des 
Erblassers; frühzeitige Yeräusseningsfahigkeit der Eigen- 
Ihümer) und femer der mit „horough English^ bezeichnete Ge- 
brauch (Minorat). 



\ 
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Königreiche undFürstenthümer, welche die teutonischen 
Eroberer errichteten, wurden das Volksland der Eng- 
länder, nachdem England als ein Staat regiert wurde. 
Stücke des Volkslandes konnten abgesondert und 
durch Zuwendung der souveränen Macht in Privat- 
eigenthum verwandelt werden; es wurde häufig von 
dieser Befugniss Gebrauch gemacht; auch konnte der 
Besitz und die Nutzung des Landes Einzelnen über- 
geben werden, ohne das Eigenthumsrecht des Staates 
zu verändern; auch dies geschah regelmässig. In den 
Grafschaften, welche den Einfällen feindlicher Stämme 
! ausgesetzt waren, wurden auf diese Weise geleistete 
1 Kriegsdienste belohnt, und die zukünftige Mitwirkung 
l der Inhaber bei der Landesvertheidigung gesichert 
Ausserdem gab es Gemeindeland, d. h. Land, da s als 
Sondereigenthum Desessen wurde, aber nicht von Ein- 
zelnen, sondern von Genossenschaften, etwa wie heute 
i Grundstücke, die zum Vermögen öffentlicher Stiftungen 
\ gehören, oder wie die Ländereien, welche die Dorf- 
gemeinschaften in Indien und den östlichen slavischen 
Ländern Europas besitzen. Mit der Nutzung dieser 
I Gemeindeländer verhielt es sich genau wie mit dem 
; Volksland in kleinerem Massstabe. Das Eigenthum 
1 verblieb der Körperschaft, während die Nutzung von 
; der Gemeinschaft den einzelnen Mitgliedern zugetheilt 
. wurde. 2) Es geschah bereits in der ältesten Zeit, dass 



2) Wir müssen dabei jedoch den Umstand berücksichtigen, 
dass ein wesentlicher Unterschied besteht zwischen einer 
alterthümlichen Genossenschaft dieser Gattung, die eines der 
Elemente ist, aus welcher ein Staat aufgebaut wird, und 
einer Korporation unserer Tage, die ihre Existenz aus der 
Machtbefugniss imd den Bechtsvorschriften eines bereits be- 
stehenden Staates ableitet. 
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ein beträchtlicher Theil dieser Zuwendungen als end- \ 
gültige Verleihungen angesehen wurden, und die \ 
Eigenschaft des Sondereigenthums erwarben. Als \ 
Tacitus die Einrichtungen der Deutschen beschrieb, \ 
(die Forschung der neueren Zeit hat [seinen Bericht, ' 
der früher als romaiäiafte Schilderung angesehen 
wurde, nur bestätigt) war der Hof (homestead) eines 
jeden Mannes bereits sein Eigenthum, d. h. es wäre 
wohl richtiger zu sagen, das Eigenthum der Familie. 
Das Land, welches auf diese Weise von den Gemeinde- ; 
ländereien abgesondert wurde, scheint „yrfe-larKT' oder ' 
„erf-laruT' (Erbland) — d. h. Land, das an die Nach- I 
kommen übergeht, genannt worden zu sem. In der / 
ältesten Zeit konnte es nicht veräussert werden, aber/ 
allmähg entstand die Gewohnheit es durch Testament,| 
vielleicht sogar durch Verkauf innerhalb der Familie! 
zu veräussem. Die Veräusserungsbefugniss erweiterte! 
sich, als die Bande der Gemeinde und der Familie! 
sich lockerten. Die Reihenfolge war wohl die folgende:» 
erstens keine Veräusserung unter Lebenden, sondern 
nur Vererbung; dann Veräusserung innerhalb der; 
Familie aber mit Genehmigung der Erben und der' 
Gemeinde; endlich wurde die Genehmigung der Ge-j 
meinde zur blossen Formalität. Als der Herr derj 
Gutsherrliohkeit zu einer späteren Zeit in die Befug-| 
nisse der Gemeinde eintrat, erwarb er wahrscheinlich) 
unter diesen Befugnissen das Recht des Einspruchs be£ 
Veräusserungen, das er ohne Zweifel zu einer Zeit, 
über welche geschichtliche Nachweise vorhanden sind, 
besass. In dieser letzteren Gestalt wurde die Be- 
schränkung zwar zur Formalität, indess nicht zur leeren 
Formalität. Die Genehmigung des Herrn konnte nicht 
verweigert werden, wenn die gewöhnlichen Abgaben^ 



30 ZWBITBS EAPITBL. 

und Gebühren gezahlt wurden, aber die Abgaben und 
Gebühren erhielten sich als eine Quelle des Ein- 
koitimens. Der Inhaber von Erbland muss in seiner 
Bei^ehung zur Gemeinde dieselben Uebergangsstufen 
dui'chgemacht haben, als der Hintersasse in seiner Be- 
zi^ung zum Herrn der Gutaherrlichkeit. Die Ver- 
äi^sserungsbefugniss war wahrscheinlich eine ver- 
sahiedene in verschiedenen Landestheilen, je nach den 
Qiärtlichen Gebräuchen. Wir wissen nicht genau, wie 
die Verhältnisse beschaffen waren, als die alt-eng- 
lischen Formen des freien Eigenthums in dem Lehns- 
'wesen aufgingen. Es scheint indessen nicht, dass die 
\ Zustinunung der Familie je überflüssig wurde, oder 
zur Formalität herabsank, oder dass die Veräusserung 
an Fremde je erlaubt war. 

Ausser den bis jetzt besproehenen Formen des 
Grundbesitzes (d. h. Volksland, Gemeindeland und 
Erbland), gab es endUch J>6cla7id' (Buchland), Land, 
das als Sondereigenthum besessen wurde nach den | 
ausdrücklichen Bestimmungen einer schriftlichen Ur- 
kunde, welche damals als Buch bezeichnet wurde. 
Derartige Verleihungen von Ländereien konnten ur- 
sprünglich nur vom König mit Zustimmung seines 
Weisen-Männer-Raths (Witan) ausgehen. Diese Form 
des Grundbesitzes wurde später als die anderen ein- 
geführt, und verdankt ihre Entstehung dein Einfluss 
der Kirche zu Gunsten der Verleihungen an Kllöster. 

Hier haben wir endlich Etwas, das dem voll- 
ständigen Eigenthum, wie wir es jetzt aufißassen, gleich- 
kommt; aber es ist bemerkenswerth, dass diese Form 
der Herrschaft über das Grundstück, als sie zuerst 
auftauchte, nicht wirklich heimischen Ursprungs war; 
dass sie vielmehr von der kirchlichen, mit anderen 
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Worten der römischen Ansohau ungaweise ausg^p^ l 
Der YerfägungsböRl^iss des Inhabers vonBuohland 
waren keine Schranken auferlegt, mit Ausnahme der- 
jenigen, welche die Verleihungsurkunde selbst ent- 
hielt Er konnte ohne weitere Genehmigung oder 
ZustixEunung das Grundstück wie er es empfangen 
hatte, zu Lebenszeit unter schriftlicher Beurkundung 
(bock) weiterveräussem, oder er konnte eine letzt- 
weilige Verfügung darüber treffen. Das^j^Bufihiand" 
ist die erste Erscheinu ngsform unbesc^ränktenSonder- 
e^ülIlllUlim 'UUli tUmer eine — allerdings schon früh 
auftretende — Neuerung, und es ergibt sich hieraus, 
dass die in dieser Weise übertragenen Ländereien 
ursprünglich die Eigenschaft von Volksland, Gemeinde- / 
land oder Erbland haben mussten. Was Gemeinde- 
land betrifft, so haben wir keine Ursache anzunehmen, 
dass die Gemeinden als solche die Befugniss hatten, 
ihre Läad^eien durch Buch oder auf andere Weise 
zu veräussem, oder dass sie die Gewohnheit hatten, 
dies zu thun. 3) Ausserdem war ein Zweck der Ver- 
leihung von Buchland gewöhnlich das Seelenheil des 
Schenkers; denn dieses sollte durch die Gebete der 
kirchlichen Gemeinschaft, welche sofort oder nach 
Ablauf einer Frist ein Anrecht an den verliehenen 
Ländereien erwarb, gefördert werden. Ein derartiger 
Beweggrund konnte aber eine Gemeinde schwerlich 
beeinflussen. Noch weniger sollte man erwarten, dass 




3) Im Domesday Buch lesen wir unter GoldtnUme (Goldington) 
in Bedfordshire (L 213 b) ^anc terram tenuervnt hommes viüae 
communäer et vendere poiuerunf', dies war indessen möglicher- 
weise käuflich erworbenes Land. Die besondere Erwähnung 
der Yeräusserungsbefugniss deutet darauf hin, dass dies 
etwas ansnahmsweises war. 
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der König ein Recht hatte, über die Ländereien der 
einzelnen Gemeinden zu verfügen. Trotzdem finden 
wir eine Anzahl von königlichen Freibriefen (Charters)^ 
duroh welche Rechte an Qemeindeländereien, und 
manchmal, allem Anschein nach, ein Theil der Län- 
dereien selbst verliehen wurden.*) Die Versuchung 
liegt nahe, anzunehmen, dass das Feld, der Wald oder 
die Wiese, die sowohl auf lateinisch als auf englisch 
als „cowwow" bezeichnet wurde, in Wirklichkeit nur 
eine Parzelle des Volkslandes war. Diese Vermuthung 
ergibt sich indessen als unhaltbar, weü der Ausdruck 
sonst viel häufiger vorkommen würden und aus ver- 
schiedenen anderen Gründen. Vielleicht dürfen wir 
annehmen, dass in den erwähnten Fällen das Grund- 
stück aus dem Volksland oder dem Gemeindeland den 
Bedachten bereits früher zugetheilt worden war. Die- 
selben hatten möglicherweise ein durch Gebrauch er- 
worbenes Recht auf Erneuerung der Zutheilung an 
sie oder ihre Nachkommen. Sollte sich dies so ver- 
halten haben, so hätte die Verleihung die Umwandlung 
des faktischen Rechts in einen legalen dauernden Be- 
sitzstand zur Folge gehabt, und zugleich das Grund- 
stück von den meisten Abgaben und Dienstleistungen 
befreit, welchen die nicht als Buchland verliehenen 
Ländereien imterworfen waren. Die Befreiung von 
diesen Lasten hätte nur durch königliche Verleihung 
mit Zustimmung des Weisen- Männer- Raths erfolgen 
können, in derselben Weise wie die Absonderung 
einer neuen Parzelle des Volkslands. Diese Erklärung 
ist indessen nur eine Vermuthung. Wir wissen sehr 
wenig über die Behandlung des Gemeindelands vor 



^) Vgl. Nasse, Mittelalt. Feldgemeinschaft pp. 17—22. 
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der normannischen Eroberung, und seine Beziehung 
zum Volksland ist besonders unklar. Was nun 
zweitens das Erbland betrifft, so kann aus den vor- 
liegenden Quellen nicht geschlossen werden, dass es 
nie in Buchland umgewandelt wurde: keinenfalls konnte 
die Umwandlung in rechtlich wirksamer Weise voll- 
zogen werden, wenn nicht vorher die Einwilligung 
sänuntlicher Erben eingeholt wurde. Eine derartige 
Umwandlung wurde von Zeit zu Zeit versucht, erregte 
aber stets Widerspruch, und es ist kein Beweismaterial 
dafür vorhanden, dass sie je öffentlich in's Werk ge- 
setzt wurde, oder dass anerkannte Mittel zu ihrer 
Durchführung vorhanden waren. Von Uebergriffen und 
unregelmässigen Vorkommnissen reden wir jetzt nicht 
Es bleibt somit nur das Volksland, und es ergibt sich 
demnach, dass die ursprüngliche rechtliche Begründung 
des Erwerbs von Buchland in der Regel in Ver- 
leihungen aus dem Volksland gefunden werden muss. 
Ein reiches Material von Urkunden über solche Ver- 
leihungen ist vorhanden, dieselben sind in der That 
unsere Hauptquellen in Bezug auf die Beziehung 
zwischen Buchland und Volksland. Wie bereits er^- 
wähnt, konnte die Verleihimg nur durch den König 
unter Zustimmung des Weisen-Männer-Raths bewirkt 
werden; auch musste die Genehmigung des Ober- 
Königs eingeholt werden, wenn der König einen 
solchen anerkannte. (Die Urkunden begmnen m einer 
Zeit, in welcher eine Anzahl von Königen und Unter- 
Königen über eine Anzahl englischer Völker und 
Stämme herrschten.) Die Genehmigung musste nicht 
nur für dauernde Verleihungen an Privatpersonen 
eingeholt werden; auch wenn der König einen Theil 
des Volkslandes als erbliches Eigenthum für sich er- 

Pollook, Grundbesitz in England. 3 
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werben wollte, musste eine Verleihung an ihn selbst, 
unter der ausdrücklichen Einwilligung seiner Räthe, 
in derselben Form wie eine Verleihung an irgpend 
eine andere Person, bewirkt werden.^) Die^^jischw- 
ung, nach welcher alles jffwitJifihe^ Ejgen thimi dwn 
Könige gehörte, unÖT'nach welcher anderseits der 
König nicht TCgenthum in derselben We.iae,.,ÄifiL.fiiBe 
Privatperson haben konnte, ist erst nach der nor- 
mannischen Eroberung in England eingedrun^^. 
Trotzdem finden wir schon in einer etwas früheren 
Zeit, für den Fall, dass Jemand wegen Feigheit in 
der Schlacht seines Lebens und seines Landes ver- 
lustig erklärt wird, die Regel aufgestellt, dass zwar das 
Land, welches ihm von einem Oberherrn zugewiesen 
ist, an den Oberherm zurückfällt, dass aber das Buch- 
land, welches er möglicherweise besitzt, nicht etwa 
wieder Volksland wird, sondern dem Könige verfällt^ 
Es ist übrigens kaum zweifelhaft, dass thatsäehlich 
schon in sehr alter Zeit die Zunahme des Buchlandes 
auf Kosten des Volkslandes in unregelmässiger Weise 
bewirkt wurde. Es mag dies oft unter der Schein- 
berechtigung einer ursprünglich erlaubten Besitz- 



^) Wir haben Grund anzunehmen, dass beim Regienmg»- 
antritt eines Königs der Weisen- Männer -Bath demselben 
regelmässig eine Verleihung ans dem Volkslande zur 
Währung der königlichen Würde während der Dauer der 
Regierung zuerkannte: Cod, Dipl.^ 1312, JEtheh-ed: „gratia dei 
me ad intdligibüem perducere dignaia est aetcttenif mihiqne per meontm 
(^timatitm decreta txffhtentem et copwsam terrarutn largiia est portumun." 
(Die Gnade Gottes hat mich gütigst das Alter der Volljährigkeit 
erreichen lassen, und hat mir durch die Beschlüsse meiner 
Edlen Ländereien in ergiebigem und reichlichem Massstabe 
zukommen lassen.) 

«) Laws of CmU 11. 77. 
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ergreifung geseheh^a sein, aber eben so häufig ist es 
wohl durch widerrechüiohen Uebergiiff bewirkt worden. 
Der König und andere grosse Herren hatten gewisse 
Hechte in Bezug auf das unbebaute Yolksland, und 
Nutzungsrechte hatten damals wie heute die Tendenz, 
sich, wenn sie sich in den Händen des Stärksten be- 
fanden, zu Eigenthumsreohten zu entwiokehi. Dem 
Volksland des Königreichs erging es ziemlich ebenso, 
wie es aus ähnlichen Gründen einige Jahrhunderte 
später den Gemeindeländern der Dorf- und Stadt- 
gemeinden erging, welche in Gutsherrschaften (manors) 
umgewandelt wurden. Schon im achten Jahrhundert 
wurden im Norden Englands Ländereien in der un- 
vorsichtigsten Weise aus dem Yolksland an Leute 
verliehen, welche nur aus dem Grunde vorgaben Geist- 
liche zu sein, um von den bei weltlichen Verleihungen 
üblichen Abgaben und Dienstleistungen befreit zu 
werden. '') Ob das Buchland auch auf Kosten des 
Erblands vermehrt wurde, ist nicht ebenso klar, wenn 
es auch ziemlich wahrscheinlich ist, dass begüterte 
Personen es versuchten, über einen Theil des Ehrb- 
lands für religiöse oder andere Zwecke zu verfügen, 
als ob es Buohland wäre. Es steht jedenfalls fest, dass 
vielfach Veräusserungen von Grundstücken, welche 
vcMn Verkäufer als „Buchland" bezeichnet worden 
waren, von der Familie desselben angefochten wurden, 
und dass es sogar nothwendig wurde, eine Verordnung 
des Weisen-Männer-Raths zu erlassen,^) um den aus- 
drücklichen Veräusserungsverboten, welche in den 
ursprünglichen Verleihimgsurkunden enthalten waren, 



7) Beda, Brief an Begbert. 
») Laws of Alfred c. 41. 
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Geltung zu verschaffen. Die Berechtigung am Buch- 
land, welche durch die ursprüngliche Verleihung be- 
wirkt wurde, war je nach den in der Urkunde ent- 
haltenen Bestimmungen verschieden, sowohl in Bezug 
auf das Wesen und den Umfang als auch in Bezug 
auf die Dauer. Manchmal wurde durch die Ver- 
leihungsurkunde dem Eingewiesenen eine unbeschränkte 
und unbedingte Verfügungsgewalt eingeräumt. Manch- 
mal wurde eine besondere Erbfolge vorgeschrieben, 
wodurch ein dem „entotT' unserer Tage ähnliches 
Verhältniss geschaffen wurde, oder die Veräusserung 
wurde zwar gestattet aber nur innerhalb der Familie.^) 

Es ist übrigens zweifelhaft (wie aus der erwähnten 
Verordnung Alfred*s ersichtlich ist), ob der Wunsch 
des Urhebers der Verleihung in derartigen Fällen 
thatsächlich genau befolgt wurde. Eine ziemlich ge- 
bräuchliche Form war die Verleihung der Leibzucht 
an eine Person, oder an mehrere der Reihenfolge 
nach (z. B. an Oswine auf Lebenszeit — oder an 
-^thelwulf auf Lebenszeit und dann an zwei von ihm 
beliebig zu wählenden Erben), verbunden mit einer 
endgültigen Zuwendung des Grundstücks an ein Kloster, 

Dies waren in ihren Hauptumrissen die rechtlichen 
Verhältnisse des alt-englischen Grundbesitzes. Wir 
dürfen indessen nicht annehmen, dass alle, oder die 
meisten Inhaber und Bewirthschafter des Grund und 
Bodens aus einem der erwähnten Titel ihr Recht ab- 
leiteten. Eine solche Annahme wäre ebenso irrig, als 



®) Viele Beispiele derartiger Zuwendungen mit beschränkter 
Verfügungsgewalt sind in der Einleitung Kemble's zum Codex 
Diplomaticus enthalten. Gute Beispiele sind Nr. 299 (könig- 
licher Freibrief) und Nr. 314, (letztwillige Verfügung des 
Königs Alfred.) 
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wenn ein Nicht-Engländer, der neuere englische Bücher 
über Immobiliarrecht gelesen hat, meinen würde, die 
meisten Inhaber von Grundstücken seien heutzutage 
yyfreeholder8*\ Es gab freilich nichts (oder fast nichts), 
das in der Form auch nur annähernd unseren heutigen 
Pacht- oder Miethverträgen auf eine bestimmte Reihe 
von Jahren oder anderen Ueberweisungen von Nutzungs- 
rechten entsprach. i<>) Auch gab es keine besondere 
Klasse von Arbeitern, wie sie seit dem vierzehnten 
Jahrhundert bestanden hat, welche auf fremdem Lande 
arbeiteten und mit Tagelohn in Geld bezahlt wurden. 
Trotzdem wurde die Bewirthschaftung des Landes zum 
grossen Theile von Leuten unternommen, welche das- 
selbe auf Grund einer Uebereinkunft mit dem Grund- 
herrn oder in Folge seiner Erlaubniss inne hatten, 
und dagegen Geld, Naturalien oder Dienstleistungen 
entrichteten, häufig die drei Leistungen zusammen. 
Land, das in dieser Weise Jemanden zur Bewirth- 
schaftung übergeben wurde, hiess y^laSn-land''' und man 
sagte, der Inhaber besitze es als „lain.'' Die Ländereien 
der Bisthüi^erjmd Klöster wurden, insofern sie nicht 
von den Leibeigenen unter der unmittelbaren Ver- 
waltung des Ordens bebaut wurden, in dieser Weise 
behandelt, und wir dürfen wohl annehmen, dass die 
religiösen Körperschaften bei der Einführung von 
j^laSns" am meisten betheiligt waren: ebenso wie dies 
ein paar Jahrhunderte später in Bezug auf die Ein- 
führung der Pachtverträge in der heutigen Form der 
Fall war. Die Lage der Inhaber von „laSn^lancP* war 
je nach den Umständen eine verschiedenartige; die 

^^) Nur eine Verleihung auf eine bestimmte Anzfi.h| von 
Jahren findet sich im ganzen Codex DiphmaHcus^ und zwar 
«ine Verleihung auf nur drei Jahre. 
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unbedeutensten unter denselben waren kaum besser 
situirt als kleine Tagelöhner; die bedeutensten waren 
wohl nicht schlechter daran als vennögende Pächter. 
Hie und da erwarben sie einen mehr dauernden Be- 
sitzstand durch Verleihung von Seiten des Eligen- 
thümers, oder sie erwarben das dauernde, dem jetzigen 
y^reeholäC' entsprechende Besitzrecht Es sind Bei- 
spiele dafür vorhanden, dass ein Inhaber eine Ver- 
leihung des von ihm besessenen Grundstücks durch 
^Buch" erhielt, mit der Bestimmung, dass er es als 
^Buchland" mit all den Rechten besitzen solle, welche 
er über das Jainr'lan<£' gehabt; imd es war, wie es 
scheint, eine bekannte Gewohnheit der Gutsherren, 
derartige Verleihungen an verdiente Bewirthschafter 
des Landes zu machen. ^^) 

Diese Art der Bewirthschaftung war An&ngs nicht 
sehr verbreitet Zur Zeit der normannischen Eroberung 
muss indessen eine grosse Anzahl der thatsächlichen 
Inhaber des Landes dasselbe als ^hM' besessen haben. 
In einem gewissen Sinne ist es sogar richtig zu sagen, 
dass die Bewirthschaftung von J^hnrland!' zuletzt an 
die Stelle jeder anderen Besitzform trat, und dass die 
ganze Theorie des neueren englischen Rechts keine 
andere anerkennt Vom historischen Standpunkt be- 
trachtet, stehen die Verbreitung des y^laSn-landP* und 



^*) Kembh, Saions in England I. 312 — 313. Wie er ebendaselbst 
sagt, „wo ein „fa^»" war, konnte eigentlich kein „Buch" sein;** 
aber in der Praxis war der (Gebrauch derartiger Ausdrücke 
mehr oder weniger verworren ; z. B. Cod. Dipl 1062, wo eine 
Verleihung durch Freibrief, die nach Wesen und Umständen 
nicht von einer Verleihung auf Lebenszeit von Seiten eines 
Klosters unterschieden werden kann, als htäi bezeichnet wird. 
Vgl. über diesen und verwandte Gegenstände Appendix Anm. B. 
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die Veränderungen, welche in Folge derselben ent- 
standen, in engem Zusammenhang mit der Entwickelung 
des persönlichen Verhältnisses zwischen Lehnsherr und 
Vasall, über welche einige Worte nöthig sind. Das Ver- 
hältniss war in England lange vor der normannischen 
Eroberung verbreitet und erhielt eine stets wachsende 
Bedeutung durch die Zusammensetzung der damaligen 
Gesellschaft. Zuerst war es auf die kleine Schaar im 
Qetölge der germanischen Stammeshäupter beschränkt 
Zu jener Zeit war es ein persönliches Verhältniss und 
nichts mehr, und die Mitgliedschaft bei dem Gefolge be- 
wirkte keinen Unterschied in Rang oder Würde. Das 
Gefolge des Führers oder Königs musste aus Freien 
und konnte aus Edlen bestehen. Der Dienst war eine 
Ehre.i^ Der Adel und die Ritterschaft des heutigen 
Europa verdanken der so gestalteten Einrichtung den 
grössten Theil ihrer Titel, ihrer Rangordnung und 
ihres Zeremoniells. Die europäischen Monarchien er- 
hielten durch sie fast den ganzen Glanz, der sie um- 
gibt; und ein beträchtUcher Theil des Gefühls, von 
welchem ihre Fortdauer abhängt, ist durch sie ent- 
standen. Schon viele Menschenalter vor der nor- 
mannischen Elroberung hatten die Unterschiede nach 
Rang und Reichthum zwischen den Freien zu wachsen 
begonnen, und so wurde allmälig die frühere Gemein- 
schaft der Gleichberechtigten durch eine neue Gruppiru ng 
der Gesellschaft ersetzt, in welcher eine niedriger ge- 
stellte, wenig begüterte Menge von einer herrschenden 



13) Die von Kemble geäusserte Ansicht, dass diese Be- 
ziehung den Verlust der Freiheit herbeigeführt hat, kann 
nur als die excentrische Aeusserung eines genialen Mannes 
angesehen werden. Sie wird widerlegt von Konrad Maurer, 
Kritische Ueberschau ü. 391 ff. 
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Klasse abhängig war. Schon eine geraume Zeit hin- 
durch hatte sich dieser Zustand auch in den Verhält- 
nissen des Grundbesitzes ausgeprägt, und der Ueber- 
gang zum System des Lehnsrechts und der Grund- 
herrlichkeit wurde auf diese Weise angebahnt. Das 
Feudalwesen besteht in dervollständigen Verschmelzung 
der Abhängigkeit in Bezug auf den Grundbesitz und 
der persönlichen Abhängigkeit Der Vasalle ist nicht 
allein der Bewirthschafter des Landes, der dem Eigen- 
thümer das Recht der Nutzung in Geld oder Naturalien 
bezahlt; er schuldet ihm auch persönliche Dienst- 
leistungen und Lehnstreue. Der Lehnsherr mag selbst 
einem oberen Lehnsherrn in gleicher Weise ver- 
pflichtet sein, und dieser wiederum einem höheren, 
bis wir endlich den obersten Lehnsherrn erreichen, 
der keinen Herrn über sich hat, und der im ent- 
wickelten Lehnsrecht ein unbeschränkter Fürst sein 
muss. Das alt-englische Recht hat diese Stufe nie 
erreicht, aber es entwickelte sich in so ausgesprochener 
Weise nach dieser Richtung, dass man vollkommen be- 
rechtigt ist zu sagen, die normannische Eroberung* 
habe die Umwandlung nur beschleunigt. 

Die persönliche Beziehung fibadet sich bereits in 
der finihesten Zeit, über welche wir zuverlässige Be- 
richte haben, als regelmässige Gewohnheit. Jedermann 
musste entweder genügend begütert sein, um für alle 
Zahlungen haften zu können, die möglicherweise von 
ihm als Schadensersatz oder Busse an Privatkläger 
oder als Geldstrafe an das Gemeinwesen zu entrichten 
waren; oder er musste von einem Herrn abhängig 
sein^ welcher für ihn haften konnte. Ebenso wie im 
englischen Verkehrsleben weit späterer Tage die Be- 
zeichnung „herrenloser Mann" für Diebe, Strolche und 
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Friedensstörer angewandt wurde, ebenso finden wir, 
dass vor der normannischen Eroberung kein ehrlicher 
Mann ohne Herrn sein konnte, wenn er nicht selbst 
Herr war. In der ersten Hälfte des zehnten Jahr- 
hunderts wird dies als positive Bestimmung aufgestellt: 
der Herrenlose muss auf seine Gefahr einen Herrn 
finden. Gelingt dies weder ihm noch seinen Stammes- 
genossen, so wird er in die Acht erklärt und kann 
wie ein Räuber behandelt werden. 13) Die Leute, welche 
soweit in die Höhe gekommen waren, dass sie Herren 
und Beschützer der kleineren Freien werden konnten, 
waren natürlicherweise grosse oder wenigstens ver- 
hältnissmässig grosse Qrundeigenthümer. Ihre Vor- 
fahren waren, wie wir annehmen dürfen, durch Ge- 
burt oder Kriegsthaten unter ihren dänischen oder 
englischen Genossen ausgezeichnet, schon ehe sie sich 
in England niedergelassen hatten. Zuerst im Genüsse 
eines gewissen unbestimmten Vorrangs unter den Ge- 
nossen, nahmen sie allmälig eine herrschende Stellung 
ein. Von vornherein waren ihre Besitzthümer, wie 
wir mit ziemlicher Sicherheit annehmen können, be- 
deutend grösser als die der gewöhnlichen Männer, 
und ihr Einfluss war bei allen öffentlichen Gelegen- 
heiten von entsprechend grösserem Gewicht. Jeder 
von ihnen suchte den König nach seinen Kräften nach- 
zuahmen, indem er sich mit einem persönlichen Ge- 
folge iungab.i4) Verschiedene Ursachen vermehrten 

13) Laws of jElheUtan 11. 2. 

**) Es ist eine Frage von untergeordneter Bedeutung, ob 
eine bestuninte Bedingung oder Befähigung vorgeschrieben 
war, um einen Unterthan in den Stand zu setzen, sich ein 
Gefolge zu halten, oder mit anderen Worten als Herr aufzu- 
treten. Nach der besseren Meinung scheint keine derartige 
Bedingung vorgeschrieben gewesen zu sein. 



42 ZWEITES KAPITBL. 

die Anzahl der Männer, deren Lage es wünschens- 
werth machte, nach Herrendienst zu suchen oder in 
ein Abhängigkeitsverhältniss zu einem Herrn zu treten. 
Die natürliche Vermehrung der Bevölkerung war eine 
derselben; denn das Land, das zunächst den Freien 
des siegreichen Heeres zugetheilt wurde, war nach 
einigen Menschenaltern nicht mehr ausreichend, um 
den Nachkommen derselben ein Auskommen zu ge- 
währen. Leute, welche keinen gesicherten eigenen 
Besitz hatten, waren gezwungen eine abhängige Stelle 
bei denen zu finden, welche Ueberfluss an Land und 
fahrender Habe hatten. Eine andere ausgedehnte 
Klasse von abhängigen Freien bestand aus Leuten, 
welche zwar begütert aber nicht stark genug waren, 
ihren Besitz in unruhigen Zeiten zu schützen. Die- 
selben stellten sich unter den Schutz eines Herrn und 
ebenso ihr Grundeigenthum. Es kamen femer dazu 
die freigelassenen Leibeigenen, eine Klasse, welche im 
zehnten und elften Jahrhundert ziemlich zahlreich 
wurde, indem die Earche die Herren zu Freilassungen 
ermuthigte und dieselben als ein frommes Werk an- 
sah. Auch fehlte es nicht an den altbekannten Beweg- 
gründen, welche zur Zeit des Tacitus die jüngeren 
Männer unter den deutschen Völkern veranlassten, ihr 
Loos mit Königen und Stammeshäuptem zu theilen. 
Abenteurer auf der Jagd nach Kriegsruhm und Beute, 
Verbannte, durch häusliche Fehden oder aus Furcht 
vor der Rache der Sippschaft eines Erschlagenen aus 
der Heimath vertrieben, Gewerbkundige, geschickt in 
den Fertigkeiten, welche der Ausschmückung des 
Lebens und der Erholung dienen, soweit es solche 
damals gab, — sie alle trugen dazu bei, die Zahl der 
Abhängigen anzuschwellen, die einst nur aus sol- 
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eben Leuten bestand. Soweit scbeint der Zusammen- 
hang mit den Verhältnissen des Grundbesitzes ein zu- 
falliger. Der Qefolgsgenosse mag ein Grundbesitzer 
sein oder nicht; ist er einer, so mag der Herr, dem 
seine Person sich angeschlossen hat, der Obereigen- 
thümer seines Grundbesitzes sein oder nicht. Ander- 
seits wissen wir nicht und sind nicht berechtigt anzu- 
nehmen, dass derjenige, welcher fremdes Land als 
^ZoAi" besass, nothwendigerweise in einem persön- 
lichen Abhängigkeitsverhältniss zu dem Oberherm 
stand. Im Laufe der Zeit indessen und unter Ver- 
mittlung von Uebergangsstufen, deren Anfang weiter 
zurückliegen mag als unsere ältesten Quellen, wird 
aus dem Gefolgsmann ein Untereigenthümer, und zu- 
letzt werden persönliche Abhängigkeit und Unter- 
ordnung in Bezug auf den Grundbesitz in der Theorie 
des Rechts identische Begriffe. Je nach der Rangstufe 
des Untereigenthümers nimmt die ursprüngliche Form 
des Verhältnisses zum Oberherm in Bezug auf das 
Grundstück eine verschiedene Gestalt an. Die persön- 
lichen Kriegsdienste, welche die Vornehmsten unter 
dem Gefolge dem Könige oder dem Erben leisteten^ 
wurden allmälig als Entgelt für die von ihnen em- 
pfangenen Vortheüe angesehen. Selbst vor der nor- 
mannischen Eroberung finden wir Spuren von Pflichten 
und Beziehungfen, welche von den echten Ritterlehen 
späterer Zeit sich kaiun unterscheiden lassen. Aus 
den freien Grundeigenthümem, welche der Nation 
gegenüber zur Heerfolge verpflichtet sind, werden all- 
mälig Vasallen, deren Recht auf das Land durch den 
dem Könige zu leistenden Kriegsdienst erkauft wird. 
In Bezug auf die kleineren Leute war der Gang 
der Dinge nicht ganz derselbe. Das ihnen zugewiesene 
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Erbland war den Anordnungen der Gemeinde unter- 
worfen, aus deren Ländereien das betreffende Grund- 
stück ihnen ursprünglich zugewiesen worden war. 
Aller Wahrscheinlichkeit nach wurden die Geschäfte 
der Gemeinde zum grossen Theile durch einige an- 
gesehene Mitglieder besorgt, selbst wenn ihre Ver- 
fassung der ursprünglichen Gestalt am nächsten war. 
Der Uebergang von dieser aus natürlicher Wahl 
hervorgegangener Aristokratie zu der kleinen Mo- 
narchie, welche in späterer Zeit auf den Grundherrn 
überging, kann auf verschiedene Art bewerkstelligt 
worden sein, und ist wahrscheinlich in einer oder der 
anderen Weise bei allen Gemeinden vorgekommen. 
Bei einigen derselben war eine der herrschenden 
Familien möglicherweise reicher und mehr vom Glücke 
begünstigt als die anderen, sodass schliesslich ihr 
Oberhaupt den leitenden Einfluss hatte, imd die ärmeren 
Gemeindeglieder gerne in ein Abhängigkeitsverhältniss 
zu ihm traten. Der Mann, welcher vorwärts gekommen 
war, und Grundherr in seiner eigenen Gemeinde ge- 
worden war, wurde indessen wohl früher oder später 
auch von Fremden als Beschützer au%esuoht. Es 
kamen die Tage, in welchen ein Königreich das andere 
bekämpfte, es kam die Zeit dänischer Einfälle und 
allgemeiner Unordnung, in welcher alte Marksteine 
verrückt, alte Gebräuche vernachlässigt wurden, in 
welcher die Bande der Gesellschaft sich lockerten. 
Es kamen auch Zeiten der Noth, in welchen der Freie 
bereit war, sein Haupt für Brod vor Jedem zu beugen, 
der für seinen Lebensunterhalt sorgen wollte; ja es 
kam sogar dahin, dass die Bedürftigsten der Schutz- 
suchenden nicht nur Abhängige, sondern sogar Leib- 
eigene wurden. So nahm die Herrschaft der stärkereil 
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Qrundeigenthümer, .nachdem sie einmal begonnen, 
durch die Unterwerfung aller möglichen Arten von 
Leuten — sei es einzeln, sei es in ihren Verbänden 
— einen stets wachsenden Umfang. Aller Wahrschein- 
lichkeit nach beschlossen ganze Gemeinden Oberherren 
zu suchen, so lange sie noch als organische Einheit 
existirten. Anderseits ist es nicht weniger wahr- 
scheinlich, dass die von einem .Grossen Abhängigen, 
welche, weil sie aus der Umgegend zusammenkamen, 
Anfangs durch kein Band als die gemeinsame Ab- 
hängigkeit zusammengehalten waren, Qenossenschalten 
nach dem Muster der alten unabhängigen Gemeinden 
bildeten, bei welchen sie oder ihre Vorfahren Mitglieder 
gewesen waren. Das Recht der Gerichtsbarkeit und 
der Besteuerung wurde häufig den Grundherren vom 
Könige verliehen und vermehrte ihre Macht und ihren 
Vorrang. Die Gemeinde wurde in eine Grundherrlich- 
keit verwandelt, die Erb-Freien in die Hintersassen 
des Grundherrn. Das Gemeindeland wurde allmäüg 
als Herrenland angesehen, die alten Volksgerichte, 
vor welche die örtlichen Angelegenheiten kamen, als 
die Hofgerichte. Der Herr war nicht mehr der Erste 
unter Gleichberechtigten, er war ein Herrscher über 
Untergeordnete. Dieser Vorgang, der sich über das 
ganze Land wiederholte, hatte lange vor der nor- 
mannischen Eroberung England zu einem Gebiete 
grosser Güter gemacht, welche theilweise durch per- 
sönlich freie Abhängige, theilweise durch Leibeigene 
bebaut wurden. Der kleinere, freie Grundbesitz . war 
indessen noch nicht ganz beseitigt; Gemeindeeigen- 
thum und Bewirthschaftung durch die Gemeinde waren 
noch weit verbreitet, wenn auch möglicherweise die 
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Gemeinde einen Herrn über sich hatte, der Abgaben 
und Prohndienst beanspruchte.^^) 

Wir dürfen nun fragen was aus den verschiedenen 
Arten von Grundbesitz, welche vor der normannischen 
Eroberung bestanden, geworden ist, und welche Spuren 
sie im heutigen Rechte hinterlassen haben. Diese 
Spuren werden sich bei näherer Prüfong als weit 
tiefer und dauerhafter ergeben als gewöhnlich ange- 
nommen wird, und die Untersuchung hat daher einen 
weitergehenden Zweck als die blosse Befriedigung 
antiquarischer Wissensbegier. 

In erster Linie können wir das Buchland erledigen. 
Wir haben versucht nachzuweisen, dass seine Bedeu- 
tung als normaler und ständiger Bestandtheil des 
englischen Grundbesitzes früher überschätzt wurde. 
Wenn dem so ist, können wir um so leichter die un- 
bezweifelte Thatsache verstehen, dass wir nach der 
normannischen Eroberung nicht mehr viel vom Buch- 
land hören. Viele der grossen Güter, wahrscheinlich 
die meisten, wurden konflszirt, weil die Eigenthümer 
dem Eroberer Widerstand leisteten. In einer Anzahl 
von Fällen blieben indessen zweifelsohne die wesent- 
lichsten Rechte, namentlich das Recht der Nutzung 
ungestört — besonders bei Klostergütem. Aber auch 
dann wurde die äussere Form des Besitztitels durch 
die neuen von der anglo-normannischen Theorie ein- 
geführten Gestaltungen verdrängt. Der normannische 
Freibrief (cJiarter)^ der, genau genommen, nur die 
körperliche Handlung der Investitur urkundlich fest- 
stellte, nahm die Stelle des angelsächsischen „Buchs'' 

^^) lieber die Entstehung der Grundherrschaften vgl. die 
Einleitung zu Earle: Handbooh to tke Land Chctrters and other 
JSaxonic documents Oxford 1888. 
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ein; und da, wo vom Besitzer des Qutes keine wirk- 
lichen Leistungen an den Oberherm zu entrichten waren, 
wurden Scheinleistungen angewandt^ um das Ansehen 
der Theorie aufrecht zu erhalten. Bei Ordensmit- 
gliedem wurde die Gewährung der Nutzung des Guts 
als Entgelt für die geistlichen Verrichtungen ^6) für 
das Seelenheil des Grundherrn und seiner Erben an- 
gesehen, ebenso wie den Laien Grundstücke im Aus- 
tausch gegen die zeitlichen und greifbaren Vortheile 
verliehen wurden, welche ihre Kriegs- und Frohn- 
dienste dem Grundherrn yerschaffien. Noch heute 
wird das Besitzyerhältniss der Kirchengüter als „termre * 
in frank cJmoigne'' bezeichnet, obwohl die Erklärung, 
welche ursprüngHch die Fiktion eines Lehnsverhält- 
nisses rechtfertigte, hinfällig geworden ist i^) Derartige 
Güter können noch als Beispiele vom Buchland gelten, 
insofern überhaupt irgend etwas in unserem heutigen 
Systeme als Buchland angesehen werden kann. Es 
ist unbezweifelt, dass wenigstens einige derselben 
altes Buchland sind, das ohne Unterbrechung des 
Titels besessen wurde, seitdem es ein König von 
Wessex oder Mercia in Gegenwart und mit der Zu- 
stimmung seines Weisen-Männer-Rathes feierlich da- 
hingab.^^) Neues Buchland ist, wie bekannt, nach der 
nonnannisehen Eroberung nicht mehr entstanden. 



^^ Derartige Leistungen waren im Allgemeinen unbe- 
8timm.ter Natur und nicht klagbar — daher die Bezeichnung 
m ß-tmk abmigne. Manchmal indessen waren sie genau de- 
finirt und man sprach dann von einem Besitzverhältniss 
,,&y divme service" im engeren Sinne. 

^^J Vgl. Littleton S. 135 und die Erläuterung von Coke. 

1®) Z. B. die Gutsherrlichkeit Scottler in der Grafschaft Lin- 
coln: Archaeologia Bd. 46 S. 371. 
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Erstens hatte sich die Form rechtlicher Urkunden ver- 
ändert; zweitens war die Absonderung von Buchland 
im alten Sinne und nach der alten Weise unmöglich. 
Früherhin wurde es, wie wir gesehen, aus dem Volks- 
lande abgesondert Nach dem Eindringen der Nor- 
mannen gab es kein Yolksland mehr, von welchem 
es abgesondert hätte werden können. 

Dies bringt uns zu der zweiten Frage. Was wurde 
aus dem Volksland? Die Antwort ist kurz und un- 
zweideutig. Es wurde zum Königsland. Der König 
verfügte nicht nur über das Land, das dem Volke 
• gehört hatte, ohne den Weisen-Männer-Rath oder irgend 
Jemanden um Rath oder Zustimmung zu fragen, sondern 
behandelte dasselbe überhaupt, als ob es in jeder Be- 
ziehung sein privates Erbtheil gewesen wäre. Durch 
mehrere Jahrhunderte hindurch war der Unterschied 
zwischen dem Grundeigenthum, das der König auf Grund 
der Berechtigung der Krone für das Volk besass und 
verwaltete, und dem Eigenthum, das ihm als Einzel- 
person gehörte, vollkommen verschwunden. Nach der 
normannischen Eroberung wurde das nicht zum Buch- 
land umgestaltete Volksland, welches der König in 
seiner Eigenschaft als Verwalter des öfifentlichen Guts 
behalten hatte, mit den Ländereien, welche durch 
Heimfalf und Konfiskation der Krone zugefallen waren, 
in eine Masse zusammengeworfen, und der ganze Kom- 
plex wurde in dem Domesday-QTundbuch. als „Terra 
Regia''' eingetragen. ^9) Diejenigen Ländereien, von 
welchen es heisst, sie seien in der Zeit des Königs 
Edward im Besitz der Krone gewesen, müssen ent- 
weder unvertheiltes Volksland gewesen sein oder aus 
solchen Parzellen bestanden haben, welche dem König 

^^) Allen, Roy(ü Prerogaiive 152. 
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besonders zugewiesen worden oder durch Konfiskation 
zugefallen waren, um von ihm in seiner Privateigen- 
schaft als Buchland besessen zu werden, und welche 
seither von ihm nicht veräussert worden waren. 

Wir wenden uns nim zum Gemeindeland. Es unter- ^ 
liegt keinem Zweifel, dass ein grosser Theil desselben 
bis zu unseren Tagen in der alten Weise weiter be- 
sessen und bewirthschaftet wurde. Historische Ur- 
kunden über dasselbe sind freilich spärlich erhalten, 
und die fortgesetzte Erhaltung von Gewohnheiten, ^ 
welche sich nur durch Annahme eines allgemein ver- 
breiteten Systems gemeinschaftlichen Eigenthums er- 
klären lassen, bildenden Hauptbeweis dafür, dass 
diese Gestaltung des^GrundB^BttafSS^wirklich in der 
Vergangenheit vorhanden war — ein Ums tand, welcher 
beweist, wie v orsichtig ma n sein muss, eh"man aus 
dem ^^dangel positiver Beweismittel in Bezug auf die 
ältere Zeit zu negativen Schlussfolgerun^en gelangt. / 
Die^ Ländereien, welche '^ih heuerer Zeit unter Ge- 
meindeaufsicht geblieben sind, heissen je nach Um- 
ständen „Gemeindeland", „offene Flur" oder „gemischte 
Flur", sehr häufig auch „Lamma8-lan(r\ Während 
des letzten Menschenalters war die Zunahme von Ein- 
hegungen und Gemeinheitstheilungen eine sehr rasche, 
und die Zahl der Almenden ist selbst in unseren Tagen \ 
bedeutend vermindert worden. Es wird indessen unsere 
Schilderung erleichtem, wenn wir uns der Zeitform 
der Gegenwart bedienen, um Zustände zu beschreiben, 
welche vor etwa vierzig Jahren von sorgfältigen und 
kundigen Beobachtern als damals existirend beurkundet 
worden sind.20) Noch ein Menschenalter früher, also 



^^ Bericht der Spezial-Kommission über die Einhegung 

Pollock, Grundbesitz in Bngland. 4 
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im Beginn dieses Jahrhunderts, war m^ Hr ^tp ri^^ FTÄiftA 
des geea gamten Grundbesitzes in einigen engjjgghgn 
Grafeehaft enTn einer oder der andren Weise unigK: 
Gem^Severwaltuii^ JDie Gebirauche weichen in 
ihren Einzelheiten voneinander ab, aber die folgenden 
Regeln können als typisch angesehen werden: Tra 
dgr^gaatZfiit bis zur Erntezeit ist das Land unter ver- 
schiedene Bewirthschafter vertheflt, vOTfwelöheff'Teder 
das ihm zugewiesene Grundstück bebaut; naeh der 
Ernte (d. h. ungefähr am früheren Xamfna««-Tage, dessen 
Datum im neuen Eialender auf den 12. August fallt — 
daher der Name J>amma«-Land) wird der ganze Korn - 
plex für die Weide freigegeben, manchmal an die^ 
selben, an welche er vorher zur getrennten Bewirth- 
schaftung vertheilt war, manchmal an eine grössere 
Klasse von Personen. Die Bewirthschafter des Landes 
haben im Allgemeinen nach einer vorgeschriebenen 
Hufenordnung das Land zu bebauen oder brach liegen 
zu lassen. Die Natur dieser Reihenfolge deutet auf 
eine sehr primitive Art der BewirthschaCtung.^^) Es 
finden sich auch Gemeindewiesen, welche zu einer 
früheren Jahreszeit, d. h. sobald die Heuernte beendigt 
ist, freigegeben werden. Es ist von Bedeutung, dass 
diese Gebräuche angeblich in den Landestheilen am 
meisten vorkommen, in welchen der Boden besonders 

der Gemeindeländer 1844. E. Nasse: MittelalterUche Fidld- 
gemeinschaft, Bonn 1869, enthält Einzelangaben. Die That- 
Sachen, welche von Seebohm in seiner Schrift „Engluh mOage 
Commumty^ zusammengestellt sind, geben ebenfalls vielfaehen 
Au&chluss über den Gegenstand. 
\ ^] ^^) Die regelmässige Reihenfolge ist: Weizen, Hafer oder 

'Johnen und Brachfeld. Man trifft auch hier und da eine 
Vieijährige Folge : ausnahmsweise auch einfach den Wechsel 

'zwischen bebautem Feld und Brachfeld. 
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fru<äitbflr is^ und in welohen daher der Ackerbau 
üelu e «, lä e hy fiFÜbg^ tig' begonn^i wurde. Das La&d ist 
zur gesonderten Bewirthsohaftung in sehr kleine Par- 
zell«! eingetheilt, sodass selbst Jemand,, der ein 
bedenlemles Flächenmass in dieser Weise bewirth* 
schattet, nur eine Reihe kleinere Abiheilungen be- 
sitzt, deren jeweiliger Umfang höchstens vier Morgen 
erreicht E s ist nac hgewies en, dass in rien Tiffln^tB- 

theilen, in welchen diese Art der Bewi^ä^^^äfelföfflÄ^. 
^bräüöEHdi ist, äle^Bauern in Dörfern zusaouuen- 
woimen, ^ps^rend in den Theilen, in welchen das 

tefe gefa nden werden. Miui darf die geschichtliche 
Bedeutung einer derartigen Thatsache nicht unberück- 
sichtigt lassen; man wird in fast unwiderstehlicher ^ 
Weise zur Schlussfolgerung getrieben, dass das Dorf \ 
in derartigen Fällen der ursprünglichen Gemeinde | !La. 
entspricfitT^^el^ief iiag ' Land alw " m&r publims in f'' \ 
kleinem Masaatabe gehörte, ebenso "wieTfasTolksland 



laMmiiiins 



dem ganzen Königreich gehörte. Es müsS'Tctidr' be- 
merkt werden, dass Gemeindeäcker hauptsächlich da 
zu finden sind, wo auch kleine Zinsgüter (copt/holds) 
vorkommen; wir werden hierauf später eingehen. 

Eäne andere Thatsache von einiger Bedeutung ist 
die, dass, obwohl nach neueren Rechtsanschauungen 
das Kirchspiel pder die Stadtgemeinde nicht Grund- 
eig^athum haben kann, Ländereien, die in der Nutzung 
eines Kirchspiels stehen und von den Kirchen vorständen 
(Chwrchwardens) verwaltet werden, nicht selten vor- 
kommen; es kommt dies Verhältniss in der That so 
häufig vor, dass die rechtlichen Schwierigkeiten, welche 
m.ek daraus ergeben, die Auänerksamkeit des englischen 
Parlaments während des gegenwärtigen Jahrhunderts 



^ ) 
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auf sich zogen, und dass eine Nebenbestimmung in 
einem der Qesetze über Armenwesen den Kirchen- 
vorständen und Armenpflegem derjenigen Kirchspiele, 
in deren Nutzung sich derartige Ländereien befanden, 
Korporationsrechte verlieh, um die Veräusserung zu 
ermöglichen (59 George ITE. c. 12, s. 17; A.D. 1819). 
Die Grundstücke, welche einem Kirchspiel gehören, 
sind manchmal innerhalb der heutigen Grenze des- 
selben, jedoch keineswegs immer. So hatte noch vor 
kurzem das Kirchspiel Sampford Spiney im Süden der 
Grafschaft Devon ein Stück Land, welches im Kirch- 
spiel Tamerton, etwa 18 Kilometer entfernt gelegen 
war. Derartige abgelegene Parzellen gehörten wohl 
kaum in alter Zeit der Gemeinde als solcher, sie sind 
wahrscheinlich nur Beispiele von mittelalterlichen 
Schenkungen für Kirchenzwecke. Es ist jetzt unmög- 
lich, die Geschichte derartiger im Eigenthum von 
Kirchspielen befindlichen Grundstücke zu verfolgen, 
wenn nicht besonders günstige Umstände vorliegen, 
welche hier und da vorkommen mögen. In dem er- 
wähnten Fall ist gar nichts über den Gegenstand be- 
kannt, da alle frühere Urkunden des Kirchspiels durch 
Nachlässigkeit verloren gegangen sind. In einigen 
Fällen weiss man, dass die Bewirthschaftung des Landes 
für die Zwecke des Kirchspiels bis zur Zeit der Re- 
formation oder noch weiter zurückgeht. Dies ist freilich 
auch mit der Annahme vereinbar, dass die Schenkung 
oder Besitzergreifung erst lange nach der Zeit der 
normannischen Eroberung stattfand. Jedenfalls beweist 
die Thatsache, dass überhaupt Schenkungen an das 
Kirchspiel gemacht wurden, dass es in der Auffassung 
des Volks noch als eine vermögensfällige Körper- 
schaft angesehen wurde, wenn es auch das Recht 
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nicht als Korporation anerkannte. Wie wir schon ge- 
sehen haben, war die Gesetzgebung zuletzt genöthigt, 
sich mit der volksthümlichen Anschauung in Einklang 
zu bringen. 

Die Dorfwiesen. welche noch in vielen LandesA 
theilen Englands vorhanden -sind^. dürfen, sicher äTsl 
Ueberbleibsel unvertheilten Gemeindelands aus früherer] 
Zeit angesehen werden. Hier dreht die neuere Rechts- 
theorie die Reihenfolge der Thatsachen geradezu um. 
Diese kleinen Grundstücke, welche von den Bewohnern 
für Erholungszwecke benutzt werden, standen zu keiner 
Zeit im Sondereigenthum. Die Gemeindegenossenschaft 
hat sie Niemanden zugetheilt, als sie noch eine reale 
Existenz hatte; sie sind ganz oder theilweise von den 
Eingriffen des Gutsherrn oder seines Vertreters ver- 
schont geblieben, und so dienen sie noch heute den 
gemeüischaftUchen Erholungszwecken der Dorfbe- 
wohner. Nach der Theorie der Rechtsbücher gehörten 
sie ursprünglich dem Grundherrn, welcher in früherer 
Zeit das Recht, sie zur Erholung zu benutzen, ver- 
liehen haben oder seine Entstehung durch Gebrauch 
zugelassen haben soll. Obwohl neuerdings die Richter 
mehr als einmal die historische Unzulänglichkeit dieser 
Theorie amtlich zugegeben haben, ist es doch jetzt 
kaum möglich, dieselbe bei rechtlichen Erörterungen 
ganz fallen zu lassen. Man spricht jetzt von der Ge- 
wohnheit der Leute im Dorf, auf dem oder jenem 
Grundstücke zur geeigneten Jahreszeit zu tanzen oder 
sich mit erlaubten Spielen zu belustigen, indem man 
sich dabei vorstellt, das Land gehöre einer besonderen 
Person, deren regelmässiges Eigenthumsrecht durch 
die gewohnheitsrechtliche Benutzung Fremder einge- 
schränkt sei. Dies ist in Wahrheit üi den meisten 



54 ZWEITES KAPITEL. 

FäU^i eine Fiktion und nichts Aiideres, aber die 
Fiktion ist eingewurzelt. 

Oemeindenutzungsrechte haben eine ähnliche Ge- 
schichte, obwohl die Thatsachen und ihre juristische 
Bdbiandlung nicht so einfach sind. Das weniger ver- 
wickelte Beispiel der Dorfwiese mag eine klarere Kin- 
sieht über die juristische Natur der Ländereien, an 
welchen den Genossenschaftern Nutzungsrechte za- 
stehen (commons)^ erleichtem. Nach der Lehre der 
Bücher ist der ^common'* das unbebaute Lajod der 
Gutsherrschaft. Manchmal mag das unbebaute Land 
zweier Gutsherrschaften aneinander stossen, manchmal 
mag der y^eommon'' oder das „moor** oder das mit 
einem entsprechenden anderen Namen bezeichnete 
Grundstück ein königlicher Forst sein, — d. h. einer 
der Jagdbezirke, welche nach der normannischen Er- 
oberung geschaffen wurden. Das Vorhandensein von 
Bäumen ist, wie kaum erwähnt zu werden braufiht, 
keine nöthige Voraussetzung des Forstes in dieser 
Bedeutung.22) Dag Hauptkennzeichen ist die Abwesen- 
heit Ton Einhegungen. Dartmoor ist ein Forst, ob- 
wohl, abgesehen von neuen Pflanzungen, nur in wenigen 
geschützten Einsenkungen Bäume wachsen. Derartige 
Fälle haben besondere Eigenthümlichkeiten^ welche 
für den Juristen äusserst merkwürdig sind. Für d^a 
Augenblick wollen wir uns indessen auf den regel- 
mässigen Fall beschränken, in welchen der ganze 
^common''' innerhalb der Grenzen einer einzigen Gnts^ 
herrscfaaft sich befindet. Der unbebaute Theil der 
Gutsherrschaft ist somit in der neueren Rechtstheorie 



*) „Foresta regis est iuta ferturum mansio . . . qwisi feresta, hoc est 
ferarum stath." IXal. de Scoocorto 7. c. XU. 
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das Stück dm herrschaftlichen EligenthuxQS, welches 
die Vorgänger des g^enwärtigen Gutsherrn selbst zu 
bebauen oder zu verpachteai nicht der Mühe werth 
erachteten. Diese Vorgänger haben in feimer Zeit 
ihren Pächtern verschiedene Vergünstigungen in Be- 
zug auf dieses unbebaute Grundstück gewährt: z. B. 
freie Weide und Holzung oder die Gewinnung von 
Sand und Kies und ähnliche Befugnisse, welche der 
Nutzung des von ihnen bebauten Landes zu Hülfe 
kamen. Diese Vergünstigungen haben sich durch 
langen Gebraudi zu Rechten entwickelt, welche der 
Gutsherr nicht mehr entziehen kann. So wird an- 
genommen, dass alle derartigen Rechte aus der ur- 
sprünglichen vollen und unbeschränkten Herrschaft 
eines angeblichen Vorgängers des Gutsherrn gleich- 
sam herausgeschnitten worden sind. Es wird zwar 
zugegeben, dass in dem einen Falle der Weidegerech- 
tigkeit das Recdit des Bewirthschafters möglicherweise 
bis zu einem gewissen Grade von der Willkür des 
Gutsherrn unabhängig sein konnte, indem es durch 
Reehtsbestimmung als Pertinenz des dem Ersteren ver- 
liehenen Grundstücks angesehm wurde, wenn nichts 
Gegentheihges vorlag. Es ergiebt sich dies aus der 
Lehre vom y,eommon appendant^.^^) Im Allgemeinen 
galt indessen die erwähnte Theorie. Wir haben guten 



*^) Man unterscheidet y^common appendanC\ ncommon appurte- 
tuint'* und „common in gro88*\ „Common vi/ppendani^ nennt man 
eine Bereditigung, welche den Hintersgissen als aolchen zu- 
steht. y^Common appwtenav£^ ist die Berechtigung, welche mit 
einem Grundstück verknüpft ist, aber nicht wegen seiner 
Eigenschaft als Theil der Grundherrschaft. „Common in gross" 
hat den Karakter einer Personalservitut, ist aber ver&useeriteh 
und vererblich. 
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Grund wieder zu sagen, wie wir im besonderen Falle 
der Dorfwiese gesagt haben, dass diese Theorie die 
Thatsaoben umkehrt. Immerhin ist eine solche Aus- 
sage gewissen Beschränkungen unterworfen. Viele 
der Gutsherrschaften, welche jetzt bestehen oder früher 
bestanden haben, sind an die Stelle der älteren Ge- 
nossenschaften getreten, innerhalb welcher allmälig 
die Gewalt der Genossenschaft auf ihr angesehenstes 
Mitglied überging, bis er der Lehnsherr und die anderen 
Grundeigenthümer seine Vasallen wurden. Es konnte 
indessen eine Gutsherrschaft auch ohne Beschreitung 
dieser ersten Stufen begründet werden. Es war möglich, 
dass sich freie Vasallen und freigelassene Hörige um 
einen Lehnsherrn schaarten, bis sie eine Gemeinschaft 
bildeten, deren Umfang einer alten freien Gemeinde- 
genossenschaft entsprach. In einem solchen Falle 
können wir uns wohl vorstellen, dass Gebräuche auf- 
kamen, welche diejenigen der älteren Genossenschaften 
nachzuahmen bestimmt und ihnen soviel als möglich 
nachgebildet waren; unter derartigen Verhältnissen 
beruhte allerdings die Rechtskraft solcher Gebräuche 
auf der ursprünglichen Erlaubniss und Einwilligung 
des Gutsherrn, und die Sachlage war also in Wahrheit 
die, welche die Theorie der Juristen für die Normal- 
fälle fingirt hat, d. h. für * die Fälle, in welchen der 
Gutsherr nur ein. reichgewordenes Mitglied einer freien 
Genossenschaft war. Wir haben also eine mögliche 
Klasse von Beispielen, in welchen die Theorie wirklich 
bis zu einem gewissen Grade den Thatsachen ent- 
spricht. Wir sagen absichtlich „bis zu einem gewissen 
Grade"; denn selbst in den wenigen FäUen, in welchen 
imsere Voraussetzung eintraf (es können nur wenige 
gewesen sein), waren die Gebräuche nicht von den 
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Hintersassen oder dem Gutsherrn erfunden, sondern 
anderen, welche bereits existirten, nachgebildet worden. 
Wir können daher im Allgemeinen sagen, dass ge- . 
meine Nutzungsrechte entweder aus der früheren Be- 
reclitiglif^' äui un^elLeiUmi GemeixwifiTand naiJh Mäss- 
gabe der von der Genossenschaft erlassenen Bestim- 
mungen entstanden sind, oder aus den thatsächlich vom » \ 
Gmndherm in üebereinstimmung mit den sonst ob- j 

waltenden Gebräuchen gestatteten Gewohnheiten. Es ' ' 
zeigen sich somit Spuren des früheren Gemeinde- i 
lands einerseits in den Ueberbleibseln gemeinschaft- 
licher Bewirthschaftung, welche noch in England vor- 
handen sind oder vor Kurzem vorhanden waren; 
andrerseits in den gemeinen Nutzungsrechten. In der 
einen Reihe von Gebräuchen erscheint die genossen- / 
schaftliche Regelimg der Zutheilunff und Bewirth- ' ^ 
schaftung des Ackerlandes; in der anderen qUe Nutzung } .. 
des uhvertheilten, unbebauten Landes zur Weide und ; \ 
zu* anderen^ Zwecken, welche den Mitgliedern der Ge- \/^' 
nüSBeSschaft die Ausbeutung der ihnen zugetheilten 
Parzellen erleichtert. 

Wir haben endlich zu untersuchen, was aus den- 
jenigen Theilen des Grund und Bodens geworden ist, 
welche sich im Sondereigenthum der Einzelnen be- 
fanden, ohne durch das Ausnahmsprivileg des „Buchs" 
oder des Freibriefs an sie gekommen zu sein, und 
welche sie nur nach den wechselnden Ortsgeb räuc hen, 
wa hrscheinlich ohne jed en sdhriftlichen Nachweis ihres 
Titels erworben hatten^ Es ist unmöglich darüber i 
jtflBl direkte üelege zu finden; uns scheint es, dass 
derartige Grundstücke noch Jahrhunderte nach der 
normannischen Eroberung in derselben Weise wie 
früher erworben und besessen wurden, und dass sie ' 
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später den Karakter d er Zinsgüte r (copvholdß ^ 
nommen haben; es ist dies eine Leihegattung, welche 
in unseren Tagen in rascher Abnahme begriffen ist 
und in wenigen Menschenaltern wohl ganz ver- 
schwunden sein wird, die aber bi s zu Be gin n dieses 
Jahrhu nderts einen g rossen' The5 d es englisch en 
Qf lüid und Bodens umfäsötö. D16 Sofirffiisteller, w'eTcEe 
sich mit der Geschichte des Immobiliarrechts oder der 
Leiheformen befassen, von Sir Edward Coke bis auf 
unsere Zeit, sagen, dass der Zinsbauer (copyholder) 
der Neuzeit und des späteren Mittelalters die Stelle 
des n^Uanus" aus früherer Zeit einnimmt Die Aus- 
sage ist zweifelsohne in einem Sinne richtig: sie läset 
aber so viele Auslegimgen zu, dass es wichtig ist zu 
bestimmen, welche wir anzunehmen haben. Die Be- 
deutung des Satzes hängt von der Bedeutung der 
Satzglieder ab. Das erste ist genügend klar. Wir 
aUe wissen was ein y^copyholder'* ist, oder können 
wenigstens leicht erfahren, was das Wort bedeutet, 
sobald wir es erfahren wollen. Ein copyholder ist 
der Inhaber eines Grundstücks auF 'einer Gutsherr- 
schaft, der, wie man sagt, dasselbe nach dem Willen 
des Gutsherrn, dem Gebrauch der Gutsherrschaft ge- 
mäss, besitzt; das heisst, dass die Berechtigung des 
Zinsbauem nominell vom Willen des Herrn abhängt; 
der Gutsherr hat aber seinen Willen dem Gebrauch 
gemäss auszuüben, und der Inhaber ist daher in 
Wirklichkeit so sicher in seinem Besitz, als ob er 
unbeschränkter Eigenthümer wäre. Die kleine Mo- 
narchie des Gutsherrn im Bereich der Herrschaft ist 
jetzt — was sie auch immer früher gewesen sein 
mag — eine verfassungsmässigeMonarchie im strengsten 
Sinne. Der Titel des Zinsbauem kann indessen nicht 
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durcdx Urkunden nachgewiesen werden, welche in 
seinem Besitze sind, sondern nur durch die Protokolle 
des Ho^erichts, in welche die Zulassung der auf- 
einander folgenden Zinsbauem, durch den Herrn oder 
seinen Vogt aufgenommen wird. Aus diesen Gründen _^ 
heisst es, dass seine Berechtigung „auf der Abschrift" j 

(copy — daJaer copyhold) beruht. Meistens sind ihm 
einige der Berechtigungen eines unbeschränkten Eigen- 
thümers entzogen: er kann kein Holz fällen und keine 
Bergwerke eröffiaen. Er hat ein Laudemium bei der* 
Veräusserung zu zahlen: häufig ausserdem beim Mann&^ 
ffliTHift fi^Anfli^ipr^ynhft iiTi d bcschwe rljcne .J^litural- 
ab |5^ , ^ftlt^hft [i^iT?>^" gfinanut wird. Diese Abgaben 
repräsentir^ einen Preis, der für die Erlaubniss des 
Herrn, zur Zulassung eines Käufers oder zur Annahme 
des Erben des Zinsbauem gezahlt wird; einstoals war 
dieser Preis zweifelsohne von der Willkür des Herrn 
abhängig — mit anderen Worten der höchste, der zu^ 
bekommen war. Im neueren Recht ist die Geld- 
abgabe ein für alle Maie lestgestellt worden, 'a ber^^ 
Naturalabgabe (das sogenannte „Amot"), bestehend aus [J^ 
dem besten ßtüek Hornvieh, manchmal auch aus der^ 
besten Stück der ganzen beweglichen Habe, kani 
noch in vielen Fällen gefordert werden-^*) Es ist femer 
ein Zins in Geld an den Herrn zu entrichten,*'lFelcEeF 
früHer einen erhebhchen Werth hatte, und m'vieRn 
Fällen den nachgewiesenermassen ganzen Pachtwerth 
im dreizehnten oder vierzehnten Jahrhundert erreichte. 
Die als „copyhold" bezeichnete Erbleihe ist hiermit. 



i\ 



^) lieber das Besthauptrecht in der deutschen Rechtsge- 
scfaichte vgl. Heusler, Inst, des d. Privatr. I, 139 fif.; Stobbe, 
Deutsche« Privatr. 11, § 136. (Atitti. 30.) 
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wenn auch im Rohen, so doch für den vorliegenden 
Zweck genügend gekennzeichnet. 

Gehen wir nun zum zweiten Satzglied über, so 
entsteht die Frage, was ist ein y.viUanua**'^ Die wört- 
liche Bedeutung des lateinischen Wortes ist einfach 
Bewohner einer y^villa'' oder einer Ortschaft. Zur Zeit 
der normannischen Eroberung und noch lange nachher 
war der villanm ein persönlich freier Grundbesitzer, 
der sein Land unter einem Oberherm inne hatte, und 
diesem Oberherm zur Leistung von Zins und Frohn- 
arbeit verpflichtet war. Der Zins war manchmal in 
landwirthschaftlichen Produkten zu entrichten, manch- 
mal und im Laufe der Zeit allgemein in Geld, dessen 
Betrag dem Durchschnittswerth der ursprünglich zu 
entrichtenden Naturalleistungen entsprach. Diese viüani 
waren nicht etwa die niedrigste Klasse der freien 
Hintersassen. Es gab andere Klassen, die mit ver- 
schiedenen Benennungen bezeichnet wurden, welchen 
lästigere Leistungen oblagen, und die am ungünstigsten 
situirten unter ihnen konnten kaum in besserer Lage 
sein als die eigentlichen Leibeigenen. Es ist nicht 
immer leicht, zwischen den freien und imfreien Be- 
wirthschaftem des Bodens die Grenzlinie zu finden. 
Zweifelsohne existirten eine grosse Anzahl von Leib- 
eigenen. Ihre richtige lateinische Bezeichnung war 
,,8ervu8" oder „nativus". Die meisten unter ihnen 
waren wahrscheinlich Nachkommen der ursprünglichen 
Briten, deren Leben bei der englischen Eroberung 
verschont geblieben war. Jedenfalls stand ihre Person 
im Eigenthum des Herrn und, abgesehen von Leib 
imd LebeU) waren sie gänzlich seiner Willkür unter- 
worfen. Sie besassen bewegliche wie unbewegliche 
Habe erst auf Grund der Genehmigung des Herrn, 
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welche jederzeit zurückgezogen werden konnte. Es 
ist bekannt, dass vor der normannischen Eroberung 
Freie häufig aus Noth zu Unfreien wurden. Manchmal 
indessen gelangten sie nicht ganz zu dieser Stufe der 
Entwürdigung; sie unterwarfen sich dann der Ver- 
leihung von Land unter knechtischen und der Willkür 
des Herrn preisgegebenen Bedingungen; aber sie gaben 
weder ihre persönliche Freiheit noch das Eigenthums- 
recht an ihrer fahrenden Habe auf. Es ist bekannt, 
dass solche Bedingungen nach der normannischen 
Eroberung vielen Engländern aufgenöthigt wurden, 
nachdem sie den Normannen gegenüber feindselig 
aufgetreten waren, ohne indessen wirklich die Waffen 
gegen sie ergrifTen zu haben, und wir dürfen annehmen, 
dass ähnliche Vereinbarungen Jahrhunderte vorher, 
besonders im westlichen Theile der Insel, zwischen 
den siegreichen Engländern und den besiegten Kelten 
getroffen wurden. Es sind hinreichende historische 
Belege für Leiheformen vorhanden, welche in der 
Mitte liegen zwischen den rechthch vollkommen ge- 
sicherten und den einseitiger Willkür ganz preis- 
gegebenen Verhältnissen, die in der Praxis überhaupt 
nicht vorkommen; wenn auch diese Zwischenformen 
für die juristische Konstruktion einige Schwierigkeiten 
verursachen, so sollte es uns eigenthch überraschen, 
dass es nicht eine grössere Anzahl derselben gibt. 
Nur die Tendenz jeder Gewohnheit zum festen Ge- 
brauch zu werden, hat es bewirkt, dass wir nicht 
noch mühsameren Aufgaben in dieser Richtung be- 
gegnen. Im Ganzen finden wir, dass zur Zeit der 
normannischen Eroberung und nachher die Bewirth- 
scnaiter des Bodens in drei deu tlich voneinander ab- 

^~ ^-gaj. ^ ll H^ M » H ill I I » I U I IWH .»..», ...^ r w '■'■ " ■»-. 

gegrenzte Gruppen ÄeriaUen. 
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Es sind dies die Frei en, ve lche Grandstüeke in 
gröeserem oder geringerem ümf&nge g^en mehir od» 
weniger lästige Dienstleistungen inne haben; je nseh 
der Art der Leistungen werden sie mit T^rschied^ien 
Namen bezeichnet, aber die Bedingungen sind in allen 
Fällen genau festgestellt Es sind femer die Leib^ 
eigenen, die einem Herrn gehören, welche nidits ihr 



1 



ügen nennen können, deren Ghrundbesitz von der 
Willkür des Herrn abhängt, und deren Abgaben in 
der von ihm festgestellten Weise zu entrichten sind. 
Es sind endlich die herunter gekommenen Freien — 
entweder die Ueberbleibsel einefl DMMgUn 
oder verarmte Glieder des herrschenden — , welehe 
nicht persönlich im Eigenthum des Herrn stehen, aber 
ihr Grundstück unter knechtischen imd der Willkür 
des Herrn preisgegebenen Bedingungen inne haben. 
Ausserdem bewahrten die Besitzverhäl tnisse eines 
Grundstücks den KaraEteF^^er ihm ürs prüngiid i ge^ 
gpTben'WOTttöh war^"*und es konnte in Folge ver- 
schiedener auf em^ider folgender Veräosserungen vor- 
kommen, imd kam tha^sächlieh vor, dass dieselbe 
Person für ein Grundstück freie, für ein anderes un- 
freie Leistungen zu entrichten hatte, und dass die 
Natur der Leistungen ihren persönlich»! Status nicht 
berührten. Wenn Jemand sagte, er sei der viüanus 
des Grundherrn, entsagte er damit seiner Freiheit und 
seiner Unabhängigkeit; hiess ea indessen er sei Vasall 
des Grundherrn im Besitzverhältniss des „t»7fena^«"i 
so war er im Stande, seinen Rechtstitel in seinem 
eigen^i Namen gegen einen Dritten zu vertheidigen 
(Y, B. 20 Edward Z; EoUs ed. 41), Andererseits konnte 
ein Leibeigener mit Jedermann ausser dem H^rm 
wie ein freier Mann Rechtsgeschäfte abschliessen« 
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und nichts hinderte ihn, wenn er dazu in der Lage 
war, freies Land zu besitzen, wobei er alierdings stets 
der Gefahr ausgesetzt war, von seinem Herrn ent* 
eignet zu werden. Das Merkmal eines unfreien Besitz- 
Verhältnisses bestand in der Möglichkeit, nach der 
Willkür des Herrn zu Abgaben verpflichtet zu werden. 
Die anderen, diesem Besitzverhältnisse eigenthümlichen 
Umstände waren thatsächlieh schon zur Zeit der nor- 
mannischen Eroberung gewohnheitsrechtlich festge- 
stellt; vielfach erwarben schon damals die Bewirth- 
schafter gewissermassen ein unvollkomm^ies vererb- 
liches Recht 

Wenn wir diese Unterscheidungen im Auge be- 
halten, ist es nicht schwierig, sich ein annäherendes 
Bild der ursprünglichen Geschichte der copyholds zu 
verschaffen. Positive Beweise können wir kaum er- 
warten, da in unseren Quellen mehr als ein Jahr- 
hundert nach den in Domesday gegebenen Aufstellimgen 
eine grosse Lücke besteht, und da wir selbst ein 
weiteres Jahrhundert über diesen Zeitpunkt hinaus 
keine in Einzelheiten eingehende Urkunden m Gestalt 
von Ho%erichtsakten und Rechnungen besitzen. Leider 
ist der ganze Gegfenstand in neuerer Zeit durch den 
zweideutigen Gebrauch von Wörtern verwirrt worden. 
Die Bedeutung, des früheren Ausdrucks viUanus^ der 
ursprünglich einen ebenso ehrenhaften Klang hatte 
als der noch jetzt gebräuchliche Ausdruck ^yeovMxrC' 
(freier Bauer), entartete nach der normannischen Er- 
oberung, und wurde sowohl in der lateinischen Aus- 
drucksweise als in der französischen Form „välein" 
als gleichbedeutend mit nativus angewandt, obgleich 
die beiden Ausdrücke, genau genommen, nichts mit- 
einander gemein hatten. Die von Alters her gebrauch- 
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liehe gewohnheitsrechtliche Ueberlassung von Land 
gegen Frohndienste wurde noch immer villenage ge- 
nannt, und in Folge dieser Umstände wurden die nach 
Gewohnheitsrecht ansässigen Zinsbauern in der Auf- 
fassung der neueren Lehrbücher mit den Leibeigenen 
vollständig vermischt. 25) Die mittelalterlichen Juristen 
versuchten zweifelsohne trotz dieser unbequemen 
Terminologie genau zu sein. Wenn dieselben von 
einem natiws sprechen wollten, gebrauchten sie den 
Ausckuck „villein dem Blute nach." Sie liessen es 
sich angelegen sein, die alte privilegirte Erbpacht^ 
welche in Wahrheit ein freies, wenn auch mehr oder 
minder lästiges Abhängigkeitsverhältniss mit sich 
brachte, von dem Kolonat, welches nur ein unter- 
geordnetes, nur auf unbestimmte Zeit gewährtes Besitz- 
recht gab, zu unterscheiden, und femer auch die 
Dienstleistungen, welche auf dem Lande lasteten, und 
den persönlichen Status des Bewirthschafters ausein- 
anderzuhalten. In späterer Zeit indessen wurden diese 
Dinge übersehen, und das Resultat zeigt sich in der 
üblichen Darstellung der copyholdsy welche in der 
Ausdrucksweise Blackstone's wie folgt lautet: ncopy- 
holder 8 sind in Wahrheit nur viUeins^ welche durch 
eine lahgö KeiKiT"*^!" unvöf3enEncKer~*Zeit statt- 
jBndender Eingriffe in die Rechte des Grundherrn zu- 
letzt ein durch Gewohnheit gesichertes Recht auf die 
Grundstücke erworben haben, die sie früher nur 
so lange innehatten, als es jenem in seiner Willkür 



**) Die Geschichtsforscher sind stückweise der Wahrheit 
näher gekommen. Einige der geachtetsten Autoritäten scheinen 
indessen noch jetzt der Ansicht zu sein, dass die abhängigen 
Freien und die Leibeigenen wirklich von ihren normannischen 
Herren untereinander vermischt wurden. (Vgl. App. C.) 
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gut dünkte." 2C) Der Ausdruck viUeins soll hier 
„väleins dem Blute nach" oder nnativi'' bedeuten. Es 
wäre mehr der Wahrheit gemäss zu sagen, dass die 
Grundherren durch eine lange Reihe von Eingrijffen 
und Fiktionen, welche die Juristen, in ihrem Interesse 
begünstigten, den Glauben verbreiteten, die Willkür 
des Grundherrn habe die alten durch Gebrauch an- 
erkannten Rechte geschaffen, während sie in Wirk- 
lichkeit von dieser Willkür ganz imabhängig waren. 
Wenn wir ims einmal von Blackstone's falscher 
Theorie entledigt haben, (wir sagen Blackstone's Theorie, 
weil sie vorher von Niemanden in so positiver Form 
ausgesprochen wurde) so ergibt sich, dass das Wesen 
der existirenden copifhold-QehT&u.che an und für sich 
genügt, um uns von ihrem hohen Alter zu überzeugen. 
Zu diesen Gebräuchen gehört die Gewohnheit des 
borough english — oder, wenn wir einen anderen be- 
zeichnenderen Ausdruck wählen, des ncradle-holding'* 
(Wiegengut); nach diesem Gebrauch übernimmt nicht 
der älteste Sohn die Erbschaft, wie dies nach eng- 
lischem cammon law geschieht, auch geht sie nicht an 
alle Söhne in gleichen Theilen, wie dies bei der alter- 
thümlichen mit „gavelkind** bezeichneten Erbfolge der 
Fall ist, welche noch heute in Kent in der Uebung 
ist; sie geht vielmehr ausschliesslich an den jüngsten 
Sohn. Eine derartige Erbfolgeordnung lässt sich nur 
sehr schwer erklären. Die Thatsache, dass es uns 
jetzt so schwer fällt, dieselbe zu verstehen, weist in- 
dessen darauf hin, dass sie aus einem vergessenen 
Gesellschaftszustand herrührt; daraus, dass sie so fest- 
gewurzelt war, dass sie die normannische Eroberung 



*«) CommetUaries II* 95^ vgl. App. C. 
Pollook, Grondbesitz in England. 
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Überleben konnte, können wir auch offenbar schliessen, 
dass sie schon damals ein gewisses Alter hatte. Aehn- 
liehe Gebräuche finden sich in verschiedenen Theilen 
von Europa, und haben sich in einigen Fällen bis 
auf unserer Zeit erhalten, obgleich sie das neuere 
Recht nicht berücksichtigt hat.^?) Wahrscheinlich ist 
{die Erklärung darin zu finden, dass es eine !5eit gab, 
; zu welcher jeder Sohn der Famihe beim Erreichen 
der Volljährigkeit zu einer Zuwendung aus dem Ge- 
meindeland berechtigt wät- Die Söhne wurden auf 
diese Art von der Familie getrennt und versorgt^ und 
der Hof blieb für den jünffsten übriir. Ein derartiffer 
Zustand wird thatsächlich in den alten Gesetzen von 
Wales beschrieben. Man könnte daraus schliessen, 
dass die Gewohnheit, wie sie sich in England findet, 
keltischen Ursprungs und thatsächlich ein primitiver 
Gebrauch ist, welcher nicht nur die normannische, 
sondern bereits die englische Eroberung überlebt hat. 
Wäre diese Annahme richtig, so wäre es indessen zu 
erwarten, dass der Gebrauch nicht, wie dies thatsächlich 
der Fall ist, im Süden und im Mittelpunkt Englands 
zu finden sei, sondern dass er hauptsächlich im Westen 
und im Südwesten sich zeigen werde. 

Wie auch immer die vereinzelten Gebräuche er- 

\ klärt werden mögen — wir können jedenfalls getrost 
behaupten, dass ,^ die Zinsbauem (copy holder a)^^ 
neueren Zeit die historischen TTachfölger der früheren 
englischen freien Grundbesitzer sind, welche ein nach 
Ortsg«brauch vererbliches ßeohl hätten, das nicht 
durch schriftliche Urkunden, sondern durch das Zeug- 



^^) Eine Aufzählung der Orte , wo das Minorat im deut- 
schen Recht gilt, findet sich bei Stobbe, Privatrecht V. § 322 «. 
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niss der Munlihs^i^n Tin>iini|ir^T^|p|gp||>| ^imrHfi, u nd dass sie J 
Abgaben und Dienstleistungen ursprünglich an den7 
Staat oder die Gemeinde, später an einen Grundherrnr 
zu entrichten hatten. Wenn jetzt die Zahl der Zins- 
bauem zu klein erSüÜeint, um in der Geschichte einen 
so grossen Raum auszufüllen, so müssen wir im Auge 
behalten, dass die Zahl der Grundstücke, welche 
diesem Besitzverhältnisse unterstehen, seit geraumer 
Zeit in rascher Abnahme begriffen ist. Noch^spät im 
sechzehnten Jahrhundert war. ein. .Drittel der .GruniJ- 
stücke in Englsgid ,in den. Händen . vpp Zinsbauer^, 
Da die alterthümlichen Eigenthümlichkeiten dieses 
Besitzverhältnisses im heutigen Verkehr sich für alle 
Betheiligten als unbequem und dem Bewirthschafter 
weit mehr lästig, als dem Grundherrn vortheilhaft er- 
wiesen haben, sind die aus der Grundherrlichkeit 
herrührenden Rechte in späterer Zeit allmälig zum 
grossen Theile durch Ver trag aufgegeben worde n : 
neuerdings haben auch aie (Jopy hold Acts sowohl den 
Grundherrn als den BöWlflIlö(31iairern*"3i^Recht ge- 
währt, die Ablösung imter geeigneten Bedingungen 
zu verlangen. 28) In verschiedenen Landestheilen 
finden sich copyholdsy bei welchen die Lage des Be- 
wirthschafters noch immer nicht gesichert ist. Sein 
Recht steht ihm auf die Lebensdauer einer oder 
mehrerer Personen zu, manchmal nur auf eine kurze 
Reihe von Jahren, und wenn dasselbe auch nach Ab- 
lauf der Zeit in der Regel wieder erneuert wird, so 
besteht doch darüber in derartigen Fällen keine 
zwingende Rechtsvorschrift. Diese Art des Besitzes 
ist in den westlichen Grafschaften allgemein gebrauch- 
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lieh, und man kann wohl annehmen, dasB ^e die Be- 
dingungen darstellt, unter welchen die besiegte keltische 
Bevölkerung von den englischen Einwanderern im 
Besitz ihrer Ländereien belassen wurde. In Coimwall 
giebt es oder gab es gewisse y^eonventianary tenaiü8'\ 
deren Rechtstitel alle sieben Jahre unter Entraohtung 
einer Gebühr erneuert werden muBs.29) Da in »den 
alten Gebräuchen der Bretagne sich Besitzverhältnisse 
finden, welche mit den erwähnten nicht nur dem 
Wesen, sondern auch dem Namen nach Aehnliohkeit 
haben, scheint es beinahe sicher, dass der in Comwall 
übliche Gebrauch auf eine der englischen Nieder- 
lassung vorangehende Zeit zurückzuführen ist. Ein 
Gleiches gilt von den besonderen dem Bergbau in 
Comwall und Devonshire eigenthümlichen Gebräuchen, 
welche es den Unternehmern gestatten, unter dem 
unbebauten Land eines beliebigen Grundeigenthümers 
Bergbau zu treiben, insofern dieser es nicht selbst 
thut, und vorbehaltlich der Entrichtung der üblichen 
Abgaben und Bergzehnten.^O) In Comwall heisst dies 
„ J&i bounding** (Zinn-Geviertung); denn die Bestimmung 
der Grenzen der Grube ist der erste Schritt, durch 
-welchen der Muther sein Recht erwirbt. Derselbe 
Gebrauch bestand in den Bergwerksdistrikten von 
Devonshire, so lange die Gewinnung von Zinn dort 
betrieben wurde. Die genauere Erforschung besonderer 



^) Die j^conventionarytenements", die bei einigen zur 2>iie% 
of Cümwall gehörigen Gutsverbänden in Gebrauch waren, 
wurden durch ein Gesetz von 1844 (7 u. 8 Viot. c. 105) ab- 
gelöst. Es ist dem Verf. nicht bekannt, ob noch andere Bei- 
spiele dieses Besitzverhältnisses vorhanden sind. 

^) Die Bergbaufreiheit als allgemeines Institut ist in Eng- 
land nie eingeführt worden. 
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Ortsgebräuche und noch in höherem Grade der Ver- 
such, ihre Geschichte und ihre gegenseitige Verwandt- 
schaft zu verfolgen, würde uns indessen zu weit 
führen. Aus dem Gesagten geht bereits zur Genüge 
hervor, dass Gebräuche, welche über die normannische, 
ja vielleicht über die englische Eroberung hinaus- 
reichen, sich als weit ausdauernder erwiesen und 
tiefere Spuren in dem heutig^i Aufbau des Rechts 
hinterlassen haben, als gewöhnlich angenommen wird. 
Unsere nächste Aufgabe ist, auf die feudale Periode 
der englischen Besitzverhältnisse überzugehen und die 
Wirkungen der lehnsrechtlichen Lehren und Tendenzen 
zu verfolgen, welche während so langer Zeit sich 
über den älteren Gebräuchen au^eschiohtet haben, 
ohne dieselben zu zerstören. 



Drittes Kapitel. 

Das Mittelalter. 

Die normannische Eroberung hat grosse und syste- 
matische Aenderungen in der Verwaltung und dem 
Rechte des englischen Königreichs herbeigeführt — 
nicht am Wenigsten in den rechtlichen Bestimmungen 
über den Grundbesitz. Die thatsächhche Umgestaltung 
der bezüghchen Verhältnisse hat sich indessen erst 
etwa ein Jahrhundert nach der Eroberung vollzogen. 
Der allgemein gleichförmigen Rechtsprechung der 
Reichsgerichte, welche die königlichen Richter auf 
ihren Rundreisen vertraten, gelang es die Mannig- 
faltigkeit der Ortsgebräuche zu zerstören und ein 
neues Muster für die Einrichtungen zu gestalten: diese 
Rechtsprechung kam zur vollen Wirksamkeit zur 
Zeit Heinrich's IL und dementsprechend erreichte das 
Feudalwesen seinen Höhepunkt in der ersten Hälfte 
des dreizehnten Jahrhunderts. Seit der letzten Hälfte 
jenes Jahrhunderts erfuhr es eine Reihe aufeinander- 
folgender wichtiger Aenderungen. So wichtig die- 
selben aber auch waren, die Hauptpunkte der lehns- 
rechtUchen Theorie wurden immer äusserlich aufrecht 
erhalten. Bis auf den heutigen Tag kann das englische 
Immobiliarrecht seiner Form nach nur als abgeänderter 
Feudalismus bezeichnet werden, wenn auch die wirklich 
bezeichnenden Merkmale der lehnsrechtlichen Besitz- 
stände verschwunden sind oder doch nur die undeut- 
lichsten Spuren hinterlassen haben. 
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Um dem Lehnswesen Gerechtigkeit widerfahren 
zu lassen, müssen wir dasselbe nicht nur in seiner 
regelmässigen Gestalt prüfen; wir müssen auch seinen 
eigentlichen und ursprünglichen Zweck untersuchen. 
Vom volkswirthschaftlichen Standpunkte aus lässt sich 
nicht viel für dasselbe sagen, ausser dass das System 
der gesammten Hand, an dessen Stelle es trat, der 
Landwirthschaft noch ungünstiger war. Von jedem 
mit der neueren Anschauungsweise verträglichen 
Standpunkte aus können die jetzt noch erhaltenen 
Eigen thümlichkeiten des Lehnsrechts, wie z. B. das 
Erstgeburtsrecht, nur durch diejenigen erfinderischen 
Argumente vertheidigt werden, welche, offenbar a 
posteriori entstanden, nur solche Leute überzeugen, 
die schon vorher überzeugt waren. Im Anfang des 
Mittelalters war indessen die volkswirthsohaftliohe 
Zweckmässigkeit nicht das erste Ziel der auf den 
Grundbesitz bezüglichen Einrichtungen in Europa; auch 
war es unmöglich, sie zum Ziel dieser Einrichtungen 
zu machen. Ehe es den Landwirthen möglich war, 
darüber zu entscheiden, welche Art des Grundbesitzes 
und der Bewirthschaftung den meisten Vortheil brachte, 
hatten sie die weit dringendere Frage zu prüfen, auf 
welche Weise sie Sicherheit dafür gewanhen, dass 
ihnen überhaupt der Besitz und die Bewirthschaftung 
gestattet würden. Das Feudalsystem erzeugte in Wahr- 
heit eine Genossenschaft für die gegenseitige Verthei- 
digung seiner Mitglieder. In seiner Anwendung auf 
die Gesammtheit eines unabhängigen Gemeinwesens 
war es die militärische Organisation der Gesellschaft, 
wie sie in eine Zeit passte, in welcher es keine 
stehenden Heere gab, und in welcher ein kräfti- 
ger Mann nur Waffen nöthig hatte, um ein ebenso 
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^ter Soldat als ein beliebiger Anderer zu ^ein. 
Ein Feudalstaat war eine Nation, welche zürn Er- 
greifen der Waffen stets bereit war. Der König oder 
ein anderer souveräner Fürst war der Oberbefehls- 
hal3er. Seine unmittelbaren Vasallen waren Gene- 
räle, von welchen Jeder seine Truppe nicht nur führte, 
sondern auch in das Feld stellte und ausriistöte. 
Diese Truppen bestanden wiederum aus den Beiträgen 
der untergeordneten Vasallen, unter welchen Einige 
eine gewisse Anzahl von Kriegern und Pferden zu 
stellen, Andere nur in eigener Person zu dienen 
hatten. Der Gebrauch, dass jeder Führer und Unter- 
führer seine eigenen Truppen stellte, welche von ihm 
allein befehligt wurden, ist an und für sich viel älter 
als das Lehnswesen. Er ist auf den ersten Kultur- 
stufen so ziemlich allgemein. Wir erkennen ihn in 
seiner ganzen Tragweite in den homerischen Beschrei- 
bungen des griechischen Heeres vor Troja. Spuren 
desselben sind sogar noch in militärischen Einrich- 
tungen der neueren Zeit zu erkennen. Im letzten 
Jahrhundert wurde ein Regiment gewissermassen als 
Eigenthum des Obersten angesehen; britische Regi- 
menter wurden noch beinahe in unseren Tagen von 
den Offizieren, welche das Kommando über sie hattön, 
einzeln mit Rekruten versehen und ausgerüstet. Die 
Eigenthümlichkeit des Feudalsystems besteht darin, 
dass dieser Art militärischer Organisation grössere 
Festigkeit und Konsistenz dadurch verliehen Wurde, 
däss sie zugleich an die Scholle gebunden T^ar. Der 
Örundbfesitz, als die ursprüngliche und zu jener Zeit 
beinahe die einzige unmittelbare Quelle des ReiÖh- 
thums, wird vom Staate nach seiner Fähigkeit bei der 
Landesvertheidigung miti:uwirken, beurtheilt. Er hat 
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nicht nur auf dem Wege der Besteuerung zu dieseiü 
Zwecke beizutragen, wie dies vor der Eroberung der 
Fall war. Auch abgesehen vom Feudalwesen war 
die Verpflichtung, die Mittel zur Landesvertheidigung 
beizusteuern, eine allgemeine, allen anderen voraus- 
gehende; selbst bei den günstigsten Zuwendungen 
von Grundbesitz gehörte die Befreiung von dieser 
Last nicht zu den Immunitäten, welche dem Empfänger 
gewährt wurden. Das Lehnsrecht indessen bleibt 
nicht bei der Pflicht zur Beisteuer; der Kriegsdienst, 
vielfach der persönliche Dienst, aber jedenfalls die 
Beschaffung der Leistung solcher Dienste nach be- 
stimmter Vorschrift wird ein wesentlicher Theil und 
eine Bedingung des Rechts zum Grundbesitz. Das 
Land wird dem Inhaber zugewiesen, damit er seinen 
militärischen Verpflichtungen nachkommen kann. Bis 
ZM einem gewissen Grade war dies der wirkliche 
historische Ursprung der lehnsrechtlichen Formen des 
Grundbesitzes; in wie fern noch andere Ursachen bei 
dem thatsächlichen Resultate mitwirken, ist nicht unsere 
Aufgabe zu untersuchen, i) Jedenfalls war die hier 
gegebene Auffassung diejenige, welche das Feudal- 
wesen in seiner vollendeten Form beherrschte. 

Wenn wir den Lehnsmann als einen in dem Grund- 
stücke eingesetzten Offizier ansehen, statt ihn als 
Eigenthümer zu betrachten, so kommen wir zur Klar- 
heit über die Zweckmässigkeit lehnsrechtlicher Ein- 
richtungen. Sowohl in Bezug auf die Rechte und 
Pflichten des Vasallen als in Bezug auf ihre Ueber- 
trägung durch Erbfolge oder anderweitige Rechtsnach- 

') Ueber das Lehnswesen auf dem Festlande vgl. Stubbs, 
Constüutional History I, 251; über die Einführung der ibit 
Kriegslasten verknüpften Formen des Grundbesitzes ibidem 261. 
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folge ist die wirksame Erfüllung der Kriegsdienste 
der hauptsächlich massgebende Gesichtspunkt. Die 
freie Veräusserungsfähigkeit wird immer als eines der 
natürlichen Merkmale des unbeschränkten Eigenthums 
angesehen; die lehnsrechtliche Theorie hatte aber 
keinen Raum für dieselbe. Der Inhaber eines Kriegs- 
lehns konnte ebenso wenig aus eigenem Antrieb einen 
Fremden an seine Stelle setzen, als ein Soldat im 
Dienst seinen Posten einem Kameraden übergeben 
kann. Die Vasallen hatten allerdings Befugnisse, 
welche zuletzt der freien Veräusserungsfähigkeit für 
alle praktischen Zwecke gleichkamen, aber diese wurden 
zunächst nicht als Ausfluss ihres Eigenthums, sondern 
als Vorrechte angesehen, welche sie in Vertretung 
des Lehnsherrn und kraft einer besonderen von 
letzterem ausgehenden Ermächtigung ausübten. Die 
testamentarische Veräusserung widersprach dem Lehns- 
wesen noch in höherem Grade. Vor der Eroberung 
war eine solche, wie wir gesehen haben, unter den 
grösseren Grundbesitzern gebräuchlich (freilich mehr 
in Folge besonderer Privilegien als auf Grund einer 
allgemein giltigen Berechtigung), aber die Kriegslehen 
machten dieser Gewohnheit ein Ende. Nicht einmal 
die Erbfolge der Nachkommen kann zur Zeit des 
Lehnswesens als unbedingtes Recht angesehen werden. 
Sie bestand nur, wenn die Erben in der ursprüng- 
lichen Verleihung genannt waren; selbst dann über- 
nahm der Erbe sein Besitzthum nicht auf Grund eines 
allgemein anerkannten Rechts. Er hatte dem Grund- 
herrn eine Zahlung zu machen, welche als y^relief^ 
bezeichnet wurde; sie war der Preis, mit welchem er 
seine vollständige Zulassung als neuer Besitzer des 
Grundstückes erkaufen musste. Der Form nach ist 
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diese Auffassung im englischen Recht unserer Tage 
noch erhalten. Wenn wir den Grundbesitz als Gegen- 
stand des Eigenthums ansehen, sollten wir erwarten, 
dass die unbedingte Zuwendung eines Grundstücks 
dem Bedachten alle Rechte gab, welche der Rechts- 
urheber übertragen konnte. Aber der Grundbesitz 
wurde im Lehnsrecht nicht in dieser Weise aufgefasst, 
und wird in der Rechtstheorie unserer Tage ebenfalls 
nicht so behandelt. Die Zuwendung eines Grundstücks 
unter Lebenden, bei welcher der Besitzstand des Be- 
dachten nicht näher bestimmt wird, giebt demselben 
auch heute nur die Leibzucht. In Bezug auf letzt- 
willige Verfügungen hat die Gesetzgebung die Regel 
verändert, und auch schon ehe dies geschah, war sie 
nach verschiedenen Richtungen gelockert worden; aber 
die letztwilligen Verfügungen über Grundbesitz, wie 
sie in unseren Tagen vorkommen, gehören einer anderen 
und späteren Epoche der Geschichte des Immobiliar- 
rechts an und müssen einer gesonderten Prüfung 
imterzogen werden. Geht man davon aus, dass die 
lehnsrechtliche Einweisung nicht nur den Besitz sondern 
auch einen Vertrauensposten verleiht, so ist es schwie- 
riger zu erklären, dass die Rechtsnachfolge des In- 
testaterben regelmässig eintrat oder überhaupt gestattet 
war, als dass letztwillige Verfügungen nicht erlaubt 
waren. Der erbliche Karakter des lehnsrechtlichen 
Besitzes war zwar auf dem Festlande bereits allgemein 
anerkannt, ehe das Feudalwesen in das englische Recht 
eingedrungen war, doch waren auch dort Umstände 
vorhanden, welche den Unterschied zwischen dem 
ehnsrechtlichen Besitz und unbeschränktem Eigen- 
thum deutlich erkennen liessen. Sowohl auf dem 
Festlande als in England stand die Erbfolge bei 
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Kriegslehen unter einer besonderen ihrer Eigenart 
angepassten Regel, welche heute unter dem Names 
des Erstgeburtsrechts bekannt ist Nach dem Tode 
des Vasallen erwarb sein ältester oder sein einziger 
Sohn den Grundbesitz unter Ausschluss sowohl der 
Töchter als der jüngeren Söhne. 

Die thatsächliche Entstehung des Erstgeburtsrechts 
lässt sich nicht klar nachweisen. Eine grössere oder 
geringere Bevorzugung des ältesten Sohnes bei der 
Vertheilung der väterlichen Erbschaft zeigt sich viel- 
fach in den gewohnheitsreohtlichen Gebräuchen ver- 
schiediBner europäischer und anderer Nationen. Ein 
Gewohnheitsrecht dieser Art findet sich noch heute 
im britischen Reiche, und zwar in unmittelbarer Nähe 
Englands — in den Channel Islands. Anderseits fin- 
den wir in vielen Ortsgebräuohen, dass ein Vorzugs- 
recht derselben Art dem jüngsten Sohne gewährt 
wird, und es ist zweifelhaft, ob diese allgemeine An- 
wendung y^privüegirter Erbfolge", wie sie Sir Henry 
Maine nennt, in Wahrheit etwas mit der anamalen 
Regel der ausschliesslichen Rechtsnachfolge zu thun 
hat. Es zeigen sich Spuren davon, dass das Erst- 
geburtsrecht in der genaueren Anwendung des Worts 
als Ortsgebrauch in England ausserhalb des Lehns- 
reohts bestanden hat, aber es ist nicht bekannt, wie 
weit solche Gebräuche gingen. Was auch der Ur- 
sprung des Instituts gewesen sein mag, seine Vortheile 
für den Grundherrn sowohl als den Bewirthschafter 
bei einen imgeordneten Zustand der bürgerlichen Ge- 
sellschaft und zu einer Zeit, in welcher Jeder in die 
Lage kommen konnte, Gut und Besitzthum mit seinem 
eigenen Schwerte viartheidigen zu müssen, fallen ge- 
nügend in die Augen. Dieselben Ursachen, welche 
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der freien Yeräussenrng des Grundstückes entgegen- 
standen, — welches in geringerem Qrade ein Ver- 
mögenstheil war, als ein Posten für die Landesver- 
theidigung, verknüpft mit dem Amt eines Befehlhabers, 

— wirkte in noch höherem Grade gegen eiae Ver- 
theilung desselben. Auch finden wir, dass da, wo die 
Regeln des Lehnsrechts eine Vertheilung gestatteten, 
wie im Falle mehrerer weiblicher Erben, eine Aus- 
nahme in Bezug auf den hauptsächlichen Waffenplatz 
oder das Schloss gemacht wurde, und zwar ausdrück- 
lich wegen militärischer Nothwendigkeit, j^propter jus 
ffladii quod dividi non potesf\ Demgemäss nahm die 
Gewohnheit des Erstgeburtsrechts zu, während andere 
Arten der Erbfolge abnahmen. Es wurde in seiner 
ausgebildeten Gestalt in England eingeführt und es 
errang daselbst — nach oberflächlicher Beurtheilung 
sonderbarerweise — einen vollkommeneren und nach- 
haltigeren Erfolg als irgendwo anders. Das wichtigste 
unter den Rivalsystemen, die Regel der gleichmässigen 
Vertheilung unter alle Söhne (mit Ausschluss der 
Töchter, deren Gleichberechtigung die Anschauung 
unserer Zeit verlangen würde), hat sich nur in der 
Grafschaft Kent behauptet. Das entgegengesetzte Extrem 

— das ausschliessliche Recht des jüngsten Sohnes 
findet sich auch als besonderer Ortsgebrauch, wie die 
Käufer von Grundbesitz manchmal zu ihrem Nachtheil 
erfahren. Das Erstgeburtsrecht hat nicht nur die 
Rivalsysteme aus dem Feld geschlagen, indem es ein 
Theil des englischen gemeinen Immobiliarrechts wurde, 
es hat auch die Abschaffung der Kriegslehen, auf 
welche es zuerst beschränkt war, überlebt. Zugleich 
mit dieser Abschaffung wurde indessen die letzte Be- 
schränkung in der Freiheit letztwilliger Verfügungen 
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aufgehoben, und die Regel, welche bei der Intestat- 
erfolge angewandt wird, ist daher in ihrer Anwendung 
von verhältnissmässig geringer Bedeutung. Das Erst- 
geburtsrecht ist nur ein auffallendes Beispiel der in 
England erfolgten Ausdehnung lehnsrechtlicher Theorien 
und Rechtsgrundsätze, welche über ihren ursprüng- 
lichen Wirkungskreis hinausgeht. Die Grundsätze des 
Lehnsrechts haben, von wenigen Ausnahmen abgesehen, 
die Gewohnheiten der nicht militärischen freien Besitz- 
verhältnisse umgebildet und selbst bei den Zins- 
gütern (copyholds) wurde die lehnsrechtliche Erbfolge 
vielfach zur Regel, vielleicht unterstützt durch ältere 
Ortsgebräuche, welche ihr einigermassen entsprachen. 
An der Seite des gemeinen Rechts, das in weiteren 
Grenzen bekannt war und angewandt wurde als die 
einzelnen Ortsgebräuche, mussten diese die Eigen- 
thümliohkeiten, welche ihnen möglicherweise anhafteten, 
verlieren und sich mit der einheitlichen Gesammtheit 
von Rechtsregeln und Gewohnheiten vermischen, welche 
überall von den königlichen Gerichtshöfen zur Geltung 
gebracht wurden. Es ist ungewiss, wie lange die 
Uebergangsperiode dauerte. Bei dem sogenannten 
^socage lancT' — den Grundstücken, welche nicht mit 
imtergeordneten Dienstleistungen, aber auch nicht mit 
der Pflicht der Heerfolge belastet waren — war der 
Kampf zwischen dem Erstgeburtsrecht und dem „gavel- 
hirKT^' Gebrauch noch im dreizehnten Jahrhundert un- 
entschieden.2) In jedem einzelnen Falle, der vor die 
Gerichte kam, wurde es als thatsächliche Frage an- 
gesehen, ob die in einem Nachlass befindlichen Grund- 
stücke nach altem Gebrauch unter die Erben zu theilen 



^) Siehe Anm. D— Appendix. 



DAS MITTELALTER. 79 

waren oder nicht. Man hat Ursache anzunehmen, 
dass die königlichen Richter eine Rechtsvermuthung- 
zu Gunsten des Erstgeburtsrechts aufstellten, welche 
nach Verlauf weniger Menschenalter zu einer unum- 
stösslichen Rechtsregel wurde. Wenn von Jedem, der 
einen Theil der Erbschaft nach einem von dem gemeinen 
Recht abweichenden Gebrauche beanspruchte, der Nach- 
weis des betreffenden Gebrauches verlangt wurde, und 
wenn in Ermangelimg eines solchen Nachweises die 
Regeln des Lehnsrechts angewandt wurden, so wäre 
es jedenfalls nicht schwierig gewesen, in einem massigen 
Zeitraum den Zustand herbeizuführen, welcher that- 
sächlich eintrat. Es muss berücksichtigt werden, dass 
die Gesammtzahl der Güter, welche der Gerichtsbar- 
keit der königlichen Gerichte unterstanden, keine 
grosse war, da ein beträchtlicher Theil des Grund- 
besitzes in den untergeordneten gewohnheitsrechtlichen 
Leiheverhältnissen stand, welche, wie wir im letzten 
Kapitel gesehen haben, nachdem das Recht eine be- 
stimmte Form angenommen, unter die sogenannten 
„copi/holds'^ kamen. Die Thatsache, dass bei copyholds^ 
abgesehen von Theilen der südlichen Grafschaften, in 
welchen die Nachfolge des jüngsten Sohnes erhalten 
ist, das Erstgeburtsrecht zur allgemeinen Regel wurde, 
genügt um nachzuweisen, dass bei diesen ein ähnlicher 
Entwickelungsgang stattfand, indem die Hofgerichte 
dem Beispiel der königlichen Gerichte folgten; be- 
sondere Belege für diesen Entwickelungsgang sind, 
so weit man weiss, heute nicht zugänglich. Möglicher- 
weise finden sie sich noch bei den ununtersuchten 
Protokollen der Hofgerichte. 

Während die alten englischen Gebräuche sich in 
dieser Weise dem Lehnsrecht anpassten, erlitt das 
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]Liehiisrecht selbst Veränderungen, welche seine ur- 
sprüngliche Form entstellten. Eine Lockerung seiner 
Grundsätze war die nothwendige Voraussetzung der 
so weitgehenden Zunahme ihrer Anwendung; die 
Vollständigkeit seines Sieges brachte eine gewisse Ent- 
artung seiner Grundsätze mit sich. Die allgemeine 
Einführung der lehnsrechtUchen Rechtsnormen für 
den gesammten englischen Grundbesitz, verknüpft mit 
der Milderung oder Beseitigung ihrer wesentlich 
nülitärischen Earakterzüge, fiel zusammen mit der 
Entstehung eines Zustands der bürgerlichen Gesell- 
schaft, in welchem ein starkes aristokratisches Be- 
wusstsein und die Gemeinschaft der Interessen die 
grösseren Grundbesitzer vereinigte; es gab indessen 
keine Familien- Aristokratie, wie dies auf dem Fest- 
lande der Fall war. Diese Gegensätze zwischen dem 
Feudalwesen Englands und dem des Festlandes hängen 
imtereinander nahe zusammen, oder vielmehr sie sind 
zwei Bethätigungen derselben gesellschaftlichen und 
politischen Divergenz. Da, wo das Gesetz keine Stam- 
mesunterschiede anerkannte, und die jüngeren Kin- 
der des Königs dem bürgerlichen Stande angehörten, 
wenn ihnen nicht besonders der Adel verliehen 
wurde, war es nicht möglich, dass das Recht einen 
Unterschied zwischen dem Grundbesitz eines Adligen 
und dem irgend eines anderen freien Eigenthümers 
machen konnte. Ganz in Uebereinstimmung mit der 
Tendenz, alle Rangesunterschiede mehr als politische 
als persönliche anzusehen, stellten die englischen 
Gerichtshöfe stets den Grundsatz auf, dass das Be- 
sitzverhältniss des Grundstücks von dem Range des 
Eigenthümers unabhängig war; und dieser Grundsatz 
wurde, aufrecht erhalten, selbst wenn ein freier Mann 
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ein Grundstück übernahm, welches m emem unfreien 
Leiheverhältniss stand, oder wenn ein Leibeigener 
ein frdes Grundstück erwarb. Der persönlich freie 
Eigenthümer eines unfreien Grundstücks verrichtete 
die Frohndienste oder liess sie durch Andere ver- 
richten, und zahlte die Abgaben (mit einer gering- 
fügigen Ausnahme) je nach den Bedingungen des 
Leiheverhältnisses. Der Unfreie, welcher ein freies 
Grundstück erwarb, konnte wegen seiner persönlichen 
Lage von Niemanden, ausser von seinem eigenen 
Herrn angefochten werden. 

Im Verein mit dieser Anpassung der Leiheverhält- 
nisse an einige gleichförmige Typen, und ihrer Tren- 
nung von der persönlichen Eigenschaft der Belehnten, 
beginnt seit dem zwölften Jahrhundert eine allge- 
meine Umwandlung der Dienstleistungen in Gelo^ 
z a llluuSe nr Dies e Tendenz ae igf^sicK sowohl in Bezug 



am die militärischen Verpflichtimgen des ritterlichen 
Lehnsverhältnisses, als in Bezug auf die Frohndienste, 
welche auf den Bauerngütern imd den Gütern der 
villani lasteten. Während der Lehnsmann früher das 
Land gewissermassen in militärischem Besitz hielt, der 
bestimmte Pflichten mit sich brachte, erwarb er jetzt 
ein seiner Form nach verwickeltes Eigenthumsrecht, 
welches sowohl mit regelmässig wiederkehrenden, als 
mit gelegentlich vorkommenden Lasten verknüpft war; 
nachdem ihr ursprünglicher Zweck nicht mehr bestand, 
tji^chienen dieselben ebenso imverständlich als sie lästig 
waren. Diese sogenannten „Früchte und Folgen" der 
militärischen Leiheverhältnisse waren natürlich von 
dem unmittelbaren Vasallen der Krone an diese zu 
entrichten und bildeten daher einen wesentlichen Theil 

Pollock, Grundbesitz in Bngland. 6 




der Staats-Einkünfie. 3) Seit der Wiedereinsetzunir de» 
Familie Stuart haben sie aufgehört, und verden jetzt 
durch die Aooieea und die Oruadsteuer ersetzt; es ist 
indesaea unmög:lioh, die Oestallung und Entwiokelimg 
der mittelalterlichen Einrichtungen zu verstehen, ohne 
die Natur dieser Lasten zu kennen, welche um die 
Mitte des siebzehnten Jahrhunderts unerträglich ge- 
worden waren, und die zur Zeit der Restauration herbei- 
geiührte Umwandlung nothwendig machten. Erstens 
sind die als „aids" (Hülfeleistungen) bezeichneten Ab- 
gaben zu erwähnen; nach der Lehre der früheren 
Schriftsteller wurden sie vom Vasallen aus freien 
Stücken entrichtet, um gewisse vom Lehnsherrn bei 
besonderen Gelegenheiten aufgewandte Kosten zu be- 
streiten; sie wurden indessen später zur ständigen Ge- 
wohnheit, wenn dies nicht bereits zu der Zeit der Fall 
war, in welcher jene Sohrifistelter sie beschrieben. Die 
Veranlassungen, aus welchen sie entrichtet wurden, 
waren die Bezahlung von Lösegeld, um den Lehnsi- 
herm aus der Gefangenschaft zu befreien, die Erhebnng 
seines ältesten Sohnes in den Ritterstand, „eine Ge- 
legenheit, welche früher mit viel Feierlichkeit, Prunk 
und Aufwand verknüpft war" (Blackstone) und die Vm^ 
heirathung seiner ältesten Tochter. Die Beträge, welehe 
für die beiden letzt^nannten Zwecke zu entrichten 
waren, wurden durch verschiedene im dreizehnten und 
im vierzehnten Jahrhundert erlassene Gesetze, auf ein 
Zwanzigstel des tazirten jährhohen Ertrags des Grund- 
stücks festgesetzt Femer ist das Laudemium (relief) 
zu erwähnen, welches der volljährige Erbe bei seüier 

ä) Das PriTAteinkommen des Königs war zu jener Zeit 
noch Dicht von den Staatseiiuifthiaen getrennt. 
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Zulassung: in das Grundstück zu zahlen hatte, und 
welches ebenfalls schon frühzeitig zu einer festgesetzten 
Abgabe wurde. Bei den Grundstücken, welche un- 
mittelbare Kronlehen waren, erhielt der König bei 
dieser Gelegenheit auch das Erträgniss eines Jahres, 
welches y^prianer aeisifC^ genannt wurde, und bei jeder 
Veräusserung des Grundstücks war eine Gebühr zu 
entrichten. War der Erbe minderjährig, so wurde der 
König, beziehungsweise der anderweitige Lehnsherr, 
sowohl Vormimd des Erben, als Verwalter des Gutes ; 
über die Erträgnisse hatte er keine Rechenschaft ab- 
zulegen, und nachdem der Erbe seine Volljährigkeit 
erreichte, hatte dieser dem Vormund eine Gebühr 
für die Ueberlassung des Grundstücks zu entrichten. 
Dieses Vorrecht des Lehnsherrn, welches vielfach 
ein höchst nutzbringendes war, wurde mit dem Aus- 
druck „wardship*^ (Vormimdschaft) bezeichnet; im Zu- 
sammenhang mit demselben stand das Recht, über 
die Verheirathung des Mündels zu verfügen, welche 
wie es scheint, als Verkauf- oder Tauschgeschäft im 
Interesse des Vormunds angesehen wurde. Handelte 
es sich um freien nicht mit militärischen Lasten ver- 
knüpften Besitz, so war als Gebühr für Erreichung 
der Volljährigkeit der Zins für ein Jahr zu entrichten, 
wenn derselbe in Geld oder Früchten festgesetzt war; 
oder das Erträgniss eines Jahres (primer aeisinjy wenn 
das Land unmittelbares Ejronlehen war; die Beiträge 
(aids) beim Eintritt des ältesten Sohnes des Lehns- 
herrn in den Ritterstand oder bei der Verheirathung 
seiner ältesten Tochter waren auch in diesem |Falle 
2u entrichten. Die Vorschriften in Bezug auf die Vor- 
mundschaft waren indessen von den bei Eüegslehen 

anwendbaren ganz verschieden; der Vormund bei freien 

6' 
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Bauerngütern (guardian in aocage) war nicht der Grund- 
herr, sondern der nächste unter denjenigen Verwandten 
des Erben, welche von der Erbfolge sicher ausge- j 

schlössen waren; die gesetzliche Vormundschaft hörte \ 
aufi nachdem der Erbe sein vierzehntes Jahr vollendet 
hatte (nach welchem Zeitpunkt dieser einen Vormimd 
nach freier Wahl bestellen konnte), und — was das 
Wichtigste war — der Vormund hatte Rechenschaft 
abzulegen. „Ein derartiger Vormund bei freien Bauern- 
gütern (guardian in socage) — sagt lAttleton — , soll 
nicht irgend welche Früchte oder irgend welchen 
Ertrag aus einem solchen Grundstück oder solchen 
Immobilien zu seinem eigenen Vortheil gewinnen, 
sondern nur zum Vortheil imd Nutzen des Erben, 
und er soll über dieselben dem Erben Rechenschaft 
ablegen, sobald es demselben gutdünkt, nachdem er 
sein vierzehntes Lebensjahr vollendet hat." Nachdem 
die Kriegslehen endgültig beim zweiten Regierungs- 
antritt der Stuarts beseitigt waren, wurde die letztere 
Vorschrift zur allgemeinen Regel; nach demselben 
Gesetz wurde der Vater ermächtigt, nach seiner eigenen 
Wahl Vormünder für seine minderjährigen Kinder ein- 
zusetzen. Nach einem im Jahre 1886 erlassenen Gesetze 
(49 u, 50 Vict c. 27) hat die Mutter, wenn sie den Vater 
überlebt, die Vormimdschaft über die Kinder und hat 
auch die Befugniss für den Fall ihres Todes andere 
Vormünder zu ernennen. Mit diesen Zusätzen ist das 
ehemalige Recht noch heute in Kraft; es ist indessen 
in Folge der Zulässigkeit testamentarischer Vormünder 
und der sorgfältigen Vorkehrungen, welche jetzt in 
den Familienstiftungen getroffen werden, fast in Ver- 
gessenheit gerathen. 

Es geht hieraus hervor, dass in Bezug auf den 
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wesentlichen Punkt der Vormundschaft die strengen 
lehnsrechtlichen Vorschriften überhaupt nie auf freie 
Bauerngüter angewandt wurden, während die übrigen 
Dienstleistungen und Gefälle, welche aus dem Lehns- 
wesen herrührten, in rascher Wandlung entarteten 
und sich zu einer rohen Art der Besteuerung oder 
zu einer Quelle privater Ausbeutung für den Grund- 
herrn gestalteten, wobei es an Gelegenheit zu ver- 
derbten und drückenden Gebräuchen nicht fehlte.*) 
Es war kein Wunder, dass die Kriegslehen unbeliebt 
waren, oder dass mannigfaltige Auskunftsmittel ange- 
wandt wurden, um den auf ihnen lastenden Verpflich- 
tungen zu entgehen; diese Auskunftsmittel gaben ein 
Beispiel für ähnliche anderen Zwecken bestimmte, und 
es entstand hieraus zuletzt der verwickelte und ge- 
künstelte Zustand des englischen Immobiliarsachen- 
rechts. Die Geschichte dieses Rechts ist, wie man 
nicht zur Genüge wiederholen kann, eine Geschichte 
der Fiktionen und der Umgehungen des Rechts, mit 
welchen die Gesetzgebung stets vergeblich Schritt zu 
halten bestrebt war, bis man ihre Resultate (und mit 
ihnen die krummen Wege, durch welche sie erreicht 
wurden), von der Macht der Verhältnisse gezwungen, 
als endgültig bestimmten Theil des Rechts hinnahm. 
Wir haben eineEigenthümlichkeit, welche allen lehns- 
rechtlichen Besitzverhältnissen gemein ist, gleichviel ob 
es sich um Ritterlehen oder Bauemiehen handelt, uner* 
wähnt gelassen — nämlich die Möglichkeit des Heim- 
falls des Grundstücks an den Lehnsherrn als den Ver- 
treter des ursprünglichen Verleihers, nachdem die Erben 

^) Der Leser wird in Blackstone (Comm. n. 76) eine ein- 
dringliche und wahrscheinlich genaue Beschreibung dieser 
Missbräuche finden. 
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des Lehnsmanns ausgestorben waren. Dieses HeimfaUs- 
reoht (eschectt ist die englische technische Bezeich- 
nung) muss dem Lehnsherrn beträchtliche Vorth^e 
gewährt haben, so lange es fiiriden Vasallen unmög- 
lich war, über das Grundstück durch Testament zu 
verfügen. Obwohl jetzt einerseits die Veräusserung 
durch letztwillige Verfügung imbeschränkt zulässig ist, 
und anderseits verschiedene Hindemisse der Erb- 
fähigkeit beseitigt sind, ist der Heimfall noch imm^r 
möglich, kommt aber selten vor. Noch seltener kommt 
es vor, dass das Heimfallsrecht irgend Jemanden ausser 
der Krone zu gute kommt. 

Das Lehnswesen in England führte nach seiner 
eigenen Tendenz zu einem Kompromisse zwischen den 
für die Elriegslehen passenden Vorschriften und solchen, 
welche einen für die Zwecke des Ackerbaues imd des 
friedlichen Verkehrs erträglichen Zustand ermöglichten. 
Indessen gelang es auch der immittelbaren Einwirkung 
der Krone und des Parlaments, die Einführung eines 
durchaus konsequenten Systems lehnsrechtlicher Vor- 
schriften zu verhindern. Der erste entscheidende Schritt 
ging von Wilhelm dem Eroberer aus, der von allen 
Grundbesitzern die Leistung eines direkten und allge- 
meinen Treueids verlangte, der eine Verpflichtung b^ 
gründete, velche der Lehnspflicht gegen den unmittel- 
baren Oberherm voranging. Diese ungetheilte Ober- 
herrlichkeit der Krone, welche von jener Zeit an für 
immer ein Grundsatz der englischen Staatsverwaltung' 
war, welcher in der Sprache und den Formeln des 
Staatsrechts in allen seinen Theilen unverwischbare 
Spuren hinterlassen hat, datirt von den Beschlüssen 
des grossen Hoftags zu Salisbury (1086). 5) Wir können 

*) „Gewiss war es ein bedeutungsvoller Vorgang der eng- 



DAS MITTELALTER. g7 

in einem gewissen Sinne mit Wahrheit sagen, dass 
von diesem Tage an der Feudalismus yeruräieilt war. 
In einem andern ^sme dürfen wir sagen, dass er er- 
halten wurde, indem seine Gefahr gegen die öffentliehe 
Ordnung des Reichs beseitigt, und ihm der richtige 
Platz in einem zugleich kompakten und elastischen 
Staatswesen zugewiesen wurde. Von welchen Uebeln 
die Weisheit des Eroberers England bewahrt hatte, 
zeigte sich später an einem erschreckenden Beispiel, 
als eine Zeitlang die Macht der Königshand in den 
schlimmen Tagen Stephen's gelähmt war. Die Trennung 
der Unterthanentreue von der Lehnspflicht ebnete die 
Bahn für die Anpassung der lehnsrechtlichen Lehren 
als Theil des bürgerlichen Rechts durch allgemeine 
Gewohnheit und Gerichtsgebrauch. Im dreizehnten 
Jahrhundert bestand, wie wir aus Bracton's Darstellung 
sehen, ein ziemlich vollständiges System gewohnheits- 
rechtlicher Vorschriften über den Immobiliarbesitz. Die 
Lehnsdienste nahmen damals eine einigermassen be- 
stimmte Gestalt an. Das Erstgeburtsrecht war als ge- 
meines Recht für freie nicht mit Kriegsdiensten be- 
lastete Lehen noch nicht vollständig anerkannt, bekam 
aber immer mehr die Oberhand über die frühere 
Theilung zwischen den Söhnen und anderen Orts- 
gebräuchen. Im Uebrigen hing die Erbfolgeordnung 
und die Veräusserungsbefugniss des Bewirthschafters 



lischen Geschichte, als Wilhelm seine Getreuen, vom grossen 
Herrn herab bis zimi knappenlosen Ritter und Freisassen, 
niederknien und, die gefalteten Hände in die Hände des 
königlichen Herrn gelegt, den Trenbund von wegen seines 
Besitzes schwören Hess. Schon dieser Akt mnsste dem eng- 
lischen Staatsleben eine andere Richtung geben wie den 
Staaten des Kontinents" (Gneist), 
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unter Lebenden von den Bedingungen der Verleihung" 
ab (durch letztwillige Verfügung konnte keine Be- 
stimmung getroffen werden, abgesehen von wenigen 
Orten, in welchen sich ein besonderer Gebrauch ge- 
bildet hatte). Waren in der Verleihung die Erben 
nicht genannt, so hatte die beliehene Person kein 
Recht, das ihr Leben überdauerte, und konnte ein 
solches natürlich auch nicht veräussem. Waren Erben 
genannt — z. B. die Verleihung richtete sich an Adam 
von Stoke und seine Erben, oder an seine Erben und 
andere Rechtsnachfolger — so war er nach seinem 
Belieben zur Veräusserung berechtigt. Das Recht, 
welches durch eine in dieser Weise ausgestellte Ver- 
leihung gegeben wurde, war und ist das weitgehendste, 
das ein Unterthan erwerben kann. In der technischen 
Sprache heisst es „estate infee simple'' „Niemand kann 
einen ausgedehnteren und höheren vererblichen Besitz- 
stand erwerben als den fee 8imple'\^) War indessen 
eine besondere Klasse von Erben genannt — z. B. 
die Verleihung ging an Ralph von Hengham und seine 
Leibeserben, oder an seine männlichen Leibeserben — 
so war der Beliehene zur Weiterveräusserung unfähig, 
bis Jemand, der unter die Klasse der besonders ge- 
nannten Rechtsnachfolger fiel, am Leben war. Im 
ersteren hier beispielsweise genannten Falle konnte 
Hengham das Gut veräussern, sobald er ein Kind hatte; 
im letzteren, sobald er einen Sohn hatte. Sein Recht 
wurde in beiden Fällen als bedingter eatate in fee 
simple bezeichnet, welcher zum vollständigen fee simple 



*) LüOeton S. 11. Die Yeräusserungsbefugniss hat sich nicht 
auf ein Mal entwickelt, sie entstand, nachdem sie eine Reihe 
von Vorstufen durchgemacht, welche zu komplizirt sind, um 
hier dargestellt zu werden. 
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wurde, nachdem die Bedingung eingetreten war. d. h. 
nachdem ein der besonders bezeichnetea Klasse an- 
gehörender Erbe zur Welt gekommen war. Nach Ein- 
treten der Bedingung wurde die besondere Erbfolge- 
ordnung, welche in der ursprünglichen Verleihung 
vorgeschrieben war, nicht gestört, so lange der Be- 
liehene im Besitz des Gutes blieb. Aber wenn dieser 
nach erfolgter Geburt eines zu der bezeichneten Klasse 
gehörenden Erben das Gut durch unbedingte Ver- 
leihung (in fee simple) an einem Dritten veräusserte, 
welchen wirMetingham nennen wollen, so wurde das 
Gut in den Händen Metingham's zum gewöhnlichen 
„eatate in fee simple'^ und unterstaad den allgemeinen 
Vorschriften über die Erbfolgeordnung. Auf diese 
Weise war in einem solchen Falle auch nach Aus- 
sterben der Nachkommen, beziehungsweise der männ- 
lichen Nachkommen Hengham's der Grundherr nicht 
im Stande, von seinem Heimfallsrecht Gebrauch zu 
machen."^) 

Diese freie Auslegung beschränkter Verleihungen, 
deren Absicht es doch gewesen war, dem betreffenden 
Grundstück eine besondere Erbfolgeordnung, den Nach- 
kommen des Beliehenen die Vortheile der Verleihung 
und dem Grundherrn sein Heimfallsrecht zu erhalten, 
missfiel den Grossen des Königreichs. Im Jahre 1285 
erklärte in Folge dessen das Parlament, dass bei der- 
artigen Uebertragungen von Grundstücken die Be- 
dingungen genau nach der Form der Verleihung ein- 
zuhalten sind, und dass der BeUehene nicht befugt 
sein solle, das Grundstück zum Nachtheile der Erben 

^) Die Darstellimg bei Bracton ist nicht ganz Mar und hat 
zu Zweifeln Anlass gegeben. Vgl. Law Quarterly Review 
II 276, 409. 
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oder des Grundherrn zu veräussem. Dieses Gesetz 
ist als das Gesetz y^De Doms conditionalibus" — ge- 
wöhnlich als Gesetz „De Donis*' zitirt — bekannl 
Es bewirkte, dass der Inhaber, dessen Besitzstand 
früher ein bedingter ,^ee simple^' war, jetzt nur eiaeoGL 
beschränkten, unyecäiiflserlioheiL Besitzstand hatte; da 
somit die Veräusserungsfahigkeit, weltshe dem Begriffe 
des yj^ee simple'' anhaftete, in dieser Weise dauernd 
aufgehoben wurde, nannte man den hier beschriebenen 
Besitzstand nicht mehr einen bedingten fee simple; er 
wurde vielmehr als ein vom Gesetze neugeschaffener 
Besitzstand angesehen, und yyfee tair (feodum talliatum^ 
taiU)^) genannt Wenn nach Erlass des Gesetzes ein 
Gut z. B. an Metingham und seine Leibeserben ver- 
liehen wurde, so erwarb Metingham alle Nutzungs- 
rechte eines mit dem yj^ee simple^' Beliehenen, aber er 
konnte kein Recht auf das Gut übertragen, welches 
nach seinem Tode ausgeübt werden konnte. Seine 
Nachkommen, die kraft der ursprünglichen Verleihung' 
in seine Rechte eintraten, waren in derselben Lag^e. 
Er sowohl als sie wurden y^tenants in taiF' genannt, 
und man drückte ihr Verhältniss zu dem Gute in der 
Weise aus, das man sagte, dasselbe sei zu ihren 
Gunsten „entaüed'\ Dies ist die im Spraohgebraucli 
übliche und einzig richtige Bedeutung des Wortes 
y^entair\ welches heutzutage im Volksmimde vielfacli 
angewandt wird, mn die weit verwickeiteren Rechts- 
verhältnisse einer modernen Familienstiftung auszu- 
drücken. 

Bestimmungen über die Erbfolgeordnung, wie sie 



^) „Jus taltaium, hoc est ItmitcUum, inclsum avt restridum,** — 
Cokes Reports, 4. Theil, Vorrede. 
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durch das Gesetz y^De Doms''' gestattet waren, sollten 
nach der Absicht des Gesetzgebers zweifellos dauernder 
und unveränderlicher Natur sein. Diese Absicht ist 
indessen nie zur vollen Geltung gekommen, und ist 
vor Ablauf zweier Jahrhunderte nach Erlass des Ge- 
setzes vollständig vereitelt worden. Es ist dies die 
erste unter den zahlreichen Ueberraschungen , welche 
uns bei dem Studium der englischen Rechtsgeschichte 
in den Weg kommt. Wir dürfen nicht erwarten, dass 
die Gesetze im dreizehnten und selbst im sechzehnten 
Jahrhundert in derselben Weise zur praktischen 
Geltung kamen, wie dies in unseren Tagen geschieht 
Die Anwendung der Gesetze lag in den Händen der 
Richter und der Rechtskundigen, und war somit von 
Werkzeugen ahängig, welche nicht leicht zu hand- 
haben waren. Die Juristen achteten ihre eigene Meinung 
beständig höher als die des Parlaments, und sie waren 
findig in der Beschaffung, willig in der Begünstigung 
aller Auskunftsmittel, durch welche der Bethätigung 
eines bei ihnen nicht beliebten Gesetzes entgegen- 
gewirkt wurde, insofern nicht gerade seine ausdrück- 
lichen Bestimmungen im gegebenen Falle verletzt 
waren. Wir wissen nichts über die besonderen Um- 
stände, unter welchen das Gesetz „Z>« Donis'' erlassen 
wurde. Es ist indessen unzweifelhaft, dass es auf 
Veranlassung der grossen Grundherrn, und in Wider- 
spruch mit den Anschauungen des Volkes durchgesetzt 
worden ist; diese dem Gesetze feindlichen Anschau- 
ungen wurden von den Rechtskundigen unterstützt 
und zur praktischen Geltung gebracht. Coke hat lange 
nachdem diese Bemühungen erfolgreich zu Ende ge- 
führt waren, der Tradition seiner Berufsgenossen in 
Worten Ausdruck gegeben, welche fast entrüstet er- 
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scheinen. „Da alle Güter \xifee simple besessen wurden^ 
da waren alle Käufer beruhigt über ihre Käufe, alle 
Pächter über ihre Pachtverträge, alle Gläubiger über 
ihre Forderungen; der König und die Grundherren 
hatten ihr Heimfallsrecht, ihre Konfiskation, ihr Vor- 
mundschaftsrecht und die anderen Vortheile ihrer 
Herrschaftsbefugnisse; in dieser Absicht und mit 
Rücksicht auf diese und ähnliche Verhältnisse war 
nach der Weisheit des gemeinen Rechts (Common Law) 
jeder vererbliche Besitzstand ein fee simple; die täg- 
liche Erfahrung lehrt uns, in welchem Masse Streit 
und Störung in Folge dieser gebundenen Erbfolge- 
ordnung in die friedliche Ruhe des Rechts einge- 
drungen sind." Noch in späterer Zeit gewann die 
Tradition neues Leben in der glatteren Ausdrucks- 
weise Blackstone's, welcher über die Uebel eines un- 
veräusserlichen Grundbesitzes berichtet und Zeugniss 
darüber gibt, dass die Unveräusserlichkeit von den 
Meistern des englischen Rechts fast ohne Ausnahme 
„als die allgemeine Plage des Königreichs angesehen 
wurde." Die Auskunftsmittel, durch welche die Fehler 
des Gesetzes zunächst gelockert und später gelöst 
wurden, werden zweckmässiger im Zusammenhang mit 
den anderen Veränderungen besprochen, welche dem 
englischen Immobiliarsachenrecht seine vollendete Ge- 
stalt gegeben haben. An dieser Stelle soll zunächst das 
andere grundlegende Gesetz Edward's I. besprochen 
worden, das gewöhnlich nach den Worten, mit welchen 
es anfängt, als das Gesetz „Qma emptores'' bezeichnet wird. 
Dieses Gesetz datirt vom Jahre 1290. Ebenso, wie 
das Gesetz De Donis, wurde es im Interesse der 
grossen Grundherrn erlassen, aber im Gegensatz zu 
dieser Massregel wurde es allgemein mit Befriedigung 
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au%eiiommen. Die Konsequenz und Eleganz der 
lehnsrechtliohen Lehre wurde empfindlich durch das- 
selbe gestört, aber die Verhältnisse des Grundbesitzes 
wurden gleichzeitig bedeutend vereinfacht Es gab 
den ersten Anstoss zur Annäherung des lehnsreoht- 
lichen Besitzes an das vollkommene Eigenthum nach 
heutigen Begriffen. Vor 1290 hatte die Veräusserung 
des ganzen Lehns die Wirkung, dass der neue Inhaber 
dem Lehnsherrn gegenüber an die Stelle des früheren 
trat; wurde indessen nur ein Theil des Lehns veräussert, 
so wurde durch die Afterbelehnimg, welche im späteren 
Sprachgebrauch als ^^SubinfevdatiorC'^ bezeichnet wurde, 
ein neues besonderes Lehnsverhältniss geschaffen. 
Wenn z. B. der König Bigod mit einem Gute beschenkte, 
und Bigod einen Theil derselben an Pateshull verlieh, 
so war Bigod Vasall dem Könige, Lehnsherr Pateshull 
gegenüber. Bigod haftete dem Könige für die Lehns- 
pflicht in Bezug auf das ganze Gut, Pateshull war 
Bigod gegenüber für die den verliehenen Theil be- 
treffenden Leistungen verantwortlich. Pateshull konnte 
seinerseits Spignorel mit einem Theil des ihm von 
Bigod übergebenen Grundstücks belehnen, und war 
in Bezug auf diesen Theil SpignoreFs Lehnsherr, 
während dieser sein Lehnsmann war. Jemand der 
selbst Vasall, aber der Lehnsherr von Aftervasallen 
ist, wird als meme lord bezeichnet. Die After- 
belehnungen mehrten sich beständig, und in Folge 
dessen wurden nicht nur die Eigenthumsverhältnisse 
verwickelt, auch das Interesse der Oberherm wurde 
wesentlich geschädigt. Das Recht des Lehnsherrn 
auf die Dienstleistungen des Vasallen wurde an und 
für sich durch die Afterbelehnung nicht berührt; aber 
die Möglichkeit ihrer Erfüllimg hing in Wirklichkeit 
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davon ab, ob die Aftervasallea, gegen welche der 
Oberberr keinen persönlichen Anspruch hatte, in dier 
Entrichtung ihrer Leistungen an den unmittelbaren 
Lehnsherrn pünktlich waren. Auch wurden die Ein- 
künfte, welche ihm durch Heimfall oder bei der Ver- 
heirathung der Lehnsmündel und der Ausübung der 
Lehnsvormundschaft zustanden, durch die After- 
belehnungen geschmälert. Schon viele Jahre, ehe das 
erwähnte Gesetz erlassen wurde, waren die grossen 
Grundherren der Ansicht, dass ihnen in dieser Rücksicht 
Unrecht geschehe. In Magna Charta wurde bestimmt, 
dass kein freier Vasall sein Gut durch Affcerbelehnungen 
über den Punkt hinaus schmälern dürfe, an welchem 
er nicht mehr im Stande war, aus dem ihm ver- 
bliebenen Theil die Lehnsdienste dem Herrn zu ent- 
richten. (Dies beweist übrigens, dass im Anfang des 
dreizehnten Jahrhunderts der Werth der Lehnsdienste 
und Abgaben aufgehört hatte den vollen Pachtwerth 
des Gutes auszumachen, — wenn dies überhaupt jje 
der Fall war.) Aber diese Vorkehrung genügte den 
Oberherrn nicht, und im Jahre 1290 wurde, wie be- 
reits erwähnt, das Recht wesentlich neugestaltet. Es 
wurde bestimmt, dass jeder freie Vasall^) in Zukunft 



®) Mit Ausnahme deijenigen, welche unmittelbare Eron- 
lehen hatten ; ihnen wurde dasselbe Recht erst im ersten Jahr 
der Eegienmg Edward*s III. gewährt (1327). Auch dann 
hatten sie noch entweder von der Krone eine Licenz zu er- 
wirken oder eine angemessene GfcebÜhr zu entrichten, als 
welche im sechzehnten Jahrhundert der Pachtwerth für ein 
Jahr angesehen wurde, während der Preis einer Licenz nur 
das Drittel dieses Betrages war. Die Krone behielt daher 
eine weitgehende Kontrole über ihre unmittelbare Vasallen. 
Es ist nicht bekannt, in welcher Art das betreffende Recht 
ausgeübt wurde. 
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nach Belieben über sein Out oder irgend einen Theil 
desselben verfügen kann, aber in der Weise, dass der 
Nachfolger sich dem Lehnsherrn seines Rechtsvor- 
gängers verpflichtet und dieselben Lehnsdienste zu 
leisten hat wie der letztere; der Erwerber wurde un- 
mittelbarer Vasall des obersten Lehnsherrn und haftete 
ihm, und zwar ihm ausschliesslich, für die dem Um- 
fang des erworbenen Grundstücks entsprechenden 
Lehnsdienste. Ein Artikel, der in seiner Abfassung 
mit der Einleitung einer Parlamentsakte aus der Gegen- 
wart eine merkwürdige Aehnlichkeit hat, beschränkt 
die Anwendung des Gesetzes auf Güter, welche der 
Inhaber als fee »imple besass, und bestimmt den Tag, 
an welchem dasselbe in Kraft treten soll. Seit diesem 
Tage — dem St. Andreastage im Jahre 1290 — war 
es nicht mehr möglich ein neues Lehnsverhältniss in 
Bezug auf ein als fee simple besessenes Gut zu be- 
gründen, und man kann daher, wenn heutzutage der 
Inhaber eines fee eimple in Bezug auf das betreffende 
Grundstück einem Lehnsherrn jährliche Gebühren 
entrichtet, sieher sein, dass das Lehnsverhältniss vor 
diesem Zeitpunkt begründet wurde. ^^) Das Gesetz er- 



10) Das Q«setz enthält keine Bestimmung, welche die Auf- 
lage einer Rente oder anderer Dienstleistungen verhindert, 
wenn ein als fee simple besessenes Grundstück dem Erwerber 
auf Lebenszeit, oder mit beschränkter Erbfolgeordnung (als 
fee tau) verliehen wird; in der Praxis ist dies übrigens nur 
bei Verleihungen an kirchliche imd ähnliche Korporationen 
vorgekommen, und ist auch in dieser eingeschränkten An- 
wendung nicht mehr gebräuchlich. In dem Staate Pennsylvania 
ist der Statute Quia Empiores nie recipirt worden, (während im 
Allgemeinen das englische Recht bei der Kolonisirung von 
Amerika mit grösseren oder geringeren Modifikationen ein- 
geführt wurde) und es ist daselbst noch heute üblich, Grund- 
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mächtigte den unbeschränkten Vasallen über das Gut 
wie über sein Eigenthum zu verfügen, ohne die Er- 
laubniss des Lehnsherrn anzurufen und begründete 
in dieser Hinsicht einen bedeutenden wirthschaftlichen 
Fortschritt. Wahrscheinlich war es beabsichtigt, den 
Vasallen zu zwingen, selbst das Gut zu bewirthschaften, 
oder wenigstens durch Vermittelung seiner Kolonen 
oder bäuerlichen Erbpächter die Einkünfte direkt zu 
verwalten und einzutreiben. Wenn dies die Absicht 
war, so wurde dieselbe durch die allgemeine Fh'n- 
führung von Pachtverträgen auf bestimmte Zeit bald 
vereitelt. Solche Pachtverträge waren bereits im drei- 
zehnten Jahrhundert bekannt, erhielten indessen im 
vierzehnten plötzlich eine bedeutend erhöhte Wichtig- 
keit Die entsetzliche Entvölkerung, welche der Pest 
(Black Death) im Jahre 1348 folgte, bewirkte einen 
grossen Mangel von Arbeitskräften, und die Selbst- 
bewirthschaftung der Güter wurde in Folge dessen 
sehr kostspielig; die Verpachtung, welche bis dahin 
hauptsächlich von den Klöstern als bequemes Aus- 
kimftsmittel für die Verwaltung ihrer Ländereien an- 
gewandt wurde, wurde nun allgemein gebräuchlich. 
Die Pachtverhältnisse gehören aber zu der wirth- 
schaftlichen Seite des englischen Immobiliarrechts, 
und sollen daher an einer anderen Stelle besprochen 
werden. 

Selbst ein kurzer Abriss über das mittelalterliche 
Recht würde unvollständig sein, wenn wir nicht die 
Formalitäten und das Verfahren berücksichtigen wollten, 
welche bei der Veräusserung von Grundeigenthum in 



renten in der Form des lehnsrechthchen Zinses bei der Ver- 
äusserung eines Grundstücks aufsuerlegen. 
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Gebrauch waren. Formfragen erscheinen in jedem 
Rechtssystem, das noch nicht eine höchst entwickelte 
und vernünftige Stufe erreicht hat, wichtiger als 
materielle Fragen. Wenn wir wollen, können wir 
sagen — vielleicht wird der wahre Sachverhalt besser 
aufgeklärt^ wenn wir sagen — dass materielle Fragen 
unter der Maske von Formfragen erscheinen. In der 
englischen Rechtsgeschichte trifft dies ganz besonders 
zu. Es ist deshalb für den philosophischen Juristen 
und besonders für den Geschichtsforscher niemals 
rathsam, Formalitäten als Gegenstände rein technischer 
Natur zu vernachlässigen. Eine scheinbar gering- 
fugige technische Subtilität mag der Schleier eines 
entscheidenden Grundsatzes sein. In Bezug auf Ver- 
äxisserungen von Grundeigenthum wa." die Politik des 
englischen Rechts mit einer Reihe technischer Regeln, 
man möchte fast sagen, technischer Zufälle verknüpft. 
Die vom Rechte anerkannte Gewohnheit der Grund- 
besitzer bewirkte den üebergang von einer einfachen 
aber schwerfalKgen Publizität zu absoluter Geheim- 
haltung ohne die unmittelbare Mitwirkung der Gesetz- 
gebung und sogar gegen ihre eigentliche Absicht. 

In den ersten Stufen der Rechtsentwickelung wird 
überall die Uebertragung aller wichtigen Gegenstände 
des Eigenthums durch irgend eine öfTentliche Feier- 
lichkeit vollzogen. Häufig, wenn auch nicht immer, 
ist die Feierlichkeit eine symbolische, und tritt an die 
Stelle thatsächlicher Aufgabe des Besitzers zu Gunsten 
eines Anderen, d. h. der Handlung, welche am deut- 
lichsten die Uebertragung des Eigenthums an diesen 
Anderen ausdrückt. So wird die Uebergabe eines 
Grundstücks vollkommen durch die Auslieferung eines 
Stückes Erde, eines Zweiges oder eines Strohhalms, 

Pollock, Orundbesitz in England. 7 
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welcher von dem Grundstück weggenommen wird, 
indem der Theil den ganzen Grund und Boden oder 
sein Erträgniss vertritt. Wir haben guten Grund an- 
zunehmen, dass dies in England die Art war, in 
welcher die kleineren Grundbesitzer, welchen die 
kirchliche Neuerung der schriftlichen Urkunden oder 
„Bücher" nicht bekannt war, vor der Eroberung ihren 
Besitz gewöhnlich einander übertrugen. Sicher ist es, 
dass Gebräuche dieser Art, welche längst zu der 
leersten Formalität zusammengeschrumpft sind, noch 
bei vielen Zinsgütern bestehen. Das Rechtsgeschäft 
wurde durch das Zeugniss der Nachbarn nachgewiesen, 
welche zugegen waren, um dasselbe im Gedächtniss 
zu bewahren. Als die Urkunden eingeführt wurden, 
wurde, wie es scheint, die symbolische Tradition zu- 
nächst noch manchmal weiter vollzogen, und in dem 
betrefTenden Schriftstück zu Protokoll gegeben; in der 
grossen Mehrzahl englischer Urkunden ist indessen 
von einer solchen Handlung nichts erwähnt. Das 
Buch war thatsächlich (wenn die im letzten Kapitel 
vertretene Anschauungsweise richtig ist) ein Protokoll 
nicht einer gewöhnlichen Tradition, sondern einer von 
den Organen des Staats ausgehenden Handlung; es 
wurde von den Staatsbeamten, nicht von den Nachbarn 
im Volksgericht bezeugt. Eine Zeitlang schien es, 
als ob die alterthümliche Gewohnheit der Tradition 
durch wirkliche oder symbolische Uebergabe abge- 
schafft werden, und ein öffentlich authentisirter, schrift- 
licher Akt an ihre Stelle treten sollte. Das Lehns- 
wesen kam indessen dem alten Gebrauch zu Hülfe, 
und stellte denselben während eines gewissen Zeit- 
raums sogar in strengerer Form wieder her. Der 
Lehnsherr wollte von den Verfügungen unterrichtet 
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sein, welche sein Vasall in Bezug auf das Grundstück 
traf, der Vasall wollte darüber unterrichtet sein, ob 
er einen neuen Lehnsherrn hatte. Die Veräusserung 
der Lehen war, als sie überhaupt erlaubt wurde, nur 
unter der Bedingung statthaft, dass sie in offenkundiger 
Weise erfolge. Dies wurde dadurch erreicht, dass eine 
thatsächliche Uebertragung des Besitzes vorgeschrieben 
war, welche vor Zeugen und an einem auf dem Grund- 
stück befindlichen Orte zu erfolgen hatte — ein Ver- 
fahren, welches je nach Land und Bezirk mit ver- 
schiedenen Formen verknüpft und unter dem allge- 
meinen Namen Investitur bekannt war.i^) In England 
nannte man es „livery of seisiri'^; die Gewohnheit er- 
forderte keine symbolische Handlimg, und ebensowenig 
die Anwendung bestimmter Worte, wenn nur die Ab- 
sicht deutlich ausgedrückt war, obwohl gewisse For- 
malitäten als gebräuchlich erwähnt werden; eine Auf- 
forderung den Besitz des Grundstückes zu ergreifen, 
welche an einer Stelle erfolgte, wo das Grundstück 
sichtbar war, und welcher die thatsächliche Besitz- 
ergreifung während der Lebenszeit beider Betheiligter 
folgte, wurde als mit der gleichen Wirkung ausge- 
stattet angesehen. Eine Urkunde (früher Charter^ später 
deed genannt) wurde gewöhnlich auch angewandt. Ein 
^deed" ist eine Schrift auf Pergament oder Papier, 
deren Aechtheit durch das Siegel der Person, als deren 
Willenserklärung sie gelten soll, beglaubigt wird. Siegel 
wurden allerdings vor der normannischen Eroberung 



^^) Vgl. Ducange s.-v. itwestitura. Ein Formular für eine 
englische mittelalterliche Uebertragung von Grundbesitz 
(feoffment)^ findet sich im Anfang von Blackstone's zweitem 
Bande; die gewöhnliche Uebertragungsformen werden von 

ihm daselbst (S. 315) erläutert. 

7* 
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in England fast nicht, später eine geraume Zeit lang* 
nur von Männern aus einer hohen Rangklasse ange- 
wandt, aber vor Beginn des dreizehnten Jahrhunderts 
war die Noth wendigkeit des Siegels bei deeds allge- 
mein anerkannt. ^2) Im ganzen Mittelalter hatte jeder 
begüterte Mann sein eigenes besonderes Siegel. In 
unserer Zeit wird ein, dem Aussteller der Urkunden 
eigenthümliches Siegel fast nie gebraucht, wenn es 
sich nicht um Korporationen handelt; i^) die soge- 
nannte Besiegelung einer Urkunde ist heutzutage in 
der Praxis nichts anders als die formelle Anerkennung 
der eigenen Unterschrift. Die Uebergabe von Land 
durch „livery of seisirC' wurde yfeoffment' genannt; die 
Urkunde, welche ein gebräuchlicher, wenn auch nicht 
nothwendiger ^^) Theil der Transaktion war, wurde 
zuerst unterzeichnet; dann erfolgte die Auflassung, und 
ein Protokoll über dieselbe wurde auf die Urkunde hin- 
zugefügt und gewöhnlich von den ursprünglichen Zeugen 
beglaubigt. Gewöhnlich war das Schriftstück ziemlich 
einfach abgefasst, anderseits konnte die unerlässliche 
Auflassung (livery of seisin) leicht verwickelt werden. 
Aus technischen Gründen waren häufig verschiedene 
Auflassungen nöthig, z. B. wenn das Grundstück in 
verschiedenen Grafschaften belegen war. Ausserdem 
kamen im Mittelalter wahrscheinlich nicht selten Fälle 



^*J Cf. Lamhardea Perambulation of Kent, s.-v, HaUing; PalgroEoey 
English Commonwealth 2. LXX; Bigelow, Placita Anglo-normannica 171. 

^8) Von gewissen Ausnahmen abgesehen, gilt noch heute 
die Regel, dass der Vertrag einer Korporation ungültig ist^ 
wenn er nicht durch ihr Siegel beglaubigt ist 

^*) Die schriftliche Beurkundung wurde zuerst durch dBil 
y^Statute of Frauds*^ obligatorisch (1677), die Beurkundung durch 
«de«i" erst seit 1845 (8 u. 9 Viel, C. 106). 



f 
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vor, in welchen der Anspruch oder der Besitz eines 
Dritten das Betreten des Grundstücks überhaupt ge- 
fährlich machte; in solchen Fällen konnte die eigent- 
liche Auflassung erlassen werden. Die Oeffentlichkeit 
des Rechtsgeschäfts an Ort und Stelle war durch diese 
Regeln genügend gesichert, aber sie wurde durch 
grosse Unbequemlichkeit, durch eine gewisse Gefahr 
für Leben und Glieder und, wie wohl anzunehmen 
ist, durch häufige Friedensstörungen erkauft. Ob 
die Grundbesitzer jener Tage die Oeffentlichkeit an 
und für sich scheuten, wie es ihre Nachfolger be- 
harrlich während 350 Jahren thaten, ist nicht bekannt. 
Die Findigkeit der Juristen war jedenfalls damals 
noch auf lange Zeit anderen dringenden Zwecken ge- 
widmet. Ein schwerfälHger ceremonieller Drang nach 
Oeffentlichkeit kennzeichnet ebenfalls das prozessuale 
Verfahren in Bezug auf Grundbesitz. Die verschiedenen 
Schritte in „dinglichen Prozessen" — real actions (dies 
war der Name der Prozesse, welche sich auf die Be- 
rechtigung zu einem freien Besitzstande —freehold — be- 
zogen), waren zahlreich und folgten einander langsam ; 
ausserdem war noch eine andere Ursache der Ver- 
zögerung vorhanden, häufig die schlimmste von allen, 
welche darin bestand, dass die Parteien zuerst das 
königliche Gericht finden, und dann sich in demselben 
Gehör verschaffen mussten. Denn der König bean- 
43pruchte und hatte thatsächlich ausschliessliche Ge- 
richtsbarkeit in allen Streitigkeiten über das ^reehol(r\^^) 
ein Umstand, welcher wohl hauptsächlich zum Ver- 
fall der alten örtlichen Volksgerichte beigetragen hat ; 



16) Yergl. McUtland: Select PUas of the Crown pMiahed hy the 
Seiden Society 1887 pp. XI— XXIH. 



102 DRITTES KAPITEL. 

die Rechtspflege des Königs folgte vor dem Erlass 
der Magna Charta^ dem Hofe des Königs, wo auch 
immer derselbe sich befand, und in der Zeit, von welcher 
wir sprechen, hielt sich der König nur selten auf 
längere Zeit an einem Orte auf. Häufig befand er sich 
auch in der Normandie oder im Gebiete einer anderen 
seiner festländischen Besitzungen, und Kläger wie Be- 
klagter hatten möglicherweise den Kanal mehrere 
Male zu überschreiten, um ihn aufzusuchen. Wenn 
man nun neben den Reisekosten die theuren Gebühren 
in Anrechnung bringt, welche die königlichen Be- 
amten beanspruchten, um den Rechtsstreit vor das Ge- 
richt zu bringen, so kann man Gewissheit darüber ge- 
winnen, dass im zwölften und im Beginn des drei- 
zehnten Jahrhimderts das Prozessiren um liegende 
Habe ein noch kostspieligerer Luxus war als jetzt, 
kostspieliger selbst als einProzess im Kanzleigerichtshof 
vor sechzig Jahren. Die Magna Charta hat diesen 
schlimmen Missstand beseitigt; der regelmässige Sitz 
der königlichen Rechtspflege wurde für Prozesse 
zwischen Unterthanen nach Westminster verlegt, i^j 
ausserdem wurde dieselbe den abgelegensten Graf- 
schaften durch die periodischen Rundreisen der Assisen- 
richter zugänglich gemacht. Die Bezeichnung dieser 
Richter und ihrer Gerichtshöfe ist daraus abgeleitet, 
dass ihre Bestellung (commission) sie instruirt, über 
Ansprüche auf Einweisung in den Besitz von Grund- 
stücken zu entscheiden; die betreffenden Prozesse 
wurden mit dem Kunstausdruck y^assizes'' ^'^) bezeichnet 



^*) Vergl. hierüber Gneist^ Engl. Verfassungsgeschichte 
S. 312. 

") Das Wort j^Assizes^^ ißt ein vieldeutiges. Es bedeutet: 
1) einfach Sitzung, so z. B. die Sitzung des Königs mit seinen 
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Diese Besitzklagen waren etwas weniger schwerfällig 
als die Eigenthumsklagen {lorits of right\ aber auch 
sie waren mit technischen Schwierigkeiten umringt, 
und die spitzfindigen Unterscheidungen in Bezug auf 
die Formen, welche je nach den Umständen des Falles 
anzuwenden waren, stellten unerfahrenen Advokaten 
zahlreiche Fallen. Der Inhaber eines Grundstücks, 
welcher vermeintlich in ungerechtfertigter Weise seines 
Besitzes entsetzt worden war, war natürlich in Ver- 
suchung sich der Selbsthülfe zu bedienen, und 
sich womöglich den Besitz durch Gewalt wieder 
zu verschaffen. Ein solches Vorgehen war indessen 
nicht ohne Gefahr für ihn; denn es gab verschiedene 
Fälle, in welchen auch der unrechtmässige Besitzer 
eines Grundstücks wenigstens soweit geschützt wurde, 
als der in Wahrheit Berechtigte das summarische 
Verfahren, welches sonst einem blossen Eindringling 
gegenüber gestattet war, nicht anwenden konnte. Der 
wirkliche Eigenthümer, welcher den thatsächlichen 
Besitz und in Folge dessen das Recht auf sofortige 
Einweisung verloren hatte, war nicht besser daran 
als ein Kläger, der überhaupt nie Besitzer war, und 
wenn er den Rechtsweg betreten wollte, war er ge- 
nöthigt eine dingliche Klage {real aetion) zu erheben. 
Es war daher stets das Hauptaugenmerk eines that- 



Richtern, 2) femer die Verordnungen, welche bei diesen 
Sitzungen erlassen werden, z. B. die „Assizes^^ von Clarendon^ 
8) ferner Prozesse über den Besitz von Immobilien, 4) die 
Gerichtssitzungen, in welchen über dieselben verhandelt 
wird, 5) schliesslich überhaupt die Sitzungen der reisenden 
Gerichte. Ob übrigens die zuerst erwähnte Bedeutung die 
älteste ist, lässt sich nicht mit Sicherheit sagen. Vergl. Stubbs, 
Conatitutional History I. 573. 
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sächlichen Inhabers, dessen Recht zweifelhaft war, 
irgend ein Verfahren einzuleiten, durch welches jeder 
etwa mögliche Anspruch eines Anderen, unmittelbar 
in den Besitz eingewiesen zu werden, zerstört wurde. 
Auch dies verursachte Mühe und Kosten, aber es 
wurde dadurch thatsächlich Sicherheit gewährt. Es 
liegt ausserhalb unserer Aufgabe, genauere Angaben 
hierüber zu machen, aber es verlohnt sich der Mühe, 
die erwähnten Thatsachen im Gedächtniss zu behalten, 
weil sie zur Erklärung dafür dienen, dass die Besitz- 
rechte in der mittelalterlichen Periode der englischen 
Rechtsgeschichte durchweg zweifelhafter Natur wareu, 
und ebenso dafür, dass dieser Zustand in der Praxis 
soweit erträglich war, dass er keiner organischen 
Reform unterzogen wurde. Es muss ebenfalls im Auge 
behalten werden, dass die Auskunftsmittel und Fiktionen, 
welche unseren Vorfahren zur Zeit der Reform Bill 
schwerfällig, widersinnig und kaum ehrlich erschienen, 
eingeführt wurden, um einen noch schlimmeren Zu- 
stand zu beseitigen. Die altmodische Räumungsklage 
mit einem vorgeschobenen Kläger, der als Pächter des 
thatsächlichen Klägers erschien, und einem vorge- 
schobenen Beklagten, dem sogenannten „zufälligen 
Eindringling (caaual ejector)^ der an den thatsächlichen 
Beklagten als „Euer treuer Freund" schrieb, nahm 
sich zwar komischer aus als die eigentliche Besiiz- 
klage (assize of nobel disaeidn)^ war aber bequemer 
anzuwenden als diese. ^®) 



'®) Unter den zahlreichen Fiktionen des englischen 
Rechts ist wohl die der action of ejectment die eigenthümlichste. 
Der Pächter eines Grundstückes hat seit dem dreizehnten 
Jahrhundert ein dingliches Recht, welches einem iUndring- 
ling gegenüber geltend gemacht werden kann. Da aber soin 
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Aus dem Gesagten wird es erhellen, dass das 
mittelalterliche englische Immobiliarsachenrecht, wie 
es bei Bracton beschrieben ist, nie als vollkommenes 
System in Gebrauch war. Wir haben gesehen, dass 
die Gesetzgebung es verändert, ehe es kaum vollendet 
war (Statute de donis, Statute quia emptores). Wir 
müssen jetzt darstellen wie die Entwickelung der drei 



Besitzstand nicht als real praperty angesehen wird, konnte er 
nicht die assisa novae disscisincLe oder eine verwandte real a^tion 
anwenden. Er hatte statt derselben die actio de ejecUonefirmae, 
welche vor den real actions verschiedene Vortheile hatte. Wegen 
dieser Vortheile wurde es seit der Zeit des Hemy VII, zur 
regelmässigen Gewohnheit, auch bei Streitigkeiten über das 
Eigenthum an Grundstücken diese actton of ejectment anzu- 
wenden. Es wurde dies auf die folgende Art bewerksteUigt. 
Ein fingirter Kläger — gewöhnlich John Doe genannt — 
behauptete, er sei der Pächter des eigentlichen Klägers 
und klagte gegen einen flngirten Eindringling — gewöhn- 
lich Richard Roe genannt — der seinerseits behauptete, er sei 
der Pächter des eigentlichen Beklagten, des thatsächHchen 
Besitzers des Grundstückes. Richard Roe forderte hierauf 
den eigentUchen Beklagten auf zu interveniren, und das Ge- 
richt gestattete ihm, falls er dies that, als Beklagter an die 
SteUe des R, R, dem Prozesse beizutreten. Die thatsächliche 
Frage, welche dann entschieden wurde, war die, welcher der 
beiden angeblichen Verpächter den besseren Besitztitel habe. 
Das Urtheil lautete, wenn die Klage nicht abgewiesen wurde, 
freilich nur auf Räumung, und die Entscheidung über den 
Besitztitel, welcher das Urtheil zu Grunde lag, hatte keine 
materielle Rechtskraft. Es scheint aber sogar als Vortheil 
dieses Verfahrens angesehen worden zu sein, dass eine Partei, 
die mit dem Resultat unzufrieden war, ihr Glück von Neuem 
versuchen konnte. Das Verfahren ist seit 1852 beseitigt. 
Ueber die Eintheilung der Klagen bei Bracton vergl, Güter- 
bock: Henricus de Bracton, 118—132; über die Geschichte 
•der Besitzklagen Maitland: Bvatitude of Seisin; Law quarterly. 
Ranew IV 24ff.y 286 ff. 
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folgenden Jahrhunderte einen Zustand herbeiführte, 
welcher in der Hauptsache mit demjenigen identisch 
war, den viele noch thätige Juristen in der Praxis 
kennen gelernt haben, imd femer, wie diese Entwicke- 
lung auf Abwege gerieth und ein Resultat herbeiführte, 
welches — um den Ausdruck anzuwenden, den Macaulay 
für ein besonderes Gebiet des englischen Sachenrechts 
gebraucht — als „barbarisches Geduldspiel" bezeichnet 
werden muss. 



Viertes Kapitel. 

Gesetzgebung und Umwandlung. 

Das Lehnswesen in seiner Anwendung auf das 
Immobiliarsachenrecht barg bereits von seinem Ent- 
stehen an die Keime seines eigenen Untergangs in 
sich. Diese Keime fassten Wurzel in dem Zeitraum 
2wischen den Regierungen von Edward I, und 
Henry VIIL^ und das Wachsthum, welches sich aus 
denselben entwickelte, führte eine allmälige aber voll- 
kommene Umwandelung herbei. Unsere erste Aufgabe 
soll es sein, die Entwickelung der Rechtsbestimmungen 
über die Beschränkungen in der Erbfolgeordnung zu 
verfolgen. 

„Unermesslich war die Zahl der Zweifel, Streitig- 
keiten imd Unbequemlichkeiten" sagt Coke^) „welche 
das Gesetz De Donis Conditionalibus (13 Edw, Z) her- 
beiführte, dessen Absicht es war, jedem die Macht zu 
geben, einen neu erfundenen beschränkten Besitzstand 
(estate in tait) zu begründen und die Fortdauer seiner 
Güter bei seiner Familie zu sichern, sodass dieselben 
über die Lebenszeit des jeweiligen Eigenthümers 
(tenant in tail) hinaus weder veräussert noch verpachtet 
werden könnten — unter Verletzung einer Grundregel 
des gemeinen Rechts, nach welcher jeder vererbliche 
Besitzstand ein freier Besitzstand (fee simple) ist.'* 
Die Fesseln des neuerfundenen gebundenen Besitz- 



1) Vorrede zu Reports, 4. Theü; conf. 6 Reports 40. 
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Standes belästigten Jedermann mit Ausnahme der 
grossen Grundherren, und wie es scheint, wurden 
mehrere Versuche im Parlament gemacht, das Gesetz ! 
De Donis aufzuheben. Die Grundherren waren indessen j 
mächtig genug um die Frucht ihres Sieges gegen un- 
mittelbare Angriffe zu beschützen, die Findigkeit 
der Juristen unternahm es deshalb die Feste 
zu umgehen, welche man nicht zu stürmen ver- 
mochte. Dies geschah theilweise in kurzer Zeit unter 
Anwendung von Lehren, welche uns jetzt höchst 
künstlich und willkürlich erscheinen, welche aber in 
der Absicht sowohl als im Erfolg den Zweck er- 
füllten, die Käufer von Grundeigenthum zu sichern 
und die Gefahr veralteteter oder fingirter Ansprüche 
auf das Grundstück zu vermindern. Sie bezogen sich 
nach ihrer ursprünglichen Bestimmung nur auf freie 
Grundeigenthümer (tenants in fee simple) und waren 
zu einer Zeit entstanden, in welcher man an das Ge- 
setz De Donis noch nicht dachte, aber die Richter 
Hessen sie auch für beschränkte Eigenthümer (tenants 
in tail) gelten, mit Ausnahme der Fälle, in welcher 
ihre Anwendung die Absicht des Gesetzes offenbar 
zerstört hätte. Die Inhaber eines beschränkten Besitz- 
standes (estetate tail) wurden nicht, wie das wohl hätte 
geschehen können und wie dies in Bezug auf die In- 
haber von Familiengütem in denjenigen kontinentalen 
Ländern geschieht, in welchen Famüienstiftungen zu- 
lässig sind, als eine Reihe aufeinanderfolgende Leib- 
züchter angesehen, von welchen Jeder durch Substi- 
tution an die Stelle seiner Vorgänger tritt. 2) Der Er- 

2) Wenn man eine Vergleichung mit dem deutschen 
Hecht anstellen wUl, so kann man vielleicht den tenant in tat 
mit dem Fideikommissbesitzer vergleichen. Der Gegensatz 
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iilrerber des beschränkten Besitzstandes hatte noch 
immer ein Eigenthumsrecht, das möglicherweise auch 
über seinen Tod hinaus geltend gemacht werden konnte. 
Er war „Haupteigenthümer des Guts" und nur infolge 
des Gesetzes De Donis insoweit in seiner Verfügungs- 
gewalt beschränkt, als er seinen Nachkommen oder 
in Elrmangelung von Nachkommen den in der Ver- 
leihungsurkunde etwa genannten späteren Anwärtern 
(tenants in remainder)^) und in Ermangelung dieser 



zwischen der Familienstiftung und dem Familienfideikommiss 
entspricht dem im Texte hervorgehobenen Gegensatz (vergl. 
Stobbe, Deutsches Privatrecht II. § 139 I: „wogegen bei dem 
Fideikommiss das durch die Errichtung berufene Familien- 
mitglied Eigenthümer des Vermögens wird und nur in der 
Disposition und Verausserung beschränkt ist"). 

3} Wenn ein unbeschränkter Eigenthümer (tenant in fee 
simple) einen beschränkten Besitzstand verleiht, so bildet die 
Anwartschaft auf das Gut, welche nach dem Aufhören de» 
beschränkten Besitzstandes entsteht, einen besonderen Besitz- 
stand, über welchen ebenfalls in der ursprünglichen Ver- 
leihungsurkimde verfügt werden kann; geschieht dies, so 
nennt man diesen Besitzstand „remainder'^ ; geschieht es nichts 
so bleibt die Anwartschaft bei dem Urheber der Verleihung 
und seinen Erben und heisst „rever8ion'\ Es können in der 
Verleihung eine Anzahl derartiger successiver Besitzstand» 
begründet werden, indem das unbeschränkte Eigenthums- 
recht der fee simple als eine konstante Grösse angesehen wird^ 
welche in eine beliebige Anzahl von Bruchtheilen zerlegt 
werden kann. Die Besitzstände, welche nicht das vollkommene 
Eigenthumsrecht enthalten, nennt man „particular estates^^ und 
man sagt, sie seien aus dem. fee simple herausgeschnitten; die 
einzelnen Besitzstände zusammengelegt bilden wieder den 
fke simple^ ebenso wie, wenn man die Theile eines Geduld- 
8{)iels zusammenlegt, wieder das Quadrat entsteht. Ein 
deulBcher Leser wird die Begründung verschiedener Besitz- 
stände an demselben Grundstücke durch ein einmahges Rechts- 
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dem Urheber der Verleihung und seinen Erben das 
Gut nicht entziehen durfte. Der augenblickliche In- 
haber hatte das sogenannte y.freehold^'' und konnte 
darüber nach Belieben auf seine Lebenszeit verfügen; 
wenn er eine Befugniss vorgab über den freien Besitz 
(fee simple) zu verfügen, so wurde dies als eine Ueber- 
schreitung seiner Befugniss, nicht aber als eine durch- 
aus unbefugte Handlung angesehen, ein yJeoffmm£\ 
d. h. die im letzten Kapitel erwähnte Uebertragung des 
Eigenthums — bewirkte die Unterbrechung (disconti- 
nuance) der Beschränkung; die Nachkommen desjenigen, 
welcher das Eigenthum in dieser Weise widerrechtlich 
übertragen hatte, konnten nicht ohne Weiteres Besitz 
ergreifen und den Eindringling zur Räumung veran- 
lassen, sie mussten vielmehr den kostspieligen Rechts- 
weg betreten und waren in der technischen Aus- 
drucksweise auf ihre Klage angewiesen (put to their 
action)A) Enthielt die Veräusserungsurkunde eine Ge- 
währleistung (Warranty)^ so entstand die weitere Folge, 
dass dieselbe Person, welche die Veräusserung ihres 
Vorfahren als widerrechtlich beanstanden wollte — 
unter gewissen Einschränkungen, welche hier nicht 
mehr aufgeführt zu werden brauchen und auch nicht 
in kurzen Worten wiedergegeben werden können, - 
durch dieselbe verpflichtet war, für denselben auf- 
zukommen, und wenn es ihr gelang, den Inhaber 



geschäft leichter verstehen, wenn er an die Institute der 
Eventualbelehnimg und der Belehnung zur gesammten Hand 
denkt. 

*) Eine Erklärung dieser Verhältnisse wird leichter, wenn 
man an die deutsche Qewere denkt. Die Rechtsnachfolg^er 
des unberechtigten Veräusserers hatten die Gewere und waren 
daher bis zu einem gewissen Grade geschützt. 
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seines Besitzes zu entsetzen, ihn durch Güter von 
gleichem Werth zu entschädigen, s) In der Praxis 
konnte daher der thatsächliche Inhaber eines Guts dem 
Käufer einen besseren Titel geben, als er selber hatte. 
Man kann deshalb mit gutem Grund annehmen, dass 
durch derartige Auskimftsmittel das Gesetz De Donis 
sofort nach seinem Erlass, in seiner Wirkung ziemlich 
eingeschränkt wurde. 

Erst im fünfzehnten Jahrhundert kam indessen 
eine vollkommen wirksame Art, die gesetzliche Ver- 
äusserungsbeschränkung zu beseitigen — den „entaiP'' 
abzuschneiden, wie man es jetzt nennt (barring tke 
entail) — in regelmässigen Gebrauch. Es geschah 
dies durch Einleitung eines höchst verwickelten von 
den Parteien vereinbarten Prozesses, der als Wieder^ 
einsetzungsverfahren (recovery) bezeichnet wurde — 
zuerst als fingirtes, später als es in regelmässige An- 
wendung kam und allgemein bekannt wurde, als ge- 
meines Wiedereinsetzungsverfahren (common recovery) 
— dessen Wirksamkeit auf der soeben erwähnten 
Lehre von der Gewährleistung beruhte. Das Aus- 
kunftsmittel in seiner einfachsten Form wurde auf 
folgende Weise angewandt: während der beschränkte 
Inhaber (wir wollen ihn Littleton nennen) im Besitz 
des Grundstücks war, leitete ein anderer (z. B. BrianJ 
der in Einverständniss mit ihm war, eine Eigenthums- 
klage (writ of right) ein, durch welche er, „Wieder- 



*) Der logische Fehler in dieser Argumentation ist ziem- 
lich offenbar, die Gewährleistimg war nur ein accessorisches 
Rechtsgeschäft, welches durch die Anfechtbarkeit des Haupt- 
geschäfts hinfäUig wurde. Die scharfsinnigen englischen 
Juristen haben Manches nicht gesehen, was sie nicht sehen 
wollten. 
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einsetzung" in das freie Eigenthum (freehold) bean- 
spruchte, indem er behauptete, er sei der wirkliche 
Eigenthümer. Littleton, statt seinen Titel selbst zu 
vertheidigen, benannte einen Dritten (z. B. Catesby) 
als Rechtsurheber — man nannte dies „to vouch to 
warrcmty^^ — und gab vor, sein Recht von diesem oder 
einem seiner Vorfahren erworben zu haben; es wurde 
dabei angenommen, dass der Veräusserer verpflichtet 
war, seinen Rechtsnachfolger gegen die Ansprüche 
dritter zu vertheidigen. Catesby, der sogenannte vouchee^ 
wurde sodann als Partei zugezogen und gab die Ge- 
währleistung zu. Brian, der flngirte Kläger, erbat 
sich dann die Erlaubniss, sich mit Catesby privatim 
zu besprechen — to imparl — und erhielt dieselbe. Diese 
Privatkonferenz erinnert, wenn mau so profan sein 
darf, eine Erläuterung aus den Gewohnheiten der 
Bühne zu geben, an einem Auftritt, in welchen vom 
auf der Bühne gespielt wird, während hinten die 
Dekorationen für den Schlusseffect gestellt werden. 
Wenn dann Brian wieder erschien und man erwartete, 
von ihm das Resultat der Besprechung zu erfahren, 
ergab es sich, dass Catesby verschwunden war — sich 
in Nichtachtung des Gerichtshofs entfernt hatte, wie 
es in den Protokollen hiess; — darauf erging ein Ver- 
säumnissurtheil gegen Catesby und das Grundstück 
wurde als freies Eigenthum (as an estate in fee simple) 
Brian zugesprochen; Catesby wurde verurtheilt, auf 
Grund seiner fingirten Gewährleistung Littleton und 
seine Nachkommen durch Verschaffung von Grund- 
eigenthum von entsprechendem Werthe zu entschädigen. 
Wurde dann später von denjenigen Nachkommen 
Littleton's, welche zur Erbfolge in das gebundene Be- 
sitzthum berechtigt gewesen wären, ein Anspruch er- 
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hoben, so wurden sie auf den Rechtsweg gegen Catesby 
verwiesen, indem dieser einen Dritten der auf Grund 
eines „überwiegenden Titels (title paramounty seinen 
Anspruch erhoben hatte, infolge seiner Versäumniss 
in die Lage gesetzt habe, sie ihres Erbtheils zu be- 
rauben. Für die Parteien in dem oben beschriebenen 
Prozesse blieb nichts zu thim übrig, als über das 
Grundstück in der vorher abgemachten Weise zu ver- 
fügen. Der Gerichtshof war dabei unbetheiligt. Hatte 
Littleton die Absicht gehabt das Gut an Brian zu ver- 
kaufen, so brauchte Letzterer dasselbe nur zu behalten, 
da ihm ja das Urtheil Titel und Besitz zugesprochen 
hatte. Anderenfalls verfuhr Brian nach der Anweisung 
Littleton's, indem er es wieder an diesen als freies 
Eigenthum oder in einer anderen abgesprochenen 
Weise übertrug. 

Das Verfahren ist hier in seiner einfachsten Form 
beschrieben, und es wurde dabei angenommen, dass 
alle Handlungen in dem abgekarteten Prozess wirklich 
in der regelmässigen Weise vorgenommen wurden. 
Die Gewohnheit der späteren Zeit, wie sie bei Black- 
stone beschrieben und von den Schriftstellern über 
Immobiliarrecht vor 1833 ausführlich erläutert wird, 
war indessen künstlicher und verwickelter. Es handelte 
sich nicht nur um einen abgekarteten Prozess, das ganze 
Verfahren wurde auch fingirt. Es wurde in Wirklichkeit 
keine Handlung im Common Pleaa Gerichtshof oder in 
den Gerichtssohreibereien vorgenommen, nachdem die 
Ladung ausgegeben war, welche das fingirte Verfahren 
eröffnete; es wurde nur ein Protokoll verfasst, in 
welches wie bei einem wirklichen Prozess die Klage, 
die Vertheidigung, die Benennung des Rechtsurhebers, 
die Privatkonferenz zwischen dem Beklagten und dem 

Pollock, Grundbesitz in England. 8 



? 
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vouchee^ die Versäumniss des Letzteren und das Urtheil 
au^enommen wurde; es wurden indessen dem Oerichts- 
beamten die Gebühren bezahlt, welche zu entrichten 
gewesen wären, wenn die einzelnen Handlungen wirk- 
lich vorgenommen worden wären. Nur wenn die 
Partei, welche die recovery zuliess, ein Mitglied des 
Adels war, erschien sie vor Gericht, und ein Serjeant 
plädirte für ihn, was natürlich auch nur Formsache 

f / war. 6) Anderseits wurde die Form verwickelter, in- 

dem weitere Vorkehrungen getroffen wurden, um alle 
möglichen Ansprüche der Nachkommen des gebundenen 
Eigenthümers sowie der Personen, welche nach ihrem 

i> Aussterben, den Bestimmungen der Yerleihungsurkunde 

gemäss berechtigt gewesen wären, und endlich die des 
ursprünglichen Verleihers und seiner Rechtsnachfolger 
wirksam zu beseitigen. Die Form einer ^common re- 
covery'\ welche sich in der neueren Zeit entwickelt 
hatte, kann wohl kaum von Jemanden verstanden 
werden, der nicht spezielle rechtshistorische Studien 
darüber gemacht hat; auch ist ihr Verständniss für 
Andere keine Nothwendigkeit. Selbst nachdem diese 
Verfeinerungen hinzugekommen waren, war es noch 
möglich, Zweifel darüber zu empfinden, ob die Fiktion 
wirklich theoretisch ausreichend sei; die rationalisiren- 
den Juristen des achtzehnten Jahrhunderts waren theil- 
weise geneigt, diese Zweifel für unwiderleglich zu 
halten, andere wiesen sie als fruchtlos von sich, indem 
sie „recoveries als gewöhnliche Uebertragungsforma- 
litäten (common assurances) und überhaupt nicht als 



•) Dies wird dem Verfasser von Kollegen mitgetheilt, die 
sich des Verfahrens aus der Praxis erinnern. Die Serfeatus 
büdeten eine priviligirte Klasse unter den Advokaten; im 
Court of Common Pleas hatten sie ausschliessliches Audienzrecht. 
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wirkliche Prozesshandlungen" ansahen, da doch die 
künstUche Begründung die eine systematische Recht- 
fertigung für sie versuche, „ihrer Natur nach uner- 
klärlich sei.*' 7) Eine Frage mag indessen dem auf- 
richtigen Leser natürlicherweise in den Sinn kommen 
und sie darf nicht übergangen werden. War nicht 
der vouchee^ den wir beispielsweise Catesby genannt 
haben, in einer äusserst unbequemen Lage, da er den 
Nachkommen des gebundenen Eigenthümers zu einer 
Entschädigung für den Werth des Grundstücks ver- 
pflichtet war? Und was veranlasste ihn, sich einer 
solchen Gefahr auszusetzen? Zweifelsohne wäre ein 
begüterter Mann, der sich in diese Lage versetzt haben 
würde, einer gewissen Sorge und Gefahr ausgesetzt 
gewesen: denn das Gericht konnte, wenigstens im 
Mittelalter, nicht eingestehen, dass es die Formen 
seiner feierlichsten Prozeduren zu einer abgekarteten 
Umgehung des Gesetzes hergegeben habe. Die Schwie- 
rigkeiten, welche hieraus hätten entstehen können, 
wurden dadurch vermieden, dass stets ein vouehee ge- 
wählt wurde, der bekanntermassen keine Grundstücke 
besass, welche er überhaupt zur Entschädigung hätte 
verwenden können, und an dem nach unserer jetzigen 
Redeweise Pulver und Schrot verschwendet gewesen 
wären. In späterer Zeit wurde es zum ständigen Ge-, 
brauch, das Amt dem Gerichtsdiener zu übertragen, 
welcher in dieser Eigenschaft „common vouehee'^ ge- 
nannt wurde, und so sein Leben, oder den Theil des- 
selben, der mit der Zeit der Gerichtssitzungen zu- 
sammenfiel, fröhlich und wahrscheinlich nicht ohne 



'') WtOes^s Reports S..449; vergl. Blackstone 11. 360. Die 
Anschauung ist in der Hauptsache viel älter; vergl. Coke 
b Rep. 40 b 10 Rep. 43 a. 

8* 
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Gewinn in ständi^r Missachtung des Court of Commmi 
Fleas und unter fortwährender Haftbarkeit für Geld- 
bussen verbrachte, deren Höhe nach dem Ermessen 
des Königs bestimmt werden konnte.^) Es scheint 
ebenfalls, dass der nominelle IQäger bei den Parteien 
grosses Vertrauen genoss : denn wie konnte man sich 
schützen, wenn er, nachdem das Urtheil zu seinen 
Gunsten gefaUt war, das Abkommen nicht anerkannte 
und darauf bestand^ die Sache ernsthaft zu nehmen 
und im Besitze des Grundstücks zu verbleiben? Er 
hatte nach dem sichtbaren Resultat des Verfahrens 
den sichersten Titel, der überhaupt möglich war, und 
keine Angriffsmittel der Common Law Courts konnte 
ihn berühren! Es ist möglich, dass zur Zeit der ersten 
Anwendimgen der common recoveries Alles von seiner 
Ehrenhaftigkeit abhing; vor dem Ende des fünfeehnten 
Jahrhunderts hatte die wachsende Amtsgewalt des 
Lord Chancelhr^ von welcher wir später sprechen 
werden, Mittel genug an der Hand, die Erfüllung des 
Uebereinkommens nach seiner wirklichen Absicht vom 
ihm zu erzwingen. In späterer Zeit gelang es der 
Findigkeit der Advokaten, welche sich mit der Ueber- 
tragung von Eigenthum befassten, durch verwickelte 
Verklausulirungen und Vorsichtsmassregeln eine noch 
grössere Sicherheit herzustellen; es ist nicht nöthig 
hier auf dieselben näher einzugehen.^) 



^) Es scheint, dass ein gewisser Jcuiob Morlamd zur Zeit 
Blaekstone's dieses eigenthümliche Amt, yerwaltete; vergl. das 
Formulftr im Anfang zum zweiten Band der Commentaries, Der 
common vouchee beziehungsw. sein Stellvertreter erhielt etwa 
vierzig Pfennige für jede „recovery^^ (Anhang zum ersten Be- 
richte der Real I^-operty Commissioners), 

*) Vergl. Blackstone 11. 363 und Appendix; der Gebrauch, der 
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Es gab noch ein anderes und älteres Verfahren, 
welches „^w€" genannt wurde und sich darin von 
einer recovery unterschied, dass der abgekartete Pro- 
zess nicht bis zum Urtheil durchgeführt, sondern vor- 
her durch Uebereinkunft der Parteien beendigt wurde; 
die Bezeichnung ist abgeleitet von der Benennung 
dieser Uebereinkunft als endgültiger Abmachung — 
finalis Concor dia^ weil sie der letzte Schritt war r^quiu 
imponit ßnem Utibusy Dieses Verfahren konnte bis zu 
einem gewissen Grade für dieselben Zwecke ange- 
wandt werden als eine recovery^ und wurde durch 
Gesetze begünstigt, welche auf verschiedene Weise 
seine Wirksamkeit erhöhten; es wirkte aber nicht 
in derselben sicheren und vollständigen Weise. 
Anderseits diente es als die geeignete und ge- 
nügende üebertragungsformalität in einigen Fällen, 
in welchen eine recovery unnöthig oder nicht an- 
wendbar war. Im neueren Gebrauch wurde es an- 
gewandt, um die Veräusserung des Grundbesitzes 
von Ehefrauen, welche in anderer Weise weder vom 
Ehemann noch von der Frau bewirkt werden konnte, 
zu ermöglichen. Auch hierauf scheint es nicht noth- 
wendig näher einzugehen. 

Die Gewohnheit, die gebundene Erbfolge durch 
fingirte Prozesse (recoveries) zu beseitigen, datirt als 
regelmässiger Gebrauch nach der herrschenden Mei- 
nung vom Jahre 1472. Ein in den Year Boohs er- 
wähnter Fall dient nach dieser Meinung zur Fest- 
stellimg des Zeitpunktes, in welchen die zweckmässige 
aber schwerfällige Fiktion von den Gerichten voll- 



im Anfang des 19. Jahrhunderts der herrschende war, war 
noch feiner ausgedacht. 
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Ständig anerkannt wurde. Jedenfalls ist die hauptsäch- 
liche Thatsache unbezweifelt, dass seit der letzten Hälfte 
des fünfzehnten Jahrhunderts und möglicherweise früher, 
ein beschränkter Eigenthümer sich ohne Gefahr der 
Form einer common recovery bedienen konnte, um 
sich selbst oder einen Käufer zum freien Eigenthümer 
(tenant in fee simple) zu machen. Die neuere Form 
der strengen Familienstiftungen stammt erst aus der 
Zeit der zweiten Herrschaft der Stuarts, und der da- 
zwischen liegende Zeitraum wurde deshalb passender 
Weise als eine Periode relativer Freiheit in der Ver- 
äusserung von Immobilien bezeichnet. Nachdem ein- 
mal die Veräusserungsbefugniss des tenant in tau all- 
gemein anerkannt war, machten die Richter wenig 
Umstände mit den Versuchen, dieselbe wieder durch 
neu erdachte Beschränkungen zu hindern. Findige 
Grundeigenthümer suchten von Zeit zu Zeit ihren 
Nachkommen Bedingimgen und Beschränkungen auf- 
zuerlegen, welche in dem besonderen Falle die voll- 
ständige Durchführung des Gesetzes De Donis wieder 
herzustellen bestimmt waren; aber die Gerichte blieben 
beharrlich bei der Anschauung, dass derartige Ver- 
fügungen mit dem Wesen eines y^estate taiT' in Wider- 
spruch standen, und dass der Inhaber auf keine Weise 
daran gehindert werden konnte, sich einer ^recovery'^ 
zu unterwerfen und dadurch das freie veräusserliche 
Eigenthum zu erwerben oder zu übertragen. Das 
dabei angewandte Verfahren wurde als mystisches 
Geheimniss der Rechtspflege angesehen, und mit be- 
sonderer Ehrfurcht behandelt; Coke meldet uns, wie 
ein gewisser Hoord bei einer Verhandlung vor dem 
House of Lorda die common recoveries „voreilig und 
mit grosser Missgunst angrifif, indem er ihre Bestim- 






GESETZGEBUNG UND UMWANDLUNG. 119 

mung und ihre Begründung nicht erkannt hatte, und 
wie er von Sir James Dyer, dem damaligen Oberrichter 
des Common Pleaa Gerichtshof, mit grossem Ernst und 
einer gewissen Schärfe getadelt wurde, indem derselbe 
erklärte, derjenige sei nicht würdig, dem Juristenstande 
anzugehören, der es wagte gegen common recoveries 
zu reden; sie seien das Mark und die Sehnen der 
Eigenthumsübertragungen und beruhten auf hin- 
reichenden Vemunftsgründen, ebenso wie auf guter 
Autorität; sed non omnis capit hoc verbum.^^) Es sollte 
hier noch erwähnt werden, dass dieselben Lehren und 
Auskunftsmittel, welchen es gelang das Gesetz De Donia 
unwirksam zu machen, an und für sich in verschiedenen 
anderen Fällen als Werkzeuge offenbaren Betrugs 
hätten benutzt werden können, und dass mehrere be- 
sondere Gesetze nöthig waren, \xm diese Anwendung 
zu verhindern; die betreffenden Gesetze, ebenso wie 
ihre Ursachen, sind heutzutage beinahe vergessen. Die 
recoveries hatten ursprünglich einem anderen Zwecke 
gedient; ihre erste Erfindung verdanken wir dem 
Scharfsinn der Geistlichkeit. Es gab eine grosse An- 
zahl von Klöstern in England, und ein grosser Theil 
des besten Bodens im Lande befand sich in ihren 
Händen, in Folge von Verleihungen von Volksland, 
welche von frommen Königen oder Unterkönigen ge- 
macht worden waren, und in Folge weiterer Schen- 
kungen, welche nach der normannischen Eroberung 
von Seiten der Könige und der grossen Grundherren 
bewirkt wurden. Die Klöster waren, von einigen 
Stadtgemeinden abgesehen, die einzige Macht im Lande, 
welche die Künste des Friedens mit genügendem Reich- 



10) 10 Rep. 40a. 
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thum und genügender Fälligkeit vertreten konnten, 
um den militärischen Grundherrn mit Erfolg entgegen- 
treten zu können. Jede mittelalterliche Chronik stellt 
die Aebte als feste, oft als siegreiche Kämpfer dar, 
welche ihre Rechte und Privilegien behaupteten. Die 
Krone und die weltlichen Herren wurden bald aus 
politischen und noch mehr aus finanziellen Rücksichten 
eifersüchtig auf sie. Wir haben gesehen, dass ein be- 
deutender Theil der Kroneinnahmen aus den Gebühren 
bestand, welche die Vasallen bei der Uebemahme 
ihrer Lehen und bei anderen Gelegenheiten zu ent- 
richten hatten. Die religiösen Korporationen waren 
in doppelter Weise von diesen Zahlungen befreit Die 
Läudereien, die ihnen durch ursprüngliche Verleihungen 
zugetheilt waren, standen überhaupt in keinem gewöhn- 
lichen Lehnsverhältniss; die einzigen Dienstleistungen, 
welche die Mönche dem Schenker zu entrichten hatten, 
waren Gebete für seine Seele oder die Seelen seiner Ver- 
wandten, eine Bestimmung frommer Stiftungen, welche 
mit denselben in einer oder der anderen Weise überall 
vom Atlantischen Meere bis zum Indischen Ocean ver- 
knüpft zu sein pflegt, ii) Wenn femer ein freies Kriegs- 

^^) „Und diejenigen, welche geistliche Lehen besitzen 
(hold in frank almoigne) sind vor Gott rechtlich verpflichtet 
(d. h. sie konnten von den geistlichen Gerichtshöfen ge- 
zwungen werden) Gebete, Messen und andere heilige Ver- 
richtungen den Seelen des Schenkers oder anderweitigen 
Rechtsurhebers zu widmen, und ebenso den Seelen der ver- 
storbenen Erben, und dem Erfolg, dem guten Leben und 
der guten Gesundheit der lebenden Erben. Deshalb haben 
sie keine gewöhnlichen Lehnsdienste dem Herrn zu entrichten, 
da ihm dieser himmlische Dienst vor Gott mehr nützt, als 
irdischer Lehnsdienst^, Litt. S. 135. Seit Erlass des Gesetzes 
„Qtita emptores" konnte nur die Krone neue geistliche Lehen 
errichten. 






I 
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leben auf ein Kloster übertragen wurde, so fielen die 
Lebnsdienste fort, weil der neue Vasall eine Korporation 
war. Denn die Bedeutung einer Korporation bestebt 
ja darin, dass eine wecbselnde Reibe verscbiedener 
Personen vom Reobte als eine dauernde Persönlicbkeit 
au^efasst wird. Eine solcbe juristiscbe Person kann 
nicbt sterben, oder als minderjäbrig unter Vormund- 
scbaft steben, oder Kriegsdienst leisten. Wenn daber 
eine Korporation Grundeigentbum batte (geistlicbe 
Korporationen bildeten vor Auflösung der KJöster die 
Mehrzabl unter den Korporationen), so verlor der 
König oder der anderweitige Lebnsberr jedenfalls die 
sogenannten Früobte des Lebens. Natürücberweise 
waren die weltlioben Grundberren nicbt geneigt. Der- 
artiges ungebindert gescbeben zu lassen und einige 
Jabre vor Erlass des Statute De Donis erging eine 
Parlamentsakte, welcbe eine etwas vage Klausel des 
grossen Freibriefs bestätigend, den Erwerb von Grund- 
besitz dureb geistlicbe oder andere Personen unter- 
sagte, „wenn dadurcb die Grundstücke oder Häuser 
irgendwie in die todte Hand kommen." Die Gründe, 
welcbe in der Einleitung des Gesetzes gegeben werden, 
sind der Verlust der Dienstleistungen „welcbe ur- 
sprünglicb für die Vertbeidigung des Königsreicbs 
bestimmt waren", ebenso wie das Aufboren des Heim- 
fallsrecbts; wenn der Leser will, so kann er auch 
annebmen, dass Edward L und seine Ratbgeber an 
die volkswirtbscbaftlicben Nacbtbeile dacbten, welcbe 
entstanden wären, wenn Grundbesitz in unbescbränktem 
Masse dem Verkebr entzogen worden wäre; dabei 
ist indessen zu bemerken, dass die wirtbscbaftlicbeu 
Veränderungen, welcbe den Grundbesitz wirklieb zu 
einem Gegenstand des Verkebrs macbten, erst in der 
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Periode der Entvölkerung und der umfangreichen 
Einhegungen, etwa zwei und ein halbes Jahrhundert 
später eintraten. Wie dem auch sei, die Klöster ver- 
hielten sich dem Verbote gegenüber nicht passiv. Es 
wurden sogar Versuche gemacht, die Rücknahme des 
Gesetzes zu bewirken {Stubbs, Const HiaU n. 126), 
aber in der Zwischenzeit suchten die Geistlichen und 
ihre bereitwilligen Wohlthäter ihren Zweck zu er- 
reichen, indem abgekartete Prozesse angestrengt wurden, 
in welchen der Inhaber des betreffenden Grundstücks 
— der jetzt einer Abtei oder einer anderweitigen kirch- 
lichen Genossenschaft keine unmittelbare Schenkung 
machen konnte — auf Grund eines angeblichen Rechts- 
titels beklagt wurde, und ein Versäumnissurtheil über 
sich ergehen liess. In derselben Sitzungsperiode des Par- 
laments, in welcher das Gesetz De Doms erlassen wurde, 
wurde eine gesetzliche Vorkehrung gegen dieses Aus- 
kunftsmittel getroffen; aber da es einmal der juristischen 
Anschauungsweise vertraut geworden war, blieb es, 
wie wir gesehen haben, in einer neueren ausgedehnteren 
Anwendung erhalten. Im übrigen ist der von Edward I. 
erlassene Statute of Mortmain noch in Kraft. ^2) Keine 
geistliche oder weltliche Korporation kann in England 
Immobilien besitzen, wenn sie dieselben nicht durch 
Verleihung vor Erlass des Gesetzes, oder auf Grund 
einer königlichen Lioenz, oder eines besonderen Ge- 
setzes erworben hat. Das Wort y^MortmairC' ist mehr 



^2) Ueber die Beziehung derselben zu dem Gesetz Qtda 
emptores als Theil eines allgemeinen gesetzgeberischen Plans 
Tgl. Stuhhs II. 113, 122. Die Mortmain Acts wurden im Jahre 
1888 formell aufgehoben; ihr wesentlicher Inhalt wurde in- 
dessen in der zugleich erlassenen Mortmain and Charitahle Usea 
Act IfiSS auf's Neue zum Gesetz erhoben. 
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eine Umbildung als eine Uebersetzung der lateinischen 
Bezeichnung manua mortua^ welche Bezeichnung, wie 
^^E^J annimmt, wahrscheinlich angewandt wurde, weil 
die Geistlichen, gegen deren Beschenkung diese Gesetz- 
gebung hauptsächlich gerichtet war, im Rechtsverkehr 
als bürgerlich todt — civiliter mortui — angesehen 
wurden. Coke erklärt dieselbe (Coke: Littleton 2 b.), 
nachdem er zwei oder drei andere kühne Interpreta- 
tionen erwähnt, „welche der Vorwitz und die Ein- 
bildungskraft geschaffen haben", in folgender Weise: 
„man sagte, das Land sei in Bezug auf die Grund- 
herren in todte Hände gekommen, weil sie durch Ver- 
äuBserung an geistliche Körperschaften ihr Heimfalls- 
recht und thatsächlich auch die Hülfe bei der Landes- 
vertheidigung, die Lehnsvormundschaft, die Gefälle 
bei Heirathen, das Recht auf Lösegeld und dergleichen 
verloren; darum sprach man von der todten Hand, 
weil eine todte Hand keine Dienste leistet." Was 
auch die genaue Ableitung war, der Ausdruck wurde 
als deutlich und passend angesehen, und ist in die 
gewöhnliche Redeweise übergegangen. Neuerdings 
ist er in ungenauer W^eise auch auf Familienstiftungen 
angewandt worden, als ob die todte Hand die Hand 
des Begründers der Stiftung sei, dessen Verleihung 
die Berechtigung der Nachfolger einschränkt. 

Die Schwierigkeiten, welche geistlichen Personen 
und Körperschaften in Bezug auf den Erwerb von 
Grundbesitz in den Weg gelegt wurden, hängen mit 
der Entstehung und dem Wachsthum einer Lehre zu- 
sammen, welche (in Verbmdung mit dem nicht beab- 
sichtigten Wirkungen einer Gesetzgebung, welche sie 
beseitigen wollte)» das englische Inunobiliarrecht von 
Grund auf verändert hat, indem sie demselben zum 
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grossen Theil seine gegenwärtige Form gab, und die 
üppige Wirre schuf oder wenigstens nährte, welche 
sein Studium für den Laien als ein so verzweifeltes 
Unternehmen erscheinen lässt loh spreche von der 
„C/ie«" mit ihrem Sprössling der Lehre von den 
„ Tru8t8'\ Dife Hauptpunkte lassen sich, wie folgt, kurz 
wiedergeben. Der Mangel der Lehensfähigkeit ge- 
wisser Personen, die Furcht vor bürgerlichen Zwist 
und den Konfiskationen in seinem Gefolge, oder der 
Wunsch, den Lehnsdiensten zu entgehen oder Ver- 
fügungen zu Gunsten Dritter zu treffen, welche das 
gemeine Recht nicht anerkannte — alle diese ver- 
schiedenartigen Umstände veranlassten Viele die wirk- 
liche Nutzung des unbeweglichen Eigenthums, hinter 
dem Namei^L und der Gegenwart nomineller Eigen- 
thümer zu verbergen, welche allein von den ordent- 
lichen Gerichten berücksichtigt werden konnten. Diese 
in den Vordergrund gestellten Personen, welche als 
gesetzUche Vasallen eingesetzt wurden, beschützten 
den zur Nutzniessung Berechtigten gegen eine Anzahl 
zufälliger Ereignisse, deren Möglichkeit allein zu jener 
Zeit hinreichenden Anlass zur Unruhe geben konnte. 
Dem gesetzlichen Inhaber gegenüber war der Anspruch 
des zur Nutzung Berechtigten ursprünglich nur pre- 
kärer Natur. Im Laufe der Zeit wurde derselbe durch 
die königliche Gewalt geschützt, welche in diesem 
Falle nicht von den ordentlichen Gerichten, sondern 
von dem Kanzler, als dem Verwalter einer ausser- 
ordentlichen und überwiegenden Gerechtigkeit aus- 
geübt wurde. Dieser Zustand erregte die Eifersucht 
der Krone und der grossen Grundherren; wiederum 
waren ihre Vorrechte und ihre Einnahmsquellen in 
Gefahr, durch subtile Ausflucht untergraben zu werden. 
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Es wurde der Versuch gemacht, den Entwickelungs- 
gang durch einen kühnen Griff der Gesetzgebung in 
eine entgegengesetzte Richtung zu bringen. Der 
Statute of Ü8e8 versuchte das nominelle und das that- 
sächliche Eigenthum, welche der Gebrauch kluger 
Männer gesondert hatte, wieder zu vereinigen. Aber 
wieder hatte die Gesetzgebung nicht mit der Macht 
der Gerichte gerechnet. Dieselben waren ebensowenig 
geneigt, die Absicht des Parlaments zu erfüllen, als 
sie es in Bezug auf das Gesetz De Donis gewesen 
waren. Nicht nur, wie dies dort der Fall war, wurde 
die beabsichtigte Wirkung des Gesetzes umgangen; 
eine übermässig subtile Interpretation machte sogar 
den Statute of Uses zum Werkzeug seines eigenen 
Untergangs; es wurde ein Grenzstein und ein neuer 
Ausgangspunkt für die Ekitwickelung des Systems, 
dessen Zerstörung es beabsichtigt hatte. Die hier 
skizzirten Punkte sollen nunmehr soweit als möglich 
unter Vermeidung technischer Redeweisen dargestellt 
werden; zu versprechen, dass wir sie ganz entbehren 
können, wäre ein eitles undurchführbares Unternehmen. 
„Schon in früher Zeit wandten die Bischöfe und 
die Häupter der Klöster, als Auskunftsmittel zum Um-^ 
gehen des Verbots der Veräusserung an die todte 
Hand, eine Methode an, durch welche die betreffenden 
Grundstücke als freies Eigenthum an einen Treuhänder 
übertragen wurden, mit der Auflage (ander truet)^ dass 
es ihnen imd ihren Nachfolgern erlaubt sein solle, den 
Ertrag zu gemessen." ^3) Dieses Auskunftsmittel wurde 
ebenso wie andere durch das Parlament vereitelt, und 
zwar bezüglich seines ursprünglichen Zwecks in wirk- 



^') Spence, Equitable Jurisdiction of the Court of Chancery, I. 440. 
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Bamer Weise (15 Richard TT. c. 5 A. D. 1391); aber 
ebenso wie bei den recoveries wurde es rasch von 
Laien aufgegriffen, welche wahrnahmen, wie weit das 
Feld seiner Anwendung sei und wie nützlich dieselbe 
gemacht werden könne. Bei derartigen Uebertragungen 
hiess es, das Land sei an den Treuhänder oder die 
Treuhänder (in der Regel waren es mehrere) für die 
Nutzniessung (to the uae) des eigentlichen Eigen- 
thümers verliehen worden, und da die Treuhänder 
ihren Rechtstitel durch die vom Recht verlangte for- 
melle Einweisung (feoffment) erwarben (vgl. oben 
S. 100), so sagte man, sie seien für die Nutzniessung 
eines Dritten eingewiesen — enfeoffed to the use; man 
nannte sie deshalb rifiofees to the ti8e^\ Der boni- 
tarische Eigenthümer wurde mit dem schwerfälligen 
Ausdruck „cestui que use*' bezeichnet, d. h. der, zu 
dessen Gunsten der Use geschaffen wird (cestui que 
use = celui qui en use); es wurde noch kein aus einem 
Worte bestehender Ausdruck zur Bezeichnung dieser 
Person erdacht und noch heutzutage müssen die 
praktischen Juristen in England von dem cestui que 
truat sprechen. 1*) Es waren dies die Ausdrücke, 
welche am häufigsten angewandt wurden, aber das 
Wort „W5e" war nicht wesentlich. ^5) Worte wie 



1*) Wenn die Dauer des Besitzstandes nicht von der Lebens- 
dauer des Beliehenen, sondern von deijenigen einer anderen 
Person abhängt, so heisst die Person, mit deren Tod der Heim- 
fall des Grundstückes eintritt, cestui que vie (celui qui est en vie), 

^^) Da das Rechtsverhältniss nur von den Büligkeits- 
gerichtshöfen anerkannt wurde, konnte es mit grösserer 
Freiheit behandelt werden. Bei der Begründung der vor 
den gemeinrechtlichen Gerichtshöfen vorkommenden Besitz- 
verhältnisse war es nothwendig, die genauen technischen 
Ausdrücke anzuwenden. 
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„trusf^ oder „conßdence'' und überhaupt Ausdrücke 
welche die Absicht, deutlich erkennen liessen, erfüllten 
denselben Zweck. So lange die Treuhändler (feofees 
to the use) willige und treue Werkzeuge des boni- 
tarischen Eigenthümers waren, war letzterer in einer 
sehr günstigen Lage. Wurde er auch in den Bürger- 
zwist zwischen der Partei des Hauses York und den 
Anhängern des Hauses Lancaster hineingezogen, und 
wurde er auch von den siegreichen Feinden als Ver- 
räther behandelt, so blieb doch sein Grundbesitz seineu 
Kindern gesichert; denn nach strengem Rechte stand 
derselbe nicht in seinem Eigenthum, sondern gehörte 
den Treuhändern, und wurde daher trotz seiner Ver- 
urtheilung nicht konfiszirt. Aus demselben Grunde 
war bei seinem Tode keine Gebühr an den Lehns- 
herrn zu entrichten; so lange irgend einer der Treu- 
händer am Leben blieb, vollzog sich in den Augen 
des Rechts keine Uebertragung des Eigenthums, und 
aus diesem Grunde war es vortheilhaft, von vorn 
herein mehrere Treuhänder zu ernennen. Die Zahl 
konnte durch den Eintritt neuer Treuhänder stets auf- 
recht erhalten werden, wie dies noch heutzutage ge- 
schieht wenn eine Anzahl von Kuratoren für öffent- 
liche und Wohlthätigkeitszwecke ein Vermögen ver- 
waltet. Es war femer nicht gestattet, durch letztwillige 
Verfügung Zuwendungen von Grundbesitz zu machen 
(abgesehen von einigen Städten, in welchen dies nach 
Ortsgebrauch zulässig war); aber der Niessbraucher 
konnte ohne irgend welche Formalität während seines 
Lebens den Treuhändern Anweisung in Bezug auf 
den Uebergang der Nutzniessung nach seinem Tode 
geben. In einem derartigen Falle sagte man, der Treu- 
händer sei Eigenthümer des Grundstücks, um den 
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teBtamentarisch bestimmten Niessbrauch zu gewähren 
(to the uses of the wiU).^^) Eine Veräusserung an 
Treuhänder konnte auch für den weniger lobens- 
werthen Zweck angewandt werden, die Gläubiger zu 
umgehen, und wurde in der That häufig aus diesem 
Grunde vollzogen. Der Schuldner veräusserte seinen 
Grundbesitz an einen Freund mit dem Abkommen, 
dass ihm die Nutzniessung verbleiben solle, und be- 
gab sich dann nach einem der zahlreichen Frei- 
stätten, wo er vor persönlichen Vollstreckungsmass- 
regeln sicher war. „Die zwei Erfinder der „w«««" 
waren Angst und Arghst", sagt Coke in einem sum- 
marischen Ausspruch; Bacon nennt ferner, und nicht 
mit Unrecht, den Wunsch nach einer Ausdehnung der 
vom gemeinen Rechte anerkannten Verfiigungsbefug- 
nisse; aber nach der Anschauung Coke's würde dieser 
wohl auch in das Gebiet der Arglist gehören. 

Bis zum Ende des vierzehnten Jahrhunderts oder 
noch später, wurden die Interessen des bonitarischen 
Eigenthümers nur durch die Ehrenhaftigkeit des Treu- 
händers geschützt, wenn auch der erstere einen ge- 
wissen Grad der Sicherheit dadurch herstellen konnte, 
dass er sich selbst als Treuhänder ernannte, wie das 
thatsächlich nach einem allgemeinen Gebrauche ge- 
schah. Die kirchlichen Gerichtshöfe wagten es nicht, 
sich bei einer Gewissenssache einzumischen, bei 



^^ Viele Beispiele derartiger Anweisungen finden sich in 
Tke J^ earUest Engliah wiüs in the Court of I^obcUe, London, edäed 
hy Himwaü im Auftrage der Early English Text Society. Vgl. 
auch Digby^ History of the Law of Real Property S. 281. Ueber 
das deutsch-rechtliche Testament und seinen Zusammenhang 
mit den Vergabungen durch Salmannen vgl. Heuslery Inst, des 
D. iV.-Ä II 648 ff. 
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welcher die Berechtigung zum Immobiliarbesitz so 
unmittelbar in Frage kam; die ordentlichen könig- 
lichen Gerichte konnten Rechtsverhältnisse nicht an- 
erkennen, welche von ihren Erfindern absichtlich dem 
Bereiche des gemeinen Rechts entzogen worden waren, 
und zwar hauptsächlich, um der Gefahr und den Lasten 
eines vom Recht anerkannten Besitzstandes zu ent- 
gehen. Der „w«ö" wurde so vollkommen ignorirt, 
dass, wenn der Treuhänder den y^cestui que use''* als 
Eindringling behandelte, letzterer keine Einrede gegen 
die Klage hatte. Ein derartiger Zustand konnte nicht 
auf unbestimmte Zeit fortdauern; die Ausdehnung der 
Ländereien, welche Treuhändern übergeben waren, 
nahm von Jahr zu Jahr zu, bis sie den grössten Theil 
des Königreichs ausmachten, und die Unsicherheit 
einer Berechtigung, welche nur auf einer vom Rechte 
nicht geschützten üebereinkunft beruhte, unerträglich 
wurde. Die ordentlichen Richter hätten auf ver- 
schiedene denkbare Arten dem bonitarischen Eigen- 
thümer indirekten Schutz gewähren können; aber man 
zog es vor, die ausserordentliche Gerichtsbarkeit des 
Kanzlers in Anspruch zu nehmen, deren Macht noch 
jugendliche Kühnheit und Beweglichkeit zeigte. Man 
ging damals von der Anschauung aus, der König sei 
thatsächlich die Quelle der Gerechtigkeit Seine Ge- 
richtsbarkeit war nicht erschöpft durch die Befugnisse 
der regelmässigen Gerichtshöfe, welche sie in den 
Bahnen ihrer gewöhnlichen Anwendung auszuüben 
und gewissermassen zu führen berufen waren. Es 
war noch Raum vorhanden für eine höchste aus- 
führende Bestimmungsbefugniss, welche bei beson- 
deren Gelegenheiten zur Anwendung kam — eine 
Befugniss, welche (wenigstens nach der neueren An- 

Pollock, Grundbesitz in Engrlond. 9 
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schauung) das gemeine Recht nicht aufheben, wohl 
aber seine Lücken ausfüllen, seine Anwendung mildem 
konnte. Diese Bestimmungsbefugniss wurde durch 
den Kanzler ausgeübt, und bildete die Grundlage des 
ganzen Systems des Kanzleigerichtshofs; die einzelnen 
Gesuche, durch welche ungerecht behandelte Unter- 
thanen ihre Anwendung nachsuchten, nahmen all- 
mählich die Gestalt regelmässiger Prozessschriften an, 
und die über dem gemeinen Recht erhabene Macht- 
vollkommenheit des Königs in seiner Eigenschaft als 
Vertreter der Gerechtigkeit verwandelte sich in ein 
regelmässiges Verfahren des Gerichts. Auf diese 
Weise wandte sich der bonitarische Eigenthümer an 
den Kanzler, klagte über die Untreue des Treu- 
händers, und erbat sich Rechtshülfe um Gottes Liebe 
willen und auf dem Wege der Barmherzigkeit. Die 
Barmherzigkeit des Königs, insoweit sie vom Kanzler 
ausgeübt wurde, war herrisch. Obwohl der Treu- 
händer in seinem legalen Besitzstande nicht gestört 
werden konnte, konnte er doch, wenn er über die 
Nutzung anders als in der Weise verfügte, welche dem 
Kanzler Treue und Glauben zu halten schien, wegen 
Missachtung des Königs in das Gefängniss kommen. 
Nachdem diese Gewalt einmal regelmässig zur An- 
wendung kam, wurde sie bald zu einer regelmässigen 
und systematischen Gerichtsbarkeit. Der „w««'^ von 
Grundstücken, im Gegensatz zu dem offenkundigen 
lehnsrechtlichen Besitzverhältniss, dem y,legal e8tate*\ 
wurde zu einer dieser an Sicherheit wenig nach- 
stehenden, bequemer als sie zu handhabenden Form 
des Eigenthums. Im Grossen und Ganzen glich sie 
dem legalen Eigenthum mit Ausnahme der Lasten; 
nicht nur die ursprünglichen Treuhänder waren durch 
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das Vertrauen des Reohtsurhebers gebunden, sondern 
auch die Personen, welche das legale Eigenthum käuflich 
von ihnen erworben hatten, insofern ihnen zur Zeit 
des Erwerbs das Verhältniss bekannt war, und femer 
alle Personen, welche durch Erbfolge oder Schenkung 
in. den legalen Besitz eingewiesen worden waren. Mit 
anderen Worten, der Kanzler dehnte die Gewissens- 
pflicht, deren Erzwingung seine Gerichtsbarkeit be- 
gründete, von dem ursprünglichen Treuhänder auf 
alle seine Rechtsnachfolger aus, insofern sie nicht in 
gutem Glauben eine Gegenleistung für das Grundstück 
gemacht hatten, und von dem Vertrauensbruch des 
Verkäufers nichts wussten. Wie Bacon sagt: „Der 
Kanzleigerichtshof schaut weiter aus als die gemein- 
rechtlichen Gerichtshöfe, nämhch nach dem verderbten 
Gewissen desjenigen, der über das Grundstück ver- 
fügwi will, da er doch weiss, dass es nach Billigkeit 
einem Anderen gehört". Diese Grundsätze sind noch 
heute nicht veraltet^ obgleich ihre Anwendung sich 
verändert hat; ihre Durchführung hat den ganzen Auf- 
bau desjenigen Theils des heutigen Büligkeitssystems 
(d. h. des im Chancery Court angewandten Rechts) 
erzeugt, welcher sich auf die grossen beweglichen 
imd unbeweglichen Vermögensmassen bezieht, die in 
England fideikommissarisch verwaltet werden. Der 
Anspruch auf die Nutzung eines grossen Theils des 
innerhalb des Königreichs belegenen Grund und 
Bodens kam auf diese Weise unter die ausschliess- 
liche Gerichtsbarkeit des Kanzlers. 

Trotz den Umständlichkeiten und Kosten, welche 
nothwendigerweise ein Gesuch an die Kanzlei schwie- 
riger machten als das regelmässige Verfahren bei den 
Assisen, war die Billigkeitsgerichtsbarkeit im Allge- 

9' 
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meinen beliebt. Die Krone und die grossen Orund- 
herren wurden indessen wieder beunruhig. Im vier- 
zehnten und fünfzehnten Jahrhundert unterwarf eine 
Reihe von Gesetzen den bonitarischen Eigenthümer 
gewissen Pflichten in entsprechender Weise, als ob 
er der legale Eigenthümer sei, und gab ihm in Bezug 
auf einige Punkte entsprechende Rechte, welche in- 
dessen mehr der Sicherheit desjenigen dienten, der 
das Grundstück von ihm erwarb, als seinem eigenen 
Vortheil (Blackstone II. 233). Zuletzt erliess im Jahre 
1536 das Parlament Heinrichs des Achten ein Gesetz 
über „w^e«" und letztwillige Verfügungen, welches 
seitdem unter der Bezeichnung ,^ Statute of uses^^ be- 
kannt ist, und einen Haupttheil des neueren englischen 
Immobiliarrechts bildet. Es war die Absicht des Ge- 
setzes, das Syetem der uses vollständig abzuschaffen, 
und Nutzungsrecht und Eigenthumsrecht wieder mit 
einander zu vereinigen; es war ebenfalls beabsichtigt, 
die testamentarische Verfügungsbefugniss zu beseitigen, 
welche mit Hülfe der uses eingeführt worden, und in- 
zwischen zur allgemeinen Geltung gekommen war. 

Das Gesetz erklärt; „nach dem gemeinen Rechte 
dieses Königreichs können Grundstücke und Häuser 
nicht durch Testament vermacht werden, auch sollten 
sie unter Lebenden nur durch feierliche Auflassung'^ 
(feofment)^ „gerichtliches Verfahren" (d. h. das oben 
besprochene Verfahren von ßne and recovery) und 
„schriftliche Urkunden, die in gutem Glauben ohne 
Arglist abgefasst sind, veräussert werden" (der letzte 
Absatz ist schwer verständlich; er scheint nur die 
beiden ersten zusammenzufassen, vielleicht bezieht er 
sich auch auf Miethverträge) ; „trotzdem", so heisst es 
weiter in der Einleitung des Gesetzes, „sind verschiedene 
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und mannigfaltige Listen, findige Auskunftsmittel und 
Gewohnheiten in Anwendung gekommen, durch welche 
der Grund und Boden dieses Königreichs von einer 
Person an die Andere veräussert worden sind, durch 
betrügerische Auflassung, sowie durch betrügerische 
jines recoveriea und andere Arten der Uebertragung, 
welche geheime Nutzungsrechte und Fideikommisse 
begründen oder andere geheime Zwecke verfolgen", 
ebenso durch formelle imd formlose Testamente, „welche 
meistens von Leuten errichtet werden, welche mit 
Krankheit heimgesucht sind, wenn sie in Schmerz und 
Todesangst schweben, oder nicht klar in ihrem Ge- 
dächtniss und ihrer Erinnerung sind"; alles dies hat 
zum Verlust der lehnsrechtlichen Abgaben und Dienst- 
leistungen, sowie des Heimfallsrechts geführt imd ferner 
die Titel so unsicher gemacht, „dass kaum irgend 
Jemand vollständig sicher sein kann über Land, das 
er gekauft hat, oder bestimmt wissen kann, gegen wen 
Klagen und Vollstreckungsmassregeln in Bezug auf sein 
Recht, seinen Titel und seine Verpflichtungen" zu er- 
heben sind; ausserdem hat es herbeigeführt „offen- 
bare Meineide durch die Verhandlungen über derartige 
geheime Testamente und fideikommissarische Bestim- 
mungen", und schliesslich „die vollständige Umwälzung 
des alten gemeiaen Rechts dieses Königreichs". Des- 
halb „mit der Absicht diese in so subtiler Weise 
bewerkstelligten Auflassungen und gerichtlichen Ver- 
handlimgen^'^) zu beseitigen und abzuschaffen, ebenso 



^^) Ftnes und recoveriea sind mit den feoffments als gewöhnliche 
und anerkannte Arten der Uebertragung von Qrundeigenthum 
zusammengestellt. Nur die „subtiler Weise bewerkstelligte 
Uebertragungen", durch welche geheime Nutzungsrechte ge- 
schaffen werden, sollen verurtheüt werden. 
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wie alle Missbräuohe und Irrthümer, die bisher in 
diesem Königreiche gebräuchlich waren^, ist bestimmt 
worden, „dass in Zukunft Jemand, der das Nutzungs- 
recht oder ein anderes einem Treuhänder formell über- 
tragenes Recht an einem Grundstück für sich ausüben 
kann, „so anzusehen und zu beurtheilen ist, als ob 
er in der gesetzmässigen G^were sei (in lawful seisin, 
estate and po88ea8iony\ und zwar in dem Besitzverhält- 
niss, dessen faktische Gewährung er vom Treuhänder 
zu beanspruchen gerechtfertigt war, d. h. er soll in 
jeder Beziehung an der Stelle der Treuhänder voll- 
berechtigter legaler Eigenthümer (oder genauer ge- 
nommen lehnsrechtlicher Vasall) werden. Hier muss 
diese kurze Angabe genügen; es bestehen in Wirk- 
lichkeit subsidiäre Bestimmungen von ziemlicher Aus- 
dehnung, deren Absicht es ist, den allgemeinen Grund- 
gedanken durchzuführen und seine Anwendung zu 

4 sichern. Das Resultat war das folgende. Machte Stanford 

eine Uebertrag^ng an More, Pisher und Brooke für 
seine (d. h. Stanford's) Nutzung, so war das Geschäft 
in Folge des Gesetzes ohne Wirkimg. Vor Erlass des 
Gesetzes wären More, Fisher und Brooke die einzigen 
Inhaber geworden, welche die gemeinrechtlichen Ge- 
richtshöfe hätten anerkennen können; sie wären auch 
die einzigen Personen gewesen, welche für die lehns- 
rechtlichen Abgaben verantwortlich gewesen wären 
(in den meisten Fällen wären dieselben indessen über- 
haupt nicht klagbar gewesen); andererseits hätte der 
Kanzleigerichtshof dieselben gezwungen, alle Nutzungs- 
rechte an Stanford zu gewähren. Das Gesetz bewirkte, 
dass More, Fisher und Brooke überhaupt kein Recht 
erwarben; Stanford der als Erwerber des use genannt 
war, trat sofort an ihre Stelle. Er war wie vorher der 
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legale Inhaber und blieb für alle Lasten und Oefälle 
haftbar. Eine üebertragung an John oder an John und 
William, oder an John, William und Peter für die 
Nutzung des Peter, oder als Treuhänder für Peter, 
wurde durch das Gesetz einer unmittelbaren üeber- 
tragung an Peter gleichgestellt. Der uae brachte zu- 
^eich das legale Eigenthum; in der eigenthümlichen 
technischen Sprache, die seitdem in den Lehrbüchern 
gebräuchlich war, heisst es, der use sei durch das Ge- 
setz bei Peter „zur Ausübung gekommen" (the use was 
eaecuted in Peter hy the Statute). Das Recht, welches 
auf diese Weise durch den Statute of uses begründet 
wurde, ist noch heute geltendes Recht 

Trotzdem hat das Gesetz alle seine Hauptzwecke 
verfehlt. Es hat letztwillige Verfügungen über Land 
abgeschafft (obwohl dies eigenthümlicher Weise nicht 
ausdrücklich gesagt ist); aber die Beschränkung war 
so missliebig, ^^) dass ein paar Jahre später ein Gesetz 
erlassen wurde, welches ausdrücklich vollberechtigte 
Grundbesitzer (tenants in fee simple) ermächtigt, testa- 
mentarisch über ihr unbewegliches Vermögen zu ver- 
fügen, und zwar über zwei Drittel bei Ritterlehen und 
über das Ganze bei Bauerngütern. Wahrscheinlich 
war die Absicht des Gesetzes, alle Veräusserungen 
von Grundeigenthum in der durch die uses einge- 
drungenen Form zu beseitigen, und keine Uebertragung 
anzuerkennen, welche nicht nach gemeinem Rechte 
gültig gewesen wäre; ^9) aber der allgemeine Gebrauch, 



^8) Die Abschaffung des Statute of Uses war einer der Artikel 
für die Beseitigung von Missständen, welche die Führer des 
Pilgrimage of Grace im Jahre 1536 vorbrachten, vgl. FVoude^ 
Eist Engl m. 91, 105, 158. 

^^) Sowohl Coke als Bacon scheinen dieser Ansicht ge- 
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und zuletzt auch die Praxis der Gerichtshöfe haben 
es so aufg'efasst, als ob in Zukunft alle Rechte allge- 
mein anzuerkennen seien, welche früher durch An- 
wendung der uses geschaffen werden konnten und vom 
Kanzler geschützt worden waren. Die Eifersucht der 
gemeinrechtlichen Juristen konnte dies nur insoweit 
ändern, als diese neue Ausdehnung der Verfügungs- 
gewalt durch gewisse höchst technische und unver- 
nünftige Qualifikationen eingeschränkt wurde. Es war 
ferner beabsichtigt, dass jedes fideikommissarische 
Nutzungsrecht zum vollen legalen Eigenthum umge- 
wandelt werden solle. Irgend ein findiger Kopf kam 
indessen auf den Gedanken, dass das Gesetz nur eine 
einzige Uebertragung oder „Ausübung" des legalen 
Eigenthums an den use geknüpft hatte. Es konnte nicht 
bestritten werden, dass eine Veräusserung an John für 
die Nutzung Peter's das legale Eigenthum an Peter 
übertrug. Wie aber, wenn die Veräusserung wie folgt 
lautete: „an John zur Nutzung Peter's, zur Nutzung 
Pauls"? Es wurde nicht nur behauptet, sondern auch 
durch die Gerichte entschieden, dass die Absicht des 
Gesetzes befriedigt sei, oder wie es damals hiess, dass 
die Wirkung desselben erschöpft sei, wenn Peter der 
legale Eigenthümer wurde. Paul hatte eine Nutzung 
auf einer Nutzung (a use upon a use); dieses Rechts- 
verhältniss lag nach der Anschauung der Gerichtshöfe 
ausserhalb des Gebietes des Gesetzes; es musste, wie 
alle uses vor Erlass des Gesetzes, dem Schutze und 
der Verwaltung des Kanzleigerichts überlassen bleiben. 
„Ein use kann nicht aus einem use erzeugt werden", 

wesen zu sein. Der Umstand, dass im Gesetze selbst Nichts 
enthalten ist, das bei unparteüscher Interpretation so aufge- 
fasst werden könnte, beweist für jene Zeit sehr wenig. 
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sa^e einer der Richter. 20) Wenn Thomas, der voU- 
herechtigte Inhaber ein Grundstück an John imd seine 
Erben 21) veräusserte für die Nutzung des Thomas auf 
Lebenszeit, und nach seinem Tode für die Nutzung 
Peters und seiner Erben als Fideikommiss zu Gunsten 
der in dem Testament des Thomas genannten Personen, 
und darauf in seinem Testament bestimmte, dass Robert 
nnd seine Erben das Grundstück haben sollten, so 
hatte nach dem Tode des Thomas Peter einen imbe- 
«chränkten Besitzstand (estate infee simple)^ und Robert 
hatte nach der Anschauung der gemeinrechtlichen Ge- 
richtshöfe überhaupt keinen Anspruch; er konnte nur 
unter Anrufung des Chancery Court Peter dazu zwingen, 
ihm die Nutzung des Grundstückes zu überlassen oder 
über dasselbe nach seiner Anleitung zu verfügen. In 
der technischen Ausdrucksweise hatte Robert einen 
Besitzstand nach Billigkeit (equitahle estate) aber keinen 
legalen Besitzstand (legal estate). Auf diese Art wurde 
<lie Gerichtsbarkeit des Ejmzlers statt beschränkt zu 
werden, nur ausgedehnt und in ihrer Bedeutung er- 
höht: uses und trusts wurden nicht „ausgerottet", sie 
blühten vielmehr in einer neuen Form mit grösserer 
Ueppigkeit auf. Das Wort trust wurde, wie es noch 
heute geschieht, für die in zweiter Linie genannten 
uses angewandt, welche, wie wir gesehen, vom Gesetze 
unberührt geblieben waren. In der gewöhnlichen Aus- 



^) Es fällt schwer den Gedankengang zu würdigen. Viel- 
leicht wurde er plausibel gemacht durch seine Analogie mit 
dem bekannten (und damals allgemein angenommen) Argu- 
ment gegen den Wucher, welches darauf beruhte, dass es 
der Natur des Geldes zuwider sei, G«ld zu erzeugen. 

^1) Ueber die Bedeutimg der Worte ^und seine Erben'\ 
^gl. S. 88. 
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drucks weise wird ein Grundstück „^o the use of A. 
in trust for Ä" übertragen. Die Unterscheidung ist 
60 bequem, und in der Praxis so allgemein eingeführt^ 
dass Niemand sie vemiiohlässigen würde, aber trotz- 
dem wird sie nur aus Zweckmässigkeitsgründen auf- 
recht erhalten. Lautete die Urkunde „tn trust for -4.'* 
oder „in eonfidence for A. tö the use pf B,^\ so hätte 
wie im ersten Falle A, den Besitzstand nach gemeinem 
Recht, B, den Besitzstand nach Billigkeit 

Ein anderer Missstand, welchen das Gesetz be- 
seitigen sollte, war die Geheimhaltung der Veräusse- 
rungen von Grundstücken, die durch Anwendung der 
uses möglich geworden war. Die öffentliche Feier- 
lichkeit der Auflassung — Uveri/ of seisin — sollt» 
wieder in ihrem ganzen Umfange eingeführt werden 
und dazu dienen, den wirklichen Eigenthümer bekannt 
zu machen; in der That war dieselbe zu einer Zeit^ 
in welcher die Bevölkerung eine geringe zur Orts- 
veränderuDg wenig geneigte war, und in welcher Jeder- 
mann über seine Nachbarn und ihre Angelegenheiten 
Bescheid wusste, eine ebenso gute Art, die öffentliche 
Natur der Grundbesitzverhältnisse zu sichern, als e& 
irgend eine Grundbuchführung gewesen wäre. Aber 
was war die Wirkung des Gesetzes? Es machte den 
Inhaber des use zum legalen Eigenthümer, und da es- 
schon vor Erlass des Gesetzes möglich war, einen 
„Mfi^" auch in anderer Weise zu begründen als durch 
eine öffentliche Uebertragung an Treuhänder, geschah 
es, dass nach Erlass des Gesetzes das legale Eigen- 
thum auch ohne formelle Auflassung erworben werden 
konnte. Wenn z. B. Brooke sich dem Fitzherbert 
gegenüber verpflichtet hatte, ihm ein Grundstück zu 
verkaufen, und Fitzherbert den vereinbarten Preis ge- 
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zahlt hatte, so war nach der Praxis des Kanzleigerichts 
Brooke nicht nur nach Pflicht und Gewissen gebunden, 
eine regelmässige legale Uebertragung des Grund- 
stücks an Fitzherbert zu bewirken; es wurden auch 
dem Fitzherbert sofort alle Rechte des Eigenthümers 
zuerkannt, insoweit die Gerichtsbarkeit des Kanzlers zur 
Anwendung kam. Durch einen solchen Vertrag, der 
hargain and sale genannt wurde, erwarb demnach 
Fitzherbert unmittelbar den use — d. h. den Besitz- 
stand nach Billigkeit — an dem betreffenden Grund- 
stück, und ein nach Inkrafttreten des Gesetzes über 
die uses abgeschlossener bargain and sale^ gab so- 
mit dem Fitzherbert auch das legale Eigenthum. Er 
wurde „angesehen imd beurtheilt als in ordentlicher 
Gewere und in rechtem Besitze des Grundstücks". 
Das vollkommene legale Eigenthum konnte daher von 
Person zu Person durch Handlungen übertragen werden, 
welche möglicherweise ganz privater Natur waren, 
deren schriftliche Beurkundung nicht nothwendig, und 
deren Nachweis im Prozess häufig unmöglich war. 22) 
Eine so augenscheinliche Gefahr entging nicht der 
Aufmerksamkeit der Juristen. Man sah, dass die Ge- 
setzgebung allein durch Einführung neuer Vorsichts- 
massregeln es verhindern konnte, dass das Eigenthum 
an einem Grundstück von einer Person auf eine andere 
überging „durch Zahlung einer kleinen Geldsumme 
in einem Bierhause", wie es in einigen alten Rechts- 
büchem heisst. Es erging deshalb im selben Jahre, 
in welchem der Statute of Uaes erlassen wurde, ein 



^) Naeh geltendem Recht können Parteien in England 
Zeugen in eigener Sache sein, doch war dies zu der er- 
wähnten Zeit und noch lange nachher (bis 1852) in den ge- 
meinrechtlichen Gerichtshöfen nicht statthaft. 
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Gesetz, in dem bestimmt wurde, dass kein vererblicher 
Besitzstand und kein Eigenthumsrecht an Grrundstücken, 
und ebenso kein use an denselben durch bargain and 
aale an eine andere Person übergehen soll, wenn nicht 
der betreffende Vertrag mit dem bei deeds (besiegelten 
Urkimden) übhohen Formalitäten abgeschlossen wird, 
und wenn nicht die Urkunden bei einem der Gerichts- 
höfe in Westminster oder in der Grafschaft, in welcher 
das Grundstück hegt y^enroUed''' wird. 23) Die Absicht 
dieser Bestimmung, welche auch eine gewisse Zeit lang 
erfüllt wurde, bestand darin, die Veräusserung von 
Grundstücken nur durch feierUche Auflassung (feoff- 
ment), gerichtliches Verfahren {matter of record^ d. h. 
ßnes und recoverie8\ oder durch besiegelte, in einem 
öffentlichen Register eingetragene Urkunde geschehen 
zu lassen. Die Findigkeit der Advokaten war aber 
schliesslich mächtiger als die Vorsicht des Parlaments. 
Das oben genannte Gesetz — der Statute of Enrolments 
— erwähnt Nichts von Besitzständen, welche kein 
freehold geben, z. B. solchen Besitzständen, die nach 
einer bestimmten Reihe von Jahren aufhören. ^4) Rechte 
an Grundstücken auf eine bestimmte Reihe von Jahren 
wurden zu jener Zeit regelmässig gewährt (wir werden 
auf dieselben bei der Besprechung der Pachtverhält- 
nisse zurückkommen); wahrscheinlich dachten aber die 

23) Ein „enrolment*^ ist eine amtliche Abschrift, welche auf 
eine Pergamentrolle gemacht wird. 

^*) Ein Besitzstand, der für immer oder auf . unbestimmte 
Zeit gewährt wird, ist regelmässig /r^oZc?; ein Besitzstand auf 
eine bestimmte Reibe von Jahren ist stets leasehold. Wenn 
z. B. Jemandem ein Grundstück auf die Lebensdauer eines 
90 jährigen Mannes eingeiäumt wird, so hat der Erwerber 
regelmässig den freehold \ wenn ihm das Grundstück auf 
1000 Jahre übergeben wird, so hat er nur den leasehold. 
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Verfasser des Gesetzes, es sei unnöthig und unzweck- 
mässig für derartige Pachtverträge die Formalitäten 
imd Auslagen eines gerichtlichen Verfahrens vorzu- 
schreiben. Hier ergab sich indessen eine imvorher- 
gesehene Gelegenheit den Statute of Enrolments zu 
umgehen, auf welche wir näher eingehen müssen. 

Nach Erlass des Statute of Uaes brauchte Jemand, 
welcher ein Grundstück auf die Dauer eines be- 
stimmten Zeitraums erwarb, nicht besonders in den 
Besitz eingewiesen zu werden. Sobald der Vertrag 
(bargain and sale)^^) perfekt war, wurde der Erwerber 
ohne weiteres als „rechtmässiger Besitzer" angesehen, 
und er konnte nun das Eigenthum (freehold) von dem- 
jenigen, an welchen der Besitz des Grundstücks nach 
Ablauf der Zeit zurückgefallen wäre, ohne weitere 
Formalität ausser der Ausfertigung einer besiegelten 
Urkunde erwerben. Die formelle Auflassung (livery 
of seisin) wäre in diesem Falle überhaupt nicht an- 
wendbar gewesen, weil der Besitz bereits übergegangen 
war, und es wurde angenommen, dass die Thatsache 

**) Der Ausdruck sah wird den Leser befremden, da es 
sich nach deutschen Begriffen um einen Pachtvertrag handelt. 
Es existirt eben im engUschen Recht keine so scharfe Schei- 
dung zwischen Pacht und Kauf, weü überhaupt der Eigen- 
thumsbegriff nicht so scharf hervortritt. Es muss im Auge 
behalten werden, dass im englischen Recht der Besitzstand 
auf eine bestimmte Zahl von Jahren (leasehold) sich von dem 
zeitlich unbeschränkten Besitzstand oder dem Besitzstand 
auf Lebensdauer (freehold) zwar in verschiedenen Punkten 
unterscheidet, dass aber der Unterschied kein so wesentlicher 
ist, als der Unterschied zwischen Eigenthümer luid Pächter 
nach unseren Begriffen. Das Recht des tenantfor ytars wird als 
property angesehen und mit dem Ausdruck term bezeichnet. 
Das Recht des Eigenthümers , an welchen nach Ablauf der 
Zeit der Besitz zurückfällt, heisst reversion. 



142 VIERTES KAPITEL. 

des Besitzes (welche vor Erlass des Statute of Uses 
auch bei Pachtverträgen durch eine öffentliche Ein- 
weisung hätte begründet werden müssen) die öffent- 
liche Natur des sonst bei Eigenthumsübertragungen 
nöthigen feoffment ersetzen würde. Unter Anwendung 
dieser Grundsätze konnte man eine neue Art der Ver- 
äusserung einführen. Der Verkäufer übertrug den 
Besitz des Grundstückes dem Käufer auf ein Jahr 
durch bargain and aale. Nun hatte der Käufer den 
juristischen Besitz, der Verkäufer das Recht auf 
Wiedereinräumung des Besitzes nach Ablauf eines 
Jahres (die sogenannte reversion). Am folgenden Tage 
wurde eine zweite Urkunde ausgestellt, durch welche 
dem Käufer auch die reversion übertragen wurde. Der 
letztere konnte also unbeschränkter Eigenthümer 
(tenant in fee simple) werden, ohne dass thatsächlich 
irgend eine öffentliche Handlung vorgenommen wurde, 
und das Statute of Enrolments war umgangen. Ein 
Vertrag, der Jemanden ein Grundstück auf Zeit über- 
lässt, heisst lease; der Vertrag, welcher den Besitzer 
auf Zeit von seiner Verpflichtung der Räumung nach 
Ablauf der Zeit befreit, heisst releaae. Das besprochene 
Verfahren heisst demnach Veräusserung durch lease 
und releaae; dasselbe wurde über zwei Jahrhunderte 
hindurch allgemein bei der Veräusserung von freeholds 
angewandt. Eine Zeitlang bezweifelte man seine recht- 
liche Gültigkeit, aber im Jahre 1620 wurde die Frage 
bereits als endgültig festgestellt angesehen. 

Auf diese Art geschah es, dass das heutige System 
der rein privaten Uebertragungen von Grundstücken 
eingeführt wurde. Die Umrisse dieses Systems wurden 
durch die Resultate der Statute of Uses endgültig be- 
stimmt; was die Gesetzgebung seitdem gethan hat, ist 
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nicht mehr als die Vereinfachung der formellen Theile 
des Verfahrens. „Ein System von unendlicher Sub- 
tilität, das aber, wie man anerkennen muss, höchst 
wichtigen Zwecken genügte, gestaltete sich in Folge 
dieses Gesetzes; aber die meisten Uebel, deren Be- 
seitigung es bezweckte, sind erhalten geblieben". 2^) 
Gegen die betrügerischen Transaktionen und die 
übrigen Missstände, welche unsere Vorfahren nicht 
mit Unrecht befürchteten, sind theilweise durch die 
systematische Erweiterung und Ausbildung der Ge- 
richtsbarkeit des Kanzleigerichtshofs Vorkehrungen 
getroffen worden, theilweise auch durch die Findigkeit 
der Advokaten. Im Laufe des siebzehnten und des 
achtzehnten Jahrhunderts haben die Conveyancera — 
d. h. die Rechtskundigen, welche sich speziell mit der 
Uebei'tragung von Grundeigenthum und anderer Ver- 
mögensstücke befassen — für die Prüfung der Titel 
ein System ausgebildet, das noch heute angewandt 
wird, und welches, obwohl es äusserst 27) schwerfällig 
und kostspielig ist, seinen Zweck bis zu einem ge- 
wissen Grade erreicht. Man kann nicht sagen, dass 
es ihn ganz erreicht; denn es bleibt noch immer eine 
Möglichkeit für Betrug, welche gewöhnliche Vorsichts- 
massregeln nicht verhindern können; von Zeit zu Zeit 
erwachflen daraus grosse Härten für Personen, welche 
in gutem Glauben und ohne jegliche Fahrlässigkeit 
ihr Geld hergegeben haben. 

Andere Ursachen waren ausserdem vorhanden, 
welche zur Auflösung des Lehnswesens beitrugen. 

**) Erster Bericht der Recd Property CommissUmers S. 8. 

'^) Man würde sagen ^^unerträglich schwerfäUig und kost- 
spielig", wenn nicht die Qrundeigenthümer das System that- 
sächlich so lange ertragen hätten. 
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Kriegsdienste als Lehnspilioht waren aus der Uebung 
gekommen. Das Königreich Spanien zeigte der Welt 
den Vortheil eines ausgebildeten stehenden Heeres, 
und die zunehmende Anwendung von Feuerwaffen 
machte die stetige und umfangreiche Beschaffung von 
Munition nöthig, für welche die früher üblichen all- 
gemeinen Leistungen von Kriegsmaterial 28) nicht ge- 
nügten. Die Ausrüstung und Organisation des Heeres 
wurde fortan mehr die unmittelbare Aufgabe des Staats. 
Auf diese und auf andere Weise verlor das Lehns- 
wesen seine ursprüngliche Bedeutung; die Geld- 
zahlungen an die Krone und die sonstigen Lehns- 
herren erschienen nicht mehr als natürliche Folgen 
des lehnsrechtlichen Besitzverhältnisses, sondern viel- 
mehr als lästige Beschränkungen in der vollkommenen 
Herrschaft des Grundeigenthümers. Selbst die That- 
sache, dass die Werthverminderung des Geldes die 
Abgaben, welche in bestimmten Geldbeträgen zu ent- 
richten waren, bereits bedeutend leichter gemacht 
hatte, wirkte, wie man wohl annehmen darf, in dersel- 
ben Richtung. Jemand, der als Pächter, ohne sich 
zu beklagen, einen erheblichen Pachtzins entrichtet, 
wird, sobald er sich als Eigenthümer ansieht, die 
Zahlung weit geringerer aber anscheinend unregel- 
mässiger und willkürlicher Abgaben als Härte em* 
p finden. Dann wurde die so mächtige Sucht nach 
voller Herrschaft nur umsomehr angeregt — „ein 



^•) Die Gesetze und Verordnungen, welche diese Leistungen 
vorschrieben, waren stets unter dem Namen ^ctssize of arms*^ 
bekannt. Dieselben geboten allen freien Männern Leistungen 
von Waffen und Ejiegsmaterial bereit zu halten. Der Um- 
fang der Leistungen war verschieden je nach dem Rang des 
Verpflichteten. 
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Uebermass der Willensbehauptung im Gemüthe der 
Menschen, welche darauf gerichtet ist, Zuwendungen 
von Grundeigenthum zu ihren Lebenszeiten wider- 
ruflich, nach ihrem Tode nur zu sehr unwiderruflich 
zu machen". (Bacon^ Reading on the Statute of Uses 
— Works VII. 409, ed, Spedding,) Auch liessen es 
die Advokaten nicht an klugen Auskunftsmitteln 
fehlen, welche es ermöglichten, dieses Gelüste zu be- 
friedigen. Wie die Lehnsvasallen Englands endgültig 
zu wirklichen Eigenthümem gemacht wurden, und in 
welcher Weise die unbeschränkte Verfügungsgewalt 
unter Lebenden wie unter Todten, die, wie es schien, 
der Statute of Uses herbeigeführt hatte, in bestimmte, 
wenn auch reichlich weite Grenzen gebannt wurde — 
nicht etwa durch die so oft in ihren Zielen getäuschte 
Gesetzgebung, sondern durch eine neue Ausübung 
richterlicher Gewalt — das soll im nächsten Kapitel 
berichtet werden. Der Statute of Uses ist der Grenz- 
stein der mittelalterlichen Rechtsentwickelung; durch 
denselben wird eine üebergangszeit eingeführt, während 
welcher ein neues System sich ausbildet, ein System, 
welches nach der Restauration der Sttiarts ohne be- 
merkenswerthe Unterbrechung bis auf unsere Zeit 
foi-tdauert. 



Pollook, Grundbesitz in England. 10 



Fünftes Kapitel. 

Entwiokehing des Neueren Rechts. 

Das Jahrhundert nach Erlass des Staiute of Uses 
war eine Zeit reger Thätigkeit auf allen Bechtsgebieten. 
Während der letzten Hälfte des sechzehnten und der 
ersten Hälfte des siebzehnten Jahrhunderts entstanden 
die Werke, welche für die meisten praktischen Zwecke 
schon längst als die endgültigen Quellen des eng- 
lischen gemeinen Rechts gelten. Coke's Qommentar 
zu Littleton's Tenures^ hervorragend in dem nun lange 
abgeschlossenen ^) Zauberkreise der autoritativen Rechts- 
bücher, wurde im Jahre 1628 veröffentlicht. Zur selben 
Zeit ungefähr begann die Veröffentlichung gedruckter 
Berichte über gerichtliche Verhandlungen und Ent- 
scheidungen — eine Literaturgattung, welche stetig 
wuchs, bis sie in unserer Zeit zu einem weiten, kaum 
zu bewältigenden Umfang anschwoll. Der Rathschlag, 
welchen Coke den Lernenden gab: „es ist immer gut 
sich an den Originalbericht zu halten", ist jetzt eine 
Lehre, deren Beherzigung über menschliche Kräfte 
hinausgeht, und die Lehrbücher über besondere Rechts- 
gebiete, welche den Inhalt der Reports verarbeiten und 
ordnen, leiden selbst unter der Bürde. In jenen Tagen 
aber hatten die Juristen mehr Müsse. Sie fanden die 



^) Sir Michael Poster's, Discourse of Crown Law (1762) war 
die letzte Zugabe. Blackstone's Werke und einige wenige 
spätere Bücher sind beinahe aber nicht ganz autoritativ im 
technischen Sinne. 
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Zeit dazu, alle interessanten Fragen, welohe ein Rechts- 
fall anregte, eingehend zu erörtern, gleichviel, ob ihre 
Lösung die Entscheidung selbst beeinflusste oder nicht; 
und bei aller ihrer Pedanterie, und bei aller Verkehrt- 
heit der Auffassung, welohe hie und da vorkam, hielten 
sie doch fest an eine hohe und ernste Auffassung 
ihres Berufes und ihrer Pflicht gegen denselben, so- 
wohl nach der praktischen als nach der wissenschaft- 
lichen Seite, eine Auffassung, welche die meisten der 
heutigen Bechtsbeflissenen nur beneiden können. Dem 
Immobiliarsachenrecht wurde ein gebührender Theil 
der Erörterung und der Entwickelung gewidmet, welche 
in jener Zeit vor sich ging. Doch ging eine geraume 
Zeit darüber hin, bis die Resultate des Statute of Uses 
zur Reife gelangten. Der letzte Baustein wurde in der 
That erst im Jahre 1833 an diesen Aufbau gelegt — 
am Vorabende der neuesten Reformperiode — ; damals 
wurden die Grenzen der Regel gegen die unbeschränkte 
Gültigkeit befristeter und bedingter Verfügungen (ruie 
offoinst perpetuities) festgestellt. In der Praxis]aber hatten 
die Familienstiftungen bereits vor der^^Restauration 
ihre jetzige Gestalt erhalten, und die Gewohnheit der 
Juristen, welche sich mit derartigen Angelegenheiten 
befassten, wurde seit dem siebzehnten Jahrhundert zu 
«iner feststehenden, wohl verstandenen Routine, welche 
zwar in ihren Einzelheiten von Zeit zu Zeit durch 
Zufügungen oder Abänderungen umgestaltet wurde, 
aber ihre Hauptpunkte unverändert erhielt. 

Der allgemeine Plan einer strengen Familien- 
stiftung (strict settlement) ist folgender. Nehmen wir 
an, Pater sei ein Grundeigenthümer, der einen Sohn 
Filius hat, und sein Gut möglichst lange in der Familie 

erhalten möchte. Der Einfachheit halber wollen wir 

10* 
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femer annehmen, Pater sei Anfang« vollberechtigter 
Eigenthümer (tenant in fee simple). Es wird dann eine 
Uebertragungsurkunde ausgefertigt, durch welche Pater 
als Leibzüchter, und Filius als Leibzüchter nach seines 
Vaters Tod eingesetzt wird; oder Pater setzt durch 
sein Testament Filius als ersten Leibzüchter ein. 
Weiter wird an den ältesten Sohn des Filius, eine noch 
nicht existirende und vielleicht niemals existirende 
Person, ein Besitzstand mit beschränkter Erbfolge- 
ordnung (estate tail)^ meistens mit Erbfolgeordnung 
in der männlichen Linie (tail male) übertragen, und 
ähnliche Besitzstände werden dem zweiten und den 
anderen Söhnen des Filius der Reihe nach überwiesen. 
Jede dieser letzten Verfügungen kann nur dann prak- 
tische Bedeutung bekommen, wenn der vorhergehende 
Besitzstand überhaupt nicht beginnt oder ein natür- 
liches Ende nimmt, indem entweder die berechtigten 
Personen nicht existiren oder zu existiren aufhören. 
Wurde z. B. die Erbfolgeordnung im Mannesstamme 
bestimmt, und hat Filius drei Söhne, so kann der 
dritte Sohn, oder einer seiner Nachkommen in der 
männlichen Linie nur dann beschränkter Eigenthümer 
(tenant in tail) werden, wenn die beiden ältesten Söhne 
und alle ihre Nachkommen in der männlichen Linie 
ausgestorben sind, imd wenn Niemand unter ihnen 
seine Befugniss, die Beschränkimg in der Erbfolge- 
ordnung aufzuheben (to bar the entail)^ ausgeübt hat 
— eine Befugniss, welche keinem tenant in tail durch 
irgend welche Auskunftsmittel entzogen werden kann. 
Hierauf kommen wahrscheinlich Verfügungen zu Gunsten 
der Söhne des Filius ohne Beschränkung auf den 
Mannesstamm (in tau general)^ sodass die Nachkommen 
in der weiblichen Linie ein Recht erwerben, nachdem 
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die Nachkommen in der männlichen Linie ausgestorben 
sind; ferner andere weniger im Einzelnen ausgearbeitete 
Verfügungen zu Gunsten der Töchter des Filius, end- 
lich Verfügungen zu Gunsten der Geschwister des 
Filius, wenn solche vorhanden sind, und ihrer Nach- 
kommen, 2) endlich (was vorkommen kann, wenn die 
Stiftung inter vivos errichtet wird) sind die noch un- 
geborenen Kinder des Pater durch eine Reihe aufein- 
ander folgender ähnlicher Verfügungen (limitations) 
bedacht. Für den sehr unwahrscheinlichen Fall, dass 
alle diese Verfügungen zur Ausführung kommen, und 
dass jeder der einzeln erwähnten Stämme ausstirbt, wird 
der noch übrig bleibende Besitzstand (remainder vgl. 
S. 109) den „rechten Erben" (right heirs) des Pater über- 
wiesen, d. h. der Person oder den Personen, welche 
nach Aussterben der ausdrücklich bedachten Stämme 
nach Intestaterbrecht das Gut erwerben würde. Dies 
mag ziemlich verwickelt erscheinen, ist aber der ein- 
fachste Theil einer modernen Familienstiftung. In der 
Praxis kommt es selten vor, dass die in letzter Linie 
bedachten Stämme je ein Recht erwerben, und die so 
sorgfältig ausgearbeiteten Bestimmungen in Bezug auf 
dieselben zur Ausführung kommen. Wenn Alles nach 
Wunsch geht, so ist der regelmässige Gang der 
folgende. Nach dem Tode des Pater wird Filius Leib- 
züchter. Er hat einen Sohn Nepos, der nach der 
Bestimmung der Stiftung beschränkter Eigenthümer 
des Guts (tenant in tailX wird. Er tritt sofort in diese 



2) Es ist eine Detailfrage, deren Entscheidung von dem 
Wunsche der Parteien im einzelnen Falle abhängt, ob die 
Nachkommen der jüngeren Kinder in der männlichen Linie, 
oder ob die Nachkommen des ältesten in der weiblichen 
Linie den Vorzug erhalten. 
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Rechtsstellung ein: die englischen Juristen sagen 
nicht, dass er nach Beendigung der Leibzucht seines 
Vorgängers tenant in tau werden wird^ sondern viel- 
mehr, dass er vorbehaltlich der Leibzucht tenant in tail 
ist. Wie wir gesehen haben (vgl. S. 111 ff.) konnte der 
tenant in tail die Beschränkung in der Erbfolgeordnung 
durch ein fingirtes gerichtliches Verfahren beseitigen; 
nach den technischen Regeln, welche diesem Ver- 
fahren anhafteten, war dies indessen in dem Falle, in 
welchem der tenant in tail nicht thatsächlich das Gut 
in seiner Gewere hatte, nur ausführbar, wenn der- 
jenige, in dessen Gewere das Gut zur Zeit stand, mit- 
wirkte. Dies war im gegebenen Falle der Leibzüchter 
Filius; Nepos konnte nach erreichter Grossjährigkeit 
allerdings ohne Mitwirkung des Filius seine eigenen 
Nachkommen von der Erbfolge aussohliessen, nicht 
aber die anderen in der Stiftung berücksichtigten 
Stämme. Es ergiebt sich hieraus, dass seine Ver- 
äusserungsbefugniss ihm wenig nutzen konnte, da der 
Titel seines Rechtsnachfolgers in dem Augenblicke zu 
Ende gekommen wäre, in welchem das Recht der 
anderen Stämme durch Aussterben seines eigenen 
Stammes begonnen hätte, und ein Käufer oder Pfand- 
gläubiger somit nur ein höchst unsicheres Werthobject 
erworben haben würde. 3) Die Veräusserungsbefugniss 



3) Der eigenthümüche Besitzstand, welcher entsteht, wenn 
der Anwärter ohne Zustimmung des thatsächlichen Inhabers 
sein Veräusserungsrecht ausübt, heisst in der technischen 
Sprache „base/ee". Obwohl er selten vorkommt, trifft man 
ihn hie und da in der Praxis. George Eliot hat einen solchen 
Besitzstand in ihrem Romane „Felix Holt" in korrekter und 
höchst wirksamer Weise in der Konstruktion der Fabel ver- 
wendet ; es sollen sogar praktische Juristen, als sie den Roman 
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des Nepos konnte somit, so lange Filius lebte, in 
eigentlich wirksamer Weise nur ausgeübt werden, 
wenn dieser seine Zustimmung gab. Das Gesetz von 
1833, das Tinea und Recoveriea abschaffte, dessen Ab- 
sicht es indessOTi nur war, das Verfahren zu verein- 
fachen und nutzlose und kostspielige Fiktionen zu 
beseitigen, hat dieser Beschränkung in der Ver- 
äoisserungsbefugniss des tenant in taü^ der noch nicht 
im Besitze des Gutes war, eine neue Form gegeben. 
Filius wurde nun als Beschützer der Stiftung (protector 
of the settlement) bezeichnet, und es ist nun ausdrück- 
lich bestimmt, dass ohne seine Einwilligung Nepos 
keine gültige Verfügung treffen kann, welche die 
Rechte späterer Anwärter berührt. Filius nimmt 
somit dem Nepos gegenüber eine dominirende Stellung 
ein; FUius und Nepos zusammen sind Herren des 
Guts; Nepos allein kann wenig thun und Filius allein 
kann — abgesehen von dem unwahrscheinlichen Falle, 
dass sämmtliche Anwärterrechte durch Aussterben der 
betreffenden Stämme hinfällig werden — keine Ver- 
fügungen treffen, deren Wirkung sich über seine 
eigene Lebensdauer hinaus erstreckt. Da nun Filius, 
der im Besitze des Guts und der Einkünfte ist, ein 
Interesse daran hat, dasselbe seinem Stanmie zu er- 
halten, und Nepos die freie Verfügung über das Gut 
möglicherweise erst nach Ablauf eines sehr langen 
Zeitraumes erwerben würde und darum seine Anwart- 
schaft für den Moment nicht sehr hoch anschlägt, ist 
leicht eine Vereinigung zu erzielen, durch welche eine 
neue Stiftung begründet wird. Wenn Filius dem 



lasen, ernsthaft bedauert haben, dass die Parteien nicht besser 
berathen waren. 
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Nepos die Errichtung einer solchen vorschlägt und 
ihm dagegen auf die Dauer seines Lebens eine ange- 
messene Rente zusichert, ist es nicht anzunehmen, 
dass Nepos dagegen Einspruch erheben kann oder 
will. In der neuen Stiftung erhält Nepos ein Leib- 
zuchtsrecht nach Ableben des Filius, und die späteren 
Anwärter werden in derselben Weise bedacht wie in 
der früheren; nur tritt Nepos mit seinen Nachkommen 
an die Stelle des Filius mit den seinen. Dieses Ver- 
fahren wird von Menschen alter zu Menschenalter 
wiederholt, und so lange es fortgesetzt werden kann 
ist das Gut nie im Besitze eines vollberechtigten Eigen- 
thümers. Der Umstand, dass in dieser Weise der 
jemalige Inhaber des Guts nie volle Verfügungs- 
gewalt hat, bewirkt die Noth wendigkeit der bereits 
angedeuteten noch mehr verwickelten Bestimmungen, 
welche den erwähnten hinzugefügt werden müssen. 
Wir lassen hierbei vorläufig die neueste Gesetzgebung 
ausser Betracht, indem wir auf dieselbe später zurück- 
kommen werden. 

Wenn derartige Bestimmungen nicht hinzugefügt 
würden, so wären die jüngeren Familienglieder ohne 
jegliche Einnahme aus den Erträgnissen des Guts 
(abgesehen von dem nur unwahrscheinlichen Falle, 
dass ihnen in Folge des Aussterbens der älteren 
Linien das ganze Gut zufällt), und es wären auch keine 
Mittel vorhanden, denselben eine auf dem Gute lastende 
Rente zu sichern. Es wäre ferner unmöglich, während 
der Minderjährigkeit des tenant in tail irgend einen 
Theil des Guts zu verkaufen, in Tausch zu geben oder 
zu verpachten, oder irgend eine der nützlichen und 
gebräuchlichen Befugnisse eines Eigenthümers auszu- 
üben. In Folge der weitgehenden und geschmeidigen 
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Anwendbarkeit des Statute of Uses (welche die Ur- 
heber dieses Gesetzes nie geahnt hatten) wurde es 
möglich, die Stiftung so zu gestalten, dass für alle 
diese Angelegenheiten Vorkehrung getroffen werden 
konnte. 

Es wäre zwar möglich die meisten — vielleicht 
sogar alle — Zwecke einer Familienstiftung zu sichern, 
ohne den Statute of Uses zu Hülfe zu nehmen, wenn 
man das Gut in erster Linie an Treuhänder übergeben 
-würde, die, ebenso wie die feofees vor Erlass dieses 
Gesetzes, von den gemeinrechtlichen Gerichtshöfen 
allein als Eigenthümer anerkannt werden würden, und 
welchen die erwähnten Befugnisse übertragen werden 
könnten. Ein derartiges Verfahren könnte heutzutage 
von den Grundeigenthümem und ihren Rechtsanwälten 
mit Gleichmuth geduldet werden, und bei der Be- 
gründung testamentarischer Pamilienbestimmungen 
wird es thatsächlich zuweilen angewandt; aber vor 
zwei Jahrhunderten, selbst noch vor einem Jahrhundert 
lag noch im Sinne der Betheiligten ein gewisser Zauber 
in dem legalen Besitzstande. Theoretisch ist es noch 
heute richtig, dass ein ^^Besitzstand nach Billigkeit" 
— d. h. das Recht des Nutzungsberechtigten in Bezug 
auf ein formell im Eigenthum der Treuhänder befind- 
liches Gut — nicht dem Eigenthum gleichkommt. Die 
Ausdehnung der Zuständigkeit und der Rechtssprechung 
des Kanzleigerichtshofes hat den zur Nutzung berech- 
tigten Personen allerdings nach und nach grössere 
Sicherheit verschafft; da indessen diese Entwickelung 
zur Zeit der Restauration noch nicht sehr weit ge- 
diehen war, richtete sich die Aufmerksamkeit des 
Orlando Bridgmann und seiner Zeitgenossen aus- 
schliesslich darauf, unter Ausnutzung der durch den 
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Statute of Uaes gegebenen Befugnisse, verwickelte 
Modifikationen des legalen Besitzstandes zu ersinnen, 
welche es ermöglichten, eine Familienstiftung in der 
für die oben erwähnten Zwecke erforderlichen Weise 
zu errichten.^) Diese Zwecke lassen sich in zwei 
Klassen eintheilen: erstens soll es möglich sein, für 
die Wittwen und jüngeren Kinder der successiven 
Inhaber des Guts Fürsorge zu treffen, zweitens soll 
dazu beigetragen werden, dass die Bewirthschaftung 
den Interessen aller Betheiligten in möglichst wirk- 
samer Weise gerecht werden kann. Die neueren 
Familienstiftungen ermöglichen die Verwirklichung 
dieser Zwecke, indem sie theilweise dem jeweiligen 
Gutsherrn ausgedehntere Befugnisse geben, und theil- 
weise die Intervention der bei Begründung der Stif- 
tung ernannten Kuratoren vorschreiben. Sie enthal- 
ten überhaupt ein sorgfältig ausgedachtes und ver- 
wickeltes System von Vorkehrungen, welche hier 
nicht näher beschrieben werden können. Es genüge 
zu erwähnen, dass der Mechanismus durch die Er- 
fahrung von ungefähr zwei Jahrhunderten grosse 
Vollkommenheit erreicht hat, und dass, wenn die Ur- 
kunde von einem gewandten Künstler verfasst ist^ 
der alle bekannten Verbesserungen ausnützt, weit 
weniger Schwierigkeit und Reibung entsteht, als man 
erwarten sollte. Anderseits können, wenn die Ge- 
schicklichkeit des Verfassers von vornherein keinem 



*) Orlando Bridgman^ ein berühmter Conveyancer aus der Zeit 
der Republik, der später örosssiegelbewahrer wurde, soll 
die sogenannten „sirict Settlements" erfunden haben, indem er 
den Familienstiftungen ihre gegenwärtige Gestalt gab und 
einige Gefahren zu vermeiden wusste, welchen die Bethei- 
ligten früher ausgesetzt waren. 
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sehr hohen Rang einnimmt (aus verschiedenen Gründen: 
üebereilung, Unwissenheit von Provinzialanwälten 
u. s. w., kommt dies nicht selten vor) sehr ernsthafte 
Ungelegenheiten entstehen. In Bezug auf die er- 
wähnten, für spezielle Zwecke bestellten Kuratoren 
darf man nicht annehmen, dass ihnen eine weitgehende 
Entscheidungsfreiheit zusteht. In der Regel sind sie 
nur Räder in der Maschine, deren Handhabung dem 
Famiüenanwalt übertragen ist, und der sich, wenn es 
ihm nothwendig erscheint, dadurch deckt, dass er das 
Gutachten eines Advokaten einholt. Es würde als zu- 
dringlich angesehen werden, wenn sich die Kuratoren 
zur Ausübung ihrer Befugnisse bereit erklären würden, 
ehe sie dazu aufgefordert werden. Andererseits haften 
sie unbeschränkt für ihre nach der üblichen Aufforde- 
rung erfolgten Handlungen; sie sind meistens Personen 
von genügender Stellung und genügendem Gewicht, 
um über den Verdacht der Begünstigung unvorsichtiger 
oder unberechtigter Verfügungen erhaben zu sein. Die 
Gegenwart der Kuratoren in dem Mechanismus der 
Familienstifttmg lässt sich mit den Einrichtungen zur 
Kontrole der Behörden in einem komplizirten politischen 
Organismus vergleichen; sie wird unter regelmässigen 
Verhältnissen kaum bemerkt, aber die weitgehenden 
Befugnisse der Kuratoren können im Nothfall in sehr 
wirksamer Weise angewandt werden. 

Die Analogie, welche soeben angedeutet wurde, 
ist keine nur äusserliche. Es giebt wohl keine po- 
litische Einrichtung im heutigen Europa, welche einem 
Imperium in imperio in so hohem Masse ähnlich ist, 
als eine über einen grossen Güterkomplex sich er- 
streckende englische Pamilienstiftung. Der Stifter ist 
so zu sagen absoluter Gesetzgeber für zwei Gene- 
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rationen; durch seinen Willen wird während dieses 
Zeitraums und innerhalb der örtlichen und sachlichen 
Grenzen der Stiftung das gemeine Recht aufgehoben, 
und eine verwickelte, von ihm selbst verfertigte Ver- 
fassung an die Stelle desselben gesetzt. Die Ver- 
fassungen dieser Gattung sind thatsächlich alle nach 
demselben Muster geformt; denn der Wunsch der 
grossen Grundeigenthümer ging immer dahin, die Be- 
stimmungen der Stiftung so bindend zu machen, als 
es das Recht überhaupt zuliess, und das Recht hat, 
wie wir sehen werden, anderseits Beschränkungen 
eingeführt, die zwar noch einen ziemlichen Grad von 
Freiheit zulassen, aber dennoch der Befugniss, die 
Rechtsnachfolger zu fesseln und das absolute Eigen- 
thum möglichst lange in der Schwebe zu halten, ge- 
wisse Grenzen bestimmen. Unter diesen Umständen 
hat die Findigkeit der Advokaten, immer bestrebt, den 
Ehrgeiz ihrer Klienten zu befördern, soweit es die 
öffentlichen Vorschriften zuliessen, den feinen und 
sonderbaren Aufbau hervorgebracht, der in hundert 
Jahren wahrscheinlich in demselben Grade einigen 
wenigen Alterthumsforschem überlassen sein wird, 
als jetzt die mittelalterliche Gelehrsamkeit über die 
alte Besitzklage oder die subsidiäre Gewährleistung. 
In einer Beziehung ist indessen eine Berichtigung noth- 
wendig, wenn wir die Familienstiftung mit der eng- 
lischen Verfassung vergleichen; denn wenn sie sich auch 
in Bezug auf die grosse Anzahl von Kontrolvorkehrun- 
gen und Gegenvorkehrungen einander ähnlich sind, 
und ebenso darin, dass ihre Handhabung hauptsächlich 
durch stillschweigende oder nur halb ausgedrückte 
Vereinbarungen ermöglicht wird, so kann man sich 
doch in einer anderen Beziehung zur Vergleichung 
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der Familienstiftung mit einem orientalischen Despo- 
tismus gedrängt sehen. Die einmal festgestellten Be- 
stimmungen gleichen eher den Gesetzen der Meder 
und Perser als einer Parlamentsakte aus unseren 
Tagen. Ihre Urheber können sie ebenso wenig ändern, 
als der grosse König seine Gesetze ändern konnte, 
wenn nicht die Befugniss zur Veränderung in den 
Bestimmungen selbst enthalten ist; in der Regel ge- 
schieht dies indessen nicht, da ja ihr Hauptzweck darin 
besteht, das Gut, soweit als irgend möglich, unver- 
äusserlich zu machen. 

Für den vergleichenden Rechtsforscher ist es in- 
teressant zu beobachten, wie sehr die begüterten eng- 
lischen Familien, wenn auch unbewusst, bestrebt waren, 
in unseren Tagen etwas herzustellen, das dem Typus 
einer uralten arischen Familie entspricht. An der 
Spitze des Hauses steht der älteste männliche As- 
cendent, von seinen Nachkommen und Abhängigen 
verehrt, mächtig und einflussreich nach verschiedenen 
Richtungen, trotzdem streng eingeschränkt in seiner 
Verfügungsgewalt über das Familiengut — bei dem 
alten Familienverband durch Gewohnheitsrecht, bei 
ihrem heutigen Gegenstück durch einen nach allge- 
meiner Sitte errichteten Vertrag; an die Stelle der 
freien Personen, welche nicht zur Familie gehörten, 
aber in einem Abhängigkeitsverhältniss zu derselben 
standen imd die Stellung und Macht des Hauses in 
jener alten Zeit durch ihre Gegenwart erhöhten, sind 
heutzutage die Pächter der Gutsherrschaft getreten. 
Es fehlt nur das niederste und das höchste Zeichen 
der alten Familiengemeinschaft. Sklaverei und Leib- 
eigenschaft sind glücklicherweise bei ims schon seit 
langer Zeit ausgerottet; auch fehlt der Ritus des Haus- 
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altars, welcher in der alten Zeit das Band des Hauses 
fester zu knüpfen, das Seelenwohl der dahingegangenen 
Vorfahren zu fördern und ihren Schutz für die Le- 
benden zu sichern, bestimmt war. Einige glänzende 
Theoretiker haben in diesem Ritus den Ursprung des 
Eigenthumsrechts imd des Erbrechts gesucht, und bis 
zum heutigen Tage ist die Verehrung der Hausgötter 
und der Vorfahren in Indien in ihrer ganzen Aus- 
dehnung erhalten; sie bildet die Grundlage des Rechts, 
welches englische Richter den ihrer Gerichtsbarkeit 
unterworfenen Hindus gegenüber handhaben. Der 
furchtbarste Schwur, durch welchen sich ein Hindu 
binden kann, lautet: wenn er falsch rede, möge er 
keinen Sohn haben, der durch Opferdienst seine Seele 
aus der Hölle erlösen könne. Die Elinbildungskraft 
des heutigen Beobachters kann kaum ein schwaches 
Ueberbleibsel dieses uralten Brauches auf einer eng- 
lischen Gutsherrschaft entdecken — wenn er auch die 
menschlichen Empfindungen und Leidenschaften, welche 
stets dieselben sind, und nur von Jahrhundert zu 
Jahrhundert ihr äusseres Kleid wechseln, auch hier 
wiederfinden kaim. Vielleicht grübelt er über eine 
entfernte Beziehung zwischen Pitris und den Laren 
einerseits und dem Hauskaplan, den Grabsteinen der 
Vorfahren und dem Familienstuhl in der Dorfkirche 
anderseits. Wenn er sieht, wer jetzt der Hüter der 
Familiengeheimnisse, wer jetzt der wirkliche Hausgeist 
ist, auf dessen Geheiss die magische Gewalt der Stif- 
tung wirksam wird, und wer jetzt bei jeder wichtigen 
Unternehmung Rath und Hülfe geben muss, dann 
träumt er vielleicht, dass der entthronte Lar eine 
neue Gestalt angenommen hat und in der Person des 
Familienanwalts in der Körperwelt erscheint. 
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Wir haben gesagt, dass die jetzt übliche Form der 
Familienstiftung ungefähr aus der Zeit der Restauration 
herrührt Indessen hatten die Rechtskundigen bereits 
im sechzehnten Jahrhundert, als die Kontroversen über 
die Uaes und die Folgen des berühmten Gesetzes 
an der Tagesordnung waren, eine Ahnung von den 
Wirkungen, welche eintreten würden. Ihre Anschau- 
ungen über die Ungerechtigkeiten und die gesellschaft- 
lichen Missstände, welche die streng bindenden Stif- 
tungen (und selbst solche Verfügungen, die heute nicht 
mit diesem Namen bezeichnet werden könnten) mit 
sich bringen würden, wären noch vor kurzer Zeit als 
höchst radikal bezeichnet worden. Coke haben wir 
schon im letzten Kapitel zitirt Hören wir jetzt was 
Bacon sagt: „Erstens (heisst es), es sei für Jedermann 
weise und vorsichtig, an die Zukunft seines Stammes 
zu denken, und Alles zu thun, um für die Fortdauer 
seines Namens zu sorgen. Darauf antwortete ich: wer 
so handelt, hat freilich Weisheit, grössere Weisheit 
noch als die, nach welcher Salomon strebte, der doch 
ein grosses Herz hatte, wie die Schrift sagt; denn ich 
finde, dass er anders redet, wenn er sagt, er müsse 
die Frucht seiner Arbeit Jemandem hinterlassen, von 
dem er nicht weiss, ob er ein Thor oder ein kluger 
Mann ist. Und trotzdem — sagt er etwa, sein Nach- 
folger solle ein Niessbraucher sein oder für immer in 
seiner Verfügungsgewalt beschränkt sein? Nein, son- 
dern vielmehr der unbeschränkte Herr über Alles, das 
er mit seiner Hände Arbeit erworben hatte. So wenig 
wusste er von diesen Einrichtungen .....'' 

Wir brauchen nicht zu untersuchen, ob Salomon 
durch seiner Hände Arbeit irgend welchen Grund- 
besitz in der Weise erworben hatte, dass er als un- 
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umschränkter Eigenthümer im heutigen Sinne des 
Wortes gelten konnte. Als König war er zweifels- 
ohne gewissermassen Herr des Grund und Bodens in 
seinem Königreiche; aber, wenn seine Stellung der 
anderer Könige im Osten entsprach, so konnte er nicht 
in rechtsgültiger Weise den geringsten seiner Unter- 
thanen aus seinem Besitze vertreiben, so lange dieser die 
gebräuchlichen Abgaben entrichtete. Das Privateigen- 
thum an Grundstücken hatte im Osten eine langsame Ent- 
Wickelung. Unter dem alten Gewohnheitsrecht, das 
in Indien vor unseren Augen langsam dahinschwindet, 
gehörte der Grund und Boden der Dorfgemeinde oder 
der Familie und war unveräusserlich, obwohl Besitz 
und Nutzniessung innerhalb des Kreises der Genossen 
von einer Hand zur andern übergehen konnten. Die 
Familiengenossenschaft der Hindus liefert ein wahres, 
aus der ältesten Zeit herrührendes Beispiel für die 
Fortdauer des Grundbesitzes bei demselben Stamme. 
Spätere Versuche, dasselbe Resultat durch die Be- 
gründung von Fideikommissen, Majoraten, Familien- 
stiftungen und ähnlichen Einrichtungen zu erzielen, 
sind als Auflehnung einer privilegirten Klasse gegen 
die Tendenz der Neuzeit anzusehen, welche nach un- 
beschränktem Sondereigenthum strebt; ebenso wie die 
Pläne der Sozialisten und anderer phantastischer Welt- 
verbesserer, welche die „Nationalisirung des Grund 
und Bodens" und Aehnliches zu erreichen suchen, die 
Auflehnung derjenigen repräsentiren, für welche die 
Erziehung der Welt zu langsam geht, und die ver- 
geblich nach dem Bannspruch suchen, der in einem 
Augenblicke auf der Wagschale des Lebens das Gleich- 
gewicht zwischen Reich imd Arm herstellen soll. Aber 



ENTWICKELUNQ DES NEUEREN RECHTS. Igl 

Baoon hat uns noch mehr zu sagen. Hören wir ihn 
weiter: 

„Ein junger Erbe, wenn er zuerst die Fluthzeit 
seines Lebens erreicht, überstürzt sich in Ausgaben, 
vielleicht kommt er jedoch noch zeitig zur Besinnung 
und hat den Wunsch, sein Vermögen von Schulden 
zu befreien, und er findet keinen besseren Weg, als 
ein Grundstück zu verkaufen, um sich von der nagen- 
den und zehrenden Sorge zu erlösen. Jetzt aber kann 
er dies nicht mit seinen eigenen Mitteln erreichen, 
und obwohl er in seinem Gemüthe zur Einsicht ge- 
kommen ist, kann er doch nicht sein Vermögen i;^ 
eine bessere Lage bringen. 

Und nun wollen wir das Interesse der Mensch- 
lichkeit ausser Augen lassen und nur die Zucht der 
Familie bedenken. Ueber diesen Punkt will ich be- 
scheiden reden, und bin bereit mich überzeugen zu 
lassen. Obwohl ich das Recht meiner Heimath ver- 
ehre, finde ich einen Fehler in demselben; es fehlt 
der Fusstapfen der ehrwürdigen patria potestas^ welche 
in alter Zeit so sehr gerühmt wurde, nur das eine hat 
sich erhalten: wenn der Vater Vermögen hat, und der 
Sohn ungehorsam ist, kann er ihn enterben; wenn der 
Sohn nicht des Vaters Segen verdienen will, soll er 
auch nicht des Vaters Vermögen haben. — Aber diese 
Neuerung der Perpetuität hat auch die Befugniss der 
Ekiterbung weggenommen, und hat, wie das Sprich- 
wort sagt, die Eltern an die Wiege gebunden und sie 
derselben unterthänig gemacht; wenn jetzt auch der 
Sohn den Fluch seines Vaters hat, so soll er trotzdem 
das Gut seines Grossvaters haben." 5) 

*) Gesammelte Werke, Ausgabe von Spedding; VII 632 
bis 635. 

Polio ck, Grundbesitz In England. H 
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Der Ausdruck Perpetuität, wie er hier von Bacon 
verstanden und auch jetzt noch regelmässig im 
juristischen Sprachgebrauch angewandt wird, be- 
zieht sich auf Verfügungen, welche versuchen, Grund- 
stücke oder andere Vermögensgegenstände über gewisse 
Qrenzen hinaus unveräusserlich zu machen. Was 
sind diese Grenzen? Es hat lange gedauert, bis sie 
endgültig bestimmt wurden. Zur Zeit Bacon's und 
noch ein Jahrhundert später war die Rechtsfrage noch 
offen, und wurde noch mit Rücksicht auf Zweck- 
mässigkeitsmomente erörtert Es gab keine klar er- 
kenntliche Grenze, über welche hinaus Fideikommisse 
oder Verfügungen auf Grund des Statute of Uaes als 
unwirksam angesehen wurden. Dennoch fühlte man, 
dass eine Grenze nothwendig war. Es war allgemein 
anerkannt, dass „die Rechtsregeln, welche Perpetuitäten 
verhindern, zur Verfassung des Königreichs gehören," 
aber niemand wusste, wie diese Regeln lauteten. Eiae 
lange Reihe von Experimenten, welche sich bis in das 
zweite Viertel des achtzehnten Jahrhunderts hinaus- 
ziehen, führten zur Erkenntniss darüber, wie weit der 
Begründer einer Familienstiftung vorsichtigerweise 
gehen dürfe, aber es dauerte noch ein weiteres Jahr- 
hundert bis sich eine nach allen Richtungen voll- 
ständige Rechtsregel über diese Frage ausgebildet 
hatte. 

Um die formelle Gestaltung der Regel zu verstehen, 
müssen wir auf das ältere Recht zurückgehen. Auch 
wenn man von den Lehren, welche sich aus der 
Interpretation des Statute of Use entwickelten, absieht, 
konnte man schon seit dem Erlass des Gesetzes De Donis 
über ein Gut wie folgt verfügen. An Markham konnte 
die Leibzucht, an Martin ein mit dem Tode des Markham 



{ 



ENTWICKELUNG DES NEUEREN RECHTS. 163 

in Kraft tretender Besitzstand mit beschränkter Erbfolge- 
ordnung (estate taiJ) verliehen werden; der eatate tau 
konnte sodann einer Reihe anderer Personen in der 
Weise zugewandt werden, dass jeder einzelne Stamm 
nach dem Aussterben der vorher genannten Stämme 
in den Besitz des Gutes kommen solle; schliesslich 
konnte jemand mit dejn unbeschränkten Eigenthum 
(fee simple) in letzter Linie bedacht werden. Martin 
konnte jederzeit nach Erreichung seiner Volljährigkeit, 
jedoch zur Lebenszeit des Markham nur mit seiner 
Einwilligung unter Anwendung eines fingirten Pro- 
zesses das unbeschränkte Eigenthum (fee simple) er- 
werben (vergl. S. 111) und darüber verfügen; wenn 
dies geschah, waren die für den Fall des Aussterbens 
von Martui's Stamm getroffenen Bestimmimgen wir- 
kungslos. Das Gut war somit unveräusserlich, so lange 
Martin minderjährig war und so lange Markham lebte, 
wenn dieser nicht seine Zustimmung zu der Veräusse- 
rung gab. Es war indessen die hier beschriebene 
Art der successiven Verleihung keineswegs die einzig 
statthafte; es war z. B. nicht nothwendig, dass als un- 
mittelbarer Nachfolger des ersten Leibzüchters eine 
bereits existirende Person genannt wurde. Nachdem 
anfangs Zweifel darüber bestanden hatten (vergl. 
Digby, C. 5. § 3), wurde schliesslich von den Gerichten 
entschieden, dass an Markham die Leibzucht und an 
seinen ältesten Sohn „als übrig bleibender Besitz- 
stand*' (estate in remainder) die Leibzucht, ein Besitz- 
stand mit beschränkter Erbfolgeordnung (estate tail) 
oder ein unbeschränkter Besitzstand (fee simple) ver- 
liehen werden konnte, obwohl zur Zeit der Ver- 
leihung Markham überhaupt noch keinen Sohn hatte. 
Dieser Grundsatz findet Anwendung bei den successiven 

11* 
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Verfügungen, welche das Gerippe einer neueren 
Pamilienstiftung bilden. Es war aber nicht erlaubt, 
und ist jetzt auch nicht erlaubt, Markham's ältestem 
Sohne die Leibzucht und seinem ältesten Sohne den- 
selben Besitzstand zu übertragen und in derselben 
Weise weiterzugehen; denn auf diese Art würde das 
Gut auf unbestimmte Zeit hinauf unveräusserlich werden. 
Sollte den Nachkommen Markhams die Nachfolge ge- 
sichert werden, so konnte dies nur dadurch geschehen^ 
dass seinem ältesten Sohne ein Besitzstand mit be- 
schränkter Erbfolgeordnung {estate tail) verliehen 
wurde; aber selbst soweit wurde dadurch kein sicheres 
Recht begründet: denn, wenn zur Zeit der Begründung^ 
der Stiftung kein Sohn Markhams am Leben war, so 
konnte das Anrecht des ungeborenen Sohnes, da es 
von dem Eintritt einer aufschiebenden Bedingung* 
(nämlich der Geburt) abhängig war, — nach den 
auf bedingte Restverfügungen (contingent remainders) 
bezüglichen besonderen Regeln — durch eine Rechts- 
handlung des Leibzüchters aufgehoben werden; nach 
Eintritt der Bedingung, d. h. nach erfolgter Geburt 
des Sohnes, wurde das Anrecht des letzteren, inso- 
fern es vorher nicht aufgehoben worden war, ein 
unbedingtes (vested remainder) und dadurch von der 
Willkür des Leibzüchters unabhängig gemacht In 
einem solchen Falle erfolgte die Geburt möglicher- 
weise im letzten Lebensjahre des Markham, vielleicht 
sogar einige Monate nach seinem Tode; wenn dies 
geschah, so war das Gut noch etwa 21 Jahre nach 
dem Tode des Markham unveräusserlich. Sobald aber 
der tenant in tail volljährig und im Besitz des Gutes 
ist, so kann er über das Eigenthum verfügen, wenn 
auch die Bedingungen der Stiftimg ihn daran za 
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verhindern suchen. Es ergiebt sich hieraus, dass — 
wenn man von uses und trusts absieht — die Ver- 
äusserlichkeit eines Guts höchstens 21 Jahre (und 
allenfalls noch einige Monate länger) über das Leben 
einer zur Zeit der Begründung der Stiftung am Leben 
befindlichen Person hinaus gehemmt werden kann. 
Uses und trusts kamen nicht unmittelbar unter 
diese Regeln. Sie waren, wie wir gesehen haben, 
Nichts Anderes als Anleitungen an die formell einge- 
wiesenen Personen (feofees to the use)^ den Niessbrauch 
des betreffenden Grundstücks der von dem Schenker 
oder Verkäufer des Grundstücks genannten oder nach 
seinen Angaben zu ermittelnden Person zu überlassen. 
— Anleitungen, deren Erfüllimg durch das Kanzlei- 
gericht erzwungen werden konnte, weil sie für das 
Gewissen der formellen Eigenthümer bindend waren; 
sie blieben daher unberührt von den Regeln des ge- 
meinen Rechts über die Begründung von Besitz- 
ständen. Ueber die vom Kanzleigericht anerkannten 
Nutzungsrechte konnte man, da sie durch den legalen 
Besitz der formell eingewiesenen Person verhüllt 
waren, in der launenhaftesten Weise verfügen. Nach 
gemeinem Rechte war es z. B. für Portescue nicht 
möglich, einen Besitzstand an Brian und seine Erben 
zu verleihen, der endigen sollte, sobald ein Rechts- 
nachfolger des Brian aufhören würde das Familien- 
wappen der Fortescue zu führen, und dann auf eine 
andere Person übergehen sollte — mit anderen Worten: 
es war nicht möglich, in erster Linie einen fee simple 
estate zu verleihen, und zugleich einen weiteren Be- 
sitzstand zu Gunsten einer anderen Person zu be- 
gründen, der mit dem Eintreten oder Ausfallen einer 
Bedingung in das Leben treten sollte. Als aber die 
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Anwendung der uses in Gebrauch kam, war die 
folgende Verfügung statthaft: Fortescue konnte Moyle 
und seine Erben einweisen zur Nutzung (to the use 
of) von Brian und seinen Erben bis Brian oder einer 
seiner Rechtsnachfolger aufhören würde, das Wappen 
der Fortescue zu führen, und dann zur Nutzung des 
Prisot und seiner Erben. Die Bedingung war nicht 
nothwendigerweise eine potestative, sie brauchte sogar 
mit den Verhältnissen des Guts oder seiner Inhaber 
gamicht im Zusammenhang zu stehen — z. B. es 
konnte heissen, „bis Heme's Eiche in Windsor Park 
fallen wird" oder „bis ein neuer Papst den Namen 
Leo annehmen wird." Es gab noch andere Mittel, 
die in der Form noch komplizirter waren, aber auf 
demselben Grundsatz beruhten, und durch welche 
gleiche Resultate für eine Reihe von Zwecken erzielt 
werden konnten. Nach Erlass des Statute of Usea 
waren derartige Verfügungen auch in Bezug auf den 
legal estate wirksam, da ja dieser in Folge des Ge- 
setzes an die Stelle des use trat. 

Es konnte nicht erwartet werden, dass die Richter^ 
welche das Gesetz De Donis zu umgehen halfen (durch 
Zulassung der recoveries vergl. S. 108) oder die Nach- 
folger derselben, welche ihre Traditionen ererbten» 
dieses neuerdachte Mittel, den Grundbesitz zu fesseln, 
dulden würden. In der That hören wir nicht, wie 
man vielleicht denken sollte, von einer Reihe kühner 
Versuche, auf der begonnenen Bahn bis an ihre 
äussersten Grenzen fortzuschreiten; die Begründer von 
Familienstiftungen begnügten sich vielmehr damit, 
schrittweise zu ermitteln, wie weit sie sich wagen 
dürften — so wenig Zweifel bestand darüber, dass die 
Gerichtshöfe sich für befugt halten würden, auf der 
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Grundlage der „allgemeinen Politik des Rechts" 
neues Recht zu schaffen um einem neuen Uebel zu be- 
gegnen. Die Analogie mit dem gemeinen Rechte be- 
stimmte schliesslich auch die Regel, die im Kanzlei- 
gericht sich entwickelte, wenn man sich auch der 
Analogie vielleicht nicht klar bewusst war und sie 
auch nicht zum Ausdruck brachte. Nach verschiedenen 
Wandelungen hat sich um die Mitte des letzten Jahr- 
hunderts der allgemeine Grundsatz entwickelt, dass 
im Fall von Rechtsgeschäften unter Lebenden jede be- 
fristete und bedingte Vermögenszuwendung so be- 
schaffen sein muss, dass der schwebende Zustand spä- 
testens 21 Jahre nach dem Tode einer zur Zeit der 
Zuwendung lebenden Person aufhört; bei letztwilligen 
Verfügungen läuft die äusserste Frist spätestens ein- 
undzwanzig Jahre nach dem Tode einer zur Zeit des 
Todes des Testators lebenden Person ab. Ver- 
fügungen, welche diesen Bestimmungen zuwiderlaufen, 
sind von vornherein nichtig. Noch im Jahre 1833 
kam die Frage vor das House of Lords^ ob die Frist 
von 21 Jahren mit der Minderjährigkeit irgend einer 
Person noth wendig zusammenfallen muss; sie wurde 
verneint. Es kann jedoch in gewissen Fällen der 
Grundsatz ^^nasciturus pro jam nato huhetur"^ zur An- 
wendung kommen und die Frist in dieser Weise um 
einige Monate verlängert werden. 

Demnach ist eine Zuwendung „an das älteste 
Kind des (zur Zeit kinderlosen) A., welches das Alter 
von 21 Jahren erreichen wird" oder „an alle die 
Kinder des A., welche das Alter von 21 Jahren er- 
reichen werden" gültig; hingegen wäre die Zuwendung 
nichtig, wenn das Alter von 25 Jahren bestimmt wäre. 
Eine testamentarische Zuwendung „an die erste Person^ 
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welche nach dem Tode des Testators das Kreuz der 
Paulskirche besteigen wird" ist nichtig, wenn auch 
innerhalb einer Woche das Wagstück gelingt, weil ja 
die Möglichkeit vorhanden war, dass es erst 21 Jahre 
später zur Ausführung kommen würde; lautete die 
Bestimmung „an die erste Person, welche spätestens 
21 Jahre nach meinem Tode das Kreuz der Paulskirche 
besteigt," so wäre sie gültig. 

Die soeben erörterte Regel verhindert nicht, dass 
ein Besitzstand, der durch Restverfiigung (remainder) 
verliehen wird, oder welcher bei der Verleihung eines 
zeitlich beschränkten Rechts auf den Besitz des Grund- 
stücks dem Urheber der Verleihung als Heimfallsrecht 
(reversion) verbleibt, möglicherweise, oder vielleicht 
sogar noth wendigerweise, erst nach Ablauf einer 
längeren Frist zur praktischen Geltung konunt. Es 
rührt dies daher, dass die englischen Juristen ein der- 
artiges durch Restverfügung verliehenes oder als Heim- 
fallsrecht verbleibendes Anrecht als sofort bei der 
Verleihung erworben ansehen. Der Besitzstand, welcher 
die sofortige praktische Verwirklichung der Restver- 
fügung oder des Heimfallsrechts verhindert, wird als 
„besonderer Besitzstand" bezeichnet; er wird als eine 
Belastung der durch Restverfügung oder Heimfalls- 
recht gesicherten Berechtigung angesehen, verzögert 
aber nicht den Erwerb der letzteren. 

Man kann dies an einigen häufig vorkommenden 
Fällen erörtern: Wenn Holt an Powell einen estate 
tail verleiht, und zu gleicher Zeit als Restverfügung 
das unbeschränkte Eigenthum an Finch gewährt, so 
sagt man, dass Finch unmittelbar das durch den estate 
tail des Powell verminderte Eigenthumsrecht erwirbt, 
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und er kann über dasselbe sofort verfugen, obwohl es 
ungewiss ist, wann ein Nutzungsrecht entstehen wird 
(was erst geschehen kann, nachdem sämmtliche aus 
der besonderen Erbfolgeordnung berechtigte Nach- 
kommen des Powell ausgestorben sind), und obwohl 
es nicht einmal gewiss ist, dass überhaupt jemals ein 
Nutzungsrecht aus der Restverfügung entsteht, da ja 
Powell oder irgend einer seiner Rechtsnachfolger in der 
auf S. 111 ff. erläuterten Weise die Beschränkung in der 
Erbfolgeordnung aufheben und einen unbeschränkten 
Besitzstand erwerben kann. Holt ist in derselben 
Lage, wenn er über das durch die vorausgehende Ver- 
leihung verminderte Eigenthum nicht verfügt, sondern 
dasselbe als Heimfallsrecht (reversion) behält; auch 
über dieses Heimfallsrecht kann er verfügen, wie viel 
oder wie wenig es auch werth sein mag. Wenn ferner 
z. B. Bayley an Buller das Grundstück auf 99 Jahre 
durch lease (Pachtvertrag, der dem Pächter ein ding- 
liches Recht gewährt) überlässt und in dem Vertrage 
sagt, dass nach Ablauf der 99 Jahre sein ältester 
männlicher Nachkomme das Grundstück haben soll, 
so ist diese Bestimmung nichtig wegen der zu grossen 
Dauer der Frist (voidfor remoteness); wenn er indessen 
Nichts bestimmt, so hat er nach gemeinem Recht ein 
durchaus gültiges Heimfallsrecht, über welches er jetzt 
oder später verfügen kann, gerade so als ob er noch 
im Besitz des Grundstücks wäre. Wenn er sein Recht 
verkauft, so sagt man gewöhnüch, er verkaufe sein 
Recht auf die Grundrente; aber nach der Auffassung 
ebenso wie nach der Ausdrucksweise des Rechts ver- 
kauft er in Wirklichkeit das durch den Miethvertrag 
belastete Grundstück; wenn auch der Vertrag auf 
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tausend Jahre abgeschlossen ist, so ist er dennoch 
vom Rechte in derselben Weise aufzufassen. <5) 

Die vorstehenden Erörterungen enthalten die Haupt- 
punkte der sogenannten y^rule against perpetuiüe8^\ 
welche — wenigstens in Bezug auf ihren wesentlichen 
Inhalt — heute ein feststehender Theil des englischen 
Rechts ist. Es könnten noch interessante Streitfragen 
über die Anwendung der Regel in besonderen Fällen 
entstehen; aber die gewandte und vorsichtige Routine 
der convej/ancers versteht es gewöhnlich, wenn auch 
nicht immer, dieselben zu vermeiden. Einige Punkte 
sind auch theoretisch noch nicht festgestellt, aber es 
wäre zwecklos, dieselben hier näher zu erörtern. 

Die Regel verhindert die Bestimmimg der Unver- 
äusserlichkeit über die festgesetzte Frist hinaus, aber 
es wäre nicht richtig zu sagen, dass deshalb, wenn 
der ursprünglich bestimmte Zeitraum vorüber ist, das 
betreffende Grundstück thatsächlich veräussert werden 



^) Das zuletzt genannte Beispiel scheint selbstverständlich, 
wenn man lease durch Miethvertrag übersetzt; nach der popu- 
lären auch auf dem Festlande verbreiteten Anschauung wird 
indessen eine leasCf welche auf längere Zeitdauer abgeschlossen 
ist, gleichsam als ein Verkauf mit Heimfallsrecht nach Ab- 
lauf der Zeit angesehen. Dies ist aber juristisch nicht zu 
rechtfertigen ; auch Laien würden eine auf wenige Jahre ge- 
währte Zcflwe, welche den vollen Marktwerth als Miethe stipu- 
lirt, nicht als Verkauf ansehen; die längere Frist und die 
Verminderung der Miethe oder ihre Bezeichnung als Q-rund- 
rcnte sind rein wirthschaftliche Momente, welche die juris- 
tische Beurtheilung nicht beeinflussen können. Auch nach 
preussischem Recht gewährt ein Miethvertrag ein dingliches 
Recht (vgl. Stobbe D. Pr.-R. III. § 186 A; Demburg Pr. Pr.-R. 
I. § 290). Die Engländer halten allerdings, wie schon früher 
erwähnt, die Begriffe Kauf und Miethe nicht so scharf aus- 
einander wie wir. 
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kann. Nach Ablauf der Frist muss allerdings irgend 
eine Person vorhanden sein, welche das Recht der 
Veräusserung hat, aber dieselbe kann möglicherweise 
minderjährig oder geisteskrank sein, sodass vielleicht 
noch ein Menschenalter vergeht, bis Jemand mit 
voller Verfügungsgewalt in den Besitz des Grund- 
stücks kommt 

Die Fragen, deren Entscheidung die Feststellung 
der Regel bewirkt haben, entstanden meistens in Bezug 
auf die Ausführung letztwilliger Verfügungen. Wie 
wir gesehen haben war es die Absicht des Statute of 
Usea^ testamentarische Zuwendungen von Immobilien 
überhaupt zu verbieten; aber das Verbot erregte so 
viel Anstoss, dass es bald, wenn auch nur in be- 
schränkter Weise, durch den ebenfalls von Heinrich VIII. 
erlassenen Statute of Wills wieder aufgehoben wurde. 
Die Gerichtspraxis stellte sodann fest, dass bei der 
Interpretation letztwilliger Verfügungen über Grund- 
stücke, nachdem sie einmal gestattet worden waren, 
die Bestimmungen des Statute of Uses oder analoge 
Grundsätze massgebend seien. So geschah es, dass 
bis auf den heutigen Tag sowohl durch Testament als 
durch Rechtsgeschäft unter Lebenden Rechtsverhält- 
nisse begründet werden können, welche der Theorie 
des alten Common Lato widerstreiten. Testatoren sind 
bekanntlich verwegener und launischer als die Ur- 
heber von Verfügungen unter Lebenden; theilweise 
rührt dies wohl daher, dass die Unklarheit und Ver- 
worrenheit ihrer Bestimmungen nur der Nachwelt zum 
Aergemiss gereichen können; theilweise, weil sie sich 
in der Regel weniger von klugen Rathgebern beein- 
flussen lassen. Daher kam es, dass letztwillige Ver- 
fügungen den grössten Theil der Prozesse veranlasst 
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haben, durch deren Entscheidung die Grenzen der 
Gewalt über zukünftige Geschlechter bestimmt wurden. 
Die vollständige Freiheit in der Verfügung über 
Grund und Boden war das Resultat der Aufhebung 
der Kriegslehen, welche der endgültigen Feststellung 
der rule against perpetuitiea vorausging; mit ihr er- 
reichte die mittelalterliche Periode des englischen 
Rechts ihr Ende; sie gehört formell zu den ersten 
Massregeln der Restaurationszeit, in Wirklichkeit aber 
zu den zahlreichen Reformen, welche die Republik 
veranlasst hatte. Die meisten derselben wurden in 
Folge der Restauration wieder aufgehoben oder igno- 
rirt, aber die hier besprochene war zu beliebt und zu 
noth wendig, um auf diese Weise behandelt zu werden; 
auch fehlte es nicht an unzweifelhaften Gewährs- 
männern, welche sich für ihre Zweckmässigkeit aus- 
gesprochen hatten; namentlich hatte Coke eine ähn- 
liche Massregel mit Energie befürwortet.*^) Das Ge- 
setz über die Aufhebung der Kriegslehen und der 
mit denselben verknüpften Lehnspflichten wurde von 
dem ersten unter Charles II. tagenden Parlamente be- 
rathen und im Jahre 1660 erlassen. Wenn dasselbe 
auch ein im Jahre 1656 erlassenes Gesetz der Re- 
publik unerwähnt lässt — indem die ganze Gesetz- 
gebung der Republik nach Wiedereinführung der 
Monarchie als nicht verfassungsgemäss und nichtig 
angesehen wurde — , so enthält die neue Parlaments- 
akte doch nur die älteren Bestinunungen in etwas 



^) Vgl. Digbi/, History of the Lato of Real Properiy C. IX. Es 
ist ein grosser, wenn auch verbreiteter Irrthum, diese That- 
sachen zu übersehen und die Gesetzgebung von 1660 als ein 
Abkommen zwischen dem Könige und den grossen Grund- 
besitzern anzusehen. 
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künstlicherer Form.^) Allen auf unbestimmte Zeit ver- 
liehenen Kriegslehen wurde der Karakter des als yfree 
and common socage''* (vgl. S. 78) bezeichneten Besitz- 
verhältnisses gegeben, und dies hatte wichtige Folgen 
nach zwei Richtungen. Erstens verschwanden mit den 
Kriegslehen alle die lästigen Pflichten, welche mit den- 
selben verknüpft waren — nur die Zahlung emes Zinses 
konnte noch möglicherweise beansprucht werden; da 
dieser aber schon früher auf eine bestimmte Geldsumme 
festgesetzt worden und inzwischen der Geldwerth sehr 
gesunken war, handelte es sich dabei nur lun eine höchst 
imbedeutende Leistimg. Die zweite Folge bestand darin, 
dass nunmehr über alle als/ee simple besessene Güter 
durch Testament verfügt werden konnte, weil ja das 
Gesetz von 1540 die Testirfreiheit in Bezug auf socage 
lands eingeführt hatte und nun auch den früher im 
Lehnsverband stehenden Grundstücken der Karakter 
von socage lands verliehen wurde. Dem Wesen nach 
war hiermit die allgemeine AUodifikation der Lehen 
eingeführt. Nur die Lehnsdienste, welche nach den 
Bestinmaungen des Lehns dem Souverän in Person zu 
leisten waren (honorary Services of grand serjeanty) 
blieben von der Reform unberührt, ebenso blieben 
die geistlichen Lehen (tenure in frank almoign) erhalten 
und bestehen noch heute bei dem grössten Theil der 
in kirchlichem Vermögen stehenden Lähdereien. 

Es war zu einer früheren Zeit vorgeschlagen 
worden, die Bjone für den Verlust lehnsrechtlicher 
Gefalle durch Auflage einer für jedes Grundstück 
einzeln festgestellten Rente zu entschädigen (Goke 4 



8) Nach Madox, History of the Exchequer I. 620 ed. 1769 lässt 
die Form des Gesetzes viel zu wünschen übrig. 
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Inst. 202). Dies geschah jetzt nicht, hingegen wurden 
die Abgaben der Accise (eacise duties), welche von 
dem langen Parlamente eingeführt und unter der 
Republik erneuert worden waren, jetzt dem Könige 
gewährt, ^damit seine Majestät, seine Erben und Nach- 
folger vollen und reichlichen Ersatz erhalten" für die 
lehnsrechtlichen Gefälle und andere ebenfalls besei- 
tigten Einnahmequellen. Es wird vielfach ange- 
nommen, dass die Einführung der Grundsteuer eben- 
falls dazu bestimmt war, die Krone für den Verlust 
der aus den Ritterlehen entstehenden Einnahmen zu 
entschädigen. Dies ist indessen nicht richtig. Die 
Grundsteuer kommt erst im Jahre 1692 vor und er- 
scheint dann als Theil eines allgemeinen Systems der 
Vermögensbesteuerung. ^) Sie ist heute von geringer 
Bedeutung lö) im Vergleich zu der als Einkommen- 
steuer erhobenen Quote vom Ertrag des Grundbesitzes 
(unter Kategorie A der Einkommensteuer), welche 
heute die einzige in Betracht kommende Steuer ist, 
die in Bezug auf Grundbesitz für Staatszwecke zu 
entrichten ist.ii) Es ist eine eigentliche Vermögens- 
steuer, da sie im Gegensatz zu der auf gewerbliches, 
Handels- und Berufseinkommen zu entrichtenden Ab- 
gabe (Kategorie D der Einkommensteuer) nicht vom 
eigentlichen Gewinn, sondern vom Brutto-Erträgniss 
erhoben wird. Wenn Jemand der Ansicht ist, dass 
der Grundbesitz nicht genügend besteuert ist, und die 



^) Appendix I. zu Q. Brodiick's Engliah Land and EngUsk 
Landlords (Humphreys-Owen). 

*°) Vgl. darüber Wagner, Finanzwissenschaft HL S. 182. 

11) Für die Zwecke der Gemeinde- und Grafechaftsver- 
waltung haben die Grundbesitzer andere Steuern zu ent- 
richten. 



ENTWICKELUNG DES NEUEREN RECHTS. 175 

Erörterung der Frage in einer geeigneten Form an- 
regen will, so wäre sein bester Weg eine Differential- 
steuer auf das Erträgniss von Immobilien zu bean- 
tragen. Es ist freilich leichter und für gewisse Zwecke 
vortheilhafter, allgemeine Sätze in volltönenden Reden 
zu verkünden, als einen zweckmässigen Reformplan 
auszuarbeiten. ^^) 

Auch noch andere Theile des Immobiliensachen- 
rechts erhielten im siebzehnten und achtzehnten Jahr- 
hundert die QestaJt, welche sie noch heute in allen 
wesentlichen Punkten kennzeichnet. Unter denselben 
hat das Immobiliarpfandrecht die grösste Bedeutung. 
Das Recht und die Gewohnheit, wonach der Schuldner 
sein Eügenthum und insbesondere sein unbewegliches 
Mgenthum dem Gläubiger als Sicherheit dienen lässt, 
sind beinahe so alt, wie die Anerkennimg und der 
gerichtliche Schutz irgend welcher Vermögensrechte. 
Es ist keine originelle Bemerkung, dass diese Ge- 
wohnheit für beide Theile vortheilhaft ist — für den 
Gläubiger, weil er sicher gestellt ist, und für den 
Schuldner, weil ein gedeckter Gläubiger ihm leichtere 
Bedingungen stellt. Gute Sicherheit bedeutet niedrige 
Zinsen, ebenso wie hohe Zinsen mit schlechter Sicher- 
heit zusammengehen. Gewisse Reformatoren, welche 
aus volkswirthschaftlichen Gründen alle Hypotheken 
abschaffen wollen, haben sehr kühne Anschauungen 
über die Ausführbarkeit einer Massregel, welche eine 



12) Ein Qrundeigenthümer, der sein Gut oder einen Theil 
desselben nicht verpachtet, zahlt als Eigenthümer unter 
Kategorie A und als Bewirthschafter unter Kategorie B, 
gleichviel ob er das Land für Erwerbszwecke bewirth- 
schaftet oder nicht. Es scheint dies nicht allgemein be- 
kannt zu sein. 
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SO tiefgehende Umwälzung in den Gewohnheiten und 
Bedürfilissen der Menschen bewirken würde. Die 
Form indessen, welche das englische Recht dieser 
fast allgemein üblichen Gewohnheit au^eprägt hat, ist 
eine höchst unzweckmässige und schlecht gewählte. 
Die Entwickelung hat mit einer nur theoretisch auf- 
rechterhaltenen, praktisch nicht durchführbaren Strenge 
begonnen, welche sich allmälig in eine weitgehende 
und gefährliche Lockerheit verwandelte. Zweifelhafte 
Titel, unzählige Prozesse und mannigfaltige Gelegen- 
heiten zu betrügerischen Transaktionen, waren die 
Früchte derselben. Im Mittelalter wurden Grundstücke 
auf zwei verschiedene Arten verpfändet. Nach der 
einen Art wurde das Grundstück dem Gläubiger über- 
lassen, welcher die Erträgnisse benutzte, um deren 
Erlös von der Kapitalforderung abzuschreiben. Dies 
wurde lateinisch als vivum vadium^ französisch als vif 
gage bezeichnet, weil das Pfand im Besitze des Gläu- 
bigers gleichsam zu Gunsten des Schuldners lebendig 
war, indem es für ihn die Schuld tilgte. Der englische 
Ausdruck ist Welsh mortgage;^^) gegenwärtig kommt 
diese Art der Satzujig selten oder gar nicht vor. Nach 
der anderen Art, welche die Oberhand behalten hat, 
geht das Pfandobjekt durch bedingten Verkauf an das 
Eigenthum des Gläubigers über. ^4) Wenn der Schuld- 

^3) Der deutsche Ausdruck ist bekanntlich Todsate; der 
Gegensatz zwischen dem deutschen und dem französischen 
Ausdruck ist eigenthümlich. 

1*) Ursprünglich nahm wohl, wie bei der sogen, „älteren 
Satzung" des deutschen Rechts der Gläubiger das Grundstück 
wirkhch in seinen Besitz und bewirthschaftete dasselbe, wenn 
auch die Worte GlanvüVs (X. c. 8—11) nicht unvereinbar mit 
der Annahme sind, dass der Schuldner gleichsam als Ver- 
treter des Gläubigers auf dem Gute verblieb. Jedenfalls ist 



tu 
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ner dem Gläubiger zur verabredeten Zeit Kapital und 
Zinsen zahlt, so muss ihm der letztere das Grundstück 
zurückgeben; andernfalls bleibt dasselbe im Eigen- 
thum des Gläubigers. Dies heisst im Gegensatze zu 
dem vif gage, bei welchem die Erträgnisse die Schuld 
tilgen, mortgage^ weil die Erträgnisse für den Schuldnex 
gleichsam todt sind. Für Nicht-Juristen und Nicht- 
Engländer mag es seltsam erscheinen, dass in Eng- 
land ein so plumpes Verfahren noch heute das regel- 
mässige Mittel für die Verpfändung von Immobilien 
ist. Es ist allerdings richtig, dass an die Stelle der 
Härte und Dürftigkeit des früheren Rechts in Folge 
der Rechtsprechung des Court of Chancery ein sorg- 
fältig durchgearbeitetes System von Regeln entstanden 
ist, welches, vielleicht in übermässigem Masse, den 
Schuldner begünstigt. Ursprünglich gestaltete sich 
das Rechtsgeschäft in der formell noch heute erhaltenen 
Weise: der Schuldner musste die Forderung binnen 
einer bestimmten Frist, gewöhnlich sechs Monate nach 
dem Datum des Vertrags, tilgen, um das Grundstück 
„wieder einzulösen" (to redeem the land); andernfalls 
ging es in das unbedingte Eigenthum des Gläubigers 
über. Die Richter des Kanzleigerichts stellten indessen 
die Regel auf, dass trotz dieser Bedingungen der 
Schuldner auch nach Ablauf der Frist das Pfand wieder 



dies später zur Gewohnheit geworden. Es ist aber zu be- 
achten, dass der Form nach das englische mortgage noch immer 
der sogen, älteren Satzung, d. h. der Satzung mit der Ge- 
-were des Gläubigers entspricht Das Verhältniss des Schuld- 
ners zum Gute ist nur ein faktisches und wenn dasselbe auch 
in gewisser Beziehung vom Recht anerkannt wird, so lässt 
es sich doch nicht unter die anerkannten Besitzstände ein- 
ordnen und hat deshalb auch den Gerichtshöfen selbst in 
neuerer Zeit manche Schwierigkeiten verursacht. 

Polio ck, Grundbesitz in England. 12 
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einlösen darf. Das in dieser Weise vom Kanzleigericht 
anerkannte Recht nannte man ^die Billigkeit der Wie- 
dereinlösung" (equity of redemption). Mit anderen 
Worten: die Rechtsprechung der Kanzler berück- 
sichtigte das Wesen des Geschäfts und liess die Form 
unbeachtet; sie betrachtete den Schuldner weiter als 
den wirkUchen Eigenthümer imd das Grundstück nur 
als Pfand für die Sicherheit des Gläubigers. Da aber 
auf diese Weise das formelle Recht des letzteren, das 
Grundstück als sein Eigenthum zu behandeln, prak- 
tisch nicht verwirklicht werden konnte, so musste er 
ebenfalls in entsprechender Weise geschützt werden. 
Allerdings konnte er Besitz ergreifen, wenn der Schuld- 
ner nicht rechtzeitig zahlte, aber er musste dies auf 
seine Gefahr thun, und das Gericht zwang ihn, dem 
Schuldner gegenüber strenge Rechenschaft über die 
Erträgnisse abzulegen: die Lage eines Hypotheken- 
gläubigers, der das Pfand in seinen Besitz genommen 
hat (mortgagee in possession) ist eine der wenigst be- 
neidenswerthen, welche das Recht kennt. Aus diesen 
Gründen wurde ihm eine gerechtere imd zweckmässigere 
Abhülfe gewährt. Man gestattete ihm, wenn er nach 
ordnungsmässiger Kündigung keine Zahlung erhalten 
konnte, im Kanzleigericht den Antrag zu stellen, 
den Schuldner auf Zahlung von Kapital und Zinsen 
zu verurtheilen, imd demselben bei Nichtbefriedigung 
„die Billigkeit der Wiedereinlösimg zu verschliesßen" 
(,^to he foredosed ofhis equity of redemptiofC'')\ die Wir- 
kung eines derartig'en Urtheils bestand darin, dass der 
Schuldner nunmehr kein Mittel mehr hatte, die nach 
dem formellen Inhalt seines Abkommens eintretenden 
Folgen von sich abzuwenden. Da indessen das Ver- 
fahren sich in der Praxis als zeitraubend und kost- 
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spielig erwies, wurde es zur allgemeinen Gewohnheit 
in die Verpfandungsurkuuden eine Klausel aufzunehmen, 
welche den Gläubiger ermächtigt^ das Grundstück zu 
verkaufen und den Erlös zur Tilgung seiner Forderung 
zu verwenden, wenn die Schuld nach gehöriger Kün- 
digung nicht getilgt wird, öder wenn die Zinsen über 
eine bestimmte Zeit hinaus rückständig bleiben. Neuer- 
dings hat ein Gesetz allen Hypothekengläubigern 
die soeben beschriebene Verkaufsbefugniss gegeben, 
und die früher fast allgemein übliche Klausel ist jetzt 
in gewöhnlichen Fällen überflüssig geworden. Femer 
wurden die Gerichtshöfe ermächtigt, bei einem Antrag 
auf foreclomre statt derselben den Verkauf des Pfands 
anzuordnen. 

Das Resultat der Entwickelung ist folgendes: eine 
Hypothekenurkunde bedeutet etwas, das 'von ihrem 
buchstäblichen Inhalte durchaus verschieden ist. Der 
Gläubiger erwartet nie, dass die Schuld an dem zur 
Wiedereinlösung bestinunten Tage zurückgezahlt wird 
(häufig findet sich sogar in der Urkunde eine Klausel, 
nach welcher die Schuld erst nach einer Reihe von 
Jahren zurückgezahlt werden darf) und der Schuldner 
kann nicht in seinem Besitze gestört werden, so lange 
er die Zinsen pünktlich zahlt. 

Das Kanzleigericht hat indessen neue Bahnen be- 
treten und neue Wege für die Verpfändung von Grund- 
stücken entdeckt. Es hat nicht nur das frühere^mor^- 
gage in Uebereinstimmung mit den praktischen An- 
forderungen der Gegenwart und der wahren Absicht 
der Parteien umgestaltet; es hat auch die Anschauung 
zur Geltung gebracht, dass der Niessbraucher, welcher 
keinen „legalen Besitzstand" hat, seinen Niessbrauch 

ebenso verpfönden kann, wie der Eigenthümer sein 

12* 
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Eigenthum. Es ging noch weiter und entschied, dass 
die vertragsmässige Verpflichtung, ein Pfandrecht zu 
gewähren, nicht nur persönlich bindend ist, sondern 
auch benachrichtigten Dritten gegenüber dingliche 
Wirkung hat und erkannte femer, dass ein sogenanntes 
^^equitable mortgage'' (Verpfändung eines Grundstückes 
nach Billigkeit) auch ohne schriftliche Beurkundung 
entstehen kann. Die zuletzt genannte Art der Ver- 
pfändung entwickelte sich in der folgenden Weise: da 
der erste Schritt bei der Veräusserung eines eng- 
lischen Grundstücks in der Vorweisung der Urkunden 
über den Titel besteht, erlangte ein Gläubiger, ehe die 
Verpfändung formell bekräftigt war, ziemlich wirksame 
Sicherheit, wenn ihm die betreffenden Papiere über- 
geben wurden. Nachdem der Kanzleigerichtshof ein- 
mal dieses Verfahren anerkannt hatte, entwickelte sich 
die noch heute angewandte Rechtsregel, dass die 
Hinterlegung der Urkunden an und für sich eine 
Verpfandung „nach Billigkeit" begründet. Da die 
Regel in der Weise begründet wurde, dass das Ge- 
richt es für billig erklärte, das Abkommen zwischen 
Gläubiger und Schuldner zu schützen, ohne auf die 
Qualität der Urkunden besonderes Gewicht zu legen, 
ist es ohne Bedeutung, ob die thatsächlich hinterlegten 
Schriftstücke zum Nachweise des Titels genügen, und 
es scheint sogar, dass es unerheblich ist, ob sie über- 
haupt Urkunden über den Titel sind, wenn sie nur als 
solche vom Schuldner hingegeben und vom Gläubiger 
angenommen werden. Ein gewandter und gewissenloser 
Schuldner kann auf diese Art einen Theil der Papiere 
bei einem und einen anderen bei einem anderen Gläu^ 
biger hinterlegen, ferner einem dritten gegenüber sich 
zur Gewährung eines Pfandrechts verpflichten (wenn 
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es ihm gelingt, denselben wegen des Nicht-Erscheinens 
der Urkunden zu beruhigen — eine etwas schwierige 
Leistung, welche indessen schon öfters gelungen ist — ) 
und schliesslich an einen vierten das Grundstück 
durch regelmässiges legal mortgage übertragen. Die 
gerichtliche Auseinandersetzung der verschiedenen auf 
diese Weise entstandenen Ansprüche und die Ent- 
scheidung über die Prioritätsrechte der einzelnen Gläu- 
biger erfordern die Lösung höchst verwickelter Rechts- 
fragen. Das Kanzleigericht suchte diese Schwierig- 
keiten zu überwinden, indem es in der lobenswerthen 
Absicht, den Parteien vollkommene Gerechtigkeit wie- 
derfahren zu lassen, ein System von Regeln und 
Unterscheidungen aufbaute, dessen übertriebene Ka- 
suistik ihrerseits wieder zu unvorhergesehenen und 
stellenweise unbilligen Resultaten führte. Es erscheint 
überhaupt fraglich, ob die grosse Masse von Subtili- 
täten, welche das Institut kennzeichnet, nicht im Gan- 
zen mehr Uebles als Gutes gestiftet hat. 

Das Parlament hat seit dem Ende des siebzehnten 
Jahrhunderts öfters den Versuch gemacht, die Schuld- 
ner davor abzuschrecken, ihre Gläubiger durch Ver- 
heimlichung älterer Pfandrechte zu hintergehen. Diese 
Versuche hatten indessen keinen wesentlichen Erfolg, 
und die gegenwärtige Lage der Dinge ist noch immer 
sehr unbefriedigend. Ein Gläubiger kann allerdings 
ermitteln, ob überhaupt ein Pfandrecht mit Vorrang 
vor dem seinen besteht, ob dasselbe aber das einzige 
ist, und ob es nicht möglicherweise eine ganz unbe- 
stimmte Anzahl von früheren Pfandrechten gibt, dar- 
über kann er nie Gewissheit erhalten. Weder die 
Gerichte noch das Parlament trifft in Bezug auf diese 
Frage ein Tadel. Die Möglichkeit der geheimen und 
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formlosen Verpfändungen von Grundbesitz ist nur die 
natürliche Folge der Entwickelung, welche sich an 
den Erlass des Statute of Uses anschloss. Nachdem 
es einmal möglich war, den Statute of Enrolments 
(vgl. S. 140 ff.) mit Erfolg zu umgehen, und nachdem 
die Gesetzgebung keinen neuen Versuch machte, die 
beabsichtigte Wirkung des Statute of Usea wiederher- 
zustellen, war es auf viele Mensohenalter hinaus fest- 
gestellt, dass Veräusserungen von Grund und Boden 
nicht, wie es das alte Recht verlangte, offenkundig 
lind vor aller Augen zu bewerkstelligen waren, und 
dass sie im Stillen und Geheimen vorgenommen werden 
konnten. Die Spitzfindigkeiten und Subtilitäten der 
Hypotheken „nach Billigkeit" haben nur diesen Grund- 
satz durchgeführt. Wenn die Gesetzgebung oder die 
öffentliche Meinung die Absicht hat, die erwähnten 
Verhältnisse in einer wirksamen Weise umzugestalten, 
so muss sie ernstlich die Frage erwägen, ob dafür 
eine Methode gefunden werden kann, welche nicht 
alle die neueren Grundsätze über den Verkehr mit 
Immobilien umstösst, und im Prinzip, wenn auch nicht 
in der Form, wieder zu den alten Bahnen zurück- 
kehrt, welche die Väter des englischen gemeinen 
Rechts geebnet haben. 



Sechstes Kapitel. 
Verpächter und Pächter. 

Ein Grundbesitzer, dessen eigene Arbeit zur Be- 
wirthschaftung seines Guts nicht ausreicht, kann 
folgende drei Methoden anwenden. Er kann in 
Ländern, in welchen Sklaverei existirt, seine Sklaven 
unter der Leitung von Aufsehern das Land bearbeiten 
lassen. Er kann femer Tagelöhner unter der Aufsicht 
eines Vogts oder Verwalters . verwenden, indem er, 
ebenso wie im ersten Falle, das Gut auf eigene Rech- 
nung und Gefahr bewirthschaftet. Er kann endüch 
die Bewirthschaftung und den Ertrag einer anderen 
Person überlassen, welche als Gegenleistung entweder 
eine bestimmte jährliche Geldsumme oder einen Theil 
des Ertrags je nach Abkommen entrichtet. Die erste 
dieser Methoden ist fast in keinen zivilisirten Ländern 
mehr möglich und hat in Europa zu keiner Zeit und 
an keinem Orte existirt, der für unsere Zwecke in 
Betracht kommt. Die zweite ist rechthch überall 
möglich, kommt aber bei grösseren Gütern weniger 
häufig vor; in England ist jedenfalls ein grosser 
Grundbesitzer, welcher sein ganzes Gut selbst be- 
wirthschaftet, eine Ausnahme, i) Die dritte Methode, 
nämlich die Verpachtung des Guts in der einen oder 



^) Die traurigen Zustände der Landwirthschaft haben in 
neuerer Zeit die Verpachtung sehr erschwert und die Grund- 
eigenthümer müssen daher neuerdings die Bewirthschaftung 
öfters selbst übernehmen. 
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der anderen Form, wird in unserer Zeit am häu- 
figsten angewandt. Im Mittelalter bestand noch eine 
andere Form der Bewirthschaftung, welche mit keiner 
der Anderen in eine Kategorie gebracht werden 
kann. Sie bestand darin, dass die Hintersassen ge- 
wohnheitsrechtlioh verpflichtet waren, auf dem vom 
Grundherrn selbst bewirthschafteten Theil seines Guts 
Frohndienste im bestimmten Umfang imd zu bestimmten 
Zeiten zu leisten. Diese Frohndienste können als 
„Arbeitszins" — im Gegensatz zu Geld- oder Natural- 
zins bezeichnet werden: wahrscheinlich entsprach die 
zu leistende Quantität von Diensten einem Werth- 
quantum, welches man nach heutiger Ausdrucksweise 
als vollen Pachtwerth der den Hintersassen über- 
lassenen Grundstücke bezeichnen würde, aber wir 
müssen im Auge behalten, dass es sich um kein Yer- 
tragsverhältniss handelt. Häufig wurden die Frohn- 
dienste von persönlich freien Männern geleistet; die 
Leibeigenen waren zu härterer Arbeit verpflichtet und 
in ihrem Besitz weniger gesichert als die Freien, wenn 
auch ein Vergleich der Angaben, welche von mittel- 
alterlichen Schriftstellern gemacht werden, mit dem 
urkundlichen Material uns zu der Ansicht berechtigt^ 
dass dieselben und in höherem Grade die späteren 
Schriftsteller, welche aus ihnen geschöpft haben, die 
prekäre Natur des Besitzes der Leibeigenen über- 
trieben haben. 

Bereits im dreizehnten Jahrhundert wurden die 
Frohndienste zum grossen Theile in regelmässige Geld- 
zahlungen umgewandelt. In der letzten Hälfte des 
vierzehnten Jahrhunderts trugen die Entvölkenmg imd 
der damit zusammenhängende Mangel an Arbeits- 
kräften, welche der Epidemie des „schwarzen Todes" 
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folgten, wesentlich dazu bei, das frühere System auf- 
zuheben und im Anfange des sechzehnten Jahrhunderts 
scheint die Einrichtung eines Pachtzinses überall an 
die Stelle der Frohndienste getreten zu sein. Die- 
selben Ursachen, welche die alten Frohndienste un- 
brauchbar machten, hatten auch auf die eigene Be- 
wirthschaftung des Grundherrn einen ungünstigen 
Einfluss, und so geschah es, dass der Weg für das 
heute übliche System der Verpachtung gebahnt wurde.^) 
Auch dieser Gebrauch ist nicht neueren Ursprungs ; 
Spuren desselben finden sich schon ein Jahrhundert 
vor der normannischen Eroberung. Die Klöster, welche 
am Anfange des Mittelalters die grössten Gnmdbesitzer 
waren, und zugleich am wenigsten in der Lage waren, 
sich unmittelbar mit der Bewirthschaftung zu befassen, 
überliessen bereits früher ihre Grundstücke an Bauern 
auf beschränkte Zeit. Wir finden, dass am Ende 
des zehnten Jahrhunderts Oswald, Bischof von Wor- 
cester, dem Könige Edgar in einem Briefe ausein- 
andersetzt, wie es seine Gewohnheit sei, das Kirchen- 
gut an Landwirthe gegen besonders genannte Dienst- 
leistungen auf die Lebensdauer dreier Personen (d. h. 
des Bewirthschafters und zweier von ihm als Nach- 
folger benannter Personen) zu überlassen. Auch sind 
mehrere Urkunden über derartige Verleihungen von 
Grundstücken auf beschränkte Zeit aufbewahrt. ^^) 

^) Archdeacon Haie: Einleitung zu „Domesday of Su PauV^ 
S. LVI; Thorold Rogers, History of Prices; über die soziale Seite 
der Frage y^L G. Brodrick: English Land and English Landlordsy 
Part I. 

3; Cod. Dipl No. 1287 und Introd. vol. I. p. XXXIV. Es geht 
aus den Beispielen nicht hervor, ob die beiden Nachfolger 
zur Lebenszeit des ursprünglichen Bewirthschafters ebenfalls 
am Leben sein mussten. 
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Zwei oder drei Jahrhunderte später war es die Ge- 
wohnheit des Domkapitels der Kathedrale St. Paul in 
London, seine Güter auf die Lebenszeit des Pächters 
zu vergeben (manchmal auch an zwei Pächter auf 
die Lebenszeit desjenigen, der den anderen überlebte); 
der Pächter war dagegen dem Kapitel zu Natural- 
leistungen verpflichtet; in manchen Fällen kam auch 
ein Zins hinzu. ^) Wirthschaftsgebäude und Vieh 
wurden von dem Verpächter mit dem Grundstück 
übergeben; über den Viehbestand war nach Ablauf 
der Zeit Rechnung abzulegen. Das auf dem Festlande 
vielfach noch bestehende mitayerSysteni gleicht dem 
hier beschriebenen in vielen Punkten. 

Es ist nicht genau bekannt, zu welcher Zeit die 
Verpachtung von Grundstücken auf bestimmte Zeit 
aufkam, doch war dieselbe im dreizehnten Jahrhundert 
wohl bekannt und im fünfzehnten ganz gebräuchlich. 
Wir dürfen vielleicht annehmen, dass die Verpachtung 
auf eine bestimmte Reihe von Jahren mit dem System 
der Fruchtfolge ursprünglich im Zusammenhang stand. 
Eine Periode von drei Jahren ermöglichte es dem 
Pächter, die Fruchtfolge der früheren Landwirthschaft 
ganz auszunutzen, und die Vortheile der Weizenemte 
zu gemessen; Pachtverträge auf drei Jahre sind auch 
thatsächlich die kürzesten, welche in der Praxis vor- 
kommen. Die sogenannte Pacht von Jahr zu Jahr 
(yearly tenancy)^ welche in unseren Tagen die ge- 
bräuchlichste ist, ist nicht als Pacht auf die Dauer 
eines Jahres anzusehen, sondern vielmehr als ein 
Vertrag auf unbestimmte Zeit mit gegenseitiger Kün- 
digungsbefugniss. s) Ein Erbpachtsverhältniss wie die 

*; Domesday von St. Paul XXX VIH, 122 ff. 

*) Die Kündigungsfrist war früher ein halbes Jahr; jetzt 
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römische Emphyteuse kommt im englischen Recht 
nicht vor, es giebt indessen keine gesetzliche Grenze 
für die Dauer der Pachtverträge, so lange dieselbe 
auf eine bestimmte Reihe von Jahren sich erstreckt, und 
es wäre daher juristisch nicht unmöghch, die Zeit- 
dauer so auszudehnen, dass sie einer Verpachtung für 
alle Zeiten sehr nahe käme. Bei eigentlichen Pacht- 
verträgen wird in der Praxis die Dauer von 21 Jahren 
nicht überschritten. 6) Bauplätze zur Errichtimg von 
Häusern werden gewöhnlich auf 99 Jahre vermiethet; 
neuerdings häufig nur auf 80 Jahre (sogenannte 
Building leases); Verträge in Bezug auf den Betrieb 
vjon Bergwerken (mining leases — welche, da sie that- 
ßächlich einen Verkauf der Mineralien an den Miether 
darstellen, besondere Eigenthümlichkeiten haben) werden 
auf eine nach dem Ortsgebrauch abwechselnde Zeit- 
dauer — regelmässig aber nicht über 60 Jahre hinaus 
— abgeschlossen. Längere Fristen kommen bei 
Familienstiftungen vor, bei welchen den Kuratoren 
das Gut aus technischen Gründen, die hier nicht erläutert 
werden können, auf 200, 500, sogar manchmal auf 1000 
Jahre überlassen wird; in diesen und anderen Fällen, 
welche ebenfalls hier nicht erwähnt zu werden brauchen, 
ist weder ein Pachtzins festgestellt noch entsteht ein 
eigentliches Pachtverhältniss. Miethsverträge auf Lebens- 
dauer, welche gewohnheitsrechthch bei Zahlung einer 
Abgabe zu Gunsten der Erben erneuert wurden, wenn 



ist sie, wenn kein gegentheiliges Abkommen vorliegt, ein 
Jahr. (Agrlculiural Holdings (England) Act 1883.) 

^) In vielen Staaten von Amerika ist die Dauer der Pacht- 
verträge gesetzhch auf 10 oder 12 Jahre beschränkt. Bei 
städtischen Grundstücken findet sich gewöhnhch in den Ver- 
trägen eine Klausel, welche die Erneuerung erleichtert. 
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sie durch den Tod der betreffenden Person ihr Ende 
erreicht hatten, wurden bis vor Kurzem noch regel- 
mässig für das Qrundeigenthum geistlicher und anderer 
Korporationen angewandt Der Zweck derartiger Ver- 
träge war nur der Vortheil, welcher den jeweiligen 
Korporationsmitgliedem auf Kosten des Korporations- 
vermögens bei jeder Erneuerung erwuchs, indem die 
Abgaben nicht als Kapitalrückzahlung angesehen 
wurden, wie es richtig gewesen wäre, sondern als 
Einkommen. Neuere Reformen haben das Verfahren 
beseitigt. 

Wir lassen die Ausnahmsfalle hier ausser Betracht, 
und beschränken uns auf die Prüfung der rechtlichen 
Stellung des Miethers, dessen Vertrag auf eine be- 
stimmte Reihe von Jahren abgeschlossen ist, oder von 
Jahr zu Jahr weiterläuft. Die lehnsrechtliche Or- 
ganisation der Gesellschaft hat keinen Raum für den- 
selben, er hat daher nicht die lehnsrechtliche Gewere 
und ursprünglich nur ein persönliches Recht gegen 
den Vermiether aus dem Miethsvertrage. Diese Auf- 
fassung bildet die Grundlage des Unterschieds zwischen 
den Besitzständen auf unbestimmte Zeit — die als 
freehold — und den Besitzständen auf bestimmte Zeit, die 
als leaaehold bezeichnet werden; obwohl sie den jetzigen 
Verhältnissen nicht mehr entspricht, muss sie doch 
berücksichtigt w^erden, selbst wenn man die alier- 
neueste Form des auf diesen Gegenstand bezüglichen 
Rechts verstehen will. Der Miether hat heute zweifels- 
ohne ein dingliches Recht neben seinem Anspruch 
auf Erfüllung des Vertrages, aber sein Recht entbehrt 
sowohl der Würden als auch der Lasten eines lehns- 
rechtlichen Besitzstandes; die Regeln des Lehnsrechts 
kommen weder bei der Veräusserung noch bei der Ver- 
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erbun^ dieses Rechts zur Anwendung. Seine Entstehung 
ist nicht von der Anwendung einer bestimmten Formel 
abhän^g, und die Beurkundung der Miethverträge 
durch Schrift und Siegel ist erst durch die neuere 
Gesetzgebung — und auch jetzt noch nicht allgemein 
— vorgeschrieben. Ein Miether, der vor Ablauf des 
Vertrages starb, konnte stets über sein Recht durch 
Testament verfügen. Während das eigentUche un- 
bewegliche Vermögen immer unmittelbar an den Ver- 
mächtnissnehmer oder den Intestaterben übergeht, 
wird das Recht eines Miethers als bewegliches Ver- 
mögen (personal property) behandelt imd geht daher 
zunächst auf den Testamentsvollstrecker, bezw. auf 
den nach Rechtsbestimmung ernannten Nachlass- 
verwalter über, welcher nach den Bestimmimgen des 
Testaments, bezw. nach den Regeln der Intestat- 
erbfolge darüber zu verfügen hat.''^) 

Man hatte die ursprüngliche Auffassung, nach 
welcher ein Miether nur einen persönlichen Anspruch hat, 
schon im dreizehnten Jahrhundert insofern aufgegeben, 
als man ihm in doppelter Weise ein dingliches Recht 
zuerkannte. Bei einer Störung des Besitzes hatte er 
nicht nur ein Recht auf Schadensersatz, sondern er 
konnte auch den Besitz selbst beanspruchen und zwar 
nicht nur dem Verpächter, sondern auch seinem Rechts- 
nachfolger gegenüber. Bereits damals konnte der 
letztere nicht dem Miether sagen: „Ich habe mit dir 
keinen Vertrag abgeschlossen; suche dein Recht bei 



'^) Die Person, welche nach Intestaterbrecht unbewegliches 
Eigenthum erwirbt, wird als „A^tr" bezeichnet. Ueber die 
Erbregulirung und über den Unterschied zwischen real und 
personal property Vgl. Schuster, Bürgerliche Rechtspflege in 
England. SS. 243—244. 
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demjenigen, mit welchem du kontrahirt hast." Der 
Miether war, solange die Miethzeit dauerte, ebenso 
sicher in seinem Besitze wie der freeholder,^) Auf 
der Grundlage dieser Anschauung hat sich, theilweise 
durch Gerichtsgebrauch, theilweise durch Gesetzgebung, 
das neuere Recht über den Gegenstand aufgebaut. Die 
Rechtsnachfolger des Vermiethers sowohl als des 
Miethers bleiben regelmässig während der Dauer des 
Miethvertrages im Genuss der vertragsmässig festge- 
stellten Rechte und unterliegen den vereinbarten 
Pflichten. Es kommen noch Ausnahmen vor, welche 
zu vereinzelt und zu technischer Natur sind, um hier 
besprochen zu werden, welche aber genügen um zu 
beweisen, dass die ursprüngliche Auffassung, welche 
das Yerhältniss. als ein rein persönliches ansah, noch 
nicht ganz bedeutungslos geworden ist. 

Es giebt indessen eine aus alter Zeit herrührende 
Eigenthümlichkeit des Verhältnisses zwischen Ver- 
pächter und Pächter, welche die Vertragstheorie nicht 
erklären kann. A eitere Urkunden über englische 
Gewohnheiten sowohl, als über die Gebräuche ver- 
wandter Nationen, deuten auf eine Zeit, in welcher die 
Pfändung das einzige Mittel war, zivilrechtliche An- 
sprüche geltend zu machen. So lange die fahrende 
Habe hauptsächlich aus Vieh bestand, und die Gerichts- 
höfe noch nicht in der Lage waren, ihren ürtheüen 
durch rasche und sichere Vollstreckungsmittel Achtung 



^) ^ffion magis poterü aliquis firmarinm eiicere de firma sua quam 
teneutem aliquem de libero tenemento suo'^ — Bracton fo. 220 b. Es 
kommen bei Bracton auch Spuren einer anderen Meinung 
vor: „talis non possidet'^ fo. 165a vgl. 192a. Bracton's endgültiger 
Standpunkt wird erst festgestellt werden können, wenn die 
Textkritik weiter gediehen ist. 
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ZU verschaffen, war es für Jemanden, der über eine ihm 
von seinen Nachbarn widerfahrene Unbill zu klagen 
hatte, das Natürlichste, ein paar Stücke Vieh von dem 
benachbarten Grundstücke wegzutreiben, und dieselben 
zu behalten, bis der Eigenthümer ihn befriedigte, oder 
sich bereit erklärte, den Streit einer unparteiischen 
Behörde zu unterbreiten. Noch selbstverständlicher 
scheint die Art der Selbsthilfe, welche das englische 
Recht ebenfalls bis auf den heutigen Tag erhalten 
hat, und unter dem Namen der „Pfändung bei 
schädigender Handlung" (distraint damage feasant) 
bekannt ist; sie besteht in der Beschlagnahme von 
Thieren,9) welche sich widerrechtlicher Weise auf 
einem fremden Grundstücke befinden, und welche als 
Sicherheit für die Vergütimg des Schadens dienen. 
Nachdem die Gerichtshöfe begonnen hatten, das Er- 
scheinen der Parteien zu erzwingen (es finden sich 
überall Spuren einer Zeit, in welcher sie sich mit der 
Entscheidung von Streitigkeiten begnügten, bei welchen 
die Parteien freiwillig erschienen waren), wandten sie 
dasselbe Zwangsmittel an, das bei Privatstreitigkeiten 
gebräuchlich war. Nach der Einführung der Patri- 
monialgerichte wurde die Pfändung das regelmässige 
Mittel, um das Erscheinen der Gerichtseingesessenen 
zu erzwingen, oder um — gleichviel ob ein gericht- 
liches Verfahren eingeleitet wurde oder nicht — die 
Leistung von Zins oder Frohndienst zu betreiben. An 
einigen Orten war es sogar dem Gutsherrn gestattet, 
das Grundstück selbst mit Beschlag zu belegen. Eine 

^) Alle Gegenstände, die Schaden anrichten, sind der 
Pfändung unterworfen, und eine Lokomotive ist auf diese Art 
von einer Eisenbahngesellschaft mit Beschlag belegt worden; 
für unsere Erläuterung genügt es, Thiere zu erwähnen. 
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Entwiokelung, über welche uns Nichts sicheres be- 
kannt ist, bewirkte es, dass im Laufe der Zeit die 
Ansohauungf zur Geltung kam, dass die Vermiethung 
eines Grundstücks, obwohl sie kein Lehnsverhäitniss 
und daher auch keine Lehnsdienste im eigentlichen 
Sinne begründete, dem EigenÜiümer das Recht gab, 
wenn der Zins im Rückstand war, beliebige Gegen- 
stände von dem Grundstücke wegzunehmen und sie 
als Pfand für die Zahlung zu behalten. Das Recht 
entstand wahrscheinlich in Folge seiner Analogie mit 
dem Rechte des Grundherrn über die Hintersassen 
und wurde von den Miethem aus diesem Grunde nicht 
bestritten. Die Gerichte waren um so eher geneigt, das- 
selbe anzuerkennen, als im Mittelalter der Viehbestand 
meistens von dem Grundeigenthümer gestellt wurde; 
jedenfalls sprach dieser Umstand für die Gerechtigkeit 
des Verfahrens, indem der Grundeigenthümer, der das 
Vieh eines zahlungsunfähigen Pächters in seine Ge- 
walt brachte, ja nur sein Eigenthum zurücknahm. 
Was indessen auch die frühere Entwickelimg des 
Rechts gewesen sein mag, jedenfalls hat dasselbe 
existirt, seitdem das englische Recht überhaupt eine 
positive Gestalt hatte, ^o) Die Gesetzgebung der beiden 
letzten Jahrhunderte hat die Wirksamkeit des Pfandungs- 
rechts noch erhöht, wie denn überhaupt bis fast in 
die neueste Zeit hinein die Tendenz der Gesetzgebimg 
die Grundeigenthümer regelmässig begünstigte. 

^^) Vgl. McuTie, Early History of Institutions S. 261 ff.; Bigelow, 
History of Procedure in England S. 202; Blackstone III. C. 1. Der 
Verfasser kami mit Bigelow's Behauptung, die aussergericht*' 
liehe Pfändung sei eine Neuerung gewesen, nicht überein- 
stimmen. Verbote in älteren Gesetzen, z. B. Cnut II. 19, be- 
weisen, selbst wenn sie allgemein gültig waren — was 
zweifelhaft ist — dass die Gewohnheit stets verbreitet war. 
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Nach gemeinem Recht dienten die mit Beschlag 
belegten Sachen nur als Pfand für die Zahlung der 
Miethe. Es konnte deshalb Nichts weggenommen 
werden, das nicht in derselben Gestalt zurückgegeben 
werden konnte, femer waren die nicht getrennten 
Früchte und Alles, was an dem Boden befestigt war, 
von der Pfändung ausgeschlossen; der örundeigen- 
thümer durfte endlich die genommenen Pfänder nicht 
verkaufen noch sie in irgend einer Weise als Eigen- 
thümer behandeln; abgesehen von dem Fall offenbarer 
Nothwendigkeit, selbst dann nicht, wenn es sich um 
Schutzmassregeln handelte, welche dem wirklichen 
Eigenthümer nützlich gewesen wären. ^J) Ausserdem 
„war früher eine aussergerichtliche Pfändung ein ge- 
wagtes Unternehmen in Folge der vielen einzelnen 
Rechtsvorschriften; denn eine einzige Unregelmässig- 
keit hob die Gesetzmässigkeit des ganzen Verfahrens 
auf" (Blackstone) ; die Pfändung wurde in einem solchen 
Falle als widerrechtlicher Eingriff in fremdes Vermögen 
(trespass) angesehen. Sir Henry Maine hat diesen Um- 
stand bereits beachtet und ihn als Beweis für das hohe 
Alter des Pfandungsrechts angesehen. „Der Formalis- 
mus des alterthümlichen Rechts'' haftet stets an den 
aus früherer Zeit stammenden gewohnheitsrechtlichen 
Prozeduren, bis die Gesetzgebung — wie dies auch 
im vorliegenden Falle geschehen ist — denselben im 



^^) Es ist sogar gesagt worden, er habe kein Recht eine 
Kuh zu melken. Das wird indessen nur in Rolle s Abridgment 
I. 673 berichtet, und steht in direktem Widerspruch mit dem 
Bericht über dieselbe Entscheidung bei Cro, Jac. 147, wo es 
heisst, dass nothwendige Handlungen, die im Interesse des 
Gläubigers erfolgen, von der allgemeinen Regel ausgenommen 
sind. 

Po Hock, Grundbesitz in England. 13 
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Interesse der Betheiligien, manchmal auch in einseitigem 
Interesse beseitigt. Im Jahre 1689 wurde zunächst ein 
Gesetz erlassen, welches den Grundeigenthümer er- 
mächtigte, die gepfändeten Sachen unter Benachrichti- 
gung des Miethers zu verkaufen; das Verkaufsrecht 
wurde durch weitere im 18. Jahrhundert erlassene 
Gesetze genauer festgestellt; auch wurden die Be- 
stimmungen, welche gewisse Gegenstände von der 
Pfändung ausschlössen, bedeutend eingeschränkt. „Die 
jetzt bestehende Befugniss des summarischen Zwangs- 
verkaufs ist eine Schöpfung der neueren Gesetzgebung, 
welche den Vortheil der Reichen mehr berücksichtigt 
als die Rechtswohlthaten, die unser altes Recht den 
Armen gegeben hat" (Palgrave^ Englisli Commonwealth 
I. 182). 

Man muss beachten, dass das Pfändungsrecht des 
Vermiethers viel weiter geht, als jede Befugniss, die 
ihm durch Vertrag eingeräumt werden könnte: denn 
er kann alle beweglichen Sachen wegnehmen, welche 
sich auf dem Grundstücke oder in dem Hause befinden, 
das er vermiethet hat — gleichviel ob sie im Eigen- 
thum des Miethers stehen oder nicht, und der letztere 
könnte selbstverständlich nicht durch Vertrag über 
fremdes Eigenthum verfügen. Es kann dies bei After- 
miethen (welche zur Zeit, als das Pfändungsrecht ent- 
stand, noch nicht vorkamen) zu grossen Unzuträglich- 
keiten führen, indem die Habe des Aftermiethers ge- 
pfändet werden kann, wenn der unmittelbare Miether 
im Rückstande ist. Eine Parlamentsakte vom Jahre 
1871 hat in dieser Beziehung für die Miether möblirter 
Wohnungen (lodgers) eine Erleichterung geschaffen, 
um, wie es in den Worten des Gesetzes heisst, „die 
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grossen Nachtheile und Härten" des früheren Zustands 
zu beseitigen. 12) 

Die Zweckmässigkeit des Pfändungsreohts im Falle 
ländlicher Grundstücke ist neuerdings vielfach erörtert 
worden. Da der Verpächter nothgedrungen Kredit 
gewähren muss, scheint es nicht unbillig, dass er auf 
die eine oder die andere Art und bis zu einem ge- 
wissen Grade vor anderen Gläubigern bevorzugt wird; 
aber die zu Recht bestehende Pfändungsbefugniss bringt 
diesen Grundsatz in möglichst schroffer und unbilliger 
Art zur Geltung. Die Anhänger der unbeschränkten 
Vertragsfreiheit sollten die ersten sein, die Abschaffung 
eines anomalen durch Gewohnheitsrecht entstandenen 
Privilegs zu verlangen, welches durch Vertrag über- 
haupt nicht gewährt werden kann; aber sie siad nicht 
zu dieser Einsicht gekommen. Eine Milderung ist 
allerdings durch das Pachtgesetz von 1883 (Agricultural 
Holdings Act 1883; 46 u. 47 Vict c. 61) bewirkt worden. 
Während früher die Pfändung für rückständige Pacht 
auf sechs Jahre hinaus statthaft war, ist dieselbe jetzt 
bei Ackerland, Wiesen imd Gemüse- und Obstgärten 
auf ein Jahr beschränkt; auch sind gemiethete land- 
wirthschaftliche Maschinen und Thiere, welche nicht 
zum Eigenthum des Pächters gehören, von der Pfän- 
dung ausgeschlossen; die ersteren stets, die letzteren 
unter gewissen Einschränkungen. 

Während die Rechtsvorschrift durch Gewährung des 
Pfändiuigsrechts den Grund eigenthümer in auffallender 
Weise begünstigt, entsteht gewissermassen eine Aus- 
gleichung dadurch, dass die Anwendung summari- 

^2) Die vor Kurzem erlassene Law of Distress Amendment Act 
(öl u 52 Vict c 21) hat das Pfändungsrecht nicht wesentlich 
verändert. 

13* 
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scher Zwangsmassregeln, welche den Vermiethem ge- 
wöhnlich in den Verträgen gestattet wird, in neuerer 
Zeit bedeutend eingeschränkt worden ist, und dass die- 
selben jetzt nur noch ihrem legitimen Zwecke, d. h. der 
Sicherung des Grundeigenthümers dienen können. Nach 
einer schon lange bestehenden Gewohnheit enthalten 
die Miethverträge, namentlich wenn es sich um städtische 
Grundstücke handelt, verschiedene Klauseln, welche 
den Eigenthümer zur Exmission und zur Aufhebung 
des Vertrags ermächtigen, wenn der Miether seine 
Verpflichtungen nicht erfüllt. Die Nicht-Zahlimg der 
Miethe ist der Hauptfall, die Unterlassung der Feuer- 
versicherung ist auch häufig ein Aufhebungsgrund; 
oft wird allgemein bestimmt,' dass jede Vernachlässigung 
der Pflichten des Miethers den Eigenthümer zur Ex- 
mission berechtigt. Im Falle der Nicht-Zahlung der 
Miethe wird jetzt dem Miether nach Tilgung der Schuld 
und der Kosten Restitution gewährt; diese Rechtswohl- 
that entstand zuerst durch die Praxis des Kanzlei- 
gerichts und wurde später durch die Gesetzgebung 
bestätigt. Vor ungefähr zwanzig Jahren wurde auch 
im Fall der Unterlassung der Versicherung der Ver- 
miether unter gewissen Voraussetzungen daran ver- 
hindert, das strenge Recht zur Anwendung zu bringen. 
Nach dem Gesetz von 1881 über die Uebertragung 
von Grundeigenthum {Conveyancing Act 1881; 44 u. 45 
VicL c. 41y s, 14) ist das Gericht ganz allgemein er- 
mächtigt, dem Miether Restitution zu gewähren, wenn 
es sich nicht um die Unterlassung der Zahlung der 
Miethe handelt, in welchem Falle die früher geltenden 
Bestimmungen weiter zur Anwendung kommen sollen. 
Die Regel: ,^omne, quod inaedißcatur, solo cedit" 
gilt auch im englischen Recht, ist aber im Interesse 
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der Miether, welche ihre fftrenge Anwendung früher 
vielfach schädigte, schrittweise modifizirt worden. Es 
muss an dieser Stelle hervorgehoben werden, dass der 
Miethvertrag, wenigstens unter normalen Verhältnissen, 
nie zu den Verträgen gehört 'hat, welche von der 
freien Willensbestimmung der Parteien abhängen. Sein 
Inhalt wird theilweise durch den ausdrücklichen Willen 
der Parteien, theilweise durch die gerichtliche Interpreta- 
tion, theilweise durch die Gesetzgebung, und hie und da 
durch die besonderen Gebräuche des betreffenden Orts 
bestimmt. Der ausdrückliche Parteiwille ist regel- 
mässig nur der Wille des Vermiethers und seiner 
Rathgeber; die Interpretation der Gerichte war bis zur 
jüngsten Zeit ebenfalls dazu geneigt, im Zweifel Rechts- 
vermuthungen zu Gunsten der Eigenthümer aufzu- 
stellen, und die herrschende Tendenz der Gesetzgebung 
bis in die Mitte unseres Jahrhunderts bewegte sich in 
derselben Richtung. Die Anerkennung der lokalen 
Gebräuche hätte, wenn sie zeitig erfolgt wäre, viel 
dazu beitragen können, das Gleichgewicht wieder her- 
zustellen; aber da sie ebenfalls von der Neigung der 
Richter abhing, konnte zu einer Zeit, in der jede lokale 
Gewohnheit als natürliche Feindin des gemeinen Rechts 
angesehen und nur dann anerkannt wurde, wenn sie 
unwiderleglich nachgewiesen worden war, auch nach 
dieser Richtung wenig erreicht werden. Vielen Miethern 
ist es wahrscheinlich in früherer Zeit in Fällen, in 
welchen heute die Entscheidung ganz anders ausfallen 
würde, nicht gelungen, eine Anerkennung der ihnen 
nach Ortsgebrauch zustehenden Befugnisse durch- 
zusetzen; andere Hessen sich wohl durch den Miss- 
erfolg ihrer Leidensgefährten davon abschrecken, sich 
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Überhaupt auf derartige Gebräuche zu berufen. ^^) In 
Bezug auf den hier vorliegenden Punkt entschieden 
die Gerichte bereits im Anfange des 18. Jahrhunderts, 
dass die zum Zwecke des Gewerbebetriebs befestigten 
Gegenstände jederzeit vor Ablauf des Miethvertrags 
entfernt werden können; jedoch weigerten sich die 
Richter mit beklagenswerther Zaghaftigkeit im Beginn 
unseres Jahrhunderts, den Grundsatz auch auf Ge- 
bäude und Vorrichtungen anzuwenden, welche ein 
Pächter für landwirthschaftliche Zwecke angebracht 
hat. Die Gesetzgebung hat jetzt, schrittweise vor- 
gehend, die Regel aufgestellt, welche die Gerichte als 
Bestandtheil des gemeinen Rechts nicht anerkennen 
wollten. Ein Gesetz von 1851 bestimmt, dass ein 
Pächter, der mit der schriftlichen Genehmigung des 
Grundeigenthümers landwirthschaftliche Gebäude oder 
Maschinen auf seine Kosten errichtet hat, dieselben 
wieder entfernen kann, wenn nicht der Eigenthümer des 
Pachthofs es vorzieht, dieselben zum Taxationswerthe 
zu übernehmen. Das Pachtgesetz von 1875 bestimmt, 
dass im Falle von Maschinen und befestigten Gegen- 
ständen das Recht des Pächters nicht von der Ge- 
nehmigung des Grundeigenthümers abhängig sein soll, 
gestattet dem letzteren aber ausnahmsweise ein Wider- 
spruchsrecht gegen die Errichtung von Dampfmaschinen. 
Die letztere Ausnahme wurde wiederum durch die Agri-- 
cultural Holdings Act 1883 8, 34 beseitigt. 

'3) Die Tendenz der neueren Rechtsprechung, Ortsgebräuche 
zu berücksichtigen, zeigt sich in sehr augenfälliger Weise 
in einer Entscheidung des House of Lords aus dem Jahre 1883 
(8 App, C, 508). Es handelte sich um einen erst seit 40 bis 
50 Jahren bestehenden Gebrauch, und der Vertrag enthielt 
eine Klausel, welche bei nachtheiliger Tendenz von dem 
Richter wohl als derogirend hätte angesehen werden können. 



r 
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Es besteht noch eine wichtige volkswirthschaftliohe 
Frage in Bezug auf das Verhältniss der Grundeigen- 
thümer zu den Pächtern, für welche das englische 
gemeine Recht keine Lösung gefunden hat. Es gibt 
keine allgemeine Rechtsregel, welche dem Pächter 
Anspruch auf Entschädigung für die von ihm be- 
wirkten dauernden oder nicht vollkommen ausgenutzten 
Aufbesserungen gibt. Ein Pächter, dessen Vertrag 
sich auf einen erheblichen Zeitraum erstreckt, kann 
sich zweifelsohne so einrichten, da der ganze Vor- 
theil seiner Verwendungen ihm noch vor Ablauf der 
Zeit zu gute kommt; freilich leidet in diesem Falle 
das Grundstück darunter, da es das Interesse des 
Pächters ist, seine Aufbesserungen soviel als möglich 
auszunutzen. In England ist indessen bei ländlichen 
Grundstücken die Verpachtung von Jahr zu Jahr die 
Regel, und Verträge auf bestimmte längere Zeiträume 
koraonen nur ausnahmsweise vor. In einigen Landes- 
theilen existiren Gebräuche, welche sich als ziemlich 
zweckmässig ergeben haben; es besteht an diesen 
Orten eine Entschädigungsskala für die Aufwendungen 
des Pächters an Kalk, künstlichem Dünger, künst- 
lichem Viehfutter u. s. w.; aber diese Gebräuche sind 
in ihrer Ausdehnung eingeschränkt und in der Regel 
nur auf die Bodenverhältnisse und die landwirthschaft- 
lichen Gewohnheiten des besonderen Bezirkes anwend- 
bar. Im Jahre 1875 wurde auf Veranlassung der 
llegierung ein als y^Agricultural Holdings Act 1876'^ 
bezeichnetes Gesetz erlassen, welches die Entschädi- 
gung des Pächters nach einer, die Natur der Auf- 
wendungen berücksichtigenden Skala vorschrieb und 
zugleich Kontrolmittel und Vorsichtsmassregeln ein- 
führte, um den Grundeigenthümer vor gewagten Unter- 
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nehmungen des Pächters zu schützen. Es stand in- 
dessen den Betheiligten frei, die Wirkung des Gesetzes 
durch Vertrag auszuschhessen, und es war also schliess- 
lich nur die Aufstellung eines Normalentschädigungs- 
vertrages erreicht worden, welchen die Parteien nach 
ihrem Belieben annehmen oder ablehnen konnten. 
Man erhoffte offenbar eine allgemeine Anwendung des 
Gesetzes; aber sei* es nun, dass die Grundeigenthümer 
ihre Privilegien nicht gemindert sehen wollten, und 
in der Lage waren, ihre Pächter zur Uebereinstimmung 
mit dieser Anschauung zu bewegen; sei es, dass- beide 
Theile die ihnen bekannten Ortsgebräuche vorzogen, 
selbst wenn sie noch keine gerichtliche Bestätigung 
erhalten hatten, sei es, dass beide Gründe zusammen- 
wirkten — Thatsache ist, dass fast überall, sobald das 
Pachtverhältniss zu erneuem war, Verträge abge- 
schlossen wurden, welche die Anwendung des Gesetzes 
ausschlössen. 14) Es wurde auf diese Weis^ klar, dass 
eine entschiedenere Handhabung des Gegenstandes 
geboten sein werde; auch hat die beständig neu auf- 
tauchende irische agrarische Frage (welche wir in der 
vorliegenden Arbeit nicht berücksichtigen können), 
zweifelsohne dazu beigetragen, die Aufmerksamkeit 
des Volks auf die Ansprüche der englischen Pächter 
zu lenken. Sie konnten mit Recht sagen imd es wurde 
thatsächlich in ihrem Namen gesagt: „Ihr habt ganze 
Sitzungsperioden darauf verwandt, kühne Heilmethoden 
zu ersinnen, um den schlimmen Zustand der Beziehungen 
zwischen den Grundeigenthümem und Pächtern Irlands 



^*) „Von wenigen Ausnahmen abgesehen haben die eng- 
lischen Grundeigenthümer die Anwendung des Gesetzes auf 
ihre Güter sämmtUoh abgelehnt." — G. Brodrick: English Land 
und English Landhrds, S. 209. 
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ZU verbessern. Indessen warten wir, bis Ihr auch für 
uns Müsse findet. Wir verlangen durchaus keine ge- 
wagten Methoden, sondern nur eine gerechte und 
massige Befriedigung von Ansprüchen, deren grund- 
sätzliche Berechtigung Ihr bereits anerkannt habt. 
Wenn Ihr un» nicht unser Recht verschafft, so ent- 
muthigt Ihr die Rechtsliebenden und die Ruhigen und 
setzt eine Belohnung auf die Anwendung der Gewalt." 

Man hat zwei Wege vorgeschlagen, um dem Pächter, 
dessen Zeit abgelaufen ist, eine Entschädigung zu 
sichern. Der eine besteht in der Vergütung des 
Werthes der Aufbesserungen, welcher nach einer 
mehr oder weniger detaillirten Schätzungsskala und 
nach Massgabe des Vortheils, den sie dem neuen 
Pächter bringen, zu berechnen ist. Von dieser Methode 
ausgehend haben hervorragende Grundeigenthümer 
und Landwirthe, Mitglieder der beiden politischen 
Parteien, einen Entwurf ausgearbeitet, der im Jahre 
1883 von der Regierung angenommen und dem Par- 
lament unterbreitet wurde. Derselbe wurde unter all- 
gemeiner Zustimmung genehmigt und zum Gesetz er- 
hoben. Einige der in demselben Gesetze enthaltenen, 
auf andere Punkte bezüglichen Bestimmungen haben 
wir bereits erwähnt. 

Die zweite Methode der Entschädigung wäre die 
Ermittelimg des Werths der Aufbesserungen durch 
freie Konkurrenz, mit anderen Worten, die Zulassung 
des Verkaufs des Pächterrechts. Diese Methode wurde 
von ihren Freunden mit grosser Wärme empfohlen, 
hat sich aber weder in der öffentlichen Meinung noch 
im Parlamente viele Anhänger erworben, und es ist 
gegenwärtig wenig Aussicht für die Annahme der- 
selben. 
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Entwickelung, über welche uns Nichts sicheres be- 
kannt ist, bewirkte es, dass im Laufe der Zeit die 
Anschauung zur Geltung kam, dass die Vermiethung 
eines Grundstücks, obwohl sie kein Lehnsverhältniss 
und daher auch keine Lehnsdienste im eigentlichen 
Sinne begründete, dem Eigenthümer das Recht gab, 
wenn der Zins im Rückstand war, beliebige Gegen- 
stände von dem Grundstücke wegzunehmen und sie 
als Pfand für die Zahlung zu behalten. Das Recht 
entstand wahrscheinlich in Folge seiner Analogie mit 
dem Rechte des Grundherrn über die Hintersassen 
und wurde von den Miethem aus diesem Grunde nicht 
bestritten. Die Gerichte waren um so eher geneigt, das- 
selbe anzuerkennen, als im Mittelalter der Viehbestand 
meistens von dem Grundeigenthümer gestellt wurde; 
jedenfalls sprach dieser Umstand für die Gerechtigkeit 
des Verfahrens, indem der Grundeigenthümer, der das 
Vieh eines zahlungsunfähigen Pächters in seine Ge- 
walt brachte, ja nur sein Eigenthum zurücknahm. 
Was indessen auch die frühere Entwickelung des 
Rechts gewesen sein mag, jedenfalls hat dasselbe 
existirt, seitdem das englische Recht überhaupt eine 
positive Gestalt hatte. ^^) Die Gesetzgebung der beiden 
letzten Jahrhunderte hat die Wirksamkeit des Pfändungs- 
rechts noch erhöht, wie denn überhaupt bis fast in 
die neueste Zeit hinein die Tendenz der Gesetzgebung 
die Grundeigenthümer regelmässig begünstigte. 

'0) Vgl. Maine, Early History of Institutions S. 261 ff.; Bigelow, 
History of Procedure in England S. 202; Blackstone III. C. 1. Der 
Verfasser kann mit Bigelow's Behauptung, die aussergericht^ 
liehe Pfändung sei eine Neuerung gewesen, nicht überein- 
stimmen. Verbote in älteren Gesetzen, z. B. Cnut II. 19, be- 
weisen, selbst wenn sie allgemein gültig waren — was 
zweifelhaft ist — dass die Gewohnheit stets verbreitet war. 
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Nach gemeinem Recht dienten die mit Beschlag 
belegten Sachen nur als Pfand für die Zahlung der 
Miethe. Es konnte deshalb Nichts weggenommen 
werden, das nicht in derselben Gestalt zurückgegeben 
werden konnte, femer waren die nicht getrennten 
Früchte und Alles, was an dem Boden befestigt war, 
von der Pfändung ausgeschlossen; der Grundeigen- 
thümer durfte endlich die genommenen Pfander nicht 
verkaufen noch sie in irgend einer Weise als Eigen- 
thümer behandeln; abgesehen von dem Fall offenbarer 
Nothwendigkeit, selbst dann nicht, wenn es sich um 
Schutzmassregeln handelte, welche dem wirklichen 
Eigenthümer nützlich gewesen wären. ^^) Ausserdem 
„war früher eine aussergerichtliche Pfändung ein ge- 
wagtes Unternehmen in Folge der vielen einzelnen 
Rechtsvorschriften; denn eine einzige Unregelmässig- 
keit hob die Gesetzmässigkeit des ganzen Verfahrens 
auf" (Blackstone); die Pfändung wurde in einem solchen 
Falle als widerrechtlicher Eingriff in fremdes Vermögen 
(trespass) angesehen. Sir Henry Maine hat diesen Um- 
stand bereits beachtet und ihn als Beweis für das hohe 
Alter des Pfandungsrechts angesehen. „Der Formalis- 
mus des alterthümlichen Rechts" haftet stets an den 
aus früherer Zeit stammenden gewohnheitsrechtlichen 
Prozeduren, bis die Gesetzgebung — wie dies auch 
im vorliegenden Falle geschehen ist — denselben im 



^^) Es ist sogar gesagt worden, er habe kein Recht eine 
Kuh zu melken. Das wird indessen nur in Rolle s Abridgment 
I. 673 berichtet, und steht in direktem Widerspruch mit dem 
Bericht über dieselbe Entscheidung bei Cro, Joe. 147, wo es 
heisst, dass nothwendige Handlungen, die im Interesse des 
Gläubigers erfolgen, von der allgemeinen Regel ausgenommen 
sind. 

Pollock, Grundbesitz in England. 13 
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dauerlich, dass der Grundsatz der Entschädigung nicht 
schon vom gemeinen Recht eingeführt wurde. Orts- 
gebräuche und Präjudizien hätten dann die Modaü- 
täten und Einzelheiten der Entschädigungspflicht weit 
besser festgestellt als die Klauseln und Anlagen 
einer neuen Parlamentsakte. Wir sind heutzutage 
nicht mehr im Stande Grundsätze in ihren allgemeinen 
Zügen in unseren Gesetzen niederzulegen, und die 
Ausführung ihren natürlichen Lauf nehmen zu lassen; 
wir erwarten, dass für jeden möglichen Fall Vor- 
kehrung getroffen werden kann; wir verstricken uns 
in einem kasuistischen Knäuel und sind schliesslich 
doch nicht sicher, dass wir nicht trotzdem wesentliche 
Fälle übersehen haben. Wir werden dieses Uebel 
nicht vermeiden oder mildem können, wenn wir nicht 
entweder die neuerdings aufgekommene Methode der 
Delegation gesetzgeberischer Befugnisse in grösserem 
Masse anwenden, oder nach unserer früheren Gewohn- 
heit uns damit begnügen, in unseren Gesetzen allge- 
meine Anleitungen zu geben, indem wir den aus- 
führenden Behörden grössere Freiheit überlassen. Dies 
aber sind Fragen der Gesetzgebungspolitik. 

Wenn wir von der eben besprochenen Gesetz- 
gebung absehen, welche erst seit Mitte unseres Jahr- 
hunderts begonnen hat, besteht kein rechtlicher Unter- 
schied zwischen der Pacht ländlicher und der Miethe 
städtischer Immobilien, jedoch weichen die thatsäch- 
lichen Gewohnheiten wesentlich von einander ab, je 
nachdem es sich um Grundstücke der einen oder der 
anderen Gattung handelt. Ländliche Grundstücke 
werden gewöhnlich unmittelbar von dem Eigenthümer 
an den Bewirthschafter verpachtet, und es entsteht 
zwischen denselben eine persönliche Beziehung, welche 
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tiefer geht als das eigentliche Vertragsverhältniss; 
und zwar ist dies auch der Fall, wenn der Hof 
sich im Eigenthum einer juristischen Person be- 
findet. Der Pächter ist nach englischem Recht zwar 
verpflichtet, den vollen vereinbarten Betrag jährlich 
zu zahlen, gleichviel ob die Ernte gut oder schlecht 
ausgefallen ist; aber es ist ein regelmässiger Ge- 
brauch, dass der Eigenthümer in ungünstigen Jahren 
eine dem Ausfall vom Durchschnittsertrag entsprechende 
Quote erlässt Ein angesehener Grundeigenthümer, 
welcher sich weigern würde, dieser Gewohnheit nach- 
zukommen, wäre allerdings in seinem Rechte, doch 
würde seine Stellung in der Gegend erheblich durch 
eine solche Verhaltungsweise leiden. In vielen Graf- 
schaften waren Ermässigungen von 15 bis 20 Prozent 
seit einer Reihe von Jahren leider ziemlich regel- 
mässig nöthig. Der Grundeigenthümer erwartet hin- 
gegen vom Pächter einen gewissen Grad von Nach- 
giebigkeit imd Gefälligkeit in anderen Dingen und 
zwar nicht nur in Bezug auf die Ausübung der Jagd 
und ähnliche Angelegenheiten; es wird häufig mit 
derselben Zuversicht auf die politische Fügsamkeit 
des Pächters gerechnet als auf seine Pünktlichkeit 
bei der Erfüllung seiner vertragsmässigen Verpflich- 
tungen. Bei Grundstücken, deren Pacht von Jahr zu 
Jahr erneuert wird, kann man vielfach sagen, dass 
der Anschluss an die politische Partei des Grund- 
eigenthümers als Bedingung der Erneuerung ange- 
sehen wird. 

Bei städtischen Immobilien — gleichviel ob sie zur 
Wohnung oder für Geschäftszwecke benutzt werden — 
kommen derartige Verhältnisse nicht vor. Der Ab- 
schluss des Vertrags sowohl als die Beziehungen 
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zwischen den Parteien regeln sich nach rein geschäft- 
lichen Gesichtspunkten. Der Eigenthümer eines Grund- 
stücks, auf welchem eine Fabrik oder ein Geschäfts- 
lokal steht, verkauft dem Fabrikanten bezw. dem 
Geschäftsmann das Recht, das Haus zu benutzen, 
ebenso wie dieser seine Waare verkauft, d. h. für den 
höchsten erzielbaren Preis. Ebenso verhält es sich 
bei Bergwerken, bei welchen nicht nur das Recht 
der Benutzung des Grundstücks verkauft wird, sondern 
auch ein Theil seiner Substanz, nämlich die Kohlen, 
Erze oder anderweitigen Mineralien, deren Gewinnung 
dem Bergwerksuntemehmer gestattet wird. Bei ge- 
mietheten Häusern kommt femer die Ueberlassung 
an einen Aftermiether nicht ausnahmsweise sondern 
vielmehr regelmässig vor. Der Eigenthümer eines 
städtischen Grundstücks vermiethet dasselbe an einen 
Bauunternehmer durch eine sogenannte building lease 
auf eine gewisse Frist; früher erstreckte sich dieselbe 
gewöhnlich auf 99 Jahre, nach jetzigem Gebrauch — 
wenigstens in London und der Umgegend — wird sie 
meistens auf 80 Jahre festgesetzt. Der Bauunter- 
nehmer verpflichtet sich, auf dem Grundstück ein 
Haus oder mehrere Häuser zu erbauen, je nach den 
mehr oder weniger in Einzelheiten eingehenden Be- 
stimmungen des Vertrags. Nach Ablauf der Frist 
nimmt der Eigenthümer das Gebäude in seinen Besitz; 
der Bauunternehmer sucht sich durch den Gewinn zu 
entschädigen, welcher ihm inzwischen aus der Ver- 
miethung an die Bewohner erwachsen ist. Bei besseren 
Häusern, welche an einen einzigen Bewohner ver- 
miethet werden, kommt in der Regel nur eine einfache 
Aftermiethe vor. Es können indessen zwischen dem 
Eigenthümer und den Bewohnern eine Reihe von 
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Zwischenpersonen stehen; es kommt dies namentlich 
bei Häusern vor, die eine Anzahl kleinerer Wohnungen 
enthalten; die letzten Aftermiether haben in solchen 
Fällen nicht nur die eigentliche Miethe, sondern auch 
den Gewinn der Zwischenpersonen zu zahlen, und 
haben dafür schlechte Wohnungen auf ungewisse Zeit. 
Das System der huilding leases ist für den Eigenthümer 
bequem, da ihm dasselbe, abgesehen von der Fest- 
stellung der Baupläne oder der Bestimmung des all- 
gemeinen Karakters der Gebäude, jegliche Mühe er- 
spart, und ihm die Aussicht verschafft, sein Grundstück 
nach Ablauf der Zeit in bedeutend werthvoUerem Zu- 
stand zurückzuerhalten. Er könnte allerdings die Ge- 
bäude selbst errichten und sie unmittelbar an die Be- 
wohner vermiethen, aber er hätte dann auch die Mühe 
und die Gefahr zu tragen, welche nach dem jetzigen 
regelmässigen Gebrauch dem ursprünglichen Miether 
zur Last fallen, der dementsprechend gewöhnlich als 
„spekulativer Bauunternehmer" bezeichnet wird. Für 
alle anderen Betheiligten und allem Anschein auch 
für das Gemeinwesen, ist das Institut der building 
leases höchst nachtheilig. Da der Bauunternehmer 
kein dauerndes Recht auf die Häuser erwirbt, hat er 
keine Veranlassimg, besondere Sorgfalt auf den Bau 
anzuwenden; er geräth vielmehr in Versuchung, nur 
insoweit vorsichtig zu bauen, als er die Genehmigung 
des von dem Eigenthümer bestellten Architekten er- 
langen und auch dafür sorgen muss, dass er Aftermiether 
findet. Er kauft das Recht auf die Nutzung der 
Grundstücke auf beschränkte Zeit, und verkauft die- 
selbe gleichsam im Detail an das Publikum, entweder 
direkt oder durch Vermittelung von Zwischenpersonen. 
Die ganze Gefahr der Fluktuation des Marktwerths 
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fällt auf ihn; selbst unter den günstigsten Verhält- 
nissen muss es ziemlich lange dauern, ehe ihm sein 
Unternehmen Nutzen bringt; denn selbst bei übereilter 
und fahrlässiger Arbeit vergeht einige Zeit darüber, 
bis eine Anzahl Häuser gebaut ist, und dieselben be- 
wohnbar sind. Es gibt kein Geschäft, bei welchem 
der Gewinn so unsicher ist, und keines, bei welchem 
die Zahlungsunfähigkeit der Betheiligten häufiger vor- 
kommt; anderseits haben bekannte Bauunternehmer 
in London und an anderen Orten grosse Vermögen er- 
worben. Wenn der Bauunternehmer oder die Zwischen- 
person Gelegenheit haben, suchen sie natürlich ihren 
Vortheil soweit als möglich auszunutzen, und aus 
diesem Grunde wird auf Wohnhäuser in der Regel 
die höchste irgendwie erhältliche Miethe gezahlt (man 
nennt dies rack rent). Wohlhabende Personen leiden 
hierunter weniger, aber die ärmeren Aftermiether, 
welche in der Regel in einem bestinunten Viertel 
wohnen müssen und in der Auswahl der Wohnungen 
beschränkt sind, werden hart davon betroffen. 

Es ist offenbar widersinnig, bei einem solchen 
System von Vertragsfreiheit zu reden. Gute Bau- 
plätze in der Nähe von Städten und in noch höherem 
Grade der in den Städten selbst gelegene Grund und 
Boden, besonders in den für Geschäfts- oder Woh- 
nungszwecke günstig gelegenen Quartieren sind für 
den Grundeigenthümer ein Monopol. Er diktirt dem 
Bauunternehmer seine Bedingungen, und dieser dik- 
tirt sie seinerseits an die Bewohner, indem er die 
Verpflichtungen, welche er dem Grundeigenthümer 
gegenüber übernommen hat, genau in derselben Weise 
den Aftermiethem auferlegt, um vollkommen ge- 
deckt zu sein. Es kommt daher sehr häufig vor. 
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daös die Wohnungen ganzer Städte nach der Laune 
einiger weniger Grundeigenthümer eingerichtet sind. 
Ganze Stadtviertel der Hauptstadt werden auf diese 
Weise vom Duke of Westminster oder vom Duke of 
Bedford beherrscht; sie können bestimmen, ob gewisse 
Arten von Gebäuden erbaut, gewisse Gewerbe betrieben 
werden dürfen, und ihr Machtspruch ist keiner Kon- 
trole und keiner Berufung unterworfen. In den Augen 
des Rechts sind die dem Duke of Westminster, dem 
Duke of Bedford oder dem Viscount Portman gehörigen 
Komplexe nur bestimmte Flächen Landes, auf welchen 
die Eigenthümer nach ihrem Gutdünken Gebäude er- 
richten lassen konnten oder nicht. Wenn dieselben 
es vorziehen, ihr Eigenthum nicht zu verkaufen sondern 
vielmehr dasselbe an Bauunternehmer zu vermiethen, 
so steht es ja im Ermessen der Betheiligten, darauf 
einzugehen oder nicht — ebenso wie ein Gutsherr auf 
dem Lande, dem es schwer fällt, einen Pächter zu 
finden, wenn sich einer anbietet, denselben annehmen 
oder gehen lassen kann. Zufällige Umstände mögen 
dem Grundeigenthümer ein Monopol geben — aber 
dies ist eine günstige Zuwendung des Glücks, welche 
das Recht nicht zu berücksichtigen hat. — So sagt das 
Recht, aber es ist leicht ersichtlich, zu welchen Kon- 
sequenzen diese Anschauung führt, und wenn in der 
That die unbeschränkte Macht einiger Grundeigen- 
thümer im Ganzen in England wenig Anlass zu Klagen 
gegeben hat, so spricht dies viel für den Karakter der 
Menschen im Allgemeinen, und insbesondere für die 
Traditionen der englischen gebildeten Klassen. Der Ge- 
genstand wird indessen im nächsten Menschenalter, viel- 
leicht schon im unseren, zu ernstlichen Erwägungen 
Anlass geben. Der Werth städtischen Grundeigenthums 

Pcllock, Grundbesitz in England. 14. 
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ist in bedeutend höherem Grade gestiegen als der des 
ländlichen Grund und Bodens; die Steigerung ist durch 
die schlimme Lage der Landwirthsohaft kaum beein- 
trächtigt worden, und es liegt kein Grund vor, warum 
sie nicht fortdauern sollte. Aus diesem Umstände er- 
gibt sich ein neuer mächtiger Beweggrund, welcher 
die glücklichen Eigenthümer von Grund und Boden 
innerhalb der Haupttheile Londons veranlasst, lieber 
zu vermiethen als zu verkaufen; denn wenn Jemand 
z. B. innerhalb der Gty Land veräussert, so giebt er 
damit, wenn er auch jetzt einen verhältnissmässig 
hohen Preis erzielt, die Hoffnung auf einen ganz un- 
schätzbaren Gewinn in der Zukunft auf. Eine An- 
häufung von Reichthum und Macht in wenigen Hän- 
den und in den wichtigsten Landestheilen konzentrirt, 
wie sie bevorsteht, ist in der Geschichte noch nicht 
vorgekommen, und kann möglicherweise dem Gemein- 
wesen Gefahr bringen. Es ist indessen leichter, die 
Gefahr zu erkennen, als ein Mittel zur Abhilfe zu fin- 
den. In Schottland gibt es keine huilding leases; es 
ist daselbst gebräuchlich, Grundstücke auf ewige Zeit 
unter Auferlegung eines Zinses zu verleihen (nach 
schottischem Lehnsrecht kann dies durch einen so- 
genannten feu contract geschehen). In den nörd- 
lichen Theilen Englands wird derselbe Zweck in we- 
niger direkter Form erreicht, indem daselbst vielfach 
die Grundstücke gegen eine dauernde jährliche Zah- 
limg verkauft werden, welche die Natur einer Reallast 
hat und als rent charge bezeichnet wird. ^5) Es hat dies 



1^) Seit dem Erlass des Gesetzes ^^quia emptores" kann ein 
lehnsrechtlicher Zins (freehold rent) nicht mehr auferlegt werden. 
In Schottland giebt es kein ähnliches Gesetz, und dasselbe ist 
auch in einigen amerikanischen Staaten nicht rezipirt worden. 
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aber viele Naohtheile; denn jeder Theil des Grund- 
stücks haftet für die ganze Zahlung und wenn das- 
selbe also, wie es vielfach geschieht, in einer Anzahl 
von Parzellen weiter veräussert wird, so ist jeder 
Käufer einer Haftung unterworfen, deren Umfang er 
nicht kennt, und welche möglicherweise seine Kräfte 
übersteigen kann. Miethverträge (leases) auf sehr 
lange Zeit z. B. auf 999 Jahre sind manchmal für 
denselben Zweck angewandt worden, unterliegen aber 
auch denselben Bedenken. In anderen Theilen Nord- 
Englands ist der absolute Verkauf der Qrimdstücke 
an die Bauunternehmer gebräuchlich. Es ist dies ent- 
schieden die einfachste imd vernünftigste Methode. 

Von verschiedenen Seiten ist der Vorschlag ge- 
max^ht worden, den Miethem von Häusern, deren Ver- 
träge sich über eine bestimmte Dauer hinaus erstrecken, 
ein gesetzliches Expropriationsrecht zu geben.^^) Die 
Bedingungen wären in jedem einzelnen Falle durch 
Schiedsgericht oder durch ein gerichtliches Verfahren- 
festzustellen, falls keine Vereinigung zwischen den 
Parteien erzielt werden kann. Die entsprechenden 
Klauseln des Pachtgesetzes könnten als Grundlage 
dienen. Die erste Wirkimg eines derartigen Gesetzes 
wäre wahrscheinlich eine Verminderung im Angebot 
von Bauplätzen imd Wohnhäusern, indem die Grund- 
eigen thümer sich dagegen sträuben würden, neue 
Miethverträge abzuschliessen, und die Missstände des 
Monopols würden dadurch auf einige Zeit erhöht 
werden. Die weiteren Wirkungen kann man nicht 



Iß) Zwei verschiedene Gesetzentwürfe, welche diesen (xegen- 
stand berühren, sind in der Session von 1887 dem Hause der 
Gemeinen vorgelegt worden. Beide beschränken sich auf 
Miethverträge, deren Dauer 20 Jahre überschreitet. 



212 SECHSTES KAPITEL. 

leicht vorhersehen. Es erscheint zweifelhaft, ob ge- 
rade die Leute, für welche ein dauerndes Recht auf 
Grund und Boden wünschenswerth wäre, in die Lage 
kämen, dasselbe zu erwerben. In Bezug auf die Bau- 
unternehmer ist es keineswegs erwiesen, dass sie be- 
sonders auf das Eigenthum erpicht sind; denn wenn 
dies so wäre, so würde es ihnen auch jetzt nicht an 
Gelegenheit fehlen, Grund und Boden käuflich zu er- 
werben. Zwar wünschen die Eigenthümer in den 
Städten regelmässig nicht, zu verkaufen; indessen 
kommen doch in Folge verschiedener Umstände häufig 
Zwangsverkäufe vor. Es ist indessen schon ein Fort- 
schritt, dass man einsieht, dass die Frage zur Erwä- 
gung vorliegt. Der Vorschlag einer zwangsmässigen 
Ablösung der Rechte des Grundeigenthümers ist jeden- 
falls ein beachtenswerther Beitrag zu ihrer Beant- 
wortung, welcher sowohl in London als anderswo 
ernstliche Beachtung gefunden hat. Im Jahre 1887 
wurde der Gegenstand von einer Kommission des 
Hauses der Gemeinen in Erwägung gezogen, deren 
Bericht noch nicht veröffentlicht ist. Juristische 
Schwierigkeiten liegen nicht vor; nur wird im Falle 
von Familienstiftungen die Eintheilung des Erlöses 
etwas Sorgfalt erfordern. Es brauchen daher nur die 
volkswirthschaftlichen Seiten der Frage berücksichtigt 
zu werden. 

Der Vorschlag wird durch Argumente unterstützt, 
welche theilweise wenig stichhaltig sind, indem sie 
sich ad misericordiam oder ad invidiam wenden, statt 
die Frage einer leidenschaftslosen Prüfung im öffent- 
lichen Interesse zu unterziehen. Es ist nicht die Auf- 
gabe des Staates, Leute, welche mit offenen Aug'en 
sich in gewagte Unternehmungen einlassen, zu ent- 
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schädigen oder erfolgreiche Spekulanten zu zwingen, 
ihren Gewinn mit Personen zu theilen, welche keinen 
Antheil an der Gefahr hatten. Auf der anderen Seite 
wird, wie zu erwarten war, mit grosser Heftigkeit be- 
hauptet, der Vorschlag enthalte eine Verletzung der 
Eigenthumsreohte und der Vertragsfreiheit. Aus den 
bereits angegebenen und anderen Gründen hat eine 
derartige Argumentation kein grosses Gewicht. Man 
könnte ebenso sagen, dass Niemand genöthigt ist, die 
Eisenbahn für seine Reisen oder die Beförderung von 
Waaren zu benutzen, da es ja Fahrstrassen und Kanäle 
gibt, aber man hat schon längst zugegeben, dass die 
Freiheit der Wahl in diesem Falle meistens illusorisch 
ist, und nur die extremsten Theoretiker widersetzen 
sich gegen eine staatliche Regelung der Eisenbahn- 
tarife. Es ist richtig aber hier unerheblich, zu sagen, 
dass im Allgemeinen die freie Konkurrenz dem Ver- 
kehr dienlicher ist als die Einmischung der Gesetz- 
gebung, wenn wirklich eine wirksame Konkurrenz 
vorhanden ist, und es wäre mehr am Platze das alte 
Sprüchwort ^corruptio optimi pesaima^'' anzuwenden; 
denn Nichts ist schlimmer als einseitige Konkurrenz. 
Es ist vielleicht der Erwägung werth, ob nicht eine 
Reform vorzuziehen wäre, welche den Gemeinden lieber 
als den Individuen das Expropriationsrecht gewähren 
würde. Einige der Stadtgemeinden im Norden Eng- 
lands haben bereits in dieser Richtung gewirkt, indem 
sie die von Zeit zu Zeit sich bietenden Gelegenheiten, 
Grundeigenthum innerhalb ihrer Gebiete zu erwerben 
benutzten. Die sogenannte AUotment Act, welche vor 
Kurzem erlassen wurde, dient in gewissem Umfange 
diesem Zwecke, und es wird deshalb nützlich sein, 
dieses Gesetz in seinen Hauptzügen zu beschreiben. 
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Wohlwollende Qrundeigenthümer auf dem Lande 
haben schon lange die Gewohnheit gehabt, die auf 
ihren Gütern wohnenden Tagelöhner zur Pachtung 
kleiner Parzellen zu ermuthigen, welche von denselben 
in ihren Mussestunden zu ihrem Vergnügen und zu 
ihrem Nutzen bewirthsohaftet werden. Man hat in- 
dessen neuerdings gefunden, dass der gute Wille und 
die Intelligenz der Einzelnen nicht genügt, um die 
allgemeine Anwendung derartiger Gebräuche herbei- 
zuführen und das erwähnte Gesetz ^7) hat deshalb den 
örtlich zuständigen Behörden für Gesundheitswesen 
{local sanitary authorities) eine Expropriationsbefugniss 
für den Fall eingeräumt, dass die freiwilligen Mass- 
regeln innerhalb des betreffenden Bezirks nicht ge- 
nügen. Wenn ein derartiger Mangel nachgewiesen 
wird, ist die Behörde ermächtigt Grundstücke zu kaufen 
oder zu pachten. Wenn dies durch Vereinbanmg mit 
den Grundeigenthümem nicht bewerkstelligt werden 
kann, so darf die Grafschafts - Verwaltungsbehörde ^s) 
auf Antrag der erstinstanzüchen Behörde ein provi- 
sorisches Regulativ erlassen, welches ein dem im 
Interesse von Eisenbahngesellschaften und öffentlichen 
Körperschaften angewandten ähnliches Expropriations- 
verfahren ermöglicht, aber erst wirksam wird, nach- 
dem es durch Parlamentsakte bestätigt worden ist 
Parkanlagen, Gärten und Wiesen in der unmittelbaren 
Umgebung von Wohnhäusern sind ausgeschlossen. 
Die Parzellen, welche auf Grund dieses Gesetzes er- 
worben worden sind, sind in der Weise zu verpachten 



17) Aüotments Ad 1887; 50 u. 51 Vict c. 48. 

18) Diese Behörden sind durch die Locol Government Act 1888 
öl u, 52 Vict. c. 41 eingesetzt; die englische Bezeichnung ist 
■ County Council. 



l 
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und ZU verwalten, dass die Einkünfte Kosten und 
Zinsen decken. Der Umfang der einzelnen verpachteten 
Parzellen darf einen Acre (etwa zwei deutsche Morgen) 
nicht überschreiten; Afterpacht ist untersagt. Es er- 
gibt sich aus dem Vorhergehenden, dass die durch 
das Gesetz eingeführten Zwangsmittel ziemlich im 
Hintergrunde stehen, und dass ein unmittelbarer Ein- 
griff in die Freiheit der Einzelnen nicht beabsichtigt 
wird. Es wird vielleicht für die Grundeigenthümer 
als Wink dienen, in den Fällen, in welchen es thun- 
lich und nicht bereits geschehen ist, dem Beispiel der 
besten ihrer Standesgenossen zu folgen. Auf diese 
Weise kann es möglicherweise Gutes wirken. Jeden- 
falls ist es so mit Yorsichtsmassregeln durchwirkt, 
dass es keinen Schaden anrichten kann.^^) 

^^) Nachdem das Gesetz nunmehr einige Jahre lang in 
Kraft gewesen ist, kann man mit grösserer Zuversicht sagen, 
dass seine Wirkung eine günstige ist. 



Siebentes Kapitel. 

Neuere Reformen und Aussichten. 

Während anderthalb Jahrhunderten hat sich das 
englische Immobiliarsachenrecht kaum verändert In 
den Anfang des achtzehnten Jahrhunderts fallen aller- 
dings eine Reihe kleinerer Verbesserungen, welche 
heutzutage vielleicht zu sehr in Vergessenheit gerathen 
sind. Das gerichtliche und aussergerichtliche Ver- 
fahren wurde in verschiedener Hinsicht vereinfacht 
und die Gelegenheit für einige betrügerische Trans- 
aktionen, welche die Aufrechterhaltung veralteter An- 
schauungen ermöglichte, beseitigt. In der Hauptsache 
blieb indessen das Werk des vorhergehenden Jahr- 
hunderts unberührt. Das Gesetz über die Aufhebung 
der Kriegslehen steht am Ende einer^ das über die 
Beseitigung der ßnes und recoveries (vgl. S. 151) am 
Anfang einer anderen Umwandlungsperiode; die letztere, 
welche mit dem Zusammentritt des ersten nach Erlass 
des Wahlreformgesetzes von 1832 berufenen Parlaments 
beginnt, ist heute noch nicht abgeschlossen. Es mag 
als mnemonisches Hüfsmittel dienlich sein, die Restau- 
ration und das Reformgesetz als Haltepunkte in der 
Geschichte unseres Gegenstandes zu bezeichnen, wenn 
dies auch nicht vollständig genau ist: denn die jetzt 
übliche Form der Familienstiftungen war selbst in 
der Mitte des achtzehnten Jahrhunderts nocht nicht 
ausgebildet, und anderseits war das äussere Er- 
eigniss, an welches sich die noch zu besprechenden 
Reformen knüpfen, die einige Jahre vor Erzielung 
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eines positiven Resultats erfolgte Einsetzung einer 
Elnquöte-Kommission, die ihrerseits durch die Werke 
Bentham's hauptsächlich veranlasst wurde. Die Kritik 
Bentham's ist wiederum durch die künstlerische Dar- 
stellung des geltenden, damals noch neuen Rechts, dierji 
wir Blackstone verdanken, hervorgerufen und er- 
möglicht worden. So geht es allenthalben, im Leben, 
der Natur wie im Verkehr der Menschen ; ein schein- 
barer Zustand der Ruhe ist in Wirklichkeit nur Vor- 
bereitung der Veränderung. 

Es wird zweckmässig sein, die neueren Verände- 
rungen nicht nach der Zeitfolge sondern nach den 
Gegenständen zu ordnen. Zunächst wenden wir uns 
zu der Vereinfachung der Formalitäten bei der Ver- 
äusserung von Grundstücken. Wie wir gesehen haben 
bestand die regelmässige Uebertragungsform seit der 
Mitte des sechzehnten Jahrhunderts in der Anwendung 
von lease und relectse (vgl. S. 142), wobei die Aus- 
fertigung zweier voluminöser und kostspieliger Ur- 
kunden nöthig war. Die Länge dieser Urkunden hat 
bis zum Anfang des gegenwärtigen Jahrhunderts be- 
ständig zugenommen; theilweise in Folge der grösse- 
ren Verwickelimg der zu berücksichtigenden Verhält- 
nisse und Interessen und der von den Rechtskundigen 
neu erdachten Vorkehrungen für die Sicherheit des 
Titels; theilweise aber auch, weil nach einem erst in 
der jüngsten Zeit beseitigten Gebrauch das Honorar 
der Anwälte nach dem Umfang der angefertigten 
Schriftstücke bemessen wurde. Im Jahre 1845 wurde 
— nachdem vorher einige missglückte Versuche statt- 
gefunden hatten — der erstgenannte Missstand be- 
seitigt, und zwar auf eine so elegante und einfache 
Art, dass selbst die konservativsten Juristen Beifall 
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zollten. Die umständliche Zeremonie eines feoffment 
(vgl. S. 100) war nie anwendbar, wenn eine befristete 
Bereohtigung veräussert wurde, denn die damit ver- 
knüpfte feierliche Uebergabe der Gewere (livery of 
ieüin) konnte nur erfolgen, wenn Jemand, der that- 
sächlich im Besitze war, das Grundstück an einen 
Nicht-Besitzer übertrug. Der Eigenthümer, der nicht 
faktischer Besitzer war (z. B. wenn das Grundstück 
vermiethet oder in den Händen eines Niessbrauchers 
lyar), hatte bei einer Veräusserung kein weiteres 
Zeremoniell anzuwenden; die Ausstellung und Ueber- 
gabe einer besiegelten Urkunde genügte. In gleicher 
Weise wurden Rechte an fremder Sache, z. B. die 
Berechtigung auf Reallasten oder Servituten, insoweit 
sie überhaupt veräusserlich war, übertragen. Durch 
das Gesetz von 1845^) wurde bestimmt, dass, auch 
wenn ein Grundstück sich im Besitz des Verkäufers 
befindet, die Veräussenmg auf dieselbe Weise statt- 
finden kann wie in den erwähnten Fällen. Seit dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes können alle Rechtshand- 
lungen, für welche früher die Form des feoffment, der 
gerichtlichen Deposition der Vertragsurkunde (bargain 
and sah enroüed vgl. S. 140) oder der lease und release 
(vgl. S. 142) anwendbar war, einfach durch die Aus- 
fertigung und Uebergabe einer besiegelten Urkunde 
vorgenommen werden. Die älteren Formen sind zwar 
noch zulässig, jedoch ist die auf diese Weise ermög- 
lichte einfachere Methode in fast ausschliesslichem 



^) An Act to amend the law of real property; 8 u, 9 Vict. c. 106. 
Dasselbe Gesetz beseitigt die Möglichkeit, welche früher vor- 
handen war (vgl. S. 111), dass im Falle eines feoffmmt der 
Käufer emen besseren Titel erwarb, als der, welchen der 
Verkäufer an und für sich übertragen konnte. 
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Gebrauch. Eiiiige weitere Vereinfachungen in Bezug 
auf die Anwendung gewisser technischer Ausdrücke 
(die theilweise nicht eigentliche Neuerungen sind) sind 
4urch die Conveyancing Act von 1881 eingeführt 
worden. Sie sind zu verwickelter Natur, um hier be- 
sprochen zu werden; erwähnenswerth ist es indessen, 
dass die alte lehnsrechtliche Regel, nach welcher die 
Verleihung eines Grundstücks an eine Person ohne 
Anwendung der Worte „und seinen Erben" oder eines 
ähnlichen Zusatzes dem Betreffenden nur ein Recht 
auf die Leibzucht giebt, in der Hauptsache aufrecht 
erhalten wurde. 2) 

In Bezug auf die Weitschweifigkeit der Urkunden 
blieb für die Gesetzgebung der letzten Jahre weit 
mehr übrig. Im Jahre 1845 wurde allerdings — 
wahrscheinlich unter denselben Ausspizien wie die 
Act to amend the law of real property — ein Gesetz 
erlassen, welches die lobenswerthe Absicht hatte, die 
Ausdrucksweise der Urkunden abzukürzen. Dasselbe 
war indessen vollkommen erfolglos, theilweise wegen 
seiner mangelhaften Ausarbeitung, die zu mannigfachen 
Irrthümern Anlass gab, theilweise, weil die Anwälte, 
welche die neuen Bestimmungen anwandten, in Folge 
des mangelhaften Systems, nach welchem damals die 
Gebühren berechnet wurden, eine wesentliche Ein- 
busse erlitten. Die abgekürzten Ausdrucksweisen, 
welche durch das Gesetz für zulässig erklärt wurden, 
wurden fast gar nicht angewandt, und während eines 
weiteren Menschenalters wurden die Urkunden in der 
früher gebräuchlichen Form abgefasst, obwohl die 
tüchtigsten unter den praktischen Juristen sich nun 



^) 44 u. 45 Vict. c. 41 s. 4$ etc. 
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doch möglichster Kürze befleissigten. Im Jahre 1881 
wurde, nachdem offiziell und privatim lange darüber 
debaUirt worden war, ein neues Gesetz (Conveyancing 
and Law of Property Act 1881) erlassen, welches auf 
die Form der Urkunden in einer weit eingehenderen 
und gründlicheren Weise einging. Einige vorge- 
schriebene Ausdrücke genügen jetzt, um je nach dem 
einzelnen Falle den Inhalt einer der Klauseln auszu- 
drücken, welche früher in aller Ausführlichkeit in 
den Urkunden vorkamen; in gewöhnlichen Fällen 
kann die Abkürzung bequem und ohne jede Gefahr 
vorgenommen werden. Zu gleicher Zeit hat ein an- 
deres Gesetz (Solicitors' Remuneration Act) die Berech- 
nung der Anwaltsgebühren nach der Länge der Ur- 
kunden beseitigt, und es stand somit der Anwendung 
der neuen Bestimmungen Nichts im Wege, und dieselben 
sind, obwohl das Gesetz nicht zwingender Natur ist, 
und die älteren Formen noch angewandt werden dürfen, 
allgemein in Gebrauch gekommen. Ein ergänzendes 
Gesetz von 1882 entzieht sich, ebenso wie eine Anzahl 
der vom Gesetze von 1881 berührten Punkte, der Be- 
sprechung an diesem Orte wegen seines ausschliesslich 
technischen Karakters. Beide politische Parteien haben 
zum Erlass dieser Massregeln beigetragen; sie wurden 
hauptsächlich unter der Leitung von Lord Caims in 
den letzten Jahren des konservativen Ministeriums, 
das von 1874 bis 1880 im Amte war, vorbereitet, imd 
sind von dem darauf folgenden liberalen Ministerium 
aufgenommen und dem Parlamente unterbreitet worden. 
Dasselbe kann man von der später zu besprechenden 
Settled Land Act sagen. 

Die schwerfallige Prozedur der Fines und Reco- 
veries (vgl. S. 111) wurde im Jahre 1833 beseitigt und 
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der beschränkte Eigenthümer (tenant in tail) eines 
Grundstücks kann jetzt durch Einreichung einer Ur- 
kunde bei der CAanc^ry-Abtheilimg des Obergerichts- 
hofs die Beschränkung in seiner Verfügungsgewalt 
beseitigen. Wenn er thatsächlicher Besitzer ist, bedarf 
er hierzu nicht der Genehmigung anderer Betheiligter; 
ist dies indessen nicht der Fall, so hat in der Regel 
der sogenannte ^^Protector of the setüemenf^ (ge- 
gewöhnlich der Leibzüchter) seine Genehmigung zu 
ertheilen; wenn die Genehmigung, insoweit sie nöthig 
ist, nicht ertheilt wird, erlangt ein Käufer nur einen 
sogenannten base fee (vgl. S. 1502). j)er Name und die 
Funktion des ^.Protector'' wurden durch das Gesetz 
von 1833 eingeführt, das im Wesentlichen das Recht 
.und den Gebrauch der Familienstiftungen unberührt 
zu erhalten, und nur das Verfahren zu vereinfachen 
beal^sichtigte. Wenn man dies berücksichtigt, so muss 
man anerkennen, dass es gute Dienste geleistet hat, 
und dass seine Anwendung in hervorragender Weise 
frei von Schwierigkeiten war. Dieser Erfolg ist dem 
leider durchaus nicht regelmässig vorkommenden Um- 
stände zuzuschreiben, dass die Ausarbeitung des be- 
treffenden Entwurfs einem Manne übertragen wurde, 
der vollkommen mit dem Gegenstande vertraut war. 
Es mag der Mühe werth sein, einen Auszug aus 
dem ersten Bericht der im Jahre 1829 zur Untersuchung 
des englischen Immobiharsachenrechts eingesetzten 
Kommission zu geben, um zu zeigen, wie vor einem 
halben Jahrhundert gelehrte und aufgeklärte Männer 
über die Probleme der Gesetzgebung dachten. Man wird 
daraus sehen, dass die Einschränkung in dem Umfange 
der Reformvorschläge nicht etwa fremdem Widerstände 
zuzuschreiben oder das Resultat eines Kompromisses 
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war, sondern dass sie nach ihrer freien und wohi-> 
überlegten Ueberzeugung handelten. 

,,Der Orundeigentiiümer hat unseres Erachtens 
genau den Grad der Freiheit in seiner Verfiigungs^ 
befugniss, welcher dem öffentlichen Interesse entspricht 
und das englische Qrundeigenthum erfüllt alle Zwecke, 
welchen es zu dienen bestinunt ist, in der Yorzüg- 
lichsten Weise." 

„Die Familienstiftungen gewähren dem jemaligen 
Inhaber des Guts alle Vortheile des Eigenthums und 
sichern die Erhaltung desselben für seine Nachkommen. 
Die Rechtsregel in Bezug auf die Perpetuirung des 
Eigenthums [vgl. S. 167] hat einen glücklichen Mittel- 
weg eingeschlagen zwischen den Gewohnheiten der 
im Norden dieser Insel gebräuchlichen FamiUen- 
Stiftungen, 3) welche das Gut für immer dem Verk^r 
entziehen, und den in einigen kontinentalen Staaten 
geltenden Verboten der Substitution bei der Erbein- 
setzung und den ebendaselbst bestehenden Beschrän- 
kungen in der Testirfreiheit. In England erhalten sich 
die alten Familien und dennoch finden die Käufer von 
Grund und Boden stets ein genügendes Angebot. Es 
herrscht Testirfreiheit, welche den Fleiss anspornt und 
zur Sparsamkeit ermuthigt; launische Beschränkungen 
sind nicht möglich, aber die Erbfolge kann stets der 
Lage der Familie entsprechend eingerichtet werden." 

Soweit die Kommission von 1829. In ihren Augen 
wäre Lord St Leonards ein neuerungssüchtiger Poli- 
tiker, Lord Caims ein Mann mit revolutionären Ten- 



3) Es war zu jener Zeit in Schottland möglich, Fideikom- 
misse auf ewige Zeit zu errichten; seitdem ist eine Aenderung 
eingetreten, und die Veräusserung von Grundstücken ist jetzt 
in Schottland ebenso leicht wie in England. 
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denzen, und zur Kennzeichnung des Lord Hahbury^) 
würde sie keinen parlamentarisohen Ausdruck finden 
können. 

Ein anderer Gegenstand, dessen Vereinfachung 
dringend nothwendig war, kam ein paar Jahre später 
zur Berathung. Es war dies das testamentarische Erb- 
recht. Die Entwickelung bis zum Jahre 1838 hatt^ 
mehrere Stufen durchgemacht, welche hier nicht er^ 
örtert zu werden brauchen. Nach dem damals gel- 
tenden Rechtszustand waren für letztwillige Verfü- 
gungen über Immobilien strenge Formalitäten vorge- 
schrieben, während in Bezug auf andere letztwillige 
Verfügungen die Formlosigkeit so weit ging, dass sie 
geradezu gefährlich wurde. Ausserdem gab es Regeln 
und Ausnahmen für besondere Fälle, welche theilweise 
auf gemeinem Recht, theilweise auf Gebrauch und 
theilweise auf gesetzlichen Bestimmungen beruhten; 
es ergab sich nach sorgfältiger Untersuchung, dass es 
zehn verschiedene Arten der Testamentserrichtung gab, 
welche je nach den Umständen des Falls anzuwenden 
waren (4. Bericht der Real Property Commissioners S. 12). 
Ein im Jahre 1837 erlassenes Gesetz hat alle diese 
Komplikationen beseitigt, und alle seit dem 1. Januar 
1838 errichteten Testamente müssen gleichmässig von 
dem Testator und zwei Zeugen unterzeichnet werden. 
Dasselbe Gesetz bestimmt, dass eine letztwillige Zu- 
wendung von Immobilien an eine Person ohne weiteren 
Zusatz derselben den vollen Besitzstand gibt, über 
welchen der Testator verfügen konnte, und nicht nur 
einen lebenslänglichen Niessbrauch, wie dies früher 

*) Die beiden erstgenannten Peers waren Lord Chanceüors 
und Lord Halshury bekleidet jetzt diesen Posten als Mitglied 
einer konservativen Regierung. 
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der Fall war und bei Verfügungen unter Lebenden 
noch immer der Fall ist. 

Weder der Umfang der Urkunden noch die For- 
malitäten bei letztwilligen und anderen Verfügungen 
sind indessen die hauptsächliche Ursache der Um- 
ständlichkeiten und Kosten bei der Veräusserung von 
Immobilien in England. Das System der Eigenthums- 
übertragung durch Privatvertrag, welches, wie wir 
gesehen haben, unter dem Schutze des Statute of Uses 
entstanden ist, nöthigt die Käufer, sich „gegen die be- 
ständige Gefahr geheimer Veräusserungen und Be- 
lastungen" (1. Bericht der R, P. C. S. 8) durch eine 
Prüfung der Geschichte des Kaufobjekts zu schützen 
und zu diesem Zwecke eine Reihe von Urkunden zu 
besichtigen. Mit Ausnahme der wenigen Fälle, in 
welchen Güter durch Gesetz an Private verliehen 
wurden, ist ungestörter Besitz während eines gewissen 
Zeitraums auf Grund eines dauernden Titels der ein- 
zige Beweis dafür, dass der Verkäufer Eigenthümer 
des Grundstücks ist. Die Urkunden über den Titel 
enthalten die Geschichte des Besitzes und der Berech- 
tigung auf denselben und werden deshalb von jedem 
Käufer geprüft, welcher die nöthige Sorgfalt anwendet. 
Fast immer sind technische Kenntnisse für diese Prü- 
fung nöthig, und in vielen Fällen müssen dieselben 
ziemlich umfangreich sein. Anwälte imd Advokaten . 
müssen hierfür honorirt werden, und dazu konunen 
hohe Schreibergebühren für die Anfertigung von Ab- 
schriften und Auszügen ^) und ihre Verifikation sowie 



*) Die Uebersicht über Urkunden und Thatsachen, welche 
dem Barrister vorgelegt wird, wenn sein Gutachten verlanget 
wird heisst „abstract of tiüe^\ Der Anwalt hat ihren Inhalt zu 
prüfen; der AdTokat gibt darauf an, welche weitere Verifi- 
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für die Nachforschungen in gewissen öffentlichen 
Büchern, in welchen möglicherweise Rechtsgeschäfte, 
welche den Titel berühren, eingetragen sind. Alle 
diese Kosten müssen vom Käufer getragen werden, 
und dieselben erhöhen, namentlich wenn es sich um 
geringwerthige Objekte handelt, den Kaufpreis ganz 
wesentlich, da die Auslagen und die Bemühungen bei 
kleinen Grundstücken fast dieselben sind wie bei grossen. 
Man kann sogar sagen, dass häufig die Ermittelungen 
bei grossen Gütern weniger Umständlichkeiten veran- 
lassen, da einige derselben eine so offenkundige Ge- 
schichte haben, dass, wenn ein Theü derselben ver- 
kauft oder verpachtet werden soll, die Eigenthümer 
gewöhnlich selbst bei Abschluss des Vertrags Be- 
dingungen über den Nachweis des Titels stellen, welche 
die Prüfung wesentlich einschränken. Weniger be- 
günstigte Verkäufer müssen ihre eigenen Titel unter- 
suchen, ehe sie ein Grundstück zum Verkauf aus- 
bieten, um sich vor Anforderungen in Bezug auf den 
Nachweis zu schützen, welchen nachzukommen unmög- 
lich oder höchst kostspielig wäre; sie geben daher im 
Voraus genau an, wie sie den Titel nachweisen wollen. 
Diese Angaben werden, wenn es sich um einen Ver- 
kauf durch öffentliche Versteigerung handelt ^conditions 
of sale'' genannt. Nur sehr wenige Grundeigenthümer 
wären in der Lage, jedes Glied in der Kette nachzu- 
weisen, und dies müsste geschehen, wenn Nichts im 
Voraus bestimmt würde. 

Es ist unnöthig, auf die Nachtheile eines derartigen 



kationen er für nöthig hält, und gibt sein Gutachten darüber 
ab, ob, unter Voraussetzung der Richtigkeit der ihm vor- 
gelegten Thatsachen die Berechtigung des Verkäufers ge- 
nügend nachgewiesen ist. 

Folio ck, Grundbesitz in England. 15 
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Zustandes in dem Verkehr eines grossen Handel trei- 
benden Gemeinwesens einzugehen. Ein Gesetz vom 
Jahre 1874 bewirkte eine kleine Vereinfachung, in- 
dem einige der am häufigsten vorkommenden Be- 
dingungen über den Nachweis des Titels zu Rechts- 
bestimmungen erhoben wurden; aber man berührte 
dabei nicht die Wurzel des Uebels. Zu wiederholten 
Malen hat man die Errichtung eines öffentlichen Re- 
gisters vorgeschlagen, in welches entweder die Ueber- 
tragungsurkunden oder die vollständigen Rechtstitel ein- 
getragen werden sollten. Der ganze Gegenstand wurde 
durch die im Jahre 1830 eingesetzte Kommission ein- 
gehend erörtert; sie sammelte sowohl in England als 
auswärts ein umfassendes Material in Bezug auf den 
Gegenstand und befürwortete die Errichtung eines all- 
gemeinen Registers; es erfolgte indessen damals Nichts. 
Eine fakultative Registrirung von Besitztiteln versuchte 
man bereits zweimal einzuführen, ohne damit einen 
Erfolg zu erzielen. Im Jahre 1862 wurde unter dem 
Kanzler Lord Westbury ein Grundbuchamt eingerichtet; 
man suchte die Grundeigenthümer, welche im Stande 
sein würden, ihre Titel genügend nachzuweisen, durch 
das Versprechen einer Staatsgarantie und eines er- 
leichterten Verfahrens bei der Veräusserung zur Ein- 
tragung zu bestimmen; die Erfordernisse, welche an 
den ersten Nachweis gestellt wurden, erschienen in- 
dessen den meisten Eigenthümem unbequemer als die 
Unzuträglichkeiten des bestehenden Zustandes. Ausser- 
dem betrafen diese ünzuträglichkeiten die zukünftigen 
Käufer weit mehr als die jeweiligen Eigenthümer, 
während diese natürlich den Nachtheil einer amtlichen 
Prüfung vor Augen hatten, welche möglicherweise zur 
Entdeckung eines Fehlers in ihrem Titel führen konnte, 
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und jedenfalls die Nachbarn veranlassen musste, in 
Bezug auf die Abgrenzung des Guts Zweifel zu er* 
heben. Es schien jedenfalls gerathener, die schlafenden 
Löwen nicht zu wecken. Auch die Anwälte befreun- 
deten sich nicht mit der neuen Einrichtung und unter- 
li essen es, ihre Anwendung zu befürworten; auch hier 
spielte die Frage der Remuneration eine Rolle. Im 
Jahre 1875 wurde die von Lord Wesibury geplante 
Reform, deren Misserfolg inan dem Umstände zuschrieb, 
dass sie zu weitgehend war, aufgegeben, und eine neue 
Regelung des Gegenstands in einer weniger durch- 
greifenden und vorsichtigeren Weise versucht; aber 
das Gnindbuchamt, welches durch das damals von 
Lord Caims beantragte Gesetz eingeführt wurde, ist 
eine unthätige Behörde gebheben. Solange die 
Eintragmig nicht obligatorisch ist, wird jede Grund- 
buch-Einrichtung an dem Widerstand der Grund- 
eigenthümer scheitern, da ihr Interesse, von Aus- 
nahmefällen ß) abgesehen, sie veranlasst, von der Ein- 
tragung abzusehen. Der Verkaufswerth eines Grund- 
stücks leidet in der Regel nicht durch die üblichen 
Einschränkungen in Bezug auf den Nachweis des 
Titels, welchen sieh der Käufer unterwerfen muss. 
y^iTi sogenannter y,marketable üüe" d. h. ein Titel, der 
so unzweifelhaft nachgewiesen ist, dass ein Käufer, 
dessen Vertrag die üblichen Einschränkungen in Be- 
zug auf den Nachweis des Titels nicht enthält, zu 
seiner Anerkennung gezwungen werden kann, gibt 
in der Regel einem Grundstück keinen höheren Ver- 
kaufswerth als ein sogenannter r>90od Holding title'' 

•) z. B. wenn aneinanderstossende, unter verschiedenen 
Titeln erworbene Grundstücke vereinigt parzellirt und ver- 
kauft werden sollen. 

15* 
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d. h. ein Titel, wie er unter den üblichen Einschrän- 
kungen nachgewiesen werden kann. Wenn daher das 
Gesetz die Grundeigenthümer zur Eintragung dadurch 
veranlassen wollte, dass es ihnen einen gesetzlichen 
y^marketable title'' zusicherte, so war dies eine Lockung, 
deren Macht nicht genügend wirkte. 

Thatsächlich ist das Problem noch heute ungelöst. 
Es haben sich in Bezug auf die Frage neben der 
Partei, welche mit dem bestehenden Zustande zufrieden 
ist, drei verschiedene Schulen gebildet. Die eine will 
die Registrirung der Titel, eine andere die Registri- 
rung der Rechtsgeschäfte, und die dritte wünscht eine 
Vertagung der Frage, bis die wesentlichen Grundlagen 
des ' englischen Immobiliarsachenrechts umgestaltet 
worden sind; die letztere Ansicht ist wohl die am 
meisten gerechtfertigte. Im Jahre 1887 wurde von 
Lord HaUbury ein Gesetzentwurf über den Gegenstand 
eingebracht, der mit einigen Aenderungen vom House 
of Lords genehmigt wurde. Karakteristisch für den- 
selben war die obligatorische Natur der Eintragung^ 
die allerdings in einer sehr milden und modifizirten 
Form in dem Entwiufe enthalten war, und femer die 
Vorschrift der Bildung eines Versicherungs-Fonds, 
welcher dazu dienen sollte, die Betheiligten im Falle 
von Betrug oder Irrthümern zu entschädigen. Die 
letztere Vorkehrung ist dem in Australien eingeführten 
sogenannten rorr«n«-System entlehnt. Der Entwurf 
wurde Angesichts der ihm gegenüber stehenden Op- 
position nicht weiter verfolgt, und da bei dem jetzigen 
Zustande des Parteiwesens in England die Durchfüh- 
rung von Reformen, mit welchen man nicht auf die 
Einbildungskraft des Volkes wirken kann, sehr er- 
schwert ist, kann man auch nicht ermessen, ob und 
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wann Aussicht auf die Einführung eines wirksamen 
Grundbuch-Systems ist. 

Register für Veräusserungsgeschäfte — nicht für 
die Titel — sind im letzten Jahrhundert für die Graf- 
schaften Middlesex und York eingeführt worden und 
bestehen noch jetzt Einige unglückliche Entschei- 
dimgen des Kanzleigerichts haben die Wirksamkeit 
dieser Register in hohem Masse beeinträchtigt, und 
das Register für Middlesex ist vollkommen nutzlos 
und sogar schädlich. Die in den Jahren 1884 und 
1885 umgestalteten Register für Yorkshire haben 
besseren Erfolg gehabt Oeffentliche Bücher für die 
Eintragung von Veräusserungsgeschäften über Immo- 
bilien bestehen in einer Reihe von Ländern, welche 
von britischen Bevölkerungen bewohnt sind; sie sind 
schon seit geraumer Zeit in Irland, in Schottland (hier 
dienen sie theilweise auch zur Eintragung der Titel) 
und in verschiedenen der nordamerikanischen Staaten 
eingeführt. Grundbücher, in welchen die vollständigen 
Titel eingetragen werden, bestehen in den meisten 
kontinentalen Ländern und in Australien. In England 
selbst enthalten die Gerichtsrollen der grundherrlichen 
Gerichte ein vollständiges Register über die Titel der 
copyholders (vgl. S. 58 ff.)» aber diese alterthümlichen 
Gebräuche können uns keinen Anhaltspunkt für die zur 
kiinftige Gestaltung des Gnmdbuchwesens geben, und 
bei den eigenthümlichen Verhältnissen des englischen 
Immobiliarsachenrechts können auch die Einrichtungen 
des Auslandes leichter beneidet als nachgeahmt werden. 
£2ine Thatsache ist jedenfalls klar: die englischen 
Grundeigenthümer können nicht auf der einen Seite 
den Vortheil aussergerichtlicher Veräusserungen und, 
Verpfändungen und komplizirter Familienstiftungeu 
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haben, und auf der anderen Seite die Sicherheit und 
Bequemlichkeit einer öffentlichen Grundbuchführung 
geniessen. Beide Systeme haben ihre Vortheile und 
ihre Nachtheile, aber es ist ganz unmöglich, dieselben 
zusammen anzuwenden. Das englische Volk muss 
sich entweder für das eine oder für das andere ent- 
scheiden. Sir Henri/ Maine hat nachgewiesen, dass 
die Errichtung öffentlicher Grundbücher eine wesent- 
liche Umgestaltung in den englischen Rechtsbegriffen 
und Theorien herbeiführen würde {Early Law and 
Cuatom, SS. 350—361). Die betreffende Stelle sollte 
von Allen, welche sich für den Gegenstand interessiren, 
gelesen und erwogen werden. Inzwischen dauert der 
Zustand fort, der in einer Antwort auf die Anfragen 
der Real Property Commissioners sehr treffend wie 
folgt geschildert ist: „es ist möglich, in Bezug auf die 
Sicherheit eines Titels die Gewissheit zu erreichen, die 
für einen vorsichtigen Mann unter gewöhnlichen Ver- 
hältnissen genügt, aber ein grosser Aufwand von Zeit, 
Arbeit und Geld ist nöthig, ehe man soweit gelangen 
kann. Das Uebel besteht nicht so sehr in der Un- 
sicherheit der Titel, als in dem schwierigen, zeit- 
raubenden und kostspieligen Karakter der Unter- 
suchung, welche ein vorsichtiger Käufer oder Pfand- 
gläubiger vornehmen muss". Ausserdem gibt es, auch 
abgesehen von Betrug, Gefahren in Bezug auf die 
Sicherheit des Titels, welche bei aller Vorsicht nicht 
vermieden werden können. Nicht viele Titel sind 
wirklich fehlerhaft, aber unter den jetzigen Verhält- 
nissen ist absolute Sicherheit nicht möglich. 

Der Erwerb von Grundstücken und Rechten an 
fremden Grundstücken und der Nachweis des Titels sind 
dijrch verschiedene Gesetze über die Klagenverjährung 
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vereinfacht worden; es gehören hierher die Prescription 
Act von 1832 und die Real Property Limitation Acts 
von 1833 und 1874. Der sich aus diesen Gesetzen 
ergebende Rechtszustand kann wie folgt zusammenge- 
fasst werden: der zwölflährige ungestörte Besitz eines 
Grundstücks (gleichviel ob demselben ein Reohtstitel 
zu Grunde liegt oder nicht) berechtigt den Besitzer 
jedem Kläger gegenüber, der nicht in Folge von 
Minderjährigkeit oder anderweitiger Handlungsunfähig- 
keit verhindert war rechtzeitig zu klagen, zur Einrede 
der Verjährung; handlungsunfähigen Personen und 
ihren Rechtsnachfolgern wird eine Frist von sechs 
Jahren nach der Beendigung der Unfähigkeit bezw. 
nach dem Tode der unfähigen Person gewährt, jedoch 
mit der Einschränkung, dass. die Gesamtfrist, inner- 
halb welcher überhaupt von einer berechtigten Person, 
welche sich nicht im Besitze des Grundstücks befindet, 
geklagt werden kann, sich nicht über die Dauer von 
dreissig Jahren hinaus erstrecken darf. 7) Rechte an 
fremden Grundstücken werden durch zwanzigjährigen 
ununterbrochenen Quasi-Besitz ersessen, wenn es sich 



^) Da dies vielleicht zu der Annahme führen könnte, dass 
nach dreissigj ährigem ungestörtem Besitz die Klage eines 
Dritten überhaupt ausgeschlossen ist, muss darauf aufmerk- 
sam gemacht werden, dass die Frist natürlich erst zu laufen 
anfängt, wenn der Berechtigte sein Recht erwirbt. Wenn z. B. 
ein zweiundzwanzigjähriger Leibzüchter unter dem Verwände, 
er sei unbeschränkter Eigenthümer, ein Gut verkauft, kann 
derjenige, dessen Recht nach Aufhören der Leibzucht beginnt, 
erst nach dem Tode des Verkäufers, der möghcherweise erst 
70 Jahre später stattfindet, klagen ; es bleiben ihm dann, selbst 
wenn er handlungsfähig ist, noch 6 Jahre, sodass ein Besitzer, 
der einen tadellosen Titel auf 75 Jahre hinaus aufweisen 
kann, möghcherweise doch das Grundstück herausgeben muss. 
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um solche Gerechtigkeiten handelt, bei deren Aus- 
übung Nichts vom Lande weggenommen wird (z. B. 
Wege- und Lichtgerechtigkeiten. — Derartige Servi- 
tuten werden mit dem technischen Ausdrucke y^ease- 
ments'' bezeichnet); bei anderen als ,,proßts'' bezeich- 
neten Rechten (z. B. Weide- und Torfgerechtigkeiten) 
erstreckt sich die Frist auf dreissig Jahre. Der na- 
türliche Besitz allein genügt selbstverständlich nicht für 
die Klagen veijährung einem Dritten gegenüber, dessen 
Eigenthumsrecht oder anderweitiges Recht auf den 
Besitz in irgend einer Weise, z. B. durch die Zahlung 
von Pacht anerkannt wird. Dieser Zweig des Rechts 
ist auch in Bezug aiif den jetzigen Rechtszustand ein 
ziemlich schwieriger und enthält viele Einzelheiten 
und Unterscheidungen, die hier nicht erörtert werden 
können. Es ist auch der Erwägung werth, ob bei 
einem vollständigen und wirksamen Grundbuchsystem 
die Aufrechterhaltung des Prinzips der Ersitzung 
wünschenswerth sein wird. In Schottland, wo ein 
derartiges System vorhanden ist, gibt er keine Reohts- 
bestimmungen, welche dem Inhalt der englischen Ge- 
setze über die Verjährung der Klagen über das Eigen- 
thum und die Rechte an Immobilien entsprechen.^) 

Wir wenden uns nun zu den Reformen, welche 
das Wesen des Immobiliarsachenrechts noch näher 
berühren. Im Jahre 1833 wurde das Intestaterbrecht 
in mehreren wichtigen Punkten abgeändert Es ist 
nicht der Mühe werth, hier eine Darstellung, sei es 



^) In Deutschland bestehen in einzelnen Partikularrechten 
Ersitzung und Grundbuchsystem nebeneinander. Vgl. Stobbe 
II. § 93. 4. Es ist zu beachten, dass in England wie im 
Justinianischen Recht Ersitzung und Klagenveijährung zu- 
sammen fallen. 
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des älteren, sei es des existirenden Rechts zu geben, 
da ein unbeschränkter Eigenthümer von Grund und 
Boden fast immer ein Testament errichtet. Nur die 
Hauptregel ist allgemein bekannt, dass der älteste 
Sohn (oder seine Nachkommen) unter Ausschluss der 
jüngeren Kinder sämmtliche Inunobilien des ohne letzt- 
willige Verfügung verstorbenen Vaters erwirbt,^) 
während, wenn nur Töchter vorhanden sind, dieselben 
die Immobilien als Gesamthänderinnen übernehmen. 
Selbst für praktische Juristen ist es kaum nöthig, die 
übrigen Regeln im Gedäohtniss zu behalten. Die Ge- 
wohnheit der Familienstiftungen und die seit der 
Restauration eingeführte unbeschränkte Testirfreiheit 
haben diesem Theil des Rechts seine hauptsächliche 
Bedeutung benommen. Es sind indessen öfters Ver- 
suche gemacht worden, das Intestaterbfolgerecht für 
Immobilien als solches zu beseitigen und die jetzt für 
das bewegliche Vermögen geltenden Bestünmungen, 
welche in der Hauptsache dem Justinianischen Recht 
entsprechen, auf den Gesamtnachlass auszudehnen. 
In den Vereinigten Staaten und denjenigen Kolonien, 
welche englisches Recht anwenden, ist dies bereits 
geschehen. In England hat man indessen allen der- 
artigen Neuerungsversuchen den hartnäckigsten Wider- 
stand entgegengesetzt, und sie sind deshalb auch bis 
jetzt erfolglos geblieben. Die Frage liegt nahe, warum 



^ Möglicherweise hat die Wittwe des Erblassers ein Leib- 
zuchtrecht in Bezug auf ein Drittel der hinterlassenen Im- 
mobilien — das sogenannte dower, das übrigens in neuerer 
Zeit fast ganz ausser Uebung gekommen ist. In den Ver- 
einigten Staaten hat dieses Recht der Wittwe noch prak- 
tische Geltung, und es existiren ganz neue Lehrbücher über 
den Gegenstand. 
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ein Gegenstand, dessen praktische Bedeutung- so ge- 
ring ist, zum Mittelpunkt einer so heftigen Kontro- 
verse geworden ist. Der Grund beruht auf der That- 
sache, dass man auf beiden Seiten wohl weiss, dass der 
eine Punkt nur das Symbol einer viel weitgehenderen 
Bewegung ist. Der Angriff richtet sich nominell gegen 
eine unbedeutende Anomalie; in Wahrheit handelt 
es sich aber um die Privilegien der Grundeigenthümer 
und um die Gewohnheit der Primogeniturerbfolge- 
ordnung, welche sich von Geschlecht zu Geschlecht 
in den Familienstiftungen ausprägt. Wenn das Erst- 
geburtsrecht derlntestaterbfolgeordnimg beseitigt würde, 
so würde das Erstgeburtsrecht der Familienstiftungen 
bald folgen. Das unbewegliche Vermögen würde dem 
beweglichen nicht nur rechtlich, sondern auch in der 
allgemeinen Anschauung gleichgestellt werden; oder 
richtiger, die Veränderung des Rechts wäre ein Symp- 
tom der Veränderung in der allgemeinen Auffassung. 
Schon jetzt ist es unter wohlhabenden Personen all- 
gemein gebräuchlich, in ihren letztwilligen Verfügungen 
die beiden Vermögensarten gleichmässig zu behandeln 
und unter alle ihre Kinder zu vertheilen. Die Bevor- 
zugung des ältesten Sohnes kommt in Testamenten 
nur ausnahmsweise vor. Manchmal wird die vorge- 
schlagene Aenderung in der Intestaterbfolge so aufge- 
fasst, als handle es sich um eine zwangsweise Thei- 
lung des Nachlasses oder eines erheblichen Theües 
desselben, wie dies in kontinentalen Rechtssystemen 
vorkommt. Ein so offenbarer Irrthum braucht wohl 
kaum widerlegt zu werden, da das Intestaterbrecht 
und das Notherbrecht ganz verschiedene Rechtsinstitute 
sind. Jedenfalls ist es klar, dass die Tage der Primo- 
geniturerbfolge gezählt sind. Die schon erwähnte Land 
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Transfer Bill von 1887, das Werk einer konservativen 
Regieining, beabsichtigte, von unbedeutenden Unter- 
schieden abgesehen, den unbeweglichen NachlÄss dem 
beweglichen vollkommen gleichzustellen. 

Die sogenannten Copyliolds haben wir in den vor- 
hergehenden Kapiteln gelegentlich unter Hinweis auf 
ihre geschichtliche Bedeutung erwähnt. Sie sind die 
Ueberreste einer Zeit, gegen welche die normannische 
Eroberung als ein Ereigniss von gestern erscheint. 
Aber so ehrwürdig auch dieses Institut in seinem Alter 
ist, und so interessant auch die Nachweise, welche das- 
selbe enthält, für den Rechtshistoriker sind, für prak- 
tische Zwecke erweist es sich jetzt als unbequem nach 
verschiedenen Richtungen; auch ist der Vortheil der 
Eintragung in den Rollen des Patrimonialgerichts nicht 
von genügender Tragweite, um die damit verknüpften 
Unzuträglichkeiten aufzuwiegen. In Folge des Um- 
stands, dass die Grenzen nicht genau bestimmt sind, 
und auch aus anderen Gründen sind Veräusserungen 
von Grundstücken, welche theilweise copyhold und 
theilweise/f^^ÄoW sind (ein sehr häufig vorkommender 
Fall) häufig recht schwierig zu manipuliren. Die Ab- 
gaben, die an den Grundherrn zu entrichten sind, sind 
allerdings meistens nicht sehr lästig, doch kann dies 
in Ausnahmefällen auch vorkommen. Im Ganzen er- 
scheint die Ablösung der grundherrlichen Rechte imd 
die Umwandelung der copyhold» in freeholds wünschens- 
werth. Es war dies stets möglich, wenn der Grundherr und 
der copyholder sich dahin verständigten, aber dazu war 
erstens der gute Wille des Grundherrn und zweitens 
die unbeschränkte Veräusserungs- und Handlungs- 
fähigkeit der beiden Betheiligten nöthig; ausserdem 
war ein beiderseitig befriedigendes Abkommen über 
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die Bedingung^en nicht immer zu erzielen. Auf Grund 
verschiedener neuerer Gesetze, unter welchen das- 
jenige von 1852 hauptsächlish Erwähnung verdient, 
hat jetzt jeder der beiden Betheiligten das Recht, die 
zwangsmässige Ablösung zu verlangen, und es ist Vor- 
kehrung für die Schätzung der grundherrlichen Rechte 
für den Fall getroffen, dass die Parteien sich über die 
Ablösungssumme nicht einigen können. Diese Gesetze 
bewirken das allmälige Verschwinden der copyholds 
und die Gesetzgebung der letzten zehn Jahre hat 
weiter dazu beigetragen, ihr Ende zu beschleunigen. 
Nach dem Gesetze von 1887 (öO u, öl Vict c. 73) 
muss jeder neu zugelassene copyholder ausdrücklich 
davon benachrichtigt werden, dass es ihm gestattet ist, 
sein Grundstück durch Zahlimg einer Ablösungssumme 
und gewisser, dem gutsherrlichen Verwalter zukom- 
menden Gebühren zum freehold umzugestalten. Die 
Ablösungssumme kann in eine Rente verwandelt 
werden, welche aber jederzeit durch Zahlung des 
25 fachen Betrages wiederum abgelöst werden kaim;^<)) 
in gewissen Fällen hat die für diesen Zweck eingesetzte 
Behörde (die sogenannten Land Commissioners) die 
Befugniss, sämmtliche copyholds^ die zu einer Guts- 
herrschaft gehören, zu befreien, wenn mindestens zwei 

^^) Diese Renten können später ein Mal für die Käufer 
von Grundstücken recht unangenehme Ueberraschungen ver- 
ursachen. Man kann allerdings durch Erkundingung bei den 
Laad Comnissioners stets in Erfahrung bringen, ob eine der- 
artige Rente auf einem Grundstück lastet. Da aber, wenn ein 
Mal das Gesetz eine Zeit lang in Wirksamkeit war, der 
Käufer, der ja die Geschichte des Grundstücks nicht über 
eine gewisse Zeit hinaus verfolgt, häufig nicht erfahren wird, 
dass dasselbe früher ein copyhold war, ist es leicht möglich, 
dass diese Vorkehrung vielfach übersehen werden wird. 
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Drittel der Besitzer dies beantragen. Das Gesetz ent- 
hält eine etwas unbestimmt gehaltene Klausel, welche 
dazu bestimmt zu sein scheint, zu verhindern, dass 
die Weide- und Torfgerechtigkeiten und die anderen 
sogenannten rights of common^ welche den copyholders 
als solchen zustehen, von denselben unbedachterweise 
preisgegeben werden. Die Gefahr, welche damit ab- 
gewendet werden soll, ist eine keineswegs eingebildete 
und betrifift nicht nur die direkt Betheiligten, da, wenn 
die Rechte Dritter an dem unbebauten Land aufhören, 
Nichts, den Grundherrn verhindern kann, dasselbe ein- 
zuhegen imd damit eine der Erholung und Gesund- 
heit dienende offene Fläche dem öffentlichen Gebrauche 
zu entziehen. 

Im übrigen sind es gerade die eben erwähnten 
rights of common^ welche innerhalb des letzten Men- 
schenalters zu neuem Leben erweckt worden sind und 
einen grossen Theil ihrer früheren Bedeutung wieder 
erworben haben. Diese Rechte, obwohl sie allmälig 
zu Rechten an fremder Sache reduzirt worden sind, 
können als Ueberreste der alten genossenschaftlichen 
Bewirthschaftung des Landes angesehen werden. Da 
sie für die heutige Landwirthschaft ziemlich werthlos 
und den Grundherren sehr unbequem sind, wurden 
sie von den Richtern sowohl als von der Gesetzgebung 
etwas stiefmütterlich behandelt und wären noch rascher 
als die copyholds verschwunden, wenn man sie nicht 
rechtzeitig als Mittel anerkannt hätte, offene Flächen 
auf dem Lande zu erhalten. Vor etwa zwei oder drei 
Jahrhunderte fehlte es selbst in der Hauptstadt nicht 
an derartigen freien Plätzen, und es war auch keine 
Aussicht dafür vorhanden, dass sich je ein derartiger 
Mangel zeigen würde. Im sechzehnten Jahrhundert 
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Qng man in unregelmässiger Weise aber in grossem 
Massstabe an, Einhegungen vorzimehmen, und die Re- 
formatoren und Philanthropen des achtzehnten billigten 
die Fortsetzung dieses Verfahrens, dass ihren wohler- 
wogenen Anschauungen entsprach. So viel Land als 
möglich unter den Pflug zu bringen, dies hielten sie 
für das höchste Ziel eines Grundeigenthümers, der sich 
um das Gemeinwesen verdient machen wollte. Bereits 
im dreizehnten Jahrhundert hatte der Statute of Merton 
die Grundherren ermächtigt, soviel von dem unbe- 
bauten Land für ihre eigene Bewirthschaftung .einzu- 
hegen, als ihnen gut dünkte; es sollte nur eine für 
die Ausübung der rights of common genügende Fläche 
offen gelassen werden. Wahrscheinlich wurde damit 
nur ein bestehender Gebrauch gutgeheissen und kein 
neues Recht geschaffen. Ausserdem waren Einhegungen 
unbeschränkt gestattet, wenn alle Betheiligten ihre Zu- 
stimmung gaben; dies war indessen selten erreichbar. 
Viele der zur Ausübung der rights of common dienenden 
Ländereien wurden auf Grund besonderer Gesetze ein- 
gehegt, auch hat die Gesetzgebung der älterwi Zeit 
die Einhegung für besondere Zwecke, namentlich für 
den Anbau von Bäumen befördert. Im Jahre 1801 
wurde ein allgemeines Gesetz erlassen (welches in- 
zwischen von einer vollständigen Massregel aus dem 
Jahre 1845 verdrängt wurde) und eine Spezial-Behörde 
für die Ueberwachung der Einhegungen eingesetzt. 
Der Zweck dieser Gesetzgebung bestand nicht nur in 
der Absicht der Urbarmachung unbebauter Flädien; 
es sollte auch die Bewirthschaftung der Gemeindeflur 
in einzelnen Parzellen, aber durch verschiedene mit 
einander abwechselnden Gemeindemitgliedem für die 
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Zukunft beseitigt werden. ^^) Im Jahre 1845 hatte man 
indessen schon ein Vorgefühl für die kommende Ver- 
änderung; denn es wurde besondere Fürsorge für die 
Erhaltung von Gemeinde wiesen getroffen, und die Ein- 
hegung offener Flächen in der Nähe grosser Städte 
sollte in Zukunft nur unter besonderer Genehmigimg 
des Parlaments erfolgen — eine Genehmigung, welche 
diu'oh ein kurz nachher folgendes Gesetz überhaupt 
für alle Fälle zur Bedingung gemacht wurde. Die 
Benennung des Gesetzes lautete noch immer; Gesetz, 
betreffend die Erleichterung der Einhegung und Ur- 
barmachung offener Flächen und in genossenschaft- 
licher Bewirthschaftung stehender Ländereien. 

Die eigentliche Reaktion gegen die Politik der Ein- 
hegungen beginnt mit dem Jahre 1865. Die damals 
in besonderem Grade zunehmende Ausdehnung der 
Bauten in der Umgegend von London gab plötzüch 
Grundstücken, welche früher für die Eigenthümer kaum 
brauchbar waren, einen erheblichen Werth und be- 
drohte die Bewohner mit dem Verlust der zu ihrer 
Erholung dienenden Flächen. Die Sache der einzelnen 
Personen, welche Rechte an diesen Flächen hatten — 
der sogenannten Commoners — wurde zur Sache des 
Volkes. In Bezug auf verschiedene common lands 
entstandenen Prozesse, so. z. B. in Bezug auf Hamp- 
stead Heath. Im Jahre 1865 berieth eine Kommission 
des Unterhauses über die Frage der Erhaltung offener 
Flächen in der Nähe der Hauptstadt, und es entstand 
zu gleicher Zeit ein Privatverein für denselben Zweck: 

^^) Es geht dies aus den Verhandlungen der parlamenta- 
rischen Kommission von 1844 hervor. Wahrscheinlich hatten 
die früher erlassenen Spezialgesetze einen ähnlichen Karaktor. 
Vgl. Seebchm^ Ettglisk Ville Community, S. 14. 
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die sogenannte Commons Preservaiion Society, Die im 
folgenden Jahre erlassene Metropolitan Commons Aet 
bewirkte die Einstellung weiterer Einhegungen im 
hauptstädtischen Polizeiverwaltungsbezirk, und ermäch- 
tigte die Inclosure Commission^ einen Plan für die 
Ordnung und Verwaltung der offenen Flächen auszu- 
arbeiten. Für einige cofnmons^ so z. B. für die Haide 
von Wimbledon wurden besondere Gesetze erlassen. 
Während derselben Zeit dehnte sich die Bewegung 
auf die Provinzen aus. So wurde in Berkhampstead 
der Versuch eines widerrechtlichen Eingriffs des Grund- 
herrn erfolgreich bekämpft. Ein im Gebiete der Guts- 
herrschaft angesessener Privatmann, der glücklicher- 
weise in der Lage war, für seine und seiner Genossen 
Rechte einzustehen, liess am frühen Morgen ein von 
JEarl Brovmlow errichtetes Drahtgitter durch eine An- 
zahl von Arbeitern entfernen, indem er Vorkehrungen 
traf, (wie dies jeder thun sollte, der widerrechtlich 
angebrachte Einhegungen gewaltsam beseitigt), um jede 
unnöthige Sachbeschädigung zu vermeiden. In dem 
hierauf eingeleiteten Prozesse wurde das Kanzleigericht 
von der Rechtmässigkeit dieser Handlungsweise über- 
zeugt, und Earl Brovmlow wurde zur Einstellung 
weiterer Eingriffe verurtheilt Im Jahre 1871 erliess 
Lord Hatherley^ der damalige Kanzler, eine Entschei- 
dung, welche von dem Grundsatze ausging, dass, wenn 
einmal die langjährige Ausübung von righte of common 
nachgewiesen sei, der Gerichtshof womöglich aus den 
nachgewiesenen Thatsachen die rechtliche Begrün- 
dung derselben zu folgern habe. Lord Hatherley 
wollte damit keineswegs eine neue Rechtsregel auf- 
stellen, aber man kann nicht daran zweifeln, dass 
seiner Entscheidung eine ganz andere Auffassung zu 
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Grunde lag, als die, welche von den Richtern der 
Königin Elisabeth vertreten wurde. Im Jahre 1874 
kam der Fall von Epping Forest auf Anregung der 
Londoner Munizipalität vor die Gerichte; bei dieser 
Gelegenheit musste das der Krone zustehende Forst- 
regal die unerwartete Rolle spielen, zur Abwendung 
von Eingriffen in die Rechte der commoners verwendet 
zu werden. Die Eigenthümer und Inhaber von Grund- 
stücken im Gebiete eines königlichen Forstes waren 
verschiedenen Lasten und Beschränkungen unter- 
worfen, z. B. durften sie keine Zäune haben, die hoch 
genug waren, um den Reherf den Weg zu versperren; 
zur Entschädigung wurden ihnen rights of common über 
das ganze Gebiet des Forstes ohne Rücksicht auf die 
Grenzen der verschiedenen Gutsherrschaften gewährt. 
Es wurde hierdurch immöglich gemacht, dass etwa 
der Herr einer kleinen in Verfall gerathenen Guts- 
herrschaft durch Ablösung der rights of common 
auf seinem Gebiete die unumschränkte Herrschaft 
über das unbebaute Land erwarb. Zufälligerweise 
war die Stadtgemeinde der City of London Eigen- 
thümerin einer kleinen Parzelle im Gebiete des 
Forstes und es konnten zur Feststellung ihrer Rechte 
weit eingehendere und kostspieligere Nachforschungen 
gemacht werden, als die, welche eine Privatperson 
hätte veranlassen können. Es wurden hierauf auf Ver- 
anlassung der Gnmdherren, welche glaubten, auf diese 
Weise das kleinere Uebel zu wählen, von Seiten des 
Parlaments Massregeln getroffen, um die noch nicht 
eingehegten Theile des Haide- und Waldlands frei zu 
erhalten; aber im Prozesse von 1874, dessen Unter- 
brechung das Parlament verweigerte, stellte es sich 
heraus, dass viele der in den vorhergehenden zwanzig 

Pol lock, Grundbesitz in England. 16 
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Jahren vorgenommenen, von dem erwähnten Gesetze 
unberührten, Einhegungen jeder Berechtigung ent- 
behrten. Schliesslich wurde eine sehr umfangreiche 
Fläche nicht nur der Einhegung entzogen sondern 
auch dem öffentlichen Zugang übergeben. i2) Inzwischen 
war auch die vom Parlamente eingesetzte Kommission 
thätig gewesen und im Jahre 1878 erging ein zweites 
Oesetz, welches die Stadtgemeinde der City of London 
als Aufsichtsbehörde für den Forst einsetzte und ihr 
unter Gewährung von weitgehenden Verwaltungs- und 
Kontroibefugnissen die Aufgabe auferlegte, Epping 
Forest nicht eingehegt und nicht bebaut als offene 
Fläche für die Belustigung und Erholung des Volks 
zu erhalten. J3) 

Im Jahre 1876 wurde ein allgemeines Gesetz über 
die commons erlassen. Dasselbe macht den grossen 
Schritt, sowohl bei ländlichen als vorstädtischen Grund- 
stücken eine Rechtsvermuthung zu Gunsten eines 
blossen Aufsichtsrechts des Grundherrn (im Gegensatz 
zum Einhegungsrecht) aufzustellen. Es ist bemerkens- 
werth, dass unter den zulässigen Veränderungen auch 
die Verschönerung der commons erwähnt ist — ein 
Fortschritt, den man sich bei früheren Inclosure Acts 
nicht träumen liess. Auch wurden besondere Vor- 
kehrungen getroffen, um die öffentliche Benutzung für 



") vgl. den Bericht der Commons Preservation Society von 1877. 

") 4 t und 42 Vict. c.213\ die noch offenstehenden Fragen 
wurden einem Schiedsrichter überlassen. Der Bericht der 
Commons Breservation Society von 1882 sagt „alle wichtigen Fragen, 
die sich auf den Forst beziehen, sind nun erledigt; der 
Schiedsrichter hat seinen endgültigen Spruch gefallt und 
demselben einen Plan des der Londoner Stadtgemeinde über- 
lassenen Komplexes beigefügt. 
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Erholungs-Zwecke und die Erhaltung historischer 
Denkmäler zu erleichtem. Selbst da, wo das Gesetz 
dem Ermessen der Inclosure Commiasion die weit- 
gehendste Freiheit einräumt, gibt es derselben deutlich 
zu erkennen, dass die am Anfange dieses Jahrhunderts 
herrschende Tendenz endgültig aufzugeben sei. Die 
allgemeine Theilnahme an diesen Gegenständen hat 
inzwischen weiter zugenommen. An vielen Orten 
haben sich Vereine für die Erhaltung der commons 
und der Fusspfade gebildet. In manchen Fällen haben 
dieselben drohenden Eingriffen wirksamen Widerstand 
geleistet; in anderen hat bereits das Bewusstsein ihrer 
Existenz derartige Eingriffe verhindert; manchmal end- 
lich gelang es ihnen, eine Vereinbarung über streitige 
Rechte im Interesse der Gesamtheit und aller Bethei- 
ligten zu erzielen. 

Eine neue Art von Eingriffen hat in jüngster Zeit 
erhöhte Wachsamkeit gefordert. Eisenbahngesell- 
schaften und andere Transportgesellschaften wählen 
vorzugsweise die offenen Flächen für ihre Zwecke, 
da sie für dieselben geringere Preise zu zahlen haben 
als für eingehegtes Land; auch denken die Leute, 
welche an der Spitze derartiger Unternehmungen 
stehen, wenig an die Erhaltung der landschaftlichen 
Schönheit und der ländlichen Ruhe in den Gegenden, 
welche ihre Pläne berühren. Es gelang indessen, ver- 
schiedene Projekte dieser Art im Parlament unschäd- 
lich zu machen, ^*) und als bei der einundzwanzigsten 



1^) Die Anlage von Eisenbahnen, Kanälen etc. und die 
Vornahme von Expropriationen für die Zwecke derselben 
erfordern in England in jedem einzelnen Falle ein besonderes 
Gesetz. Derartige Gesetze werden in beiden Häusern zunächst 
durch Spezial-Kommissionen berathen, vor welchen ein regel- 

16* 
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Versammlung der Common» Preservation Society die 
Thätigkeit der Gesellschaft seit ihrer Entstehung geschil- 
dert wurde, konnte Bryce mit Recht sagen: „die Eisen- 
bahngesellschaften haben begonnen uns zu fürchten." 
So wichtig auch die Reaktion gegen die Einhegung 
offener Flächen ist, gelang es ihr doch im Ganzen ihr 
Ziel mehr durch Veränderungen in der Auffassung 
und Anwendung des früheren Rechts als durch eine 
Umgestaltung der Rechtsgrundsätze zu erreichen. An- 
ders verhält es sich mit dem jetzt zu besprechenden 
Gegenstande; nachdem das auf denselben bezügliche 
Recht verschiedene Male von einflussreichen Juristen 
für ganz vollkommen und in keiner Weise für ver- 
besserungsbedürftig erklärt worden war, wurde eine 
Reformmassregel von weitgehendster Bedeutung von 
einem konservativen Juristen geplant und im Lande 
ohne den allergeringsten Widerspruch angenommen; 
auch scheint es höchst wahrscheinlich, dass man auf 
derselben Bahn noch weiter gehen wird, ohne auf 
erheblichen Widerstand zu stossen. Wir haben ge- 
sehen, welchen Widerwillen die strengen Familien- 
stiftungen erregten, als sie zuerst eingeführt wurden. 
Coke und Bacon^ die sich fast überall feindlich ent- 
gegenstanden, waren in diesem Punkte einig. Auch 
in der Tagesliteratur sprach man den Wunsch aus, 
„dass es keine Besitzstände gebe, die nicht absolut 
seien — entweder auf Lebenszeit oder vererblich — 
ohne Bedingungen und ohne Regelung der Erbfolge- 
ordnung; damit würden alle Rechtsstreitigkeiten über 
Immobilien bedeutend vereinfacht werden" (3 Juri- 

massiges kontradiktorisches Verfahren stattfindet, das den 
Opponenten Gelegenheit zur Darstellung und Begründung 
ihres Widerspruchs gibt. 
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dical Society Papera 598). Bis zum Schlüsse des sieb- 
zehnten Jahrhunderts folgten die Richter mit unver- 
holenem Widerwillen der Leitung des Kanzlers, welcher 
die neu eingeführten Verfügungen genehmigt hatte. 
Nachdem aber ein Mal die Regel gegen die perpetuities 
(vgL S. 167) festgestellt war, beruhigte sich der Wider- 
stand gegen die Stiftungen. Das bereits früher er- 
wähnte zur Zeit der Restauration eingeführte Schema 
zählte bald für die Grundeigenthümer und sogar für 
die Juristen zu den unantastbaren Einrichtungen, die 
als Bollwerke von Staat und Kirche anzusehen sind. 
Die Real Property Commzssioners wussten keine Nach- 
theile in der Einrichtung zu entdecken imd 20 Jahre 
nach der Veröffentlichung ihres Berichts war Lord 
St, Leonhards derselben Meinung. Einwendungen gegen 
dieselbe zeugten nach seiner Ansicht von Unkenntniss 
oder von Verkehrtheit. In den folgenden Worten be- 
schrieb er den englischen Grundeigenthümern — die 
Pächter wurden damals kaum berücksichtigt — die 
beglückenden Eigenschaften einer Familienstiftung: 

„Man hat oft den Wunsch geäussert, das Immobilien- 
sachenrecht zu verbessern, und dasselbe sogar durch 
das Verbot der Famihenstiftungen und irgend welcher 
Verfügungen, die weiter gehen als die vom Code 
NapoUon gestatteten, unnöthigerweise zu verändern; 
aber es lässt sich absolut Nichts gegen die in Eng- 
land üblichen Familienstiftungen einwenden. Ohne 
den Grund und Boden dem Verkehr zu entziehen, 
setzen sie den Eigenthümer in die Lage, sein Gut 
innerhalb gewisser angemessener Grenzen seinen Nach- 
kommen zu sichern, und aus ihrem Wesen ergibt sich 
die Gewohnheit ihrer Erneuerung, welche von Menschen- 
alter zu Menschenalter stattfindet, und die Erhaltung 



US 



Güter in den Händen derselben Familien er- 
möglicht hat 

9 Auf diese Weise werden die Stiftungen hanfig er- 
neuert und der Staat erl^det, meines Wissens, keinen 
Nachtheil durch die stets wiederkehrenden Erneue- 
rungen; denn es kann Niemand in England sich dar- 
über beklagen, dass nicht stets eine genügende Quan- 
tität von Grundstücken zum Verkauf angeboten ist . . . 

„Man wendet ein, dass diese Zwecke durch einen 
yerwickelten und kostspieligen Mechanismus erreicht 
werden; aber wer klagt über das verwickelte System 
eines Uhrwerks? Wir bewundem im Oegentheil die 
Verbindung der yersohiedenen Theile, welche alle von 
einander abhängig, alle zur ErzeMgung des gewünschten 
Resultates nothwendig sind." 

Die Anwendung von Gleichnissen ist gefährlich. 
Eine gute Uhr ist ein Wünschenswerther Gegenstand 
des Besitzes, nicht wegen der Vollkommenheit ihres 
Werks, sondern weil sie uns die Tageszeit richtig 
angibt Wir ziehen eine billige Uhr, die massig richtig 
geht, einem astronomischen Kronometer, der nicht auf 
die gewöhnliche Stundenzählung eingerichtet ist, vor. 
Ausserdem ist der Mechanismus einer Uhr keineswegs 
vollkonimen; das Uhrmachergewerbe wird in eigen- 
thümlicher Weise imd mit eigenthümlioher Arbeits- 
eintheiluBg betrieben, und alle Verbesserungen sind 
in langsamer und mühsamer Weise entstanden. Aber 
es heisst, der verwickelte Mechanismus dient „zur 
Erzeugung des gewünschten Resultats". Von wem 
wird es gewünscht, in wessen Interesse wird es ge- 
wünscht? Das ist der wesentliche Punkt. Es handelt 
sich eben nicht nur um die Wahl der juristiscjieii 
For9), soi^dern auch v^n diß sozialpolitische Bedeutung 
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der Familienstiftungen, und der letztere Gesichtspunkt 
ist neuerdings weit mehr hervorgetreten, trotz Lord 
St. Leonhard und anderen Autoritäten. Die Wirkimgen 
der Familienstiftungen sind freilich ihren Urhebern 
erwünscht^ und ihr Zweck wird mit grosser Gewandt- 
heit erreicht. Aber ist ihre Existenz im öffentlichen 
Interesse zu büHgen? Das erscheint fraglich. Aller» 
dings sind in der Regel Verfügungen über das Objekt 
der Stiftung nicht unmöglich: aber es wäre thörioht, 
zu leugnen, dass sie erschwert sind. Jemand, der iu 
der Nähe einer öffentlichen Bibliothek wohnt, hat keine 
Schwierigkeit, ein darin befindliches Buch zu benutzen, 
und dennoch wird er, wenn er dasselbe entbehren kann, 
gewöhnlich davon absehen, den kleinen Weg zu machen. 
Jeder Gelehrte weiss, was für einen Unterschied es 
macht, ein Buch zur Hand zu haben, oder ausgehen zu 
müssen, um dasselbe zu benutzen. Ein ähnlicher Unter- 
schied ist zwischen dem unbeschränkten Eigenthum und 
der Gewährung einzelner Befugnisse, deren Gesamt- 
heit dem Eigenthumsrecht gleichkommen soll. 

Es gibt indessen einen noch schwerer wiegenden 
Einwurf gegen die Familienstiftungen als die wirk- 
liche oder vermeintliche Beschränkung der Verfügungs- 
befugnisse. Sie zerstören die Motive, welche in an- 
deren Fällen einen Eigenthümer zu Aufwendungen 
für sein Gut veranlassen, und ebenso die Mittel, aus 
welchen derartige Aufwendungen gemacht werden 
könnten. Der Leibzüchter — in den neueren Ge- 
setzen wird er in bezeichnender Weise „beschränkter" 
Mgenthümer genannt — hat nur selten Kapital, das 
er zu Aufbesserungen verwenden könnte. Die Aus- 
sprüche an das Einkommen des Guts, welche in der 
Kegel durch die aus früheren Stiftungen herrührenden 
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Belastungen entstehen, lassen gewöhn.lich keinen ge- 
nügenden Ueberschuss, um mehr als das unbedingt 
Nothwendige zu thim. Wenn der Leibzüchter auch 
andere Mittel besitzt, so fehlt es an Beweggründen zu 
ihrer Verwendung für das Gut, da der Vortheil einer 
derartigen Verwendung nur dem ältesten Sohne zufallen 
würde, und dieser schon ohnehin durch die Stiftung 
bevorzugt ist. Das Einkommen des Leibzüchters wird 
daher meistens zu Gunsten der jüngeren Kinder ver- 
wandt, und wenn dies auch an und für sich nur ge- 
recht ist, so ist doch diese dauernde Scheidung des 
flüssigen Kapitals vom Grundbesitz ein Verlust für 
das Gut, für den Bewirthschafter und schliesslich auch 
für das Gemeinwesen. 

Seit der vor etwa fünfzig Jahren beginnenden Pe- 
riode der Rechtsreformen hat man über die üebel der 
Familienstiftungen viel gesagt und geschrieben und 
viele halbe Massregeln erlassen, um sie zu vermindern. 
Es ist unnöthig auf dieselben einzugehen, da sie zum 
grössten Theil durch die Settled Land Act von 1882, 
deren Haupturheber Lord Cairns war, aufgehoben 
worden sind. Die Absicht dieses Gesetzes war, dem 
„beschränkten Eigenthümer** die möglichst vortheil- 
hafte Bewirthschaftung des Guts so weit zu erleichtem, 
als dies überhaupt mit der Existenz der Familien- 
stiftungen vereinbar ist. Ein Leibzüchter hat nunmehr 
das Recht, das Gut zu verkaufen oder zu verpachten 
oder in anderer Weise darüber zu verfügen, selbst 
wenn die Stiftungsurkunde keine Bestimmungen dar- 
über enthält, und er kann, abgesehen von gewissen 
wenig lästigen Vorkehrungen, welche Missbräuche 
verhindern sollen, diese Befugnisse nach seinem Er- 
messen ausüben. Zur Verausserung des Herrenhauses 
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und der Familienerbstüoke ist indessen die Genehmi- 
gung des Gerichts nöthig. Der Leibzüchter kann sich 
dieser Befugnisse nicht entäussern, und jede Verfügung, 
deren Absicht es ist, sie aufzuheben oder einzuschränken, 
ist nichtig. Der Erlös von Grundstücken, welche auf 
Grund dieses Gesetzes verkauft werden, darf unter 
Anderem zur Ablösung von Reallasten und Hypotheken 
oder zur Vornahme von Aufbesserungen bestimmter 
Art verwandt werden. Ausgaben der letzten Gattung 
stehen unter der Aufsicht der Land Commissioners 
(einer Behörde, welche aus der Vereinigung der 
früheren Inclosure, Copyhold und Tithe Commissioners 
entstanden ist) oder des zuständigen Gerichtshofs. Eine 
Befugniss, das Gut ganz oder theilweise zu verpfänden, 
um flüssige Mittel für die Vornahme von Aufbesse- 
rungen zu gewinnen, wird durch dieses Gesetz nicht 
gegeben, doch existirt eine solche auf Grund eines 
Gesetzes von 1864; bei ihrer Ausübung muss ein et- 
was langwieriges Verfahren angewandt werden; die 
Liste der zulässigen Aufbesserungen ist durch das 
Gesetz von 1882 erweitert worden. Es muss beachtet 
werden, dass das Gesetz den Titel des beschränkten 
Eigenthümers nicht ändert. Er hat das ihm nach der 
Stiftung zustehende Nutzungsrecht an den Zinsen der 
aus dem Erlöse verkaufter Grundstücke erworbenen 
Kapitalien oder an dem erhöhten Einkommen, das ein 
Theil des Guts in Folge der aus dem Erlöse eines 
anderen Theiles gemachten Aufwendungen abwirft; er 
kann aber sein eigenes Recht nicht erweitem. Er 
kann nur bestimmen, in welcher Form das Stiftungs- 
vermögen auf seine Nachfolger übergehen soll. Er 
kann ihnen eine geringere Anzahl von Morgen hinter- 
lassen, nachdem er ihren Werth durch die Ablösung 
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von Lasten oder die Vomahme von Aufbesserung^en 
erhöht hat; er kann ihnen sogar Qeld oder Staats- 
papiere statt des Guts hinterlassen. So weit kann er 
den Gegenstand ihres Rechts ändern, aber das Recht 
selbst kann er nicht berühren. 

Man kann noch nicht sagen, wie die wirthschaft- 
liehen Folgen der Setüed Land Act sich gestalten 
werden. Seit der Aufhebung der Fines und JRecoveries 
gibt es keine Reform des Immobiliarsachenrechts, die 
mit gleicher Sorgfalt ausgearbeitet wurde. Die !Er- 
fahrung wird lehren, ob sie befriedigende Resultate 
haben wird. Reformen dieser Art sind für ihre Zeit sehr 
nützlich und ihre Urheber verdienen alle Ehre, aber jede 
derselben vermehrt die Verwickelungen eines schon 
ohnehin übermässig komplizirten Systems, und der Zeit- 
punkt naht heran, an welchem dasselbe für weitere Re- 
paraturen nicht mehr geeignet sein wird, und eine voll- 
ständige Umgestaltung ins Auge gefasst werden muss. 

Die Traditionen des englischen Nationalkarakters die 
Verhältnisse einer durch lebhaften wirthschaftlichen 
Verkehr gekennzeichneten Zeit und das Beispiel an- 
derer englisch sprechender Gemeinwesen, drängen 
alle zu einer Vereinfachung der auf den Grund und 
Boden bezüglichen Rechtsverhältnisse und zur Aus- 
dehnung des Gebietes des unbeschränkten Eigenthums. 
Auf der anderen Seite gibt es einige neuerdings sehr 
laute und geschäftige Politiker, welche die Berechti- 
gung jeder Privatherrschaft über Grund und Boden 
überhaupt bestreiten, und statt zu wünschen, dass Jeder- 
mann sein eigener Gutsherr sei, den Staat zum allge- 
meinen Gutsherrn machen möchten. Es liegt ausser- 
halb unserer Aufgabe, derartige Anschauungen zu 
widerlegen. Es handelt sich bei diesen Vor^chlä^fen» 
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wie Lord Hobhouse sehr treffend sagt ^nicht um Re- 
formen des Immobiliarsachenrechts oder irgend eines 
Zweiges des englischen Rechts in der gewöhnlichen 
Bedeutung des Worts, sondern um die Verschiebung 
der Grundlagen des englischen Gemeinwesens und um 
seine Umgestaltung auf Grund neuer Anschauungen 
über das Eigenthum und über die Beziehungen des 
Staats zum Einzelnen", i^) 

Die Juristen werden erst dann Veranlassung haben, 
sich mit ^yLand Nationcdisation^^ (es ist ein barbarischer 
Name, aber die Sache verdient eine barbarische Be- 
zeichnung) zu befassen, wenn die Vorkämpfer dieser 
Theorien sich als fähig erwiesen haben, die enormen 
Schwierigkeiten zu verstehen, welche entstehen würden, 
wenn sie versuchten, ihrer vagen Idee eine greifbare 
Gestalt zu geben. Jedes Gesetz, welches das Privat- 
eigenthum an Gnmd und Boden und die Beziehungen 
zwischen Gutsherr und Pächter (welche von einigen 
jener Reformatoren als Wurzel des Uebels angesehen 
werden) beseitigen wollte, würde sofort den Scharf- 
sinn von Schaaren findiger Männer in Bewegung setzen, 
welche bald Mittel finden würden, dasselbe zu um- 
gehen. Die in diesem Buche enthaltenen geschicht- 
lichen Mittheilungen entbehren nicht der Beispiele für 
die Folgen, welche eintreten, wenn der Buchstabe des 
Gesetzes nut der Natur der Menschen und der Dinge 
im Widerspruch steht. Die volkswirlhschaftliche Seite 
der Frage ist von Fawcett mit zwingender Logik er- 
örtert worden. 16) 

1») The dead hand, 1880, S. 164. 

^^) rtState SociaUsm and the Nationalisation of Ijand'\ Macmillans 
Magazine^ JuÜ 1883; seitdem auch als Separatabdruck ver- 
öifentlicht. 
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Es heisst, dass die Londoner Arbeiterbevölkerung' 
geneigt ist, diesen sozialistischen Projekten Gehör zu 
geben. Es mag dies sein : denn leider sind nur we- 
nige derselben in ihrem Geistesflug durch den Ballast 
des Eigenthums gehindert. Aber im Norden Englands 
sind bereits viele Arbeiter in Folge der Mitwirkung 
der Bauvereine vollberechtigte Eigenthümer der von 
ihnen bewohnten Häuser. Möge ein derartiger Ar- 
beiter verstehen, dass unsere neuen sozialistischen 
Reformatoren sein sauer erworbenes Häuschen nicht 
weniger könfisziren wollen als das Schloss des Guts- 
herrn und die Fabrik seines Arbeitgebers — dass auch 
er ein zinspflichtiger Miether oder ein mit dem vollen 
Miethwerthe besteuerter sogenannter „bewohnender 
Eigenthümer" werden soll. Dann wird er wohl die 
Gefahren seiner jetzigen Armuth den Lockimgen der 
Enthusiasten aus Ost und West vorziehen. Jedenfalls 
hat sich noch nicht eine genügende Anzahl britischer 
Wähler gefunden, um einen Vertreter dieser Ideen in 
das Unterhaus zu senden. Wir verharren in dem 
festen Vertrauen, dass die Entwickelung der englischen 
Gesellschaft und des englischen Rechts die Bahnen 
eines stetigen besonnenen Fortschritts nicht verlassen 
wird; dass kräftige und weise Männer auch in der 
Zukunft stets in Bereitschaft sein werden, wenn das 
Land ihrer bedarf; dass der schreckliche Zauber des 
Umsturzes wie heute auch femer bei dem englischen 
Volke fremd und machtlos bleiben möge. 

Dea magna dea, Cybehe^ dea^ domina Dindym% 
procul a mea tuvs dt furor omnis, era^ domo : 
alios a^ge incitatosy alios age rahidos. 
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Anmerkung A. 

Die Landwirthschaft der Germanen. 

Eine vielbesprochene Stelle in der Germania des Tacitus 
(C. 26) lautet wie folgt; 

Ägri pro numero cultorum ab universis in vices occtq)aniur, quos mox 
väer 86 secundum digncUionem partiuntur, FacäücUem pariiendi cam- 
porum spatia praestant. Arva per annos mutant et stperest ager. 
Folgende Uebersetzung erscheint passend: „die deutsche 
Genossenschaft übernimmt eine Strecke Landes zur wech- 
selnden Bewirthschaftung je nach der Zahl ihrer Ackerbau 
treibender Mitglieder. Die so in Besitz genommene Fläche 
wird sodann unter die Mitglieder unter Berücksichtigung 
ihres Rangs vertheilt, indem die Ausdehnung des Gebiets 
die Vertheilung erleichtert. Die zum Ackerbau dienlichen 
Parzellen werden jährlich gewechselt und es bleibt stets un- 
Tertheiltes Land übrig." 

Was heisst zunächst universtf Der Ausdruck könnte mög- 
licherweise einen ganzen Stamm, ein ganzes Volk bezeichnen, 
— einen Staat, wenn wir berücksichtigen, dass derselbe nicht 
wie ein Staat unserer Tage organisirt war. Aber die Einthei- 
lung des Grund und Bodens, — gleichviel ob er neuerdings 
in Besitz genommen wurde oder nicht — unter die einzelnen 
Landwirthe ist nicht die Aufgabe des Staats, sondern der 
kleineren Gemeinschaft, welche in abwechselndem Umfang 
und unter verschiedenen Bezeichnungen vorkommt und der 
englischen township am Meisten entspricht. Es ist möglich, ja 
sogar wahrscheinlich, dass bereits in der frühesten Zeit grosse 
Theile des Yolkslands nicht nur den Königen, sondern auch 
anderen hervorragenden Männern zu getrennter Herrschaft 
und natürlich abgesondert von dem genossenschaftlichen 
Grund und Boden zugetheilt wurden. Solche Männer waren 
nicht Mitglieder, sondern Herren der Genossenschaften, welche 
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sich auf ihrem Lande niederliessen. Es ergibt sich indessen 
ans dem Folgenden mit ziemlicher Wahrscheinlichkeit, dass 
Tacitus das genossenschaftliche Land im Auge hat. Wenn 
er die Unterscheidung zwischen Gemeinde und Staat etwas 
yemachlässigt, und nicht genau erkennen lässt, was er meint, 
80 kann man den gleichen Vorwurf gegen weit spätere 
Schriftsteller erheben. Wir können somit universi mit township 
oder Gemeinde übersetzen. Die nächste Zweideutigkeit ist in 
dem Ausdruck in vices enthalten; sie ist so gross, dass auch 
die Uebersetzung neutral bleiben sollte. Greift der Ausdruck 
nur in gedrängter Weise der in dem nächsten Satze enthal- 
tenen Erklärung Tor, indem er den wechselnden Besitz 
der Einzelnen der allgemeinen Berechtigfung der Gemeinde — 
der universi — gegenüber hervorhebt? Oder bezieht er sich 
auf die Gemeinde als Ganzes und bedeutet, dass wie in dem 
Ton Caesar beschriebenen Zustand, die ganze Gemeinde von 
Jahi' zu Jahr weiter wanderte? Dieser Zustand {Bdhm 
Gallicum 6. 22) kann wie folgt beschrieben werden: Buohland 
ist ganz imbekannt. Gemeinde-Land ist Volksland, das der 
Gemeinde (gentSms cognationibusque hominttm qui urm coienmt) zur 
Bewirthschaftung zugetheilt ist, indem jedes Jahr der ganze 
dem betreffenden Stamm gehörende Grund und Boden neu 
vertheilt wird (magistratus ac principe» in annos singulos .... quantum 
et quo loco visum est agri attribuunt atque anno post alio trcmsire 
cogunt). Wenn die Gemeinde wandert, so muss der Hof des 
Einzelnen natürlich auch wandern. Aber der Einzelne kann 
deshalb doch der Gemeinde gegenüber zu einem Stück Land 
für seinen Hof in bestimmter Qualität und bestimmtem Yer- 
hältniss zum Ganzen berechtigt sein. Kommt es doch selbst 
in England auch in neuerer Zeit vor, dass Jemand ein be- 
stimmtes Eigenthumsrecht an wechselnden Grundstücken hat; 
namentlich, dass gemeinschaftliches Land jährlich anders 
vertheilt wird (vgl. Coke upon Litdetm 4 a). 

Die zuletzt erwähnte Interpretation erscheint als die na- 
türlichste, wenn man die Worte selbst berücksichtigt; auch 
steht sie keineswegs mit der weiter oben (0. 16) von Tacitus 
angedeuteten Thatsache in Widerspruch, dass der Hof im 
Privateigenthum des Einzelnen steht. Er sagt nicht, dass der 
Hof auf einem bestimmten Punkte bleibt. Der Einzelne 
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konnte, wie in dem aus dem englischen Recht zitirten Bei- 
spiel, ein dauerndes Eigenthumsrecht an einer der Lage nach 
veränderlichen Strecke Landes haben. Nach dieser Auf- 
fassung würde Tacitus fast genau dasselbe wie Caesar sagen. 
Anderseits würde es der Schreibweise des Tacitus ebensoviel 
oder sogar noch mehr entsprechen, wenn er die Worte „m 
vices" gewissermassen als Antithese zu „a& universis" ange- 
w^andt hätte : er würde auf diese Weise sagen, dass der Be- 
sitz zugleich beständig und abwechselnd ist, beständig in 
Bezug auf die Gemeinde, abwechselnd in Bezug auf die ein- 
zelnen Mitglieder. Es ist auch nicht nothwendig, Caesar und 
Tacitus miteinander in Uebereinstimmung zu bringen. 

Es ist indessen nöthig, eine Bedeutung für das Wort 
mox in dem nächsten Satze zu finden. Das G-emeindeland 
wird „nachher" den Genossen zugetheilt. Was aber geht 
diesem „nachher" voraus? Allem Anschein nach ist es die 
Besitzergreifung leer stehender oder von dem früheren Be- 
sitzer aufgegebener Ländereien. Ln Ganzen scheint daher 
die Schlussfolgerung gerechtfertigt, dass nach den Mitthei- 
lungen, welche Tacitus zur Grundlage seiner Darstellung 
gemacht hat, die Gemeinde regelmässig sich noch nicht in 
festen Sitzen niedergelassen hatte. 

Was die Eintheilung betrifft, so ist es offenbar, dass be- 
reits deutliche Rang^unterschiede bestanden und dass man 
den höher gestellten mehr Land zutheilte als den weniger 
begünstigten. „Ärva per annos mutant" soll nach der Ansicht 
mehrerer Autoritäten auf die Fruchtfolge deuten und den 
Wechsel zwischen Ackerfeld und Brachfeld ausdrücken. 
Die Worte haben indessen eine natürlichere Bedeutimg, für 
deren Zurückweisung keine genügenden Gründe vorliegen. 
Sie sagen, dass jedem Genossen alljährlich ein anderes 
Grundstück zugetheilt wurde oder zugetheilt werden konnte. 
Sie konnten auch andeuten, dass die universi, die ganze Ge- 
meinde alljährlich eine neue Flur in Besitz nehmen. Nach 
der gewöhnlichen Ausdrucksweise des Tacitus ist es wohl 
möglich, dass beides ausgedrückt werden sollte. Ebenso kann 
^svperest ager'' sich sowohl auf das unvertheilte Gemeinde- 
land beziehen als auf das Volksland, das keiner Gemeinde 
zugetheilt worden war, oder auf Beides. Letzteres scheint 
nicht unwahrscheinlich. 
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Warum endlich wendet Tacitus den etwas unbestimmten 
Ausdruck universi an, statt wie Caesar zu sagen: gens oder 
cognatio hominum'? Vielleicht, weil er wusste, dass die Gemeinde 
nicht mehr eine cognatio hominum im eigentlichen Sinne 
war, und kein bestimmt lautendes lateinisches Wort finden 
konnte, welches nicht hätte irreführen können. 

Seitdem diese Anmerkung zuerst Yerö£fentlicht wurde, 
hat Fustel de Coulanges die obige Stelle des Tacitus in 
seinen „Recherdies sur quelques prohlhnes * d'hi8toirt'\ Paris 1885 
in Erwägung gezogen. Er ist der Ansicht, dass Tacitus 
mehr vom wirthschaftlichen als vom juristischen Standpunkte 
geschrieben hat, und dass dieser Umstand die Abweseniheit 
der technischen Ausdrücke erklärt, welche den Kommenta- 
toren so grosse Mühe verursacht hat ^Tous les termes se 
rapportent ä la atUure". Es ist allerdings richtig, dass der Aus- 
druck „occupantur" nur die natürliche Thatsache bezeichnet, 
ohne auf ihre juristische Natur einzugehen ; anderseits schliesst 
dasselbe keine Interpretation aus, die aus anderen Gründen 
plausibel erscheint. Die Ansichten des erwähnten französi- 
schen Schriftstellers sind neuerdings in der Einleitung zur 
Uebersetzung von Sir Henry Maine's ViUage Communities (Etudes 
sur Vhistoire du droit. Paris, 1889) besprochen worden. Vgl. 
auch Brunner, Deutsche Rechtsgeschichte § 59 ff. 

Anmerkung B. 

Die Klassiflzirung der angelsichsischen Verhiltnisse. 

Ueber die Haupteintheilungen stimmt man jetzt aUgemein 
überein. Das VolkslanM war Staatseigenthum: ager pubUcus, 
In den lateinischen Urkunden wird dasselbe manchmal als 
erra communis bezeichnet (Cod. dipl. Nr. 714, 800). Böc-land 
war das Land, welches den Erwerbern durch schriftliche Ur- 
kunde als Sondereigenthum y erliehen wurde ; dasselbe war 
gewöhnlich, wenn auch nicht nothwendigerweise Ton den 
meisten öffentlichen Lasten befreit, welche auf den in anderer 
Weise erworbenen Ländereien ruhten. Es gab auch Land 
das im Besitze von Dorfgemeinden oder anderen Genossen- 
schaften stand, welches zur gemeinschaftlichen Weide und 
ähnlichen Zwecken diente. Femer gab es erbliches als 
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Sondereigenthum besessenes Land, welches auf Grund ge- 
-wohnheitsrechtlicher Titel erworben wurde imd vermuthlich 
ursprünglich aus dem Gemeindeland abgesondert wurde. 
Wir wissen nicht genau, mit welchem Kunstausdruck die 
beiden letzteren Gattungen in der alt-englischen Sprache be- 
zeichnet wurden; die meisten neueren Schriftsteller wenden 
provisorisch die Bezeichnung y^ethd^ für das erbliche Land 
an und die Bezeichnung „common land" spricht für sich selbst. 
Unter la^and versteht man Land, für welches der Bewirth- 
sebafter dem Eigenthümer Zins oder Frohndienst oder Beides 
entrichtete. 

t Verschiedene Fragen in Bezug auf die Beziehungen der 
genannten Gattungen unter einander und ihre verhältniss- 
mässige thatsächliche Bedeutung sind indessen noch nicht 
erledigt. 

Die Ausführungen von H. Cabot Lodge (The Angh-Stixon 
Land Laws in Essays in Anglo-Saxon Law^ Boston 1876) leiden 
an dem Umstand, dass das von dem Verfasser aufgestellte 
System so streng gegliedert und juristisch definirt ist, dass es 
unmöglich die angelsächsische Auffassung wiedergeben kann. 
Auch überschätzt derselbe den Gegensatz zwischen seinem 
System und dem seiner Vorgänger. Der Unterschied zwischen 
dem erblichen, zuerst ganz unveräusserlichen, später be- 
schränkt, veräusserlichen Besitzstand, den Kemble als nhd 
bezeichnet und dem frei veräusserlichen böc-land war diesem 
wohl bewusst. Was Kemble als äkel bezeichnet, nennt Lodge 
„family lan^^ \ in imserem Text wird der Ausdruck Jieir land'* 
(Erbland) angewandt. Kemble wendet ebenfalls die Bezeich- 
nung alod an, wahrscheinlich im Anschluss an einen früheren 
Schriftsteller; denn es besteht kein Grund für die Annahme, 
dass das Wort alod, welches neuere Philologen als die Wurzel 
des mittelalterlich lateinischen Ausdrucks alodittm ansehen, 
überhaupt in historischer Zeit in der englischen Sprache vor- 
kam. Nach Kemble*s späterer Ansicht war das erwähnte 
Besitzverhältniss bereits frühzeitig nicht mehr thatsächlich 
vorhanden, indem die betreffenden Ländereien entweder in 
Folge des Mangels an Erben an den Staat oder die Gemeinde 
zurückgefallen oder in Buchland verwandelt worden waren 
(Saxons in England I 301 ). Es steht dies im Widerspruch mit 
Pollock, Grundbesitz in England. 17 
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seiner früheren Anschauung (Cod. Dipl Einleitung LXI), nach 
welcher bei der Uebertragung zinspflichtiger Ländereien 
überhaupt keine Charter angewandt wurde, und dies scheint 
wahrscheinlicher, da mehrere Gründe gegen die zuerst 
erwähnte Ansicht sprechen. Es ist nicht ersichtlich, auf 
welche Weise Erbland in rechtsgfültiger Weise in irgendwie 
grösserem Umfange in Buchland verwandelt werden konnte. 
Buchland scheint, von wenigen Ausnahmen abgesehen, ein 
Luxusartikel gewesen zu sein, der auf grosse Qrundeigen- 
thümer und kirchliche Körperschaften beschränkt war; die 
Ausnahmen kamen vor, wenn die Eigenthümer von Buchland 
kleinere Parzellen durch „Buch" an Günstlinge unter ihrem 
Gefolge verliehen. Es wird jetzt allgemein angenommen, 
dass Volksland nur mit Genehmigung des Weisen-Männer^ 
Raths in Buchland verwandelt werden konnte, und man kann 
daher mit Kemble selbst das „Buch" mit einem Specialgesetz 
imserer Tage vergleichen. In der That nennt Beda die Ver- 
leihungen durch Buch in seinem Briefe an Egbert lUteras 
privilegiorum, woraus deutlich ersichtlich ist, dass zu seiner 
Zeit das Buch nicht eine gewöhnliche Uebertragungsurkunde 
war. Ebenso ist bis zu einem gewissen Grade positives Be- 
weismaterial dafüi' vorhanden, dass Erbland existirte und als 
eine von Buchland verschiedene Gattung des Grundbesitzes 
angesehen wurde; besonders spricht hierfür das Testament 
des Herzogs Alfred von Wessex {Cod. Dipl CCCXVII). Wenn 
auch dieses Material etwas dürftig ist, erscheint es dennoch 
genügend, und es braucht uns keineswegs zu befremden, 
dass es nicht umfangreicher ist. Wenn Erbland überhaupt 
unter Lebenden veräusserlich war, so wurden für die Ueber- 
tragung die gewohnheitsrechtlichen und volksthümlichen 
Formen angewandt, deren Spuren sich noch heute bei den 
copyholds finden, und über welche zu jener Zeit keine Ur- 
kimden aufbewahrt wurden. Testamente wurden nur von 
grossen Grundeigenthümern angewandt und allem Anschein 
nach nicht in technischer Form abgefasst; jedenfalls enthalten 
sie nur selten Angaben darüber, ob die letztwillig vergabten 
Ländereien Buchland sind, oder einer anderen Gattung an- 
gehören. Einige der noch vorhandenen Urkunden dieser 
Art enthalten die Angabe, dass sie in Gegenwart der Familie 
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des Erblassers errichtet wurden, und dies scheint darauf zu 
deuten, dass wenigstens ein Theil der in der letztwilligen 
Verfügung erwähnten Ländereien nicht ohne die Genehmig 
gung der Familienglieder veräussert werden konnten. Im 
Ganzen scheint es richtiger anzunehmen, dass das Brbland 
bis zur normannischen Eroberung erhalten blieb. 

Es darf nicht unerwähnt werden, dass neben Kemble 
auch Konrad Maurer anderer Ansicht ist Der zuletzt er- 
wähnte Forscher sieht die Verwendung von €thel zu Buch- 
land als ein einfaches und regelmässig vorkommendes Ver- 
fahren an. Aber wenn Privatpersonen überhaupt Grund- 
stücken die Qualität des Buchlandes geben konnten, so 
müssen wir wenigstens annehmen, dass, ebenso wie die Um- 
wandlung des Volkslands die Genehmigung des Weisen- 
Männer-Raths erheischte, bei dem Erbland die Genehmigung 
der Familie und vielleicht auch der Gemeinde nothwendig 
war. Und wenn derartige Fälle öfters vorkamen, erscheint 
es merkwürdig, dass keine Urkunden darüber vorhanden 
sind. Auch Sohm meint in Uebereinstimmung mit K. Maurer 
und Schmid, dass das angelsächsische „Buch" die gewöhn- 
liche Uebertragungsform war und geht sogar so weit, zu 
leugnen, dass symbolische Uebertragungen überhaupt vor 
der normannischen Eroberung vorkamen (Fränkisches Recht 
und Römisches Recht, Weimar 1880 S. 30). 

Aus den bereits erwähnten Gründen scheint die Abwesen- 
heit von Urkunden unerheblich; ausserdem ist es nicht 
richtig zu behaupten, dass vor der Eroberung „keine 
Spur der Investitur" zu finden ist. Es finden sich ein halbes 
Dutzend Beispiele im Cod. Dipl. Vgl. No. 12, * 37, 104, 1 14, * 177, 
1019. Bei No. 114 heisst es, eine Scholle Erde sei mit dem 
Buche übergeben worden In anderen Fällen heisst es, die 
Scholle sei auf den Altar auf das Buch der Evangelien nie- 
dergelegt worden. Die beiden mit * bezeichneten Urkunden 
werden von Kemble als Fälschungen gekennzeichnet; aber 
die erwähnten Aufzeichnungen müssen auch in Original- 
urkunden vorgekommen sein, welche der Fälscher nachahmte. 
Zwei andere Beispiele finden sich aus dem Blcuik Book of 
Peterhorough in einer von Stubbs im Jahre 1861 veröffentlichten 
und von diesem Forscher für echt angesehenen Au£seichnung. 

17* 
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Im Anfange des achtzehnten Jahrhunderts hat „Ethelred, der 
glorreiche König von Mercia, da er auf einer Reise nacli 
Medesham-stede kam, den Brüdern, die er daselbst fand, dreissig^ 
manentes in Lengtricdun gegeben, und die Gabe bestätigt, indem 
er auf das Buch der Evangelien eine vom Orte weggenommene 
Scholle Erde niederlegte." Ferner wurde der Kauf eines in 
Cedenandc gelegenen Grundstücks Tom Könige „zu Tonitun 
(Northampton ?) in dem Gemache des Königs bestätigt durch 
Handschlag und durch Niederlegung einer von Cedenanac 
entfernten Scholle auf das Buch der Evangelien in Gegen- 
wart des Bischofs Saxulf '. Hier scheinen wir den eigent- 
lichen Augenblick des letzten Entscheidungskampfs zwischen 
der älteren symbolischen Uebergabe imd dem „Buche" er- 
reicht zu haben ; die Methode des Buchs soUte in wichtigeren 
Fällen an die Stelle der ersteren Uebertragfungsform treten; 
ob sie diese ganz beseitigt hat, ist fraglich; denn wie Pal- 
grave sagt (B-ot/a and Illuatrations CCXXYUI) beweist das Still- 
schweigen der meisten Urkunden über eine symbolische 
Uebergabe in Wirklichkeit Nichts. Uns scheint es, dass bei 
den gewöhnlichen Veräusserungen der Privatpersonen die 
symbolische Uebergabe nie ausser Gebrauch kam. Es scheint 
voreilig, anzimehmen, dass viele symbolische Gebräuche, die 
sich noch heute bei einzelnen copykolds finden, wie z. B. die 
Uebergabe eines Strohhalmes auf der Gutsherrschaft Win- 
teringham in Lincolnshire {Academy 19. Nov. 1881 S. 386) aus 
uralter Zeit stammen. Nach der Theorie von Sohm und 
Schmid waren sie späte mittelalterliche Nachahmungen fran- 
zösisch-normannischer Gebräuche. 

Es scheint indessen etwas gezwungen, in den Gesetzen 
Alfreds einen Versuch der Umwandlung des Buchlands in 
Erbland und eine Rückkehr zu rein deutschen Grundsätzen 
zu entdecken, wie dies Lodge gethan (S. 70 und 71). Das 
Gesetz sagt, dass Jemand, der Buchland von einem Mitglied 
seiner Sippe erblich erworben hat, dasselbe nicht an extranei 
veräussem darf, „wenn Urkunden oder Zeugen bekunden, 
dass die ersten Erwerber des Grundstücks und der unmittel- 
bare Rechtsurheber eine solche Yeräusserung untersagt 
haben." Wahrscheinlich war dies nur eine Bestätigung des 
existirenden Rechts (vgl. die Einleitung des Gesetzes) und 
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dieselbe deutet darauf hin, dass derartige Verbote häufig un- 
berücksichtigt blieben. Das Gesetz scheint indessen Beschrän- 
kungen dieser Art anzuerkennen, auch wenn sie nicht im 
„Buche" selbst enthalten sind oder wenn sie nur vom Ver- 
äusserer in der Gegenwart von Zeugen mündlich ausge- 
sprochen worden waren — ein Punkt, welchen Lodge über- 
sieht. Wir können somit sagen, dass in dem erwähnten Um- 
fange die Vorrechte des Buchlands durch die alten Grund- 
sätze der Sippe eingeschränkt wurden. 

Eine weitere Frage betrifft die lains. Lodge theilt die- 
selben in zwei Klassen ein: booked lains und unbooked lokins. 
Die ersteren gehören zum Buchland, die letzteren können 
aus einem beliebigen Besitzverhältnisse herrühren ; d. h. das 
Omndstück, das als unbooked la^ zur Leihe gegeben wird, 
kann selbst Buchland sein. Kemble meint, dass der Aus- 
druck Uiin für ein durch „Buch" begründetes Besitzverhältniss 
überhaupt nicht anwendbar war; la^n bedeutet daher bei ihm 
(ebenso wie bei Schmid, vgl. dessen Glossarium s. v. Folc- 
land) dasselbe, was Lodge unbooked la€n nennt. Der Unterschied 
betrifft nur eine terminologische Frage und Lodge hat seine 
Ansicht nicht genügend nachgewiesen; dass seine Termino- 
logie vom Standpunkte der Log^ mehr für sich hat, beweist 
nichts. In Bezug auf die Behauptung, dass jeder Besitzstand 
an Volksland als unbooked lain angesehen werden muss, kann 
man mit ziemlicher Sicherheit sagen, dass kein Engländer 
vor der normannischen Eroberung sie verstanden haben 
würde. Es gehört, soweit man ermitteln kann, zum Wesen 
des la^n^ dass das Grundstück von einer bestimmten Person 
gegen bestimmte Leistungen unter Aufrechterhaltung der 
Oberherrlichkeit zur Leihe gegeben wird, während der In- 
haber des Volkslands dasselbe auf Grund der Zutheilung des 
Staats besitzt und keinen Zins an Private schuldet, sondern 
nur zu öffentlichen Abgaben und Dienstleistungen ver- 
pflichtet ist. 

Es muss zugegeben werden, dass der Unterschied 
zwischen dem /o/Jk-2an(f , das Staatseigenthum war, und dem 
eommon land, das besonderen Gemeinden gehörte, von den 
meisten Schriftstellern zu flüchtig behandelt worden ist; 
jedoch betrifft diese Bemerkung keineswegs die von Konrad 
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Maurer in der Eritisch.en Ueberschau (Münolien, 1853) ver- 
öffentlichte Abhandlung, die eine äusserst klare Darstellung' 
des Gegenstands enthält. Es mag schwierig sein, zu be- 
stimmen, in wieweit der Unterschied in historischer Zeit auf- 
recht erhalten wurde. 

■ 

Eine andere Frage, welche der Beachtung werth ist, ist 
die, ob das Gemeindeland nicht selbst ein Theil des Volks- 
lands sein konnte, mit anderen Worten, ob nicht Land einer 
Gemeinde zugetheilt und dennoch im Eigenthum des Staats 
verbleiben konnte. Dieser Zustand muss existirt haben, als 
die Gemeinden noch keine feste Niederlassung hatten, wie 
dies nach der Beschreibung Caesar's und nach der oben aus- 
gesprochenen Ansicht (Anm. A.) auch nach der Beschreibung 
des Tacitus der Fall war. Dasselbe Resultat konnte erzielt 
werden, wenn eine Gemeinde sich auf einem Theile des 
Volkslands niederliess, der ihr nicht formell zugetheilt 
worden war. Welche Wirkungen wären eingetreten, wenn 
ain auf diese Weise von einer Gemeinde in Besitz genom- 
menes Stück des Volkslands durch eine vom Weisen- 
Männer-Rathe genehmigte Verleihung des Königs in Buch- 
land umgewandelt worden wäre? Aller Wahrscheinlichkeit 
nach wäre eine derartige Verleihung als eine Ueberweisung 
der Oberherrlichkeit über die Gemeinde und der von dieser 
zu entrichtenden Abgaben angesehen worden. Man kann 
unter diesen Umständen annehmen, dass die Ueberweisungen 
von Buchland in Wirklichkeit zum grossen Theil nur Ueber- 
weisungen der Oberherrlichkeit und der Abgaben waren. 
Diese Annahme erklärt in plausibler Weise die Entstehung 
der zahlreichen abhängigen Dorfschaften, welche zweifelsohne 
vor der Eroberung existirten (vgl. Nasse, Mittelalterliche 
Feldgemeinschaft S. 17; Digby, History oftheLaw ofReal Ptoperty 
S. 15). 

Wir können sogar vielleicht annehmen, dass überhaupt 
alles Gemeindeland in der Theorie Volksland blieb, obwohl 
der Staat das ihm ursprünglich zustehende Recht des Heim- 
falls und der Neuvertheilung aufgegeben hatte. Wenn diese 
Theorie auf das Erbland, das in Sondemutzung stand, ebenso 
angewandt wurde als auf das Gemeindeland, zu welchem es 
ursprünglich gehörte, so wäre die Eintheilung in Volksland 
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und Buchland wirklich eine erschöpfend«, wie dies von 
früheren SchrifteteUern angenommen wurde. 

Der russische Schriftsteller Yinogradoff ist der Ansicht, 
dass der Ausdruck foldand ursprünglich nicht die Bedeutung 
des ager publicus hat, sondern nur Land bezeichnet, das in 
formloser durch den Gebrauch festgestellter Weise übertragen 
wird im Gegensatz zu Buchland, bei welchem der Ueber- 
gang des Eigenthums durch öffentliche Urkunde festgestellt 
wird. Die Hypothese ist fein ausgedacht, und wenn ihre 
Berechtigung festgestellt werden könnte, so würde sie viele 
Schwierigkeiten beseitigen. — 

Anmerkung C. 
Villenage, Villein Tenure und Copyholds. 

Um die untergeordneten Besitzverhältnisse (base temres) 
der englischen Rechtsbücher zu verstehen, ist es zunächst 
nöthig die Unterscheidung zwischen der Leiheform und der 
persönlichen Lage des Bewirthschafters im Auge zu behalten. 
Bracton erwähnt Lihaber königlicher Ländereien, deren Vor- 
fahren in einem freien Leiheverhältniss standen, die aber ge- 
waltsam ihres Besitzes beraubt und später wieder in der 
Weise zugelassen wurden, dass sie die Grundstücke in der 
Form des villenage übernahmen — einer Art der Leihe, die zwar 
zu knechtischen DiensÜeistungen verpflichtet, ohne indessen 
die persönliche Lage des tencmt zu berühren.^) 

Sie waren nicht berechtigt die gewöhnlichen dinglichen 
Klagen zu erheben, sondern nur den sogenannten „kleinen 
imit of right nach dem Gebrauche der Gutsherrschaft", d. h. 
der König übte seine Gerichtsbarkeit nicht als König sondern 
kraft seiner Grundherrlichkeit über dem besonderen Grund- 
stücke aus. Einem Fremden gegenüber hat indessen ein in 
der erwähnten Weise eingewiesener Lihaber (tenant in andent 



') ^GTI* Dialoffui de Seaecario I C.lO; vgl. femer die alt-englische Urkunde 
in Sclunid's Sammlung S. 872. Reetitudine» Singularum Personarum § 2 : der 
cot-settla^ der Arbeitszins in der nach der Eroberung als knechtisch be- 
zeichneten Weise entrichtet ist persönlich frei, „denn er hat seinen Heerd- 
Pfenuig am grünen Donnerstag zu geben, wie dies jeder freie Mann thun 
sollte^' — Kemble, Saxons in England I 828. 
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demesne) die regelmässige Besitzklage {Assize of nooel disseisin); 
in Ausnahmefällen hat der tenant oder sein Rechtsnachfolger 
sogar eine solche Klage gegen den Oberherrn (vgl. die von 
Horwood in der Vorrede zu Year Books 20 u. 21 Ed. I S. XVm 
zitirte Meinungsäusserung) dieser Leute wurden „glßbae ascrip- 
titir genannt (vgl. Dial. de Scacc. loc. cit.), aber Bracton sah in 
dieser Bezeichnung nicht den Ausdruck der Abhängigkeit, 
sondern vielmehr die Andeutung eines Rechts; die betreffen- 
den Personen können weggehen, „denn sie sollen nicht ge- 
zwungen werden ein solches Grundstück wider ihren Willen 
zu besitzen," aber der Oberherr kann sie nicht vertreiben, 
solange sie die Dienstleistungen verrichten (S. 7a). Obwohl 
sie nicht eigentlich tenants in socage sind, werden sie regel- 
mässig socmen genannt (vgl. die ältere Natura Brevium tit. „Briefe 
de recto clauso" S. 11 1584). Es heisst femer „die Natur 
des Grundstücks ändert die persönliche Lage eines freien 
Mannes ebensowenig als sie die Lage eines Sclaven ver- 
ändert. Denn ein freier Mann kann ein Grundstück im Be- 
sitzverhältniss des mere villenage innehaben und die entsprechen- 
den Dienstleistungen verrichten ohne seine Freiheit zu ver- 
lieren; denn er leistet den Dienst in Ansehung des villenage^ 
nicht in Ansehung seiner persönlichen Eigenschaft . . . Mere 
villenage ist ein Besitzverhältniss, bei welchem ungewisse und 
unbeschränkte Dienstleistungen zu entrichten sind, wo mau 
Abends nicht wissen kann, was am nächsten Morgen zu thun 
sein wird, d. h. wo der tenant gezwungen ist zu thun, was ihm 
befohlen wird" (Bracton S. 26a). An einer anderen Stelle wird 
zwischen mere viUenage und privilegirtem villenage unterschieden 
und hervorgehoben, dass selbst das erstere persönlich Freie 
betreffen kann (S. 208 b). Der einzige Unterschied in der Art 
der Dienstleistung bestand darin, dass im Falle eines persön- 
lich Freien der Herr das merchetum bei der Heirath der Tochter 
des Hintersassen nicht de jure beanspruchen konnte, indem 
dasselbe als Konsequenz eines persönlichen Knechtschafts- 
verhältnisses — als Zahlung dafür, dass dem Herrn eine 
Sklavin weggenommen wurde — angesehen wurde; selbst 
hierüber lauten die Berichte in späteren Berichten nicht gleich- 
förmig und Bracton's „</c jure" deutet darauf hin, dass eine 
feste Praxis zu seiner Zeit nicht bestand* Bracton erwähnt 
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ebenfalls eine Art villenage mit definirten Dienstleistungen, 
welche durch ausdrückliche Uebereinkunft festgestellt werden 
{ex conoentione\ und welches zwar kein eigentliches „privile- 
girtes" Verhältniss ist aber dem Oberherm gegenüber er- 
zwungen werden kann (S. 209a j. 2) Es scheint, dass der per- 
sönlich Freie, der im Besitzverhältnisse des viüenage stand, 
seine Dienstleistungen durch Stellvertreter verrichten konnte, 
gleichviel ob das Verhältniss ein privilegirtes war oder nicht. 
Ueber die exceptio villenagii vgl. Bracton S. 199, 200 ; vgl. auch 
Bracton's Note Book ed. Maitland 1887 Gases 70, 88, 281. 

Es ist somit unzweifelhaft, dass bei Bracton das Besitz- 
verhältniss und die persönliche Lage des Hintersassen keinen 
nothwendigen Zusammenhang hatten (S. 26 b). Nicht nur 
konnte der Freie sein Grundstück in einem unfreien Besitz- 
verhältniss besitzen: sondern ein Unfreier konnte auch freies 
Land haben und bei Besitzstörungen gegen Jedermann mit 
Ausnahme seines Herrn, und in gewissen Fällen selbst gegen 
diesen klagen. Die gleiche Auffassung findet sich bei Littleton 
und in Coke's Kommentar zu Littleton (vgl. Co. Litt. 57 b, 58 a 
mit Litt. sect. 172 und Co. Litt. 116, 117). Das Wort villanus ist 
indessen bereits zweideutig, denn es hatte neben seiner ur- 
sprünglichen Bedeutung, nach welcher es nur auf ein unfreies 
Besitzverhältniss deutete, eine zweite erhalten, indem es in 
euphemistischer Redeweise für den ausser Gebrauch gekom- 
menen Ausdruck servus^ der in Domesday einen seiner Geburt 
nach Unfreien bezeichnete (später wurde das Wort nativus 
angewandt) substituirt wurde. Glanvill nennt den Unfreien 
nativus^ aber seine persönliche Lage ebenso wie sein Besitz- 
verhältniss werden als viüenagivm bezeichnet; ein in die Knecht- 
schaft zurückgeführter Unfreier wird als in vUhnagio positus 
oder in villenagium clamatus bezeichnet. Bracton wendet nativus 
und villanus als gleichbedeutende Ausdrücke an. Zur Zeit 
Littleton's scheint das Wort villein regelmässig zur Bezeichnung 
eines Unfreien angewandt zu werden, wenn anch diejenigen, 
die sich vorsichtig ausdrücken wollen, die Worte välein in 
hlood anwenden. Coke hat vieUeicht Littleton an einer Stelle 



-) In der auf S. 275 erwähnten demnächst erscheinenden Ausgabe des 
Werks von Vinogradoff wird die betreffende Stelle näher erläutert 
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sect. 209 missverstanden. Littleton sagt, dass der Herr einer 
Gutsherrlichkeit keinen allgemeinen gewohnheitsrechtlichen 
Anspruch auf Zahlung eines Strafgelds hat, wenn einer der 
Hintersassen ohne seine (Genehmigung eine Tochter yer- 
heirathet, „denn nur vüleina sollten ein derartiges Strafgeld 
zahlen." Coke glossiit diese Stelle wie folgt: „d^ h. entweder 
vilUins Yon (Geburt, oder Freie, deren Grundstück im vülenage 
oder in einem untergeordneten Besitzverhältnisse steht" Wenn 
man Bracton*s ausführlichere Auseinandersetzung zu Rathe 
zieht, so ergibt sich, dass Littleton die letztere Blasse nicht 
einschliessen, sondern vielmehr ausschliessen wollte (sect 174 
bei Littleton, nach welcher man das Qegentheil annehmen 
sollte, und welche von Coke zitirt wird, ist interpolirt) vgl. 
die Anmerkung in der Ausgabe von Tomlins (1841). Goke's 
Ansicht wird indessen durch einige Entscheidungen unter- 
stützt (Year Books 10 Ed. HI 22 pl. 41 und 43, Ed. m 5 pl. 13) 
und sein Irrthum betrifft jedenfalls nur eine Einzelheit Bei 
Blackstone {Comm, U 92 — 96) erreicht die Verwirrung ihren 
Höhepunkt Er schreibt, als ob er sich nie darüber klar 
geworden sei, dass der Ausdruck vülanus überhaupt je etwas 
anderes als einen persönlich Unfreien bezeichnet habe; der 
Uber homo teneus in viUenagio entgeht ihm vollständig und die 
ersten copyholder» erscheinen ihm nur als frei gewordene Hörige. 
Die Schriftsteller vor Eenelm Digby folgen alle der Autorität 
Blackstone's ; Digby erkennt das Missverständniss, aber erst 
Taswell-Langmead hebt dasselbe besonders \ieTYov {ConstUutional 
Hütory S. 291 — 300 zweite Auflage); Blackstone*s Irrthum ist 
um so auffallender, als seine Abhandlung über die copyholds 
beweist, dass er die älteren Quellen kennt und bis zu einem 
gewissen Grade richtig würdigt. Wenn man die Abhandlung 
mit den Commentcuies in Einklang bringen will, so muss man 
annehmen, dass nach Blackstone's Theorie Freie, deren 
Grundstücke im Besitzverhältnisse des vilknage standen, zwar 
existirten, aber nicht zahlreich waren, und dass die sogenann- 
ten customary tenants (Grundbesitzer, die in einem gewohnheits- 
rechtlichen, von der Willkür des Oberherrn unabhängigen 
Besitzverhältnisse stehen) ihre Nachfolger sind, dass die ge- 
wöhnlichen copyholders an die Stelle der nativi getreten sind, 
und dass die Rechtsstellimg des nativus noch lange nach der 
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aonxxanischen Eroberung nicht nur eine höchst lästige, sondern 
auch eine YoUständig unsichere war. Die Theorie wäre ganz 
plausibel; nur steht sie, sobald man etwas unter die Ober- 
üäche dringt in schro£fem Widerspruche zu den Thatsachen. 
Die persönliche Lage der nativi scheint nach der über- 
einstimmenden Ansicht der meisten neueren Gelehrten theo- 
retisch eine sehr harte gewesen zu sein; doch waren sie that- 
sächlich meistens nicht so ganz ungünstig situirt. Die un- 
g^ünstigste Ansicht über ihre Stellung findet sich bei Nasse, 
die günstigste bei Larking (Domesday of Kent Anm. 57) und 
Thorold Rogers {HUtory of Prices^ Bd. I). Bei den letzteren 
Schriftsteilem ist indessen die Tendenz, die Lage der heutigen 
Tagelöhner möglichst ungünstig darzustellen, vielleicht niciit 
ohne Einfluss geblieben. Thorold Rogers unterschätzt jeden- 
falls die Bedeutung der positiven Beweismittel für die That- 
sache, dass persönlich Unfreie auch abgesehen von den an 
die Scholle gebundenen noch lange nach der Eroberung vor- 
kamen. So wurde z. B. noch im Jahre 1302 darüber argu- 
mentirt, ob eine Hörige, die einen Freien heirathet, absolute 
Freiheit erwirbt oder dieselbe nur während der Ehe behält 
(Year Books 30 u. 31 Ed. I S. 164). Im Jahre 1305 entscheidet 
das Gericht in einer Sache, in welcher es sich darum handelte, 
ob freie oder knechtische Dienstleistungen auf einem gewissen 
Grundstücke lasteten, dass die Einrede der persönlichen Frei- 
heit des Inhabers unerheblich ist. ( Year Books 33 Ed. I S. 10.) 
Hörige wurden wohl nur selten getrennt von dem Grundstücke 
verkauft, welches sie inne hatten, aber auch dies kam zweifels- 
ohne hier und da vor (Bracton's Note Book No. 1103, Madox, Form, 
Anglic. No. 756 — 762). Wenn kein thatsächliches Material vorhan- 
den wäre, so wäre man vielleicht berechtigt, die Hypothese auf- 
zustellen, dass die Normannischen Landvermesser und Richter 
in unwissender und nachlässiger Weise die niedrigste Klasse 
der Freien und die Leibeigenen miteinander vei^wechselten, 
durch welches Verfahren die abhängigen Freien etwas ein- 
büssten, und die Leibeigenen, die früher gar keine Rechte 
hatten, schliesslich viele Vortheile erwarben. Diese Ansicht 
vertreten Stubbs (Constituthnal Ei&Uyry 1 429) ebenso wie Freeman. 
Das historische Material zeigt aber, dass es sich mehr um 
eine Verschiebung als um eine Vermischung der Namen 
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handelt. In dem Exchequer Domesday finden wir auf den 
Gütern der Paulskirche vier verschiedene Arten der Hinter- 
sassen: die Villani, Bordarii^ Cotarii, Servi. In dem Domesday 
of Sl PauVs (1222 — also etwa IV4 Jahrhundert später) finden 
wir verschiedene Arten von Tenentes {libere tenentes, tenentes per 
vUlenagiumf tenentes terrcut operarias^ tenentes de terra ctssisa und andere) 
femer Cotarii und Naävi. Es mag schwierig sein, das richtige 
Verhältniss dieser Klassifikation zu der von den Landesver- 
messem des Eroberers aufgestellten zu bestimmen (vgl. darüber 
Scrutton, Commons und Common Fields S. 25 ff.); jedenfalls 
ist die Thatsache unbestreitbar, dass im dreizehnten Jahr- 
hundert die feineren Unterscheidungen nicht, wie man an- 
nehmen könnte, durch die Eroberung beseitigt wurden, son- 
dern unter veränderten und verschobenen Namen fortdauerten. 
Wir sind keineswegs berechtigt anzunehmen, dass die ver- 
schiedenen Bezeichnungen nothwendigerweise auf Unter- 
schiede in der persönlichen Lage der Betreffenden hindeuten. 
Es ist kaum möglich (namentlich wenn man Seebohm's Er- 
örterungen berücksichtigt) zu behaupten, dass der Unter- 
stihied zwischen bordarius und cotarius etwas anderes berührt 
als die Eigenschaft und Grösse des zur Bewirthschaffcung 
ü bergebenen Grundstücks. Die Haupttypen treten indessen 
mit genügender Deutlichkeit hervor. Im elften Jahrhundert 
haben wir zunächst den freien Mann, der so frei ist wie 
Jemand überhaupt sein kann, der in einem Leiheverhältniss 
zu einem Oberherm steht, der in der Ausdrucksweise des 
Domesday Book „mit seinem Grundstück gehen konnte wohia 
er wollte", und wenn es ihm gut dünkte, dasselbe veräussem 
konnte ,^vendere vel dare potuit'* „potuit vendere cui voluä". Femer 
finden wir den abhängigen Freien, der einen neuen Herrn 
suchen konnte, wenn er wollte, in diesem Falle aber sein 
Grundstück verlassen musste „potuit ire quo volebat, sed tum cum 
terra". Dies sind die Leute in Dorset, welche in Domesday 
als Coltberä bezeichnet werden; anderswo nennt man sie 
Sokemen (Eyton S. 46).^) Femer findet sich der in noch 



') Eyton betrachtet die viUani in Dorset als Hörige, doch ist kein Qrund 
hierfür ersichtlich. Sie waron zweifelsohne den censores untergeordnet, 
welche nur Geld-Zins entrichteten; aber die Entrichtung von Frohn- 
diensten ist mit persönlicher Freiheit vereinbar; sonst hätte überhaupt 
kein Freier im Verhältniss des villenage stehen können. 
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höherem Grade abhängige Bauer (ascriptUius in der Ausdrucks- 
weise des 12. u. 13. Jahrhunderts z. B. Dicd, de Scaccario II 14), 
der sein Grundstück nicht ohne Genehmigung des Oberherm 
verlassen kann. Zuletzt kommt der Leibeigene (senms). Im 
13. Jahrhundert waren diese Unterscheidungen keineswegs 
ausser Gebrauch gekommen; nur die Befugniss, sich unter 
einen neuen Herrn zu stellen cum terra sua war verschwunden, 
da sie mit den lehnsrechtlichen Grundsätzen nicht im Ein- 
klang stand. Die Kategorien: Über homo, ascriptitius und servtis 
hatten noch wohl ausgeprägte, scharf hervortretende Merk- 
male. Die €ucrq>titn qui vülani dkuntur des Dialogus de Scaccario 
(I x) sind wahrscheinlich nicht Leibeigene, sondern hernnter- 
gfekommene Freie. Villenage in hlood existirte nicht nur in 
Büchern, sondern in Wirklichkeit bis in das 1 7. Jahrhundert 
hinein. „Die Königin Elisabeth veranlasste im Jahre 1574 
die Freilassung der meisten Leibeigenen im Gebiete der 
Kron-Güter und es findet sich eine Entscheidung aus dem 
fünfzehnten Jahre der Regierung des James I., in welcher 
es sich um das persönliche Verhältniss des villenage handelte" 
(Elton, Custom and Tenant Right S. 29). Angesichts dieser Nach- 
weise kann man unmöglich annehmen, dass die Stellen bei 
Littleton, die z. B. über villenaje handeln, nur das Zeichen 
juristischer Pedanterie sind, welche ausser Uebung ge- 
kommene Einrichtungen beschreibt, als ob sie noch that- 
sächlich vorkämen.*) 

So weit die Lage der Personen. In Bezug auf die Leihe- 
verhältnisse sollte es heutzutage überflüssig sein Blackstone*s 
Darstellung, nach welcher alle „customary tenures" nach der 
normannischen Eroberung durch die Laune der Grundherren 
entstanden sind. Es mag indessen der Mühe werth sein, die 
Thatsachen übersichtlich darzustellen. 

1. Es ist durchaus kein Grund vorhanden, anzunehmen, 

*) In Bezug auf die häufige bereits frühzeitig vorkommende Um- 
wandelung der Frohndienste in Geldzahlungen vgL Olattonbury Jnquest 
8. 87, 69, 100. Auch die Unterscheidung zwischen regelmässigen und will- 
kürlichen Lasten gibt nicht immer zuverlässigen Aufschluss über die per- 
sönliche Lage der Hintersassen. VgL Peterborottgh Book (Anhang zu Gtron. 
Petrob,, Camden Society 1849 S. 160), wo von sokemen berichtet wird, die ver- 
pflichtet waren, an gewissen Tagen während des Sommers zu thun ^^quidqui'd 
jiuserit dominus^*^. 
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dftss die thatsächlichen Bewirthschafter des Grund und Boden^r 
durch die Eroberung wesentlich gestört wurden, wenn nicht, 
wie in Yorkshire, das Ackerland systematisch verheert wurde, 
um die Bewohner wegen hartnäckigen Widerstands zu strafen 
(Domesday of St, PauCs, Introd. S. XXX). 

2. Hintersassen, die in einem gewohnheitsrechtlichen Ver^ 
hältnisse stehen, finden sich seit Dwnesdtty bis auf unsere Tage, 
ohne dass in ihrer Rechtsstellung irgend eine plötzliche Ver- 
änderung eingetreten ist; es sei denn, dass die endgültige 
Anerkennung ihres Rechts, in den königlichen Gerichtshöfen 
selbst gegen den Oberherm ihre Titel zu vertheidigen, als 
solche angesehen wird. 

3. Die Gewohnheiten selbst haben alle Merkmale eines 
alterthümlichen Ursprungs. Uebertragung durch symbolische 
Feierlichkeiten; manigfaltige Unterschiede in der Erbfolge- 
ordnung, deren Verwandtschaft mit frühzeitigen Gebräuchen, 
die sich in anderen Theilen Europa's erhalten haben, unver- 
kennbar ist; die Protokollirung und Bescheinig^ung der Titel 
in den Hofgerichten, welche die Stelle der alten Volksgerichte 
vertreten; alle diese Thatsachen deuten nicht auf das Lehns- 
wesen, sondern auf einen weit älteren Gesellschaftszustand. 

4. Die Gegend, in welcher Felder, die in Gemeinde- 
nutzimg stehen, am meisten vorkommen, ist, wie sich aus 
Nasse*s Untersuchungen ergibt, auch die Gegend der kleinen 
copyholds. Wir wissen, dass die gemeine Mark zu einer pri- 
mitiven Art der Landwirthschaffc gehört. Wenn dies auch von 
copi/hoJds gilt, so ist es natürlich, dass copyholds sich erhalten 
haben, wo sich die gemeine Mark erhalten hat. Wenn in- 
dessen, wie in den populären Darstellungen angenommen 
wird, die copyholds aus der Zeit nach der Eroberung herrühren, 
80 ist das Zusammentreffen unerklärlich. 

Ooke's Ausspruch, dass die copyholders aus altem Stanmie 
sind, ist wahrer als sein Urheber ahnte. Die ursprünglichen 
Bauern, die ihre Grundstücke in einem gewohnheitsrecht- 
lichen Verhältnisse unter einem Grundherrn innehatten imd 
nicht vornehm genug waren, dieselben unter öffentlicher Be- 
urkundung als freie Eigenthümer vor der normannischen 
Eroberung zu erwerben, um sie nach derselben durch Kon- 
fiskation zu verlieren, sind die Vorgänger der heutigen 
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copyholders; und wir können in den meisten Fällen annehmen, 
dass sie thatsächlich von vom herein im Besitze ihres Grund- 
stücks gesichert waren. Eine bezeichnende Eintragung findet 
sich in Domesday of St, PauVs ed. Haie S. 52 ,, Terre akermarmorum 
qucu dominus potest captre in manu sua cum vult sine iiy'uriis hereditarie 
svceessumis". Da in dem gegebenen Falle die Qrundherrlich- 
koit in den Händen einer kirchlichen Korporation war, so 
muss die Erbfolge, von der die Rede ist, die des Bewirth- 
schafters sein, und es geht daraus hervor, dass, obwohl die 
Leihe theoretisch vom Grundherrn willkürlich aufgehoben 
werden konnte, die Macht desselben thatsächlich durch die 
Ansprüche des Erben des Bewirthschafters eingeschränkt 
wurde. Dies war so im 13. Jahrhundert etwas vor der Zeit, 
in welcher Bracton das Yerhältniss des viüenage als ein durch- 
aus prekäres beschrieb. 

Es soll hier keineswegs behauptet werden, dass alle 
copyholds ursprünglich in gewohnheitsrechtlichen Leiheverhält- 
niss standen. Es ist wohl möglich, dass vielfach eine ur- 
sprünglich knechtische und prekäre Leihe sich im Laufe des 
Mittelalters bis zu einem gewissen Grade zum gewohnheits- 
rechtlichen Besitzstand entwickelte. Es scheint sogar höchst 
wahrscheinlich, dass eine besondere Kategorie von Copyholds 
diesen Ursprung hat; es sind dies die sogenannten Copyholds 
of imperfect tenure^ die in den westlichen Grafschaften noch 
häufig vorkommen (Elton, Custom and Tenant right S. 63). So be- 
zeichnet man copyholds auf Lebenszeit oder auf eine bestimmte 
Reihe von Jahren, bei welchen kein strenges Recht auf Er- 
neuerung und kein bestimmtes Laudemium besteht; wie 
Elton sagt, ergibt es sich „aus der strengen Natur der An- 
sprüche des Herrn und der regfelmässigen Wiederkehr knech- 
tischer Redeweisen", dass sie das Verhältniss fortsetzen, 
„welches den Eingeborenen, die Nichts ihr Eigen nennen 
konnten, aufgezwängt wurde". So lange es auch gedauert 
hat, bis sich der Besitzstand der in einem derartigen Ver- 
hältniss stehenden Bauern eine gewisse rechtliche Geltung 
verschafft hat, so darf man doch annehmen, dass das Ver- 
hältniss schon vor der normannischen Eroberung bestand. 
Es kommt fast nur im westlichen England vor und es wäre 
kein Grund hierfür vorhanden, wenn es für englische Leib- 
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eigene oder heruntergekommene Freie eingeführt worden 
wäre; der Umstand ist indessen sehr wohl erklärlich, wenn 
man annimmt, dass die besiegten Kelten, welche als Hörige 
und Prekaristen auf dem Grund und Boden verblieben, der 
früher ihr Eigenthum war, sich demselben zu unterwerfen 
hatten. Im Osten und Südosten der Inseln wurden die 
keltischen Bewirthschafter des Grund und Bodens erschlagen 
oder zerstreut, und die Uebrig^en, die wohl zu Hörigen ge- 
macht wurden, haben dem neuerrichteten Gemeinwesen keine 
Spuren ihrer früheren Existenz aufgeprägt. Im Westen w^ar 
die englische Eroberung weit weniger streng und schritt 
viel langsamer vorwärts ; immerhin war der Sieg ein gewalt- 
samer und das Verhältniss der blossen Duldung, welches 
nach der ungerechtfertigten Annahme Blackstone's zwischen 
dem Normannischen Herrn und dem englischen Bauern be- 
stand, hat aller Wahrscheinlichkeit nach zwischen dem sieg- 
reichen englischen Einwanderer und den von seinem Speere 
besiegten Kelten in Wirklichkeit bestanden. Es scheint somit 
eine nicht unberechtigte Konjektur, wenn man annimmt, dass 
das knechtische Besitzverhältniss der westlichen Kelten, wenig 
oder gar nicht von der normannischen Eroberung berührt, 
sich im Laufe der Jahrhunderte zu der Form der Leihe um- 
gestaltet hat, welche heute als „cop^hold of imperfect tenure^^ be- 
zeichnet wird. 

Diese Konjektur wird bestätigt durch das statistische Resul- 
tat des Domesday survey (vgl. die Uebersicht im zweiten Band der 
Einleitung von Ellis und die graphischen Darstellungen bei 
Seebohm: English Village Community S. 86). Es ergibt sich aus dem- 
selben, dass das Verhältniss der servi zur Gesammtbevölkerung 
stetig abnimmt, wenn wir, vom Süden und Westen ausgehend, 
uns nach Norden und Osten bewegen. In Comwall, das noch eine 
ganz westkeltische Grafschaft war, und in Gloucestershire^ einer 
zur Hälfte keltischen Grafschaft, bildeten die servi beinahe ein 
Viertel der Gesammtbevölkerung, in Devonshire beinahe ein 
Fünftel, in Shropshire mehr als ein Sechstel, in Dorset und 
Somerset nicht viel darunter und in Hampshire über ein Siebentel; 
in Worcestershire und WiltsTure ist das Verhältniss ungefähr das- 
selbe. Wenn wir uns nun von Westen nach Osten wenden, 
so finden wir eine bemerkenswerthe Veränderung; der Durch- 
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schnitt in den Provinzen Berks, Oxfordshire und Wdrwickshire 
ist etwa ein Achtel; in Leicestershire, Nottinghamshire^ Staffordshire^ 
Norfolk und Suffolk bilden die Leibeigenen nur ein Zehntel 
der Gesammtbevölkerung. In Derhyshire finden sich fast 
keine und in Lincolnshire, Huntingdonshire^ Rutland und ybrkshire 
gar keine Leibeigenen. Im Nordwesten hat Ckeshire einen 
kleinen Bruchtheil weniger als ein Zwölftel. Im Südosten 
scheint die Vertheilung unregelmässig; in Essex bilden 
die Leibeigenen ein Neuntel, in Kent und Surrey etwa ein 
Zehntel, in Sussex weniger als ein Zwanzigstel. Es ist dabei 
allerdings zu berücksichtigen, dass auch die Bodenverhält- 
nisse in Betracht kommen, indem die Leibeigenen natürlicher- 
weise zur Bewirthschaftung des unfruchtbareren Bodens und 
als Hirten in den mehr oder wenig gelichteten Forsten ver- 
wandt wurden. Jedenfalls ist das Durchschnittsverhältniss 
im Osten weit geringer als im Westen. Mit einem Worte, 
je vollständiger die englische Niederlassung ist, desto ge- 
ringer ist die Zahl der Leibeigenen. Diese Thatsachen unter- 
stützen die Annahme, dass das Besitz verhältniss, das sich 
zum copyhold of imperfect tenure entwickelt hat, keltischen Ur- 
sprungs ist. 

Wie die königlichen Gerichte dazu kamen anzunehmen, wie 
dies bereits im Anfange des vierzehnten Jahrhunderts geschah 
(vgl. Year Books 30 u. 31 Edward I, 168), dass in Kent kein 
villenage existirte, ist ein ungelöstes Räthsel. Man ging sogar 
so weit, die persönliche Freiheit eines Mannes als erwiesen 
zu erachten, wenn Belege dafür beigebracht wurden, dass 
er in Kent geboren sei „quia esset impossibile servum proer eare 
liberum'' {Year Books 33 Ed. I, 15). In Kent selbst war man in- 
dessen anderer Ansicht, denn das villenage existirte daselbst 
noch viel später (vgl. Somner Treatise on GavdUnd S. 73—75); 
auch wäre das vollständige Verschwinden der in Domesday 
registrirten IQasse der Leibeigenen in etwa zwei Jahr- 
hunderten schwer erklärlich. Dass die Gerichtshöfe ausser- 
halb von Kent das Gegentheil annahmen, ist ein eigenthüm- 
licher Beweis für das rasche Wachsthum und die bereit- 
willige Annahme von Fiktionen, selbst wenn dieselben 
leicht durch Thatsachen widerlegt werden können. 

Seebohm's Ansicht über die Grundherrlichkeit weicht nur 

Pollock, Grundbesitz in England. 18 
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insofern von der Ansicht Blackstone*s ab, als er die Ent- 
stehung der copyholds in eine frühere Zeit verlegt. Die Er- 
örterungen dieses Schriftstellers leiden indessen an dem 
Umstand, dass er die oben betonte Unterscheidung zwischen 
der persönlichen Lage der Bauern und dem LeihverhäJtniss, 
in welchem ihre Güter standen, nur in sehr ungenügender 
Weise berücksichtigt. Auch vernachlässigt er die juristische 
Seite der Grundherrlichkeit, und gerade diese widerstreitet 
seiner Theorie am meisten. Es ist zu beachten, dass schon 
in der Zeit von Domeaday und wohl auch früher das Hof- 
gericht (coiart baron) mit freien Bauern (freehold tenants) besetzt 
sein musste, und diese Nothwendigkeit ist unvereinbar mit 
der Annahme, dass sich die Grundherrlichkeit aus der Herr- 
schaft über die Hörigen entwickelt hat. Es soll damit keines- 
wegs gesagt werden, dass das Hofgericht in einem „marh-moot^ 
seinen Ursprung hat. Dasselbe war vielmehr allem Anschein 
nach ein neues und unabhängiges Gericht, wirksamer und 
zugänglicher als das Volksgericht, an dessen Stelle es trat, 
wenn überhaupt ein regelmässiges Gericht, dessen Zuständig*- 
keit über einen kleineren Bezirk als über das hundred sich 
erstreckte, bestand. Keinenfalls wurde ein derartiges Gericht 
mit dem Namen mark-moot bezeichnet. 

J. E. Scrutton {Commons and Common Fields)^ Cambridge 1887) 
stimmt bis zu einem gewissen Grade mit Seebohm überein. 
Er ist der Ansicht, dass freie Besitzthümer, welche unter der 
gutsherrlichen Gerichtsbarkeit stehen, wie sie sich im 13.. 
und 14. Jahrhundert vorfinden, von wirklichen Schenkungen 
herrühren, welche an den neuen Herren nach der nor- 
mannischen Eroberung gemacht wurden. 

Es scheint allerdings zweifelhaft, ob die Gerichtsbarkeit 
des Herrn über die freien Bauern ursprünglich mit der 
Grundherrschaft in Zusammenhang stand. Die Unterwerfung 
unter die Gerichtsbarkeit eines Herrn scheint vielmehr in 
England wie anderswo eine allgemeine Folge des Lehns- 
wesens gewesen zu sein. Das Problem, das in Wahrheit der 
Lösung harrt, ist die Bestimmung der Zeit, in welcher der 
eigentliche customary court d. h. das Gericht für die Hintersassen 
des herrschaftlichen Gutsbezirks : die — copyhMersy sich mit dem 
court baron d. h. dem Gericht für die freien Grundeigenthümer« 
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welche unter der Gerichtsbarkeit des Herrn standen, yer- 
einigte und seine jetzige anerkannte Gestalt annahm. In den 
Protokollen aus früher Zeit werden die beiden Gerichtshöfe 
gewöhnlich ohne besondere Unterscheidung cuna%a^is genannt. 
Yinogradoff'S Werk, das die Quellen in selbständiger 
Weise benutzt und bis jetzt nur in russischer Sprache er- 
schienen ist, wird demnächst im Verlage der Oxford University 
Press in englischer Sprache veröffentlicht werden. Die Aus- 
gabe wird vom Verfasser selbst herausgegeben und enthält 
zahlreiche Zusätze. Vgl. auch: Maxime Kovalevsky: Early EngUsh 
djond Tenures Law qwwterly Review FV. 266 ff.; fF. «A Ashley: An 
introduction to EngUsh economic history, London, 1888, cap. 1. 

Anmerkung D. 

Entwickelung des Erstgeburtsrechtes bei Bauergutern. 

Es fehlt noch eine befriedigende Erklärung über die Aus- 
dehnung des Erstgeburtsrechts auf die Bauergüter. Zur 
Zeit Glanviirs war die Theilung unter die Söhne noch bei 
diesen Gütern — den socage lands — die Regel. Das Erst- 
geburtsrecht, als gemeines Recht für England, wird als deti 
Kitterlehen eigenthümlich bezeichnet (VII C. 1). In Bezug 
auf das Gut „eines freien soc^man" muss man untersuchen, 
ob es nach altem Gebrauch theilbar war. Wenn dies der 
Fall ist, theüen die Söhne in gleichen Theilen; nur erhält 
der älteste Sohn das Hauptwohnhaus, muss aber die anderen 
entschädigen. Ist das Land nicht theilbar, „dann soll nach 
der Gewohnheit einiger der älteste Sohn die ganze Erbschaft 
haben, nach der Gewohnheit anderer der jüngste Sohn". 
Hier erscheinen also Erstgeburtsrecht und Minorat als gleich- 
berechtigte Ortsgebräuche. Der beste Beleg für das Erst- 
geburtsrecht als Ortsgebrauch findet sich im Falle gewisser 
Bauern unter dem Prior von Canterbury, welche l^eri sok- 
mamd genannt wurden, die aber ihr Land unter einigen knech- 
tischen Bedingungen besassen (Elton Temxres of Kent 106). In 
einzelnen FäUen wird auch der ältesten (manchmal auch der 
jüngsten) Tochter der Vorzug gegeben (Elton, Custom and 
Tenant Righf, Appendix D). Hier ist es klar, dass das Lehns- 
wesen keinen Einfluss gehabt hat. 

18' 



276 APPENDIX. 

Bei Bracton findet sich bereits ein charakteristischer 
Unterschied. Man hat noch im besonderen Falle zu fragen, 
ob das Gut nach altem Gebrauch theilbar ist oder nicht. 
Wenn kein Gebrauch nachgewiesen wird, so kommt ohne 
Weiteres das Erstgeburtsrecht zur Geltung. Oertliche Ge- 
bräuche sind nur zu berücksichtigen, wenn es sich um 
villein tenure handelt Fleta gibt eine nahezu wörtliche Wieder- 
gabe von Bracton's Darstellung (1. 5 c. 9. § 15). Wir können 
Bracton's Angaben nicht unbedingt als den Thatsachen ent- 
sprechend ansehen, da sie sicher zu weit gehen ; man könnte 
aus ihnen folgern, dass bei freien Grundstücken nirgends 
das Minorat bestand, während es thatsächlich existirt haben 
muss, da es bei Littleton erwähnt wird und sich noch heute 
vorfindet. Wir lernen deshalb aus Bracton nur, dass die 
Juristen des dreizehnten Jahrhunderts in ihrem Eifer für 
das Erstgeburtsrecht geneigt waren, weiter zu gehen, als das 
Recht und die Gewohnheit ihrer und sogar unserer Tage. 

Aus der Darstellung Bracton's kann man nicht entnehmen, 
ob bei Bauergütem die Theilbarkeit oder das Gegentheil 
präsumirt wurde. Eine Entscheidung aus dem Jahre 1200 
zeigt jedenfalls, dass ersteres nicht der Fall war. Der Be- 
richt über dieselbe lautet wie folgt: 

,jRutland. Gilebertus de Beivill petit versus WilleJmum de Beivill 
duas virgatas terre cum pertinentiis in Gunetorp que eum [«ic/J contin- 
gunt de socagio quod fuit patris eorum in eadem villa. Willelmus de- 
fendit quod socagium illud numquam partitum fuit nee debet partiri et 
hoc offert defendere etc. Quia Gilebertus nvllam probam produxit con- 
sidercUum est quod Wülelmus eat inde sine die et quieius." {Placita de 
term. S. Mich. 2 Joh. Abbrev. PUtcitorum p. 28 b. Vgl. Kenny, Essay on 
Primogeniture S. 20). 

Die Entscheidung beweist nicht gerade, dass eine Prä- 
sumtion zu Gunsten des Erstgeburtsrechts bestand. Es ist 
ebensoleicht möglich, dass man die Gewohnheit im einzelnen 
Falle als eine thatsächliche Frage ansah, die nach der gewöhn- 
lichen Hegel vom Kläger nachgewiesen werden musste, und 
dass also der ältere Sohn, wenn er Kläger gewesen wäre, 
auch gezwungen gewesen wäre, nachzuweisen, dass nach 
der Gewohnheit des Orts das Erstgeburtsrecht massgebend 
gewesen sei. 
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Jedenfalls hat das Erstgeburtsrecht im dreizehnten Jahr- 
hundert i^osse Fortschritte gemacht. Vor dem Ende dieses 
Jahrhunderts wurde dasselbe als Theil des gemeinen Rechts 
bezeichnet Im Jahre 1292 heisst es: »an einigen Orten 
stehen die Bauergüter ebenso wie andere Güter unter dem 
gemeinen Recht" und die Gebräuche der Grafschaft Kent 
werden bereits als eigenthümlich bezeichnet (Year Books 20 
Ed. 1. — Record Office Series SS. 327, 329). Die Theilbarkeit be- 
stimmter socage lands wurde aber damals und auf einige Jahre 
später noch immer als eine im besonderen Falle zu ent- 
scheidende thatsächliche Frage angesehen (30Ed. I S.50 [1302]). 
Es geschah indessen, wahrscheinlich bald nachher, dass in 
Folge der erhöhten Strenge der Beweisregeln, die Theilbar- 
keit überall ausser in Kent beseitigt wurde, lieber die ein- 
zelnen Stufen dieser Entwickelung fehlt es noch an positivem 
BeweismateriaL 
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veralteter Institutionen aufzuräumen angefangen; und das 
Ergebniss dieser Refonii ist ebensowohl eine Umgestaltung 
der Gerichtsverfassung der obersten Reichsgerichte, als eine 
wesentliche Vereinfachung des Verfahrens. 

Während wir nun von der gegenwärtigen englischen 
Gerichtsverfassung und der damit zusammenhängenden 
Justizverwaltung eine von Rudolf Gne ist's Meisterhand 
gezeichnete Skizze in seinem „englischen Verwaltungs- 
recht'' besitzen, fehlte es bisher gänzlich an einer auf 
deutsche Leser berechneten Darstellung des Heutzutage gel- 
tenden englisclien Civilprozessverfahrens. Dasselbe aber 
aus den englisclion Quellen selbst, den zahlreichen auf ein- 
ander gei)fropfton Gesetzen, den von den Gerichten erlassenen 
Ausführungsverordnungen, der umfangreichen Literatur und 
der kaum zu bewältigenden Masse der Rej)orts über die 
praktischen Rechtsfälle kennen lernen zu wollen, würde nur 
mit Aufwand äusserster Mühe möglicli sein und auch nur 
unter der Voraussetzung, dass mit diesem Studium sich ein 
eingehender Einblick in die praktische Handhabung des 
Verfahrens an Ort und Stelle verbinden liesse. Theoretisch- 
wissenschaftliche Lehr- und Handbücher des Prozessrechts 
sind den Engländern unbekannt; die das Prozessverfahren 
behandelnden Schriftsteller wollen ausschliesslich für die 
dortigen Praktiker schreiben und pflegen über der Fülle 
kasuistischer Einzelheiten fast durchweg der Methode wissen- 
schaftlicher Behandlung zu entbehren. 

Jene Lücke ist nun jüngst in erfreulicher Weise durch 
das hier besprochene Werk von Ernst Schuster: „Die 
bürgerliche Rechtsijflege in England" ausgefüllt 
worden, welches in dei' That würdiger von Niemand anders 
als dem bewährtesten Kenner der englischen Rechtseinrich- 
tungen eingeführt zu werden verdiente. Der Verfasser, 
durch langjährigen Aufenthalt im Lande selbst und ein- 
gehendes Studium des englischen Rechts und der dortigen 
Praxis wie wenige vorbereitet, hat sich schon als Mitarbeiter 
der „Law Quarterly Review" durch eine Reihe schöner Ar- 
beiten unter den englischen Juristen verdiente Anerkennung 
verschafft, und sein vorliegendes Werk ist ganz dazu an- 
gethan, eine gleiche Anerkennung ihm in^seinem Vaterlande 
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zu erwerben. Bei völlij^-er Beherrscluiiig und scharfer Uin- 
, giviv/Ain^ des darzustellenden Stoffs, «genauester überall 
hervortretender Verwerthun^ des Quellenmaterials und in 
knaj)i)ei' ])räziser, durchsichtiger und zugleich sehr an- 
sprechender Dai'stellunj^ führt uns die sachkundige Hand 
des Verfassers Trep]) auf Trepj) ab durch alle Theile. Korri- 
dore, Gäni^'e, Flügel jenes alterthümlich angelegten, labyrin- 
tisch verzwickten Baues, wie er selbst treffend das englische 
Civil proz(>ssverfahren bezeichnet hat, lehrt uns dasselbe aufs 
g('Uiiu(»sl(> kennen, ohne uns durch zu grosses Detail zu er- 
Hiüden, löst scheinbaj^ irjiine Mühe die .verwickeltsten uud 
schwiei'igsten ProbleliiV lind lässt das Gefühl zurück, dass 
jener berüclitigte englische Prozess doch gar nicht so 
schlimm sei, wie man gewöhnlich anzunehmen geneigt ge- 
wescMi. Dabei beschränkt der Verfasset' sich auf die Dar- • \ 

Stellung des jetzt geltenden Rechtszustauds und vermeidet i 

mit gutem Grunde ein näheres Eingehen auf die geschicht- 
liche Entwickelung, ausser wo es zum Verständniss jenes 
unbedingt geboten erscheint." — — • 

(Zeitschrift für Handelsrecht. Bd. XXXV. (18S9.) :\/\.) { 



«»• 



Französisches imd En glisches 

Handelsrecht 

im Anschluss i 

I 

an (las i 

Allgemeine l^eutsche Haudeli^^ctzbiidt. ! 

Von 

W. Späing, 

Amtsiicliter in Berlin. 

188S. VlII u. :u\S S. 8". Geh. M. 8,—, Geb. M. 9,—. 



1 



Vorlag von Franz Vahlen in Berlin j ^ 

W., Mohren Strasse 13/14. | 



v.-> \ 



Wilhvlm «ironaus Bnch'liuckiiiMJ in Bi'rlin \V, 



. i t .t\ 






-»,.J jl.L.fc .1. 



3 610S 044 269 079 




